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E R S T E R  T E I L :
Berichte
vorgelegt dem Dritten Kongreß der S. A. I. 
Brüssel, August 1928.
A. Politische Übersicht.
1. Die politische Weltlage und die S. A. I.
Während des Weltkrieges verfiel die Arbeiterklasse vielfach 
einer Überschätzung der Stabilität des kapitalistischen Systems. 
Die militaristische Machtentfaltung, aber auch die gewaltige wirt­
schaftliche Organisation, die die kriegführenden Staaten zustande 
brachten, ließen sie als schier unüberwindliche Macht erscheinen. 
Als der Militarismus der einen Seite geschlagen war, die Throne 
stürzten und alle alten Mächte ins Wanken kamen, trat zuerst in 
den Ländern der Besiegten ein Umschlagen jener Stimmung der 
Arbeiterklasse in ihr Gegenteil ein. So wie der Kapitalismus wäh­
rend des Krieges unerschütterlich erschien, so entstand nun die 
Überzeugung, daß der gewaltige Umsturz, den der Krieg gebracht 
auch seine letzte Stunde bedeuten müßte. Als sich die Folgen des 
Krieges in einer Arbeitslosigkeit von früher nie gekannter Ausdeh­
nung und in der Erschütterung der gesamten Ökonomie offenbarten, 
ergriff auch die Arbeiterschaft der Siegerstaaten in immer stärke­
rem Umfang der Zweifel an der Stabilität des kapitalistischen 
Systems.
Gegenüber diesen Stimmungen und ihren Schwankungen hatte 
die sozialistische Arbeiterbewegung immer wieder auf das ernsteste 
die Schicksalsfrage zu prüfen, ob aus der Katastrophe des Welt­
krieges direkt der Zusammenbruch des kapitalistischen Systems 
hervorgehen werde, oder ob trotz der gewaltigen wirtschaftlichen 
Erschütterungen, trotz der Gährung in den Massen, die seinen Un­
tergang erhofften und beschleunigen wollten, es wieder zu seiner 
Konsolidierung und Erholung kommen werde. Gegenüber dem ge­
waltigen historischen Prozeß, der sich da vollzog, ist der Wille der 
Arbeiterklasse ein wichtiger, aber doch nur e i n Faktor. Es war 
daher immer die Aufgabe, aus der Gesamtlage der Weltökonomie 
und aus dem System politischer Spannungen zwischen den Staaten, 
das sich als Resultat des Krieges ergab, die schließlich sich durch­
setzenden Entwicklungstendenzen zu erkennen und ihnen gemäß 
die Taktik der Arbeiterklasse einzustellen.
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Waren die ersten Jahre nach dem Weltkriege von schweren, 
sich rasch wiederholenden Erschütterungen durchbebt, so zeigte 
sich im Laufe der Zeit ganz deutlich ein Abklingen dieser Stöße, 
die seltener und schwächer wurden. Es wurde immer sicherer, daß 
es dem kapitalistischen System gelingen werde, sich aus der Kata­
strophe des Weltkrieges zu retten und daß daher die Arbeiterklasse 
zunächst mit einer Periode der Stabilität des kapitalistischen Sy­
stems zu rechnen habe. Der Hamburger Gründungskongreß der 
Sozialistischen Arbeiter-Internationale war der Ausdruck der Er­
kenntnis, daß alle Kräfte der Arbeiterklasse zusammengefaßt wer­
den müssen, die gewillt sind, diese Periode auszunützen zur Wie­
derherstellung und Steigerung der organisatorischen Geschlossen­
heit und Aktionsfähigkeit des Proletariats. Diese Erkenntnis bedeu­
tete gleichzeitig, daß das Spiel mit der Hoffnung, der Weltkrieg 
werde sich, trotz aller gegenteiligen Entwickelungstendenzen, doch 
noch in einer entscheidenden Katastrophe auswirken, als roman­
tische Träumerei, die der Arbeiterklasse nur Niederlagen bringen 
Jconnte und gebracht hat, bekämpft werden mußte.
War diese Situation zur Zeit des Hamburger Kongresses noch 
immer Zweifeln unterworfen, zu denen die Besetzung des Ruhr­
gebietes mächtig beitrug, so hat sich in der Periode, über die wir 
hier zu berichten haben, in der Periode seit dem Marseiller Kon­
greß (August 1925), die Richtigkeit der Perspektive, die die Sozia­
listische Arbeiter-Internationale seit ihrer Gründung leitete, vollauf 
erwiesen.
Die Stabilisierung der französischen Währung (Juni 1928) bildet 
den Abschluß einer Entwicklung, in der es der Bourgeoisie nahezu 
überall gelang, die Kriegskosten auf das Proletariat zu überwälzen 
und — in der Regel mit Hilfe des ausländischen, insbesondere ameri­
kanischen Finanzkapitals — die finanziellen und technischen Vor­
aussetzungen der Sanierung der Staatsfinanzen herzustellen. Die 
Stabilisierung der Währungen schließt die Periode der schweren 
staatsfinanziellen Erschütterungen ab, die fast überall von tief­
gehenden ökonomischen und politischen Krisen begleitet waren.
Zugleich ist aber auch eine allgemeine Belebung des Wirtschafts­
prozesses zu verzeichnen, zu der die Stabilisierung der Währungen 
in gewissem Maße die Voraussetzungen mithergestellt hat. Der 
wirtschaftliche Aufschwung ist vor allem in Deutschland, aber auch 
im übrigen Mitteleuropa, in der Schweiz, in Österreich und der 
Tschechoslowakei deutlich wahrnehmbar, wenngleich er nicht hin­
reichend großen Umfang erlangt hat, um das gesamte Heer der 
Arbeitslosen wieder in den Wirtschaftsprozeß einzufügen. Denn zu­
gleich hat die Rationalisierung der Betriebe große Massen von Ar­
beitern arbeitslos gemacht und damit die Wirkungen der Konjunk­
tur im Hinblick auf die Arbeitslosigkeit zum Teil aufgehoben. In 
anderen Ländern, wie Großbritannien, hat der wirtschaftliche Auf­
schwung die Stabilisierungskrise, die dort neben anderen Ursachen
der Wirtschaftskrise sicherlich noch immer eine große Rolle spielt, 
erleichtert und hat in Frankreich die infolge der Stabilisierung der 
Währung zu erwartende Arbeitslosigkeit in ihrem Ausmaß verrin­
gert. Die Steigerung der Arbeitslosigkeit in Italien, deren Erkennt­
nis selbst faszistische Fälschungen nicht zu verhindern vermögen, 
hat neben der Stabilisierung der Währung ihre besondere Ursache 
in dem durch den Faszismus krankhaft veränderten italienischen 
Wirtschaftsaufbau.
Beide Erscheinungen, die Stabilisierung der Währungen und der 
Aufschwung des Wirtschaftslebens haben dazu beigetragen, das 
Selbstbewußtsein der Bourgeoisie gewaltig zu steigern. Sie sind 
die ökonomischen Voraussetzungen der Steigerung der politischen 
Kraft der Bourgeoisie, die sich während der Berichtsperiode in 
zahllosen Anzeichen bemerkbar machte.
Die wirtschaftliche Entwicklung hat die Arbeiterklasse in die 
Verteidigungsstellung gedrängt. Es galt in der Berichtsperiode, vor 
allem jene sozialpolitischen Errungenschaften zu verteidigen, die in 
den Sturmjahren nach dem Kriege durch die Arbeiterklasse erobert 
worden waren. Diese Defensive ist, wie sich heute feststellen läßt, 
im großen ganzen erfolgreich gewesen, wenn auch leider einige 
schwere Niederlagen zu verzeichnen sind. Sie gingen nicht zum 
geringsten Teil direkt oder indirekt aus den romantischen Fehl­
schlüssen jener hervor, die von jedem Ereignis den entscheidenden 
Sieg der proletarischen Weltrevolution erwarten. Das größte und 
schmerzlichste Erlebnis in dieser Richtung war der Generalstreik 
und der Bergarbeiterstreik in England. In dem Augenblick, als es 
feststand (4. Mai 1926), daß es wirklich zum Generalstreik komme, 
hat das Sekretariat der S. A. I. ein Telegramm an den Internatio­
nalen Gewerkschaftsbund in Amsterdam gerichtet, in dem es heißt:
„Bei Ausbruch des größten gewerkschaftlichen Kampfes, den die Welt 
bisher gesehen, ist das sozialistische Proletariat aller Länder einig in 
dem heißen Wunsch, daß das schwere gefahrvolle Ringen der englischen 
Arbeiter zum siegreichen Erfolg führe, einig in dem entschlossenen Willen, 
alle Kräfte aufzubieten, um seine internationale Solidarität moralisch und 
materiell zu bekunden. Die Sozialistische Arbeiter-Internationale wird 
ihre Aktion führen im festen Einvernehmen mit dem Internationalen Ge­
werkschaftsbund, der die internationale Strategie dieses gewerkschaft­
lichen Kampfes zu bestimmen hat.“
Eine Woche später, am 11. Mai, trat das Büro der S. A. I. in 
Amsterdam zu einer Sitzung zusammen, in der es folgenden Aufruf 
beschloß:
An die sozialistischen Arbeiterparteien aller Länder!
Die britische Arbeiterklasse steht in einem Kampfe von geschicht­
licher Bedeutung. Es ist selbstverständliche Pflicht der Arbeiter aller 
Länder, sie mit ganzer Kraft zu unterstützen.
Die Führung dieser Solidaritätsaktion obliegt dem I. G. B. Die S. A. I. 
fordert die ihr angeschlossenen Parteien auf, die gewerkschaftliche 
Aktion mit aller Kraft zu fördern, ihre Organisationen und ihre Presse 
in den Dienst dieser gewerkschaftlichen Aktion zu stellen.
Das Büro der S. A. I. hat beschlossen, die für den 10. Juni in Aussicht 
genommene Aktion für den Mateotti-Fonds auf die erste Juliwoche zu
verschieben, um im gegenwärtigen Augenblick alle Kräfte auf die Soli­
daritätsaktion für die britischen Arbeiter zu konzentrieren.
Es lebe der Kampf der britischen Arbeiter!
Es lebe die internationale Solidarität!
Das Büro der Sozialistischen Arbeiter-Internationale.
Die Arbeiter aller Länder haben für die Kämpfe in England ge­
waltige Opfer gebracht, die zum Teil auf Jahre hinaus ihre finan­
zielle Leistungsfähigkeit einschränken. Am schwersten lastete und 
lastet dieser Riesenkampf auf der englischen Arbeiterklasse. So 
erhebend diese außerordentliche Manifestation proletarischer Soli­
darität auf die Arbeiterbewegung wirkte, so bedrückend ist ande­
rerseits die Notwendigkeit des Bekentnisses, daß es taktische Fehler 
waren, die vermieden hätten werden können, aus denen nicht nur 
die Niederlage der Bergarbeiter, sondern auch ein Rückschlag für 
die gesamte gewerkschaftliche Bewegung Englands und indirekt 
auch anderer Länder hervorging. Es ist hier nicht der Ort, dieses 
Problem in allen seinen Verzweigungen zu untersuchen, aber es 
steht wohl fest, daß, wenn die englischen Bergarbeiter bereit ge­
wesen wären, den Generalstreik nach den allgemeinen Regeln ge­
werkschaftlicher Taktik mit einem Teilerfolg abzuschließen, jener 
Riesenkampf als ein Aktivposten der internationalen Arbeiterbewe­
gung zu buchen wäre. Inwieweit in die eigenartige Mentalität der 
englischen Bergarbeiter die von Moskau genährte Romantik, daß 
dieser Kampf die revolutionäre Eroberung der Macht durch die eng­
lischen Arbeiter bringen müsse, hineinspielte, wird sich wohl nie­
mals mit vollkommener Klarheit feststellen lassen. Daß aber diese 
Romantik bestand, und daß aus dieser vollständig falschen Ein­
schätzung der historischen Möglichkeiten nicht nur eine der schwer­
sten Niederlagen der bolschewistischen Taktik, sondern leider auch 
ein unheilvoller Einfluß im Sinne der Weiterführung des Kampfes 
bis zum Verbluten entsprang, unterliegt keinerlei Zweifel.
Diese Niederlage hatte sich noch nicht in allen ihren Konse­
quenzen ausgewirkt, als Moskau bereits mit einer neuen roman­
tischen Idee vor die Arbeiter trat. War die Revolution in England 
selbst gescheitert, so sollte nun das britische Weltreich durch den 
Sieg des Bolschewismus in China aus den Angeln gehoben werden. 
Wieder war es die grundlegende Verkennung der historischen Mög­
lichkeiten, die dieser Romantik eine furchtbare Niederlage zuteil 
werden ließ, die Massen chinesischer Arbeiter mit dem Leben zu 
bezahlen hatten, und die durch die Illusionen, die sie erregte, auch 
geeignet war, die Arbeiterbewegung aller Weltteile von der Er­
füllung ihrer wirklichen Aufgaben abzulenken. Gegenüber dieser 
Romantik, die sich so bitter vor allen an Moskau selbst rächte, hat 
die S. A. I. von Beginn dieser Periode des chinesischen Bürgerkrie­
ges an, sich bemüht, die wirklichen Entwicklungstendenzen klar zu 
stellen. Ihre Sympathie und Solidarität für die nationale Freiheits-
bewegung in China kam im Mai-Aufruf 1927 folgendermaßen zum 
Ausdruck:
Im Vordergrund der weltpolitischen Ereignisse steht das Erwachen 
des chinesischen Volkes, sein
g e w a l t i g e r  K a mp f  um d a s  R e c h t  a u f  v o l l e  S e l b s t ­
b e s t i m m u n g .
Er erfüllt mit Freiheitshoffen die Seelen der unterdrückten Völker aller 
Farben und aller Rassen und zeigt den Imperialisten aller Länder: 
d ie  E p o c h e  k o l o n i a l e r  A u s b e u t u n g  g e h t  zu E n d e !
„Das, was in China geschieht, ist d e r  e r s t e  A n f a n g  d e r  g r o ­
ß e n  M e u t e r e i  d e r  l e t z t e n  g r o ß e n  R e s e r v e a r m e e  d e s  
K a p i t a l i s m u s  und deswegen, Genossen, ist, was dort geschieht, 
unsere eigenste Sache und deswegen wollen wir den Arbeitern dort 
drüben unseren Gruß schicken!“ In richtiger Vorahnung künftiger Er­
eignisse wurde diese Erkenntnis vor zwei Jahren unter dem stürmischen 
Jubel des ganzen K o n g r e s s e s  d e r  S o z i a l i s t i s c h e n  A r b e i ­
t e r - I n t e r n a t i o n a l e  i n M a r s e i l l e  ausgesprochen; heute ist 
sie zum G e m e i n g u t  d e r  A r b e i t e r k l a s s e  der ganzen Welt ge­
worden. Soviel Zwiespalt es innerhalb des Proletariats über den besten 
Weg zu seiner Befreiung auch geben mag, in der
S y m p a t h i e  u n d  S o l i d a r i t ä t  f ü r  d i e  n a t i o n a l e  
F r e i h e i t s b e w e g u n g  i n C h i n a  
besteht volle Einigkeit.
Ein Drittel der Erdkugel liegt zwischen London und Schanghai. Wir 
können der Revolution, in deren vordersten Reihen die chinesischen 
Proletarier kämpfen, keine unmittelbare Hilfe leisten. Aber wir können 
sie unterstützen durch unsere Aktion in der Heimat der imperialistischen 
Ausbeuter. Sie verfügen über die Machtmittel des Staates, für sie ist 
der Weg nach China offen, sie hoffen noch immer, mit Pulver und Blei 
die schmähliche Schande ihrer „Konzessionen“ und „Exterritorialitäts­
privilegien“ zu behaupten. Und deshalb demonstrieren wir an diesem 
1. Mai neuerlich für die sofortige
R ü c k b e r u f u n g  d e r  f r e m d e n  T r u p p e n  u n d  
K r i e g s s c h i f f e  a u s  C h i n a !
Die Exekutivsitzung in Paris vom Februar 1927 war zum größten 
Teil dem Problem China gewidmet. Im Namen der chinesischen 
sozialdemokratischen Partei, die der S. A. I. angeschlossen ist, legte 
Genosse Y a n g K a n t a o ein ausführliches Memorandum über die 
Lage in China vor, das er in eingehender Rede begründete. Diese 
Darlegungen, die im Abschnitt „China“ dieses Berichts wieder­
gegeben sind, wurden durch den Verlauf der Ereignisse restlos 
gerechtfertigt. Die Exekutive beschloß nach eingehender Debatte 
einen Aufruf an die Arbeiter aller Länder, in dem es heißt:
Die imperialistischen Großmächte, an ihrer Spitze Großbritannien, 
schicken immer mehr Kriegsschiffe und Truppen nach China; trotz der 
Opposition der gewählten Mitglieder der gesetzgebenden Versammlung 
Indiens werden indische Soldaten, Unterworfene gegen Unterworfene, 
nach China geschickt. Andererseits enthalten sich, während Großbri­
tannien Verhandlungen über die Revision der ungleichen Verträge ein­
geleitet hat, die anderen Großmächte, auf ihre Gelegenheit lauernd, jeder 
Antwort auf die Forderungen der chinesischen Revolution. Internationa­
les Kapital unterstützt die Generale der Konterrevolution in China. Reak­
tionäre Kräfte wollen die chinesische Revolution als Vorwand gebrauchen, 
um die diplomatischen Beziehungen zur Sowjetunion abzubrechen. Aus 
dem Bürgerkrieg in China drohen Ereignisse hervprzugehen, die den 
Frieden der Welt gefährden können.
Keiner Armeen, keiner Flotten bedarf es, um das Leben und den Han­
del der Fremden in China zu beschützen. Die Fremden werden sicher 
sein, sobald nicht mehr fremde Unterdrückung den Haß des chinesischen 
Volkes hervorrufen wird.
Vereinigt darum, Arbeiter, Sozialisten aller Länder, Eure Stimme mit 
der Stimme der britischen Arbeiterpartei, die darum kämpft, China seine 
Stellung unter den sich selbst regierenden Nationen zu erringen!
Unterstützt nach Kräften die nationale und demokratische Befrei­
ungsbewegung des chinesischen Volkes als Voraussetzung der Befreiung 
des Proletariats!
Fordert überall:
Rückberufung der fremden Truppen und Kriegsschiffe!
Uneingeschränkte Souveränität für das chinesische Volk!
Aufhebung aller ungleichen Verträge!
Aufhebung der Konzessionen und der Exterritorialitätsprivilegien!
Unabhängigkeit des chinesischen Zoll- und Postregimes!
Einige Wochen später, am 3. April 1927, als das erweiterte Büro 
der S. A. I. mit dem Vorstand des I. G. B. zu einer Sitzung zusam­
mentrat, wurde nach eingehender Diskussion der Ereignisse in 
China folgende Resolution beschlossen:
Die Vorstände des Internationalen Gewerkschaftsbundes und der So­
zialistischen Arbeiter-Internationale stellen fest, daß die Ereignisse in 
China eine ernste Wendung genommen haben. In Nanking und in 
Schanghai haben sich blutige Zwischenfälle ereignet. In Nanking hat 
ein Bombardement durch fremde Schiffe zahlreiche Opfer unter den 
Chinesen gefordert. In Schanghai wurden zum Schutze der Konzessio­
nen Maßnahmen ergriffen, die bewaffnete Konflikte zwischen den Trup­
pen der Mächte und den kantonesischen Truppen herbeiführen können, 
und die Absicht, den Yang-Tse zu blockieren, kann eine weitere Ver­
schärfung der Lage erzeugen.
Alle diese Ereignisse erfordern zugleich den Protest und die Wach­
samkeit der Arbeiterklasse.
Die Vorstände des Internationalen Gewerkschaftsbundes und der So­
zialistischen Arbeiter-Internationale geben der Solidarität der organisier­
ten Arbeiterklasse der Welt für den Kampf des chinesischen Volkes Aus­
druck. Es führt diesen Kampf, um das feudale Regime in China zu zer­
stören, seine nationale Einigung auf demokratischer Grundlage zu er­
langen und gegen die „vertragsberechtigten“ Mächte seine politische Un­
abhängigkeit, seine Freiheit auf dem Gebiete des Zoll- und Finanzregimes 
und seine soziale Emanzipation zu erobern.
Die Vorstände rufen die Gewerkschaften und die sozialistischen Par­
teien der beteiligten Länder auf, ihre Agitation fortzusetzen und zu stei­
gern für
a) die Aufhebung der Exterritorialitätsprivilegien,
b) den Verzicht auf die Konzessionen,
c) die Rückberufung der Truppen und Kriegsschiffe, die entsendet wur­
den, um diese ungerechten Privilegien zu verteidigen.
Um das Unheil eines großen Krieges zu verhindern, müssen V e r ­
h a n d l u n g e n  auf der Grundlage der Anerkennung des Rechtes Chinas 
auf nationale Unabhängigkeit sofort aufgenommen werden.
Der I. G. B. und die S. A. I. fordern die organisierten Arbeiter auf, 
gegen den Krieg mit China mit allen in ihrer Macht stehenden Mitteln 
anzukämpfen.
Sie richten die Aufforderung an die sozialistischen Fraktionen in 
ihren Parlamenten, den Kampf gegen die imperialistische Politik ihrer 
Regierungen fortzusetzen und gegen alle Anforderungen finanzieller 
Mittel zum Zwecke militärischer Operationen in China zu stimmen.
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Die Sitzung der Exekutive von Februar 1927 stand nicht nur 
unter dem Eindruck der Kriegsgefahr, die von China ausging. Auch 
in Amerika und in Europa zeigten sich bedrohliche Zuspitzungen. 
Der Aufruf vom Februar 1927, von dem wir einen Teil bereits wie­
dergegeben haben, fährt daher fort:
Wie im fernen Osten, so bedroht auch in Amerika der Imperialismus 
den Frieden.
In Mexiko strebt eine Arbeiter- und Bauernregierung danach, die 
natürlichen Reichtümer des Landes von der Ausbeutung durch fremde 
Kapitalisten zu befreien und den Boden den Volksmassen zu übergeben. 
Der amerikanische Kapitalismus, der gestern noch von dem Selbstbe­
stimmungsrecht der Völker deklamiert hat, stellt sich heute, nach dem 
mexikanischen Erdöl lüstern, dem Befreiungskampf des mexikanischen 
Volkes entgegen und organisiert Aufruhrbewegungen gegen die mexika­
nische Arbeiterregierung. Zugleich greift er mit Waffengewalt in die 
inneren Kämpfe der mittelamerikanischen Republiken ein. Protestiert, 
Arbeiter, Sozialisten aller Länder, mit allen sozialistischen und pro­
gressiven Kräften der Vereinigten Staaten gegen den amerikanischen 
Imperialismus, der mit Strömen von Blut seine Herrschaft über das 
Erdöl erkaufen will! Fordert überall das Selbstbestimmungsrecht für 
das mexikanische Volk!
Aber auch in Europa drohen dem Frieden neue Gefahren.
Der italienische Faszismus, der das italienische Proletariat aller Mit­
tel des Widerstandes gegen die kapitalistische Ausbeutung beraubt hat, 
der die besten Männer der italienischen Demokratie teils in das Exil ver­
trieben hat, teils in seinen Deportationsorten elend zugrundegehen läßt, 
dessen terroristisches Regime alle Schrecken des russischen Zarismus 
der Vorkriegszeit bei weitem übertrifft, sucht durch gewaltsame äußere 
Eroberungen seine Gewaltherrschaft im Innern zu rechtfertigen.
Er hat Albanien in seine Kolonie verwandelt. Er sucht unter seiner 
Führung Ungarn, Rumänien, Bulgarien gegen Jugoslawien zu vereinigen. 
Die letzten feudalen Regierungen Europas, die Regierungen der albani­
schen Begs, der magyarischen Magnaten, der rumänischen Bojaren 
scharen sich um den italienischen Faszismus, der seinerseits unter dem 
Schutze der Banken von London und New York steht. Jugoslawien 
rüstet fieberhaft zur Abwehr. Auf dem Balkan droht sich die Situation 
von 1914 zu wiederholen!
Unter dem Schutze der britischen Toryregierung und des italienischen 
Faszismus hat die ungarische Reaktion alle demokratischen Kräfte im 
Lande niedergeworfen, hat sie sich über die Entwaffnungsklauseln des 
Vertrages von Trianon dreist hinwegsetzen, die 1921 übernommenen 
internationalen Verpflichtungen, die der Restauration der Habsburger im 
Wege sind, frech mißachten können. Jetzt bietet sie dem italienischen 
Faszismus Gut und Blut der ungarischen Bauern als Preis für die Zu­
stimmung zur Restauration Habsburg an. Aber die Wiedereinsetzung 
der Habsburger in Ungarn würde die ungarischen Bajonette in den Dienst 
der monarchistischen Konterrevolution in den Nachbarrepubliken stellen, 
alle Nachbarstaaten Ungarns mit der Gefahr des ungarischen Revanche- 
und Restaurationskrieges bedrohen!
Angesichts dieser Gefahren für den Frieden und die Freiheit der Völ­
ker ist es Pflicht der Arbeiter und Sozialisten aller Länder, alle Kräfte 
gegen den italienischen Faszismus und seine Vasallen, gegen die Reak­
tion in Ungarn, in Rumänien, in Bulgarien zu konzentrieren.
Denunziert überall die Verbrechen des italienischen Faszismus!
Bekämpft die Politik der imperialistischen Regierungen, die, im Inter­
esse ihrer Kombinationen einmal in Arabien, ein anderes Mal in Abessi­
nien und, um die Unterstützung der italienischen Regierung für ihre im­
perialistische Politik in China zu gewinnen, die Demokratie an den vom
Blute des italienischen Proletariats triefenden, neues Blutvergießen im 
ganzen Südosten Europas vorbereitenden Faszismus verraten!
Bestehet überall darauf, daß die Regierungen auf Grund der von Un­
garn 1921 übernommenen Verpflichtungen die Restauration der Habs­
burger nicht zulassen.
Fordert, daß die demokratischen Regierungen vom Völkerbunde ver­
langen, daß er diesen neuen Kriegsgefahren kraftvoll entgegenwirke!
Wie eine ansteckende Seuche verbreitet sich der Faszismus in Europa. 
Die Ereignisse in Litauen zeigen die Gefahr. Die Gefahren für die jungen 
Staaten, die zwischen Deutschland und Rußland liegen, werden durch 
das neuerliche Scheitern der polnisch-deutschen Handelsvertragsverhand­
lungen noch vergrößert. Auch in diesem Teil Europas wachsen die Ge­
fahren für den Frieden und die Freiheit. Protestiert, Arbeiter, Sozialisten 
aller Länder, gegen den weißen Terror in Litauen! Vereinigt Eure 
Stimme mit denen der deutschen Sozialdemokratie und der polnischen 
Sozialisten für die Herstellung friedlicher wirtschaftlicher und politischer 
Beziehungen zwischen Deutschland und Polen!
Imperialismus und Faszismus, eng verbunden, bedrohen überall den 
Frieden der Welt. Der Kampf um die Freiheit verknüpft sich mit dem 
Kampf um den Frieden. Als Vorkämpferin der Menschheit muß die Ar­
beiterklasse den Völkern die Freiheit, der Menschheit den Frieden er­
kämpfen.
Nieder mit den Kriegsrüstungen!
Nieder mit dem beutegierigen Imperialismus!
Nieder mit der faszistischen Gewaltherrschaft!
Es lebe der internationale Sozialismus!
In der Sitzung des erweiterten Büros der S. A. I. mit dem Vor­
stand des I. G. B. am 3. April 1927 wurde neuerlich eingehend das 
Balkanproblem besprochen und die Forderungen, die an den Völ­
kerbund zu richten sind, formuliert. (Wir geben diese Resolution 
in dem Kapitel über den Völkerbund wieder.)
Im Mai-Auf ruf 1927 ist die prinzipielle Stellungnahme der S. A. I. 
folgendermaßen formuliert:
Auch Europa ist von neuen Kriegen bedroht. Je weiter die Völker 
durch die Reaktion in den Abgrund ökonomischer Verwüstung und geisti­
ger Versklavung gestoßen werden, umso größer wird die Gefahr, daß die 
Diktaturen das Vabanque-Spiel eines Eroberungsfeldzuges riskieren. Ins­
besondere liegt auf europäischem Gebiet d a s  G e f a h r e n z e n t r u m  
d e r  K r i e g s s t i f t u n g  in d e m v e r b r e c h e r i s c h e n  S y s t e m  
d e s  F a s z i s m u s .
Schon ist Albanien auf dem WTeg, in eine wirkliche Kolonie Italiens 
umgewandelt zu werden. Die Gefahr eines neuen Balkankrieges mit 
allen seinen Schrecknissen für ganz Europa steigt drohend herauf. Und 
daher demonstrieren wir an diesem 1. Mai neuerlich für die alte Forde­
rung der Sozialistischen Internationale:
D e r B a l k a n  d e n  B a l k a n v ö l k e r n !
F ü r  d i e  B a l k a n f ö d e r a t i o n  d e r  f r e i e n  V ö l k e r  des
B a l k a n s !
Durch einige Jahre bestand unzweifelhaft ein gewisser Gegensatz 
zwischen der Arbeiterbewegung Großbritanniens und der des euro­
päischen Kontinents in der Einstellung zu den Problemen, die sich 
um Sowjetrußland und um die kommunistische Internationale grup­
pieren. Bestand auch volle Einigkeit in der Forderung nach der 
rechtlichen Anerkennung der Sowjet-Union, die den diplomatischen
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Boykott, den die kapitalistischen Mächte ihr auferlegen wollten, 
durchbrechen sollte, bestand Einigkeit in der Abwehr aller Inter­
ventionen der imperialistischen Mächte gegen Sowjetrußland, so 
war doch die britische Arbeiterbewegung noch von Illusionen über 
Sowjetrußland erfüllt, die die Arbeiter des Kontinents durch die 
harte Schule trauriger Erfahrungen verloren hatten. Die Lehren des 
Generalstreiks und Bergarbeitersteiks haben auch der britischen 
Arbeiterklasse die Augen vollständig geöffnet. Sie stehen heute 
vollkommen in einer Linie mit den Auffassungen der sozialistischen 
Arbeiterbewegung in allen anderen Ländern.
Der Kampf um die rechtliche Anerkennung Sowjetrußlands hat 
in der Berichtsperiode einen schweren Rückschlag durch den Ab­
bruch der diplomatischen Beziehungen zwischen England und Ruß­
land, deren Aufnahme der Arbeiterregierung Macdonalds zu danken 
gewesen waren, erfahren. Ebenso wie die britische Arbeiterpartei 
hat auch die russische Sozialdemokratie auf das schärfste gegen 
diesen Vorstoß der Reaktion in England protestiert. In dem Be­
schluß der russischen Sozialdemokratie vom 28. Mai 1927 kommt 
die Politik der S. A. I. in diesen Fragen in folgender Darstellung 
klar zum Ausdruck:
„Der Bruch der diplomatischen Beziehungen zwischen England und 
Rußland birgt in sich die größten Gefahren sowohl vom internationalen 
Standpunkt, als auch vom Standpunkt der inneren Entwicklung Rußlands.
International betrachtet bedeutet der Bruch eine wesentliche Gefähr­
dung des W e l t f r i e d e n s .  Er wird mit sich eine Verstärkung der 
diplomatischen Intrigen bringen, die darauf abzielen, immer neue und 
neue einander feindliche Staatengruppierungen zu schaffen, und daher 
gefahrvoll sind. Besonders schwierig wird dabei die Lage der jungen 
und noch nicht gefestigten Staaten im Osten Europas werden müssen, die 
die rivalisierenden Großmächte zu ihrem Werkzeug zu machen bestrebt 
sein werden.
Vom Standpunkt der innerpolitischen Entwicklung Rußlands gesehen, 
muß der Bruch mit England, insbesondere wenn es der konservativen 
englischen Regierung gelingt, auch noch andere Staaten unter den Ein­
fluß ihrer Politik zu bringen, die Bedingungen des w i r t s c h a f t ­
l i c h e n  W i e d e r a u f b a u e s  Rußlands außerordentlich verschlech­
tern. Dadurch werden nicht nur neue Leiden für die Massen des russi­
schen Volkes geschaffen, sondern es wird auch jener Kampf gegen den 
Bolschewismus erschwert, von dem der Marseiller Kongreß der Sozia­
listischen Arbeiter-Internationale sprach, indem er das russische Volk 
aufforderte, „die Herstellung voller politischer und gewerkschaftlicher 
Freiheit in der Sowjetunion anzustreben und sich jeder agressiven und 
annexionistischen Politik ihrer eigenen Regierung, sowie jeder Propa­
ganda zu widersetzen, die auf gewaltsame Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten anderer Länder abzielt“. Die provokatorische Politik 
der englischen Diehards, die zu ihren Zwecken die Abenteuerlust und die 
Fehler der Sowjetdiplomatie ausbeutet, ist geeignet, in den russischen 
Volksmassen die Stimmungen der nationalistischen Reaktion zu verstär­
ken zum Schaden für die Tätigkeit der russischen Sozialdemokratie, die 
den systematischen Kampf der russischen Arbeiterklasse gegen das Re­
gime des Terrors und für den demokratischen Abschluß der bolschewisti­
schen Diktatur zu organisieren bestrebt ist. Nur ein derartiger Abschluß 
kann die wirkliche Gewähr dafür bieten, daß das nachrevolutionäre Ruß­
land nicht zu einem Krieggefahrenherd und zu einem Hort der inter­
nationalen Reaktion wird.“
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Wenn die Periode, über die wir zu berichten haben, als eine 
P e r i o d e  d e r  D e f e n s i v e  bezeichnet werden muß, da es in 
ihr nicht gelang, den herrschenden Klassen neues Terrain abzuge­
winnen, so stellt sie doch andererseits eine P e r i o d e  d e s  A u f ­
b a u e s  der Organisation der Arbeiterklasse und ihres Einflusses 
in den Massen dar. Dies kommt in nahezu allen Wahlen, die in die­
ser Periode stattgefunden haben, zum Ausdruck. Besonders erfreu­
lich waren die Wahlergebnisse in Österreich (April 1927), ln Nor­
wegen (Oktober 1927), in Polen (März 1928), in Frankreich (April 
1928) und in Deutschland (Mai 1928). Aber auch die Nachwahlen in 
Großbritannien, die Gemeindewahlen in der Tschechoslowakei und 
die kommunalen und kantonalen Wahlen in der Schweiz geben ein 
deutliches Bild von dem Einfluß und der Kräftigung der sozialisti­
schen Arbeiterparteien.
Zur Zeit des Marseiller Kongresses saßen die Vertreter von fünf 
der S. A. I. angeschlossenen Parteien in der Regierung ihres Landes. 
Die Teilnahme der Sozialisten an der Regierung endete in der 
Tschechoslowakei im März 1916, in Belgien im Mai 1926, in 
Schweden und Estland im Juni 1926 und in Dänemark im Dezember 
1926. In der Berichtsperiode haben auch die Sozialisten aller ande­
ren nordischen Staaten zeitweilig an der Regierung teilgenommen: 
Litauen (Mai—Dezember 1926), Lettland und Finnland (Dezember 
1926 bis Dezember 1927), Norwegen (25. Januar bis 8. Februar 1928) 
und Danzig. Zur Zeit des Abschlusses dieses Berichtes sind die 
Sozialisten nur in einem großen Land in der Regierung vertreten, 
in Deutschland, wo das Wahlergebnis sie zur weitaus stärksten 
Partei gemacht hat.
Ein vollständiges Bild des Einflusses, den die sozialistische Be­
wegung übt, würde vor allem die Zeichnung des Bildes des wach­
senden Einflusses in den Gemeinden und in den Provinzen erfor­
dern. Immer mehr Großstädte nähern sich der sozialistischen Mehr­
heit und eröffnen damit Möglichkeiten des Wirkens der Arbeiter­
klasse, wie sie in dem durch eine sozialistische Zweidrittelmehrheit 
verwalteten Wien in Erscheinung treten.
Wenn, wie zu erwarten ist, die Wahlen in Großbritannien und 
in den anderen Ländern, die in den nächsten Monaten das Volk zur 
Urne rufen, denselben Ruck nach Links ergeben, wie die Wahlen, 
die schon stattgefunden haben, dann darf damit gerechnet werden, 
daß sich der neugewonnene Einfluß nicht nur in der Politik der ein­
zelnen Länder, sondern auch in der internationalen Politik der Ar­
beiterklasse auswirken werde.
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2. Der Kampf gegen den Faszismus.
Die ganze Berichtsperiode war erfüllt von einem ununterbroche­
nen Strom von Gewalttaten der Reaktion, von ihren immer wieder 
erneuten Versuchen, die Arbeiterbewegung mit allen Mitteln zu 
schädigen und zu Boden zu schlagen. Ebenso ununterbrochen wie 
die Vorstöße der Reaktion mußte daher der Kampf der S. A. I. 
gegen sie sein. Jede Sitzung der Exekutive hatte sich mit den 
Taten der Reaktion in den verschiedensten Ländern zu beschäftigen. 
Eingehenderes darüber ist im folgenden Abschnitt und in den Be­
richten der einzelnen Länder im IV. Teil dieses Gesamtberichtes zu 
finden. An dieser Stelle soll wegen seiner ganz besonderen Wichtig­
keit ausführlicher über das f a s z i s t i s c h e  I t a l i e n  gesprochen 
werden.
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale hat stets im Sinne des 
Hamburger Kongreßbeschlusses die Pflicht erfüllt, „die Ausschrei­
tungen des Faszismus vor das Gericht der zivilisierten Menschheit 
zu ziehen“. Es gelang, auf Grund authentischer Nachrichten in der 
„Internationalen Information“ fortlaufend Berichte über die Greuel­
taten des Faszismus und der Reaktion zur Kenntnis der Weltöffent­
lichkeit zu bringen. Außerdem hat der ständige Mitarbeiter der 
„Internationalen Information“, G. E. M o d i g l i a n i ,  in zusammen­
fassenden Artikeln fortlaufend die wichtigsten Maßnahmen des ge­
setzgeberischen Terrors kritisch behandelt. Im folgenden beschrän­
ken wir uns im wesentlichen auf die Wiedergabe der Beschlüsse und 
Aktionen der S. A. I. Zur Ergänzung sei auch auf den Abschnitt 
über die politischen Verfolgungen und auf den Abschnitt über den 
Völkerbund in diesem Berichte hingewiesen.
Die Zerstörungsarbeit des Faszismus an den italienischen Ar­
beiterorganisationen richtete sich sowohl gegen die gewerkschaft­
liche als auch die politische Organisation des italienischen Prole­
tariats. So hatte sich die gemeinsame Sitzung der Vertreter des
I. G. B. und der S. A. I. im Oktober 1925 mit den Versuchen der 
faszistischen Regierung zu beschäftigen, ein Monopol der faszisti­
schen Organisationen für die gewerkschaftliche Betätigung zu schaf­
fen. Die Beratung führte zu folgendem Beschluß:
Die gemeinschaftliche Sitzung des Internationalen Gewerkschafts­
bundes und der Sozialistischen Arbeiter-Internationale protestiert mit 
allem Nachdruck gegen das verbrecherische Vorgehen des italienischen 
Faszismus. Sie brandmarkt die von der italienischen Regierung ge­
troffenen Maßnahmen, die den Zweck haben, das Recht auf gewerk­
schaftliche Organisationen zu einem Monopol der faszistischen Orga­
nisationen zu machen.
Dieses Vorgehen steht im Gegensatz zu der in allen übrigen Län­
dern anerkannten gewerkschaftlichen Freiheit und gleichermaßen in
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striktem Gegensatz zu den in Teil XIII des Friedensvertrages, in der 
Charte der Arbeit aufgenommenen Prinzipien.
Die wirtschaftlich und politisch international organisierte Arbeiter­
bewegung erklärt, daß sich Italien durch sein Vorgehen und seine Ge­
waltakte außerhalb der zivilisierten Nationen stellt.
Die beiden Internationalen geben ihrer Sympathie und ihrem Solida­
ritätsgefühl für das seiner Rechte beraubte und vergewaltigte italienische 
Proletariat Ausdruck und appellieren an die öffentliche Meinung der 
ganzen Welt, um ein Regierungssystem zu brandmarken und zu ver­
urteilen, das sich auf die brutalste Gewalt stützt und zu den ungeheuer­
lichsten Ungerechtigkeiten führt.
Unmittelbar darauf, im November 1925, beschäftigte sich die 
Exekutive der S. A. I. eingehend mit der Lage in Italien. Genosse 
Salvemini gab im Auftrag der italienischen Partei eine Darstellung 
der Lage und erklärte, daß zu befürchten sei, die italienische Regie­
rung werde das Parteiblatt „Giustizia“, das bisher unter schweren 
Opfern aufrechterhalten worden war, vor dem Prozeß gegen die 
Mörder Matteottis zum Schweigen bringen. Es wurde beschlossen, 
das Sekretariat zu ermächtigen, von den angeschlossenen Parteien 
freiwillige Beiträge zur Aufrechterhaltung der „Giustizia“ einzu­
heben.
Am Tage nach der Sitzung der Exekutive erfuhr man, daß das 
Wüten der faszistischen Diktatur die schlimmsten Erwartungen 
noch übertroffen hatte. Der Zerstörung der gewerkschaftlichen 
Organisationen war die der politischen Organisation gefolgt. Das 
Sekretariat der S. A. I. richtete aus diesem Anlaß am 6. November 
1925 folgende Botschaft an die italienischen Sozialisten:
Genossen Italiens!
Erst gestern hat die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Inter­
nationale einen ausführlichen Bericht über die Gefahren entgegengenom­
men, in denen sich Eure Bewegung befindet und mit Erschütterung ver­
nommen, daß die italienischen Sozialisten vollständig überzeugt waren, 
Mussolini werde von dem Prozeß gegen die Mörder Matteottis mit allen 
Mitteln versuchen, Eurem tapferen Tagblatt, der „Giustizia“ ein Ende 
zu bereiten. Durch unaufhörliche Verfolgungen hat das italienische 
Schandregiment versucht, die „Giustizia“ materiell zugrunde zu rich­
ten. Eure Partei hat ungeheure Opfer gebracht, um Eure wichtigste 
Waffe in der Zeit, wo jede Organisation mit blutiger Gewalt unterdrückt 
wurde, zu erhalten. Ihr wart Euch trotzdem bewußt, daß Mussolini gegen 
die „Giustizia“ vor dem Stattfinden des Matteotti-Prozesses, wenn es 
nicht anders geht, einen tödlichen Streich durch eine neue Gewalttat 
vollführen werde. Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internatio­
nale hatte gestern beschlossen, um Euch in diesem Kampfe um die Er­
haltung der „Giustizia“ zu helfen, sofort eine allgemeine internationale 
Sammlung unter den angeschlossenen Parteien zu organisieren, die Euch 
noch im Laufe dieses Monats 1000 Pfund sichern sollte.
Heute nun erfahren wir mit tiefer Bewegung, daß das Schicksal, das 
die italienischen Genossen vorausgesehen, sich bereits erfüllt hat. Mit 
frechem Hohn verkündet Mussolini in seinem Manifest, daß er die 
„Giustizia“ endgültig verboten habe und daß er noch mehr getan, als 
Ihr vorausgesehen, daß er Eure kampferprobte Partei selbst aufgelöst 
und eine neue Ära der Verfolgungen eingeleitet hat.
Euer Vorkämpfer Matteotti ist von den Faszisten ermordet worden. 
Nun ist die Partei Matteottis, die Partei, die wir stolz in den Reihen
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der Sozialistischen Arbeiter-Internationale als Mitglied zählten, Eure in 
Kämpfen und Opfern ruhmbedeckte Partito Socialista Unitario von ihm 
zum Tode verurteilt worden.
Aber ebenso wie Matteotti heute in den Herzen aller Proletarier 
aller Länder lebendiger ist als jemals, ebenso wird wieder lebendig wer­
den die Sozialistische Partei Italiens und ihre kampferprobte „Qiustizia“.
Genossen, wir wissen, welche harte Zeit Ihr nun ohne Eure legale 
Organisation, ohne jede Möglichkeit, Eurer Meinung in der Presse Aus­
druck geben zu können, zu erdulden haben werdet. Aber wir wissen 
ebenso, daß Ihr nicht verzweifeln werdet, daß Ihr mit allen Kräften wei­
ter arbeiten werdet an der Wiederauferstehung der proletarischen Be­
wegung Italiens, die triumphieren wird, weil sie über das Blutregime 
des faszistischen Wahnsinns triumphieren muß.
Und so senden wir von den Millionen Proletariern, die unserer 
Internationale angeschlossen sind, Euch den brüderlichen Gruß inter­
nationaler Solidarität!
Es lebe die „Giustizia“!
Es lebe die sozialistische Partei Italiens!
Eine Woche später erhielt das Sekretariat der S. A. I. folgendes 
Schreiben der Italienischen Sozialistischen Partei vom 10. November 
1925 aus Rom, das im Wege der „Internationalen Information“ 
(Nr. 45, November 1925) der Öffentlichkeit zur Kenntnis gebracht 
wurde:
Werte Genossen!
Die Verfolgungen, denen wir in der letzten Zeit ausgesetzt waren, 
haben ihren Gipfel erreicht durch die Auflösung unserer Partei, die von 
der faszistischen Regierung am 5. November verordnet und durchgeführt 
wurde.
Unsere Büros sind von Bewaffneten besetzt worden und die Polizei 
hat alles dort Vorgefundene Material beschlagnahmt. Unser Tagblatt 
„Giustizia“ wurde eingestellt und alle Bücher seiner Verwaltung be­
schlagnahmt. Zahlreiche unserer Genossen sind den Schikanen der 
Polizei, Verhaftungen, Hausdurchsuchungen, Maßregelungen usw. aus­
gesetzt. Die Regierung rechtfertigte diese neue Welle der Reaktion, die 
über uns hereinbricht, durch das angebliche Konplott gegen das Leben 
Mussolinis. Daß es sich hier nur um einen Vorwand handelt, geht aus 
der Tatsache hervor, daß der ehemalige Abgeordnete Zaniboni, der be­
schuldigt wird, das Attentat vorbereitet zu haben, unserer Partei seit 
langem nicht mehr angshört; und es geht vor allem hervor aus unserer 
politischen Vergangenheit, aus der Wahl der Mittel, die in unserer gan­
zen Aktion und Propaganda angewendet wurden und unter denen die 
Anstiftung zur Gewalttat niemals Raum gefunden hat.
Die wahren Gründe der Auflösung unserer Partei liegen anderswo. 
Sie sind zu suchen in unserer unermüdlichen und unerschütterlichen 
Gegnerschaft gegen den Faszismus, die ihn nicht nur grundsätzlich be­
kämpft, sondern auch praktisch die Pläne seiner plutokratischen Reak­
tion enthüllt, seine Gewalttaten gegen die Freiheit der Staatsbürger re­
gistriert und veröffentlicht hat. Dieses Wirken hat uns die Sympathie 
der Arbeiter und eines großen Teils der Intellektuellen, aber zugleich 
den Haß des Faszismus und seines Häuptlings zugezogen. Dieser Haß 
hat sich bei wiederholten Anlässen gezeigt: bei den Wahlen vom 6. April 
1924, als der Wahlaufruf des Faszismus die sozialistische Einheitspartei 
als diejenige bezeichnete, die am heftigsten zu bekämpfen sei, und später 
durch die Ermordung unseres Matteotti. Hier liegen die wahren Ur­
sachen der letzten Geschehnisse. Hinzukommt das herannahende Nach­
spiel des Falles Matteotti in Gestalt eines Prozesses, bei dem dank der
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letzten Amnestie und der Einschränkung der Anklage, die meisten der 
vorliegenden Dokumente nicht einmal verlesen werden. In der unerträg­
lichen Stickluft, die die Reaktion verbreitet, sollen uns alle Mittel der 
Propaganda entrissen, sollen wir vollständig von den Massen isoliert 
werden.
Unter diesen Umständen wird unsere Arbeit immer schwerer. Aber 
gleich wie wir in der Vergangenheit versucht haben, unsere Pflicht als 
Sozialisten zu erfüllen, so wollen wir es auch künftighin versuchen. Wir 
können in diesem Augenblick nicht sagen, in welcher Form unsere Par­
tei weiter leben und weiter arbeiten wird, aber wir können Euch geloben, 
daß die Internationale ihre italienische Sektion nicht verlieren wird.
Wir bitten Sie, den angeschlossenen Parteien unseren Gruß und un­
seren Dank für die moralische Hilfe zu übermitteln, die sie uns gewährt 
haben. Wir bitten, Zuschriften, die für uns bestimmt sind, nicht an die 
bisherigen Adressen, sondern ausschließlich an die Adresse: A. Gaspa- 
rini, Case postale 2840, Lugano (Schweiz) zu richten. Die sozialistischen 
Blätter in Europa und Amerika würden uns einen großen Dienst erwei­
sen, wenn sie diese Mitteilung insbesondere zur Kenntnis der italienischen 
Emigranten in ihren Ländern bringen wollten.“
Die Italienische Sozialistische Partei hat ferner einen Aufruf an 
die Freunde und Genossen in der italienischen E m i g r a t i o n  ge­
richtet, der dem Gedankengang des obigen Schreibens folgend u. a. 
folgendes sagt:
Die Regierung will uns jetzt für unsere Gegnerschaft gegen den 
Faszismus büßen lassen. Sie hält den Augenblick für gekommen, sich 
eines Gegners zu entledigen, den sie haßt und den sie fürchtet.
Um alle ihre Gegner zu treffen, macht sie neue Gesetze, die sie 
„überfaszistisch“ (fascistissime) nennt und die die Unterwerfung des 
Einzelnen und seiner Überzeugung unter die Exekutivgewalt des Staates, 
die heute schon praktisch in unserem Lande besteht, restlos zum Prinzip 
erheben.
Das wird ihr nicht vollständig gelingen. Unter uns werden immer 
Herzen schlagen, die vor den Gefahren, die der Faszismus schafft, nicht 
zurückscheuen, wird es immer Arme geben, die weit entfaltet die Fahne 
tragen werden, die nicht fallen darf. Wenn auch mit gelichteten Reihen 
und mit verminderter Anzahl, werden die Einheitssozialisten dennoch 
ihr Werk fortsetzen, die italienischen Arbeiter dazu aufzurufen, daß sie 
mit ihrem Brot zugleich die Freiheit des Gedankens und die Freiheit 
der Organisation verteidigen.
Unsere Bemühungen werden umso wirkungsvoller sein, wenn sie 
von allen Genossen und Freunden unterstützt werden, die sich außer­
halb Italiens, in den freien Ländern Europas und Amerikas, aufhalten.
Ohne die Pflichten des Asyls zu verletzen, sollen die sozialistischen 
Emigranten und die mit uns Sympathisierenden Sektionen und Orts­
gruppen unserer Partei gründen und die finanziellen Mittel sammeln, 
die notwendig sind für die Wiedergeburt unserer Presse und für die 
Fortsetzung unserer Arbeit: Mittel für den Kreuzzug im Namen des 
Sozialismus und der Freiheit des italienischen Volkes.
In unseren Herzen lebt die Hoffnung, die Gewißheit, daß Ihr in 
diesem Kampfe an unserer Seite stehen werdet. Stimmt ein in unsern 
Ruf:
Es lebe der Sozialismus! Es lebe die Internationale!
Noch einmal gelang es die vom Faszismus zersprengte Organi­
sation der italienischen Arbeiter zusammenzufassen und die S o ­
z i a l i s t i s c h e  P a r t e i  d e r  I t a l i e n i s c h e n  A r b e i t e r
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aufzubauen. Auch die „Giustizia“ konnte zeitweilig, aber immer 
wieder durch Konfiskationen gehemmt, erscheinen. Aber schon das 
Urteil im Prozeß von Chieti gegen die Handlanger Mussolinis bei 
der Ermordung Matteottis kündigten neue Gewalttaten an.
Zu einem regelmäßig wiederkehrenden Protest gegen den italieni­
schen Faszismus gab das Erscheinen der faszistischen Delegierten 
bei den Internationalen Arbeitskonferenzen des Internationalen Ar­
beitsamtes Anlaß. Die Arbeitervertreter haben sich bei jeder Kon­
ferenz gegen die Anerkennung des Mandats des Vertreters der 
faszistischen Syndikate als eines Arbeitervertreters gewendet. Die 
Exekutive der S. A. I. faßte hierzu in ihrer Tagung im April 1926 
auf Antrag der englischen Delegation folgenden Beschluß:
Das neue italienische Gesetz über die Gewerkschaften zeigt, daß 
gegenwärtig in Italien das Recht der freien gewerkschaftlichen Organi­
sation nicht besteht, da die gesetzlich anerkannten Organisationen unter 
der Kontrolle der an der Macht befindlichen Partei stehen müssen und 
die „de facto“ bestehenden Vereinigungen den politischen Behörden auf 
Gnade und Ungnade ausgeliefert sind. Die der herrschenden Partei an­
geschlossenen Vereinigungen genießen so viel politische und wirtschaft­
liche Vorrechte, daß die Existenz der de facto Vereinigungen äußerst 
schwierig, wenn nicht unmöglich gemacht wird. Unter diesen Bedin­
gungen verstößt es gegen den gesunden Menschenverstand und den 
guten Glauben, wenn man vorgibt, daß die Bedingung für die Beschickung 
der Konferenzen des Internationalen Arbeitsamtes, nach der die Ver­
treter den repräsentativsten Gewerkschaften der Arbeiterklasse entnom­
men werden sollen, für Italien durch die Vertreter „der italienischen 
faszistischen Arbeiter“ erfüllt sei.
Die Konferenz des Internationalen Arbeitsamtes darf daher das 
Mandat des Vertreters der „Italienischen Faszistischen Arbeiter“, der 
tatsächlich durch die faszistische Regierung delegiert wird, nicht an­
erkennen. Die Parlamentsfraktionen der Arbeiterparteien in den ver­
schiedenen Ländern werden aufgefordert, an ihre Regierung die Frage 
zu richten, welche Haltung ihre Vertreter bei der Konferenz des Inter­
nationalen Arbeitsamtes hinsichtlich des Mandats des Delegierten der 
„Italienischen Faszistischen Arbeiter“ einnehmen werden.
Das neue faszistische Gewerkschaftsgesetz ist in Widerspruch zu 
der Präambel des Artikels XIII des Vertrages von Versailles und zu 
jedem Prinzip, das das Recht der freien Organisation der Arbeiter bis­
her in allen zivilisierten Ländern festgestelit. Die anderen Regierungen 
machen sich mitschuldig an einer Auslegung des Vertrages, die eine 
klare und skrupellose Ableugnung dieser Prinzipien ist, wenn sie ihren 
Delegierten bei der Konferenz des Internationalen Arbeitsamtes Instruk­
tionen geben, das Mandat des Delegierten der „Italienischen Faszisti­
schen Arbeiter“ anzuerkennen. Die sozialistischen Parteien würden an 
dieser Auslegung des Vertrages von Versailles mitschuldig werden, wenn 
sie ihren Regierungen freie Hand in dieser Angelegenheit überließen.
Je mehr sich der Kampf der Arbeiterklasse in allen Ländern 
gegen den Faszismus steigerte, um so mehr fand er seinen symboli­
schen Ausdruck in der Gestalt des Märtyrers des italienischen So­
zialismus, Giacomo M a t t e o t t i .  So war es ganz selbstverständ­
lich, daß der „Internationale Hilfsfonds für die Arbeiterbewegung in 
den Ländern ohne Demokratie“ den Namen M a t t e o t t i f o n d s
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erhalten hat. In der gleichen Sitzung, in der die Exekutive der 
S. A. I. (April 1926) den Beschluß der Gründung dieses Fonds faßte, 
ging sie auch daran, das Andenken Matteottis durch ein äußeres 
Symbol zu ehren. Im Maiaufruf 1926 teilte sie den Arbeitern aller 
Ländern diese Absicht mit:
Die Bedrückung durch den Faszismus ruft die Arbeiterklasse zur 
immer besseren Organisation ihres Widerstandes auf. Der Prozeß von 
Chieti ist zum Symbol der Skrupellosigkeit der Feinde des Proletariats 
geworden. Aber Qiacomo Matteotti wird in den Herzen der Arbeiter 
weiterleben und sie anfeuern, seinem Beispiel der Arbeitsfreude und 
Opferwilligkeit für die große Sache des Sozialismus zu folgen. Die So­
zialistische Arbeiter-Internationale will aber auch in einem äußeren Sym­
bol das Andenken ihres großen Märtyrers ehren und hat daher be­
schlossen, Q i a c o m o  M a t t e o t t i  i m V o l k s h a u s  zu B r ü s s e l  
e i n  D e n k m a l  zu setzen, in der Überzeugung, daß die Zeit nicht allzu 
ferne sein kann, wo sein Denkmal auf dem Boden des vom Faszismus 
befreiten Italiens den ihm zukommenden Platz finden wird.
Auch die italienischen Arbeiter erfuhren trotz der faszistischen 
Absperrungsmaßnahmen von den Beschlüssen der Exekutive der 
S. A. I und der Vorstand der sozialistischen Partei der italienischen 
Arbeiter dankte ihr in einem Schreiben vom 6. Juni 1926, das mit 
folgenden Worten beginnt:
„Mit tiefer Dankbarkeit hat die Sozialistische Partei der italienischen 
Arbeiter, die die Prinzipien der aufgelösten sozialistischen Einheitspartei 
weiter vertritt, Eueren Beschluß zur Kenntnis genommen, das Andenken 
unseres Qiacomo Matteotti in dauernder Weise zu ehren. Obwohl bei 
den hiesigen Presseverhältnissen die Nachricht nur mündlich von einem 
Arbeiter zum andern mitgeteilt werden konnte, weiß heute das ganze 
italienische Proletariat von Euerem Beschluß, und hat in seiner tiefen 
Erniedrigung Genugtuung und Trost daraus gezogen. Wir danken Euch 
Genossen, die Ihr uns noch einmal bewiesen habt, daß die internationale 
Solidarität des Sozialismus kein leeres Wort ist, sondern kraftvolle 
Wirklichkeit, an der sich der Glaube und die Widerstandskraft der Be­
drückten aufrichten können.“
Dieses Schreiben wurde damals nicht nur in der „Internationalen 
Information“ (Jahrgang 1926, Nr. 26) wiedergegeben. Es erschien 
schon vorher zu Zwecken der Denunziation auch in der faszistischen 
Presse, der das Dokument in die Hände gefallen war.
Nach dem Attentat in Bologna am 31. Oktober 1926 ging eine 
neue Terrorwelle über Italien hinweg. Die letzten Reste der Orga­
nisationen und Institutionen der italienischen Arbeiterbewegung 
wurden zerstört. Von faszistischen Überfällen auf der Straße und 
in den Wohnungen verfolgt, mit Raub und Mord ständig bedroht, 
blieb den bekanntesten Führern der italienischen Arbeiterbewegung 
kein anderer Weg offen, als ins Exil ins Ausland, vor allem nach 
Frankreich, zu gehen und zu versuchen, von dort aus der Bewegung 
weiter zu dienen.
Die Regierung Mussolinis hatte die letzte Maske abgeworfen und 
offen erklärt, daß alle sozialistischen Parteien auch f o r m e l l  
v e r b o t e n  sind. Die italienischen Sozialisten aller Richtungen 
haben darauf sofort jene selbstverständliche Antwort gegeben, die
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die unumschränkte Gewaltherrschaft immer erhalten hat. Sie ver­
legten das Zentrum der Partei ins Ausland, um in der Emigration, 
zu der sie der Faszismus zwingt, sie zu einem wirksamen Kampf­
instrument gegen die Bedrücker Italiens zu machen. Der erste 
Schritt in dieser Richtung war eine Erklärung der Leitung der Föde­
ration der Sozialistischen Partei der italienischen Arbeiter am 7. No­
vember 1926 in Paris. In dieser hieß es :
Es wäre eine schädliche Selbsttäuschung, sich einzubilden, daß die 
sozialistische Bewegung in der nächsten Zukunft auf irgendeine Weise 
ihre Tätigkeit in Italien offen entfalten könnte. Daraus ergibt sich die 
Schlußfolgerung und für die sozialistischen Emigranten die Pflicht, die 
öffentliche Vertretung der Bewegung selbst zu übernehmen mit allen 
Pflichten und allen Verantwortlichkeiten, die daraus entspringen: Die 
Genossen, die unter der Tyrannei der Mörder Giacomo Matteottis ver­
blieben sind, haben das Recht, von den politischen Pflichten befreit zu 
werden, die letzten Endes nichts anderes sind als ein Martyrium ohne 
die Möglichkeit konkreter Resultate. In den bangen Stunden, die sie zu 
verleben gezwungen sind, ist es unumgänglich notwendig, ihnen den 
Trost zu gewähren, daß im Ausland Genossen ihrem Beispiele folgen 
und mit Beharrlichkeit ihr Werk für die Freiheit und den Sozialismus 
fortsetzen.
Die neue Situation wurde in einer gemeinsamen Beratung von 
Vertretern der S. A. I. und des I. G. B. in Amsterdam am 26. Februar 
1927 ausführlich besprochen. Sie kam zu folgendem Beschluß:
Die in Amsterdam am 26. Februar 1927 versammelten Vertreter des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes und der Sozialistischen Arbeiter- 
Internationale haben nach Entgegennahme der Darlegungen der Vertre­
ter der Sozialistischen Partei der italienischen Arbeiter und der italie­
nischen Gewerkschaften in einer eingehenden Diskussion die Lage der 
Arbeiterbewegung in Italien erörtert.
Indem die beiden Internationalen an ihre früheren mannigfachen 
Kundgebungen für den energischen und unablässigen Abwehrkampf 
gegen den Faszismus in allen seinen Erscheinungsformen erinnern, 
stellen sie fest, daß die Lage in Italien durch die Ausführungsverord­
nungen des Gesetzes über die faszistischen Gewerkschaften noch bedeu­
tend verschlimmert worden ist, und die fazistische Praxis erst recht 
jede Möglichkeit gewerkschaftlicher Organisation und gewerkschaft­
lichen Kampfes in den Formen, die in allen zivilisierten Ländern mög­
lich sind, ausschließt.
Die Vertreter der beiden Internationalen halten jeden Versuch des 
Kompromisses mit der faszistischen Willkürherrschaft in Italien nicht 
nur für aussichtslos, sondern auch für verderblich. Sie verurteilen daher 
auf das schärfste das von einigen früheren Gewerkschaftsführern Unter­
zeichnete Dokument, das in absolutem Gegensatz steht zu den Grund­
sätzen der internationalen Gewerkschaftsbewegung, wie sie von den 
beiden Internationalen stets vertreten wurden.
Die sozialistische Partei der italienischen Arbeiter und ebenso die 
Leitung der italienischen Gewerkschaftsbewegung waren nach der Ver­
schlechterung der Lage in Italien gezwungen, ihren Sitz nach dem Aus­
lande zu verlegen, um die Richtlinien des Kampfes gegen den Faszismus 
in Italien in Offenheit und Klarheit immer wieder zum Ausdruck bringen 
zu können. Die Vertreter der beiden Internationalen sehen daher in der 
im Ausland befindlichen sozialistischen Partei der italienischen Arbeiter 
und in dem im Ausland befindlichen italienischen Gewerkschaftsbund 
die berufenen Vertreter der italienischen Arbeiterklasse, mit denen sie
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verhandeln und die sie nach Kräften unterstützen werden. Die Ver­
treter der beiden Internationalen hoffen, daß es dem italienischen Pro­
letariat gelingen werde, die Grundlagen legaler und freier Organisa­
tionen in Italien zu erkämpfen und damit die Rückverlegung der Zen­
tralbehörden der Arbeiterbewegung zu ermöglichen.
Überall, wo es möglich war, haben sich die Arbeiter aller Länder 
und ihrer Wortführer zum Sprachrohr des Protestes der italieni­
schen Arbeiter gegen den Faszismus gemacht. In zahllosen Kund­
gebungen, die bald da, bald dort spontan statfanden, hat das inter­
nationale Proletariat seine Verachtung für den Faszismus und seinen 
Chef demonstrativ bekundet.
Aus der Unzahl dieser Kundgebungen wollen wir die Zurück­
weisung Mussolinis durch Vandervelde, der in offizieller Stellung 
als Außenminister Belgiens in Locarno anwesend war, hervorheben. 
Die Bundesgenossen des Faszismus in Belgien nahmen die Haltung 
Vanderveldes zum Anlaß, um eine Hetze gegen ihn zu entfesseln. 
Die Exekutive der S. A. I. hat darauf in ihrer Sitzung im November 
1925 mit folgender Kundgebung geantwortet::
„Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale hat mit 
freudiger Genugtuung von der Haltung erfahren, die der sozialistische 
Minister, Genosse Vandervelde, gegenüber dem Oberhaupt der faszisti­
schen Mörderregierung persönlich eingenommen hat. Entgegen den An­
griffen, denen Genosse Vandervelde deswegen ausgesetzt war, spricht 
die Exekutive ihm im Namen der Millionen Arbeiter, die mit ihren ver­
folgten italienischen Brüdern fühlen, ihren Beifall und ihr Vertrauen aus.“
Weiter sei an die Ablehnung von Sozialisten erinnert, D e l e g a ­
t i o n e n  irgendwelcher Art nach Italien anzunehmen, wie dies der 
Fall des englischen Genossen D o 11 a n war, dessen Vorgehen sich 
deutsche und österreichische Sozialdemokraten anschlossen. Er­
wähnt sei schließlich auch die Begrüßung der italienischen Faszisten 
in Budapest, bei der die ungarischen Sozialdemokraten mutig gegen 
die Mörder Matteottis protestierten.
Die Enthüllung des Matteotti-Denkmals, das im Volkshaus zu 
Brüssel aufgestellt wurde, fand am 11. September 1927 statt und 
gestaltete sich zu einer großen würdevollen Feier. Das Denkmal, 
das von dem belgischen sozialistischen Künstler War van A s t e n  
geschaffen wurde, befindet sich im Weißen Saal des Volkshauses, 
der nun auf Beschluß der Verwaltung der Volkshausgenossenschaft 
Matteottisaal heißt. Der Gedenkstein ist aus weißem Vogesensand­
stein gehauen und bildet ein Halbrelief, in dessen Mitte sich ein Pfei­
ler erhebt, der ein flammendes Herz trägt. An den Pfeiler gelehnt 
stehen ein trauernder Arbeiter und eine Arbeiterin mit gesenktem 
Haupte. Der Pfeiler trägt in französischer Sprache die Inschrift: 
D i e s e s  f l a m m e n d e  H e r z  h a t  f ü r  d i e  F r e i h e i t  g e ­
s c h l a g e n .  Im Sockel, der dieselbe Inschrift in flämischer und 
italienischer Sprache trägt, ist ein Medaillon, ein Halbrelief Matte­
ottis darstellend, eingelassen.
Im Namen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale sprach der 
Vorsitzende ihrer Exekutive, H e n d e r s o n .  Sodann übernahm im 
Namen der Belgischen Arbeiterpartei van R o o s b r o e c k  das
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Denkmal in die Obhut des belgischen Proletariats. Während seiner 
Rede zog vor dem Denkmal eine Ehrenwache der belgischen Ar­
beitermiliz auf. Als letzter Redner sprach Filippo T u r a t i.
Musikalische Vorträge umrahmten die außerordentlich eindrucks­
volle Feier, nach deren Beendigung der Vorbeimarsch der in allen 
Räumen des Volkshauses und auf der Straße angesammelten Arbei­
ter und Arbeiterinnen von Brüssel vor dem Denkmal stattfand.
Am Abend fand eine große öffentliche Kundgebung gegen den 
Faszismus statt, bei der Hermann M ü l l e r ,  M o d i g l i a n i  und 
Leon B l u m  sprachen. Auch hier unterstrichen musikalische Vor- 
träge den erhebenden Charakter der Feier.
Einen neuen Höhepunkt erreichte der faszistische Terror nach 
dem Mailänder Attentat am 12. April 1928, dessen Folge die Verhaf­
tung zahlreicher Arbeiter war. Die näheren Begleitumstände des 
Attentats waren in Dunkel gehüllt und ließen den Verdacht zur Ge­
wißheit werden, daß es Unschuldige waren, die dem Faszismus zum 
Opfer fallen sollten. Der Vorsitzende der Exekutive der Sozialisti­
schen Arbeiter-Internationale, Arthur H e n d e r s o n ,  sandte daher 
am 27. April 1928 folgendes Telegramm an Mussolini nach Rom:
„Im Namen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale bedauern 
und verurteilen wir das feige Attentat in Mailand, bei dem so viele un­
schuldige Menschen ihr Leben verloren, ebenso wie wir die Gewalttaten 
des faszistischen Regimes, als deren Symbol die Ermordung Matteottis 
in das Bewußtsein der Kulturmenschheit eingegraben ist, bedauert und 
verurteilt haben. Damit das moralische Gewissen der Welt die Sicher­
heit habe, daß die am Mailänder Attentat Schuldigen vor das Gericht 
gestellt werden und daß unschuldige Personen nicht leiden, sprechen 
wir die Hoffnung aus, daß die Angeklagten durch Rechtsanwälte, die sie 
selbst wählen, vertreten seien, daß sie rechtzeitig von den gegen sie 
vorgebrachten Beschuldigungen informiert werden und, daß sie die 
Möglichkeit erhalten, Zeugen zu ihrer Entlastung in öffentlicher Ver­
handlung vor einem ordentlichen Gerichtshof zu führen.“
Der Prozeß hat vorläufig (Ende Juni 1928) nicht stattgefunden. 
Was von ihm zu erwarten ist, zeigte sich inzwischen wieder an dem 
Prozeß gegen die Kommunisten, in dem die faszistische „Gerichts­
barkeit“ Kerkerstrafen von nahezu vierhundert Jahren verhängte.
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3. Für die Opfer politischer Verfolgungen.
Die Schwierigkeiten des Kampfes in den Ländern ohne Demo­
kratie nötigten die Exekutive der S. A. I. zum Ausbau von Sonder­
institutionen, die die allgemeine Arbeit, die zu leisten ist, zweck­
entsprechend teilen und die Aktion intensiver zu gestalten vermö­
gen. Von diesem Gesichtspunkt aus wurde im April 1926 der 
M a t t e o t t i f o n d s  geschaffen, und in der Sitzung der Exekutive 
vom Februar 1927 die K o m m i s s i o n  z u r  U n t e r s u c h u n g  
d e r  L a g e  d e r  p o l i t i s c h e n  G e f a n g e n e n .  Die Exekutive 
hatte nach einer eingehenden Debatte folgende Resolution einstim­
mig angenommen:
Die Exekutive der S. A. I. stellt fest, daß der Vormarsch des Faszis­
mus und der Reaktion in einer Reihe von Ländern (Italien, Ungarn, Ru­
mänien, Litauen und andere) nicht nur die Lebenshaltung der Arbeiter 
herabdrückt und alle ihre sozialen Errungenschaften bedroht, sondern 
auch durch Abschaffung der demokratischen Rechte und politischen Frei­
heiten ein Regime des Despotismus einführt, das zu den schlimmsten 
Methoden des Absolutismus und der Kabinettsjustiz zurückgreift, Massen­
verhaftungen, Internierungen unter unmenschlichen Bedingungen, admi­
nistrative Verbannung, Konzentrationslager für eigene Bürger anwendet 
und oft sogar vor der Todesstrafe nicht zurückschreckt.
Die Exekutive der S. A. I. erhebt flammenden Protest gegen die Greuel­
taten und Verbrechen des Faszismus und ruft alle Arbeiter, wie auch 
demokratisch fühlende Bürger der ganzen Welt auf, nach wie vor un­
ermüdlich und unversöhnlich gegen die politische Entrechtung der Mas­
sen und das grausame System der politischen Verfolgungen zu kämpfen 
und den zahlreichen Opfern des faszistischen Terrors mit allen Kräften 
zur Hilfe zu kommen.
Der Kampf gegen die Verfolgungen der Reaktion, den die S. A. I. führt, 
wird aufs schwerste beeinträchtigt durch die Tatsache, daß das System 
des Terrors in der Sowjetunion, insbesondere in Georgien, noch unver­
ändert weiter besteht und zu einer dauernden Einrichtung wird. Insbe­
sondere brandmarkt die Exekutive die Tatsache, daß Tausende von so­
zialistischen Arbeitern, Bauern und Intellektuellen in den Gefängnissen, 
Verbannungsorten und auch noch auf den Solowjetzki-Inseln festgehalten 
werden, einzig weil sie ihrer sozialistischen Überzeugung Ausdruck ge­
geben haben — und daß in diesen Gefängnissen ein Regime eingeführt, 
das die physische Vernichtung der Gefangenen zum Zweck hat. Die Exe­
kutive verurteilt aufs schärfste dieses barbarische und unsinnige Terror­
system, das die Interessen des Proletariats der Sowjetunion und des 
internationalen Sozialismus aufs schwerste schädigt und fordert alle an­
geschlossenen Parteien und insbesondere die sozialistische Presse auf, 
jede Gelegenheit auszunützen, um den gefangenen Genossen zu helfen 
und für eine allgemeine Amnestie und Abschaffung des Terrors in der 
Sowjetunion zu wirken.
Die Exekutive beauftragt ihr Büro, für den Ausbau der Hilfe für die 
Gefangenen Vorschläge auszuarbeiten und fordert die Parteivorstände 
der angeschlossenen Parteien auf, in geeigneter Form Komitees einzu­
setzen, deren Aufgabe die Förderung des Matteottifonds sein soll.
Die Exekutive fordert die angeschlossenen Parteien auf, die Maifeier 
zur Organisierung von Sammlungen für den Matteotti-Fonds zu benutzen.
Weiter wurde folgender Antrag, den A. F. B r o c k w a y (I. L. P.) 
im Namen der englischen Delegation einbrachte, einstimmig be­
schlossen:
„Die Exekutive der S. A. I. wird eine Kommission zwecks Unter­
suchung der Lage der politischen Gefangenen einsetzen, und hierzu Be­
richte seitens der angeschlossenen Parteien in den betreffenden Ländern 
einholen. Im Fall von Rußland und Georgien wird sie versuchen, auf 
dem Wege der Untersuchung in diesen Ländern direkte Informationen 
einzuholen.“
Die Kommission hielt ihre Konstituierende Sitzung am 12. Sep­
tember 1927, ihre Tätigkeit fällt also nur in das letzte Viertel der 
Berichtsperiode. Über ihre Organisation und Entwicklung berichten 
wir an anderer Stelle, doch müssen wir, um das Bild der Gesamt­
aktion der S. A. I. in ihrem Kampfe gegen politische Verfolgungen 
nicht zu spalten, die wichtigsten Kundgebungen der Kommission in 
den Rahmen dieser Darstellung einfügen.
Die erste größere Aktion nach dem Marseiller Kongreß betraf 
Ungarn. Das Sekretariat der S. A. I. richtete an den Vorstand der 
Sozialdemokratischen Partei Ungarns am 22. Oktober 1925 folgen­
des Schreiben:
Die ungarische Regierung versteht es, die Aufmerksamkeit Europas 
durch die ununterbrochene Serie von Rechtsbrüchen und Gewalttaten 
stets wieder auf sich zu lenken. Nach all den Schrecken, die wir erfah­
ren, besteht wohl nun kein Zweifel mehr, daß jetzt wieder die Barbarei 
des Prügelns wehrloser Gefangener verübt worden ist und daß man die 
Absurdität eines standrechtlichen Verfahrens zur Durchführung bringen 
will.
Wir sind weit davon entfernt, die Leichtfertigkeit, mit der sich der 
Kommunist Rakosi, der genau wußte, was ihm droht, in den Netzen der 
ungarischen Konterrevolution fangen ließ, als Heldentat anzusehen. Aber 
wir werden uns in diesem Fall wiederum der ganzen Schmach bewußt, 
daß für die ganze Emigration, und zwar gleichermaßen für Kommunisten 
wie für Sozialdemokraten, gleichermaßen, ob sie an der Rätediktatur be­
teiligt waren oder nicht, die Rückkehr nach Ungarn mit Lebensgefahr 
verbunden ist.
Wir bedauern den Absplitterungsversuch, den die Parteiopposition 
unternommen hat, auf das tiefste und wir wissen, daß dabei kommunisti­
sche Intriguen mit hineinspielen. Aber wir wissen andererseits, daß alle 
diese Schwierigkeiten nur entstehen können in dem unzivilisierten Milieu 
eines Staates, der die primitivsten Rechte der freien Meinungsäußerung 
mit Gewaltmitteln bekämpft. In die Serie dieser Gewalttaten gehören 
sicher auch die Massenverhaftungen, die in der letzten Zeit stattgefunden 
haben, Verhaftungen, von denen die große Überzahl nicht einmal vom 
Standpunkt des gegenwärtigen konterrevolutionären Regimes verständ­
lich oder gar zu rechtfertigen wären.
Dies ist in groben Umrissen der Eindruck, den die vielfach wider­
sprechenden und verworrenen Nachrichten aus Ungarn ergeben müssen. 
Wir bitten Sie, der Exekutive der S. A. I. die anfangs November Zusam­
mentritt, einen ausführlichen Bericht über die Ereignisse dieser letzten 
Etappe und insbesondere über die Aktionen, die Sie unternommen, um 
gegen die Maßnahmen zu protestieren, zu erstatten. Vor allem wäre es 
von größter Bedeutung, wenn es Ihnen durch eine parlamentarische Aktion 
gelingen könnte, die Verweisung der Prozesse vor die Ordentlichen Ge­
richte zu erwirken. Eure Parlamentsfraktion ist sich ja vollständig be­
wußt, daß, wenn sie gegen die Mißhandlung der Gefangenen, gegen die
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Anwendung der Standgerichte, gegen die Beraubung der Angeklagten 
in ihrem Recht auf ordentliche Verteidigung, gegen die Behandlung an­
geblich politischer Verbrechen als gemeine Verbrechen protestiert, sie 
der Meinung des gesamten internationalen sozialistischen Proletariats 
Ausdruck gibt, das nicht erlahmen wird, die ganze öffentliche Meinung 
gegen das Schandregime in Ungarn aufzurufen.
Die Exekutivsitzung vom 4. und 5. November 1925 beschäftigte 
sich ausführlich mit den barbarischen Verhältnissen des ungarischen 
Justizverfahrens und stellte fest, daß die ungarische Regierung in 
keiner Weise bereit war, die Ära der Verfolgungen ab'zuschließen, 
ja, selbst die Liquidation jenes Teiles der Emigration, der an der 
Räteregierung nicht beteiligt war, an unerfüllbare Bedingungen 
knüpfte. Ferner nahm die Exekutive zum Standgerichtsverfahren 
gegen Rakosi Stellung und beschloß folgendes Telegramm an die 
ungarische Regierung zu richten:
„Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, versam­
melt in der Caxton Hall in London, macht sich den von ihrem Sekretariat 
am 17. Oktober veröffentlichten Protest gegen die Rechtsbrüche, deren 
Opfer die Arbeiter Ungarns sind, und insbesondere gegen jede Anwen­
dung der Standgerichtsbarkeit im tiefsten Frieden vollständig zu eigen. 
Die Arbeiter aller Länder sehen in den Methoden, die gegen die im Pro­
zeß Rakosi Beschuldigten angewendet werden, eine nicht zu rechtferti­
gende Grausamkeit und bewußte Provokation.“
An der Exekutivsitzung vom Februar 1927 hatte als ungarischer 
Vertreter der Abgeordnete P e y e r teilgenommen. Die ungarische 
Parlamentsmehrheit wollte die Mitwirkung Peyers an der Beschluß­
fassung über das Manifest der Internationale gegen die Kriegsgefahr, 
in dem auch auf die ungarischen Kriegsvorbereitungen hingewiesen 
wurde, zum Anlaß einer Aktion machen, um Peyer seines Man­
dates zu berauben. Kurz darauf wurde der ungarische Kommunist 
Zoltan Szanto verhaftet und vor ein Standgericht gestellt, weil er 
versuchte, kommunistische Organisationen, vor allem eine kommu­
nistische Jugendorganisation zu schaffen. Am 23. März 1927 sandte 
der Vorsitzende der Exekutive der S. A. I., Abgeordneter Arthur 
H e n d e r s o n ,  folgendes Telegramm an den ungarischen Minister­
präsidenten, Grafen Bethlen:
Obwohl ich weiß, daß ein Abgeordneter in Ungarn verfolgt werden 
soll, weil er an einer Sitzung der Exekutive der Sozialistischen Arbeiter- 
Internationale in Paris, an der ich den Vorsitz führte, teilnahm, betrachte 
ich es doch als meine Pflicht, Sie in Kenntnis zu setzen, daß die Arbeiter­
klasse der ganzen Welt mit Empörung darüber erfüllt ist, daß Sie fort­
fahren, die für die unmittelbaren Kriegsgefahren bestimmten Standge­
richtsgesetze gegen politische Gegner auf Grund politischer Anklagen in 
der Friedenszeit anzuwenden.
Das Büro der S. A. I., das am 4. April 1927 in Paris tagte, begrüßte 
die Aktion Arthur Hendersons gegen das Terror-Regiment in Un­
garn und stellte fest, daß Henderson die richtige Kennzeichnung 
des Standpunktes der S. A. I. gegeben habe und beschloß, neuerlich 
dagegen Protest zu erheben, daß Kommunisten in Ungarn wegen 
ihrer Versuche, Organisationen zu gründen, vor das Standgericht 
gestellt werden. Das Büro der S. A. I. forderte für die Kommunisten
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die Gleichstellung im Recht auf legale Betätigung mit allen anderen 
politischen Parteien.
Nach den gescheiterten Versuchen Rakosi’s und Szantös, die 
kommunistische Bewegung in Ungarn zu reorganisieren, wurde bei 
einem weiteren Versuch der ehemalige Führer der ungarischen 
Räteregierung, Bela Kun, in Wien verhaftet. Die ungarische Regie­
rung stellte ein Auslieferungsbegehren und beschuldigte Bela Kun 
gemeiner Verbrechen. Da zu befürchten war, daß die österreichische 
Regierung sich dieser Forderung gefügig erweisen werde, richteten 
am 24. Mai 1928 auf Initiative Arthur Hendersons eine Reihe von 
Genossen ein Telegramm gegen die Auslieferung Bela Kuns an den 
österreichischen Bundeskanzler Seipel. Diese Kundgebung, die von 
Henderson, Snowden, de Brouckere, Hermann Müller, Stauning, 
Blum und Renaudel unterzeichnet war, hatte folgenden Wortlaut:
Die Unterzeichneten wissen sich einig mit der österreichischen öffent­
lichen Meinung in der Verurteilung eines Versuches der Kommunistischen 
Internationale, die internationalen Schwierigkeiten der österreichischen 
Republik dadurch zu vergrößern, daß sie Wien zum Sitz einer geheimen 
politischen Aktion zu machen unternommen hat. Aber trotz dieser schärf­
sten Verurteilung der Methoden der Kommunistischen Internationale und 
trotzdem die Unterzeichneten keinerlei Grund zu irgendwelchen Sympa­
thien für Bela Kun haben, der die ungarische Arbeiterschaft in so großes 
Unglück gestürzt hat und dessen Aktionen auch jetzt unzweifelhaft vor 
allem gegen die Einheit der gewerkschaftlichen und der politischen Orga­
nisationen der ungarischen Arbeiterschaft gerichtet waren, halten es die 
Unterzeichneten für ihre Pflicht, die österreichische Regierung nach­
drücklich darauf aufmerksam zu machen, welche Erregung es in allen 
Demokratien Europas hervorrufen und wie scharf es von allen demokra­
tischen Parteien Europas verurteilt werden würde, wenn sich die öster­
reichische Regierung dazu drängen ließe, einen besiegten Revolutionär 
seinen Feinden auszuliefern. Es hat in Europa sehr großen Eindruck 
gemacht und die Sympathien der demokratischen und Arbeiterkräfte 
ganz Europas für die junge österreichische Republik wesentlich gestärkt, 
daß Österreich die Grundsätze des Asylrechtes und der Nichtauslieferung 
politischer Flüchtlinge festgehalten hat in einer Zeit, in der andere Staa­
ten an dieser alten Tradition des Liberalismus und der Demokratie wan­
kend geworden sind. Gerade in einer Zeit wie der jetzigen, in der das 
Vorhandensein bedrückter nationaler Minderheiten in vielen Ländern und 
die Bedrohung der Demokratie durch gewaltsame Regierungssysteme die 
Zahl der politischen Flüchtlinge überall außerordentlich vermehrt haben, 
muß die europäische Demokratie an dem Prinzip festhalten, daß es den 
Grundsätzen der Nichtintervention in innere Angelegenheiten ausländi­
scher Staaten auf das schärfste widersprechen würde, Angehörige und 
Anhänger einer gestürzten Regierung denen, die sie gestürzt haben, aus­
zuliefern. Die Unterzeichneten appellieren daher an die österreichische 
Regierung, die rühmliche Tradition der österreichischen Republik auch 
in diesem Falle festzuhalten und dadurch die Sympathien aller demokra­
tischen und Arbeiterkräfte in Europa für die österreichische Republik 
zu festigen.
Im Dezember 1926 kam zu der Reihe der Länder faszistischer 
Diktatur ein neues: L i t a u e n .  Sofort nach dem Staatsstreich setzte 
die Hilfe der sozialdemokratischen Parteien in den Nachbarländern 
ein. Die Tagung des erweiterten Büros der S. A. I. im April 1927 
besprach die politischen Verfolgungen in Litauen. Es lagen Tele­
gramme der Sekretäre der Arbeiterorganisationen von Lettland,
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Estland und Finnland vor, in denen darauf aufmerksam gemacht 
wurde, daß führende Sozialdemokraten vor einem Kriegsgericht in 
Litauen zur Aburteilung kommen sollen. Es wurde ferner darauf 
hingewiesen, daß es in diesem Lande des weißen Schreckens durch­
aus möglich sei, daß die zu erwartenden Todesurteile auch wirklich 
vollstreckt werden. Das Büro beschloß daher, die Aufmerksamkeit 
der europäischen Öffentlichkeit auf das Terror-Regiment in Litauen 
zu lenken und den schärfsten Protest gegen die Kriegsgerichte zu 
erheben.
Von diesem Beschluß verständigte das Sekretariat der S. A. I. 
den litauischen Ministerpräsidenten Woldemaras durch folgendes 
Telegramm:
Das erweiterte Büro der Sozialistischen Arbeiter-Internationale be­
schloß in seiner Pariser Sitzung einstimmig schärfsten Protest gegen 
die Schande der Kriegsgerichtsbarkeit und die schmähliche Vollziehung 
von Todesurteilen in Litauen.
Am 23. September 1927 richtete das Büro der S. A. I. folgenden 
Aufruf an die Arbeiterschaft Litauens, in dem die Lage in Litauen 
eingehend behandelt wurde:
Seit dreiviertel Jahren ist Euer Land der Diktatur von ein paar skru­
pellosen Offizieren ausgeliefert. Seit Euch der frevelhafte Handstreich 
vom 17. Dezember 1926 Eure politischen Rechte geraubt hat, sind sich 
die organisierten Arbeiter aller Länder klar bewußt, daß die Herrschaft 
des „Generalstabchef“ Plechavicius, der der wahre Gebieter über die so­
genannte „Regierung“ Woldemaras ist, Litauen zu jenem Lande in 
Europa gemacht hat, in dem die faszistische Reaktion neben Italien die 
grausamsten Exzesse begeht.
Die Sozialdemokraten Litauens haben bei den letzten Wahlen im Mai 
1926 einen gewaltigen Stimmenzuwachs erzielt, sie waren zur zweit­
stärksten Partei vorgerückt und sie nahmen an der Regierung des Lan­
des teil. Die Gewerkschaften und die Partei entwickelten sich immer 
besser. Da kam der Staatsstreich, der die kleine nationalistische Partei, 
die im alten Seimas nur drei Vertreter besaß, ans Ruder brachte, die 
Partei des jetzigen „Präsidenten“ Smetona und des „Ministerpräsi­
denten“ Woldemaras. Alle demokratischen Rechte wurden beseitigt. Der 
Kriegszustand ist permanent, seit diese Diktatur besteht. Jede Form von 
Pressefreiheit und Versammlungsfreiheit ist vernichtet. Ein Dutzend 
Gewerkschaftsverbände wurden aufgelöst, unter ihnen die größten, die 
Gewerkschaften der Eisenbahner, der Metallarbeiter und der Leder­
arbeiter. Die Zeitung der Gewerkschaften wurde verboten, die Ver­
trauensmänner der Gewerkschaften in Konzentrationslagern gesteckt 
oder aus dem Lande verbannt. Die Diktatur stellt sich auf den Stand­
punkt, daß die Gewerkschaften überhaupt überflüssige Institutionen seien. 
Alle parlamentarischen und demokratischen Mittel, um dem Willen des 
Volkes Ausdruck zu geben, sind unterbunden. Nicht nur die Arbeiter, 
sondern auch die großen Schichten des Bürgertums und der Bauern 
sind von Haß gegen die militärische Willkürherrschaft erfüllt. Unter 
diesen Umständen ist es nur selbstverständlich, daß es immer wieder 
zu Versuchen kommen muß, die Usurpatoren der Macht mit jenen Mit­
teln zu stürzen, die sie selbst angewendet haben.
Der Versuch, den Arbeiter und Bürger in Tauroggen unternommen 
haben, um die Demokratie wieder herzustellen, ist gescheitert. Die Mi­
litärdiktatur nimmt nun Rache am Volke und vor allem glaubt sie den 
günstigen Zeitpunkt zu haben, um das Ausrottungswerk an den Arbeiter­
organisationen weiterzuführen. Wieder ist Blut in Litauen geflossen.
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Alle Toten fallen zu Lasten der Diktatoren. Ohne ordentliche Gerichts­
verfahren nehmen sie Hinrichtungen vor, ja, sie nehmen sich nicht ein­
mal Mühe, die Namen der zu Erschießenden richtig festzustellen. Und 
so konnte das Ungeheuerliche geschehen, daß das Regierungsblatt von 
den ersten sechs Hingerichteten fünf Namen falsch angegeben hat und 
genötigt war, sie später richtig zu stellen. Die Namen dieser ersten 
sechs Hingerichteten sind: Gudionis, Odovas, Lekavicius, Paulikas,
Burneckis, Kaslauskas.
Später wurden acht weitere Todesurteile verhängt. Eines von ihnen 
wurde vollzogen. Der Name des Hingerichteten lautet Jonas Milkeraitis. 
Die anderen wurden in lebenslänglichen Kerker umgewandelt. Bisher 
sind insgesamt sechzehn Aufständische zu lebenslänglichem Kerker, 
einer zu zwanzig Jahren, einer zu fünfzehn Jahren, einer zu zehn Jahren 
und einer zu drei Jahren Kerker verurteilt worden.
Mit diesen Opfern ist die Blutgier der litauischen Diktatoren leider 
noch nicht erschöpft. Meldungen von weiteren Verfolgungen treffen ein, 
die wir im Augenblick noch nicht zu überprüfen vermochten. Aber das 
was bereits sicher feststeht, genügt, um die Arbeiter aller Länder zü 
schärfstem Protest gegen die Gewaltherrschaft in Litauen aufzurufen.
Arbeiter Litauens! Wir wissen, daß Euch jede Möglichkeit des Ver­
kehrs mit dem Ausland abgeschnitten wird. Wir wissen, daß man den 
Versuch macht, das Hinausdringen der Wahrheit aus Eurem Lande mit 
allen Mitteln zu unterbinden. Ihr sollt aber wissen, daß trotz alledem 
die Sozialistische Arbeiter-Internationale Euch nach besten Kräften zu 
unterstützen trachten wird, daß sie das wahre Gesicht der Verbrecher, 
deren Opfer gegenwärtig Litauen ist, der europäischen Öffentlichkeit 
zum Bewußtsein bringen wird und daß sie von Euch erwartet, daß Ihr 
auch in diesen schweren Tagen den Mut und die Entschlossenheit be­
wahrt, um Eure große Aufgabe zu erfüllen: d ie  W i e d e r h e r s t e l ­
l u n g  d e r  D e m o k r a t i e  in L i t a u e n !
Am 7. November 1927 feierte die Sowjetunion ihr zehnjähriges 
Bestehen. Aus Anlaß dieses Jubiläums wurde eine Amnestie er­
lassen, die jedoch in bezug auf die politischen Gefangenen so unklar 
abgefaßt war, daß es zweifelhaft schien, ob die sozialistischen Ge­
fangenen in Sowjetrußland ihrer teilhaftig werden würden. Die 
beiden Vorsitzenden der Kommission zur Untersuchung der Lage 
der russischen Gefangenen, de Brouckere und Crispien, richteten 
am 1. Dezember 1927 folgendes Schreiben an den Vorsitzenden des 
Zentral-Exekutivkomitees der Sowjetunion, Kalinin:
Sie haben anläßlich Ihres Jubiläums eine Amnestie erlassen, deren 
Bestimmungen über politische Gefangene so kautschukmäßig abgefaßt 
sind, daß es vollkommen unklar bleibt, ob die Amnestie auf die zahl­
reichen Sozialisten Anwendung findet, die in den Gefängnissen und in 
den Verbannungsorten der Sowjetunion schmachten. Ihre ohne öffent­
liche Kontrolle in geheimen Verfahren handelnde politische Polizei hat 
es in ihrer Macht, jede sozialistische Partei als solche hinzustellen, die 
den Sturz der Sowjetregierung anstrebt, ganz gleich, ob die Partei es 
wirklich tut oder nicht, und jeden einzelnen Sozialisten als aktives Mit­
glied der Partei zu betrachten, ohne sich darum zu kümmern, ob er es 
auch ist. In dieser Situation halten wir es für unsere Pflicht, im Namen 
von Millionen Proletariern in Europa mit aller Wucht zu fordern, daß 
unsere Gesinnungs- und Parteigenossen in der Sowjetunion nicht weiter 
in den Gefängnissen und Verbannungsorten der Sowjetunion gehalten 
werden, in die sie fast immer ohne jegliches Gerichtsverfahren, ohne 
rechtliche Garantien, ja ohne jedes wirkliche Verschulden gesteckt wor­
den sind. Sie haben Monatsfrist anberaumt zur Ausarbeitung einer 
Instruktion über Anwendung der Amnestie. Noch ist es Zeit, die Schande
I. 29
zu beseitigen, daß Tausende von Arbeitern, Bauern und Intellektuellen 
in Kerkern oder Verbannung dahinsiechen müssen, bloß deshalb, weil sie 
so denken wie wir, weil sie das Prinzip des kommunistischen Partei­
monopols ablehnen und für die Arbeiterklasse Rußlands das elemen­
tarste Recht beanspruchen, d. h. frei reden und frei wählen zu dürfen. 
Dieselbe Schande wird in Horthy-Ungarn verübt. Wir wehren uns gegen 
diese Infamie, wir kämpfen dafür, daß die volle Legalität der kommu­
nistischen Parteien in allen Ländern hergestellt werde. Die gleiche Le­
galität verlangen wir aber auch für die sozialistischen Parteien in der 
Sowjetunion. Diesem Kampf für die Freiheit der Arbeiterklasse fallen 
Sie in den Rücken, durch das Beispiel Ihrer Unterdrückung. Noch ist es 
Zeit, noch können Sie verfügen, daß die volle Amnestie auf alle Sozia­
listen ohne Ausnahme ausgedehnt wird, ob aktiv oder passiv, die durch 
Ihre Gerichte oder auf administrativem Wege wegen ihrer sozialisti­
schen Tätigkeit verurteilt wurden. Noch ist es Zeit, den Weg der Ver­
giftung der Arbeiterklasse zu verlassen und eines der schlimmsten Hin­
dernisse der Einigung der Arbeiterklasse aus dem Wege zu räumen.
Dieses Schreiben blieb unbeantwortet. Aber die Tatsachen ant­
worteten, daß die Sowjetregierung nicht bereit war, ihre proleta­
rischen politischen Gefangenen zu amnestieren. Ja, es setzte sogar 
eine neue Welle der Verfolgungen ein, die sich gegen die Führer 
der oppositionellen Bewegung innerhalb der russischen kommuni­
stischen Partei richtete. Diese Tatsachen wurden in einem neuen 
Schreiben de Brouckeres und Crispiens vom 2. Februar 1928 fest­
gestellt. Der Brief lautete:
Am 1. Dezember 1927 haben wir ein Schreiben an Sie gerichtet, um 
dem Wunsche des internationalen Proletariats Ausdruck zu geben, daß 
die Amnestie aus Anlaß des zehnjährigen Bestehens der Sowjetunion 
auch eine allgemeine politische Amnestie in sich schließe. Unser Schrei­
ben blieb unbeantwortet. Aber dennoch ist inzwischen von Ihnen eine 
Antwort, wie sie nicht aufklärender sein könnte, erfolgt. Sie haben nicht 
nur keine politische Amnestie gegeben, sondern Sie haben n e u e  p o l i ­
t i s c h e  V e r f o l g u n g e n  verhängt. Dutzende der Führer der Oppo­
sition in ihrer eigenen Partei wurden in die Verbannung geschickt. So 
soll Leo Trotzky im fernen Asien, in Turkestan, hunderte Kilometer von 
allem politischen und kulturellen Leben entfernt, sein Dasein fristen. Die 
Verbannungsorte Rakowskys, Radeks und anderer wurden noch nicht 
bekanntgegeben. Die Ausrede aber, mit der Sie bisher das Weltprole­
tariat über Ihr Verfolgungssystem zu täuschen suchten, enthüllt sich 
diesmal für jedermann deutlicher als jemals zuvor. Sie haben in allen 
diesen Jahren hunderte und aberhunderte überzeugungstreue, ehrliche 
Sozialisten in die Verbannung geschickt und in die Gefängnisse geworfen 
und wenn Sie zur Rede gestellt wurden, dann haben Sie die Verfolgun­
gen durch alle möglichen Fabeln, daß es sich um Konterrevolutionäre 
handle, zu rechtfertigen gesucht. Die Beschuldigung war, wie Ihnen an 
Hunderten von Fällen nachgewiesen wurde, eine direkte Verleumdung 
von Männern und Frauen, die ihr Leben im Dienste der Arbeiterklasse 
opferbereit hingegeben haben. Im Falle Ihrer jetzigen Parteiopposition 
können Sie diese gewöhnliche Verleumdung, es handle sich um „Konter­
revolutionäre“, nicht einmal in den Reihen Ihrer eigenen Partei Vorbrin­
gen. Denn soweit wir entfernt davon sind, die Auffassungen und Taten 
etwa Leo Trotzkys in den letzten zehn Jahren als segensreich für die 
Arbeiterklasse zu betrachten, daß er ein überzeugter Revolutionär 
gewesen, werden wir niemals bestreiten und das können auch Sie nicht 
leugnen. Und daher wird die Verfolgung Ihrer Parteiopposition und 
insbesondere der Fall Trotzky zum Schulbeispiel für Ihr System, das 
keinerlei Meinungsfreiheit duldet, das alles unterordnet dem Diktat Ihrer 
absolutistischen Regierung.
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Auch in die Massenbewegung, die sich gegen die Hinrichtung 
Saccos und Vanzettis wandte, hat die S. A. I. eingegriffen. Un­
mittelbar nachdem die Revision des Prozesses abgelehnt worden 
war, am 8. April, sandte der Vorsitzende der Kommission zur Un­
tersuchung der Lage der politischen Gefangenen, de Brouckere, 
folgendes Telegramm an den Gouverneur des Staates Massachu­
setts :
„Sieben Millionen in der Sozialistischen Arbeiter-Internationale orga­
nisierte Arbeiter sind von der Unschuld Saccos und Vanzettis überzeugt. 
Ich fordere Sie auf, die Exekution nicht zuzulassen, die so tief das Ge­
wissen der Menschheit verletzen würde.“
In den darauf folgenden Monaten protestierten die der S. A. I. 
angeschlossenen Parteien immer wieder gegen den Justizmord, der 
in Amerika vorbereitet wurde. Unmittelbar vor der endgültigen 
Entscheidung hat inmitten der Massenempörung gegen die ameri­
kanische Justiz auch die S. A. I. noch einmal das Unheil aufzuhalten 
versucht, indem sie am 9. August 1927 folgendes Telegramm an den 
amerikanischen Präsidenten Coolidge sandte:
Es gibt Länder, in denen die Todesstrafe nicht besteht. Wir wollen 
über das Prinzip nicht diskutieren, aber würde es nicht dem menschlichen 
Gewissen entsprechen, in einem Fall die Exekution zu unterlassen, wo 
sie Männer treffen soll, von deren Unschuld mehr als die Hälfte der 
Welt überzeugt ist?
In wiederholten Beratungen hatte sich sowohl die Exekutive als 
auch die Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen 
Gefangenen mit politischen Verfolgungen in anderen Ländern zu 
beschäftigen. Die Lage auf dem B a l k a n ,  insbesondere ln R u ­
m ä n i e n  und B u l g a r i e n ,  war Gegenstand eingehender Bera­
tungen. So befaßte sich die Exekutivsitzung vom April 1926 mit der 
Situation in B u l g a r i e n  und R u m ä n i e n ,  die Exekutive im 
November 1925 mit der Lage in E s t l a n d ,  die bei der Exekutiv­
tagung im Februar 1927 neuerlich geprüft wurde. Auch die Lage in 
A r m e n i e n  wurde von der Exekutive in ihrer Sitzung im No­
vember 1925 behandelt. Eine umfassende Debatte über die Lage in 
den Ländern ohne Demokratie fand in der Exekutivsitzung vom 
Februar 1927 statt. Hierbei wurden auch die politischen Verfolgun­
gen in P o l e n  von der Exekutive behandelt und der Beschluß ge­
faßt, die Abwehraktion der polnischen sozialistischen Bewegung zu 
unterstützen.
Es ist nur zu begreiflich, daß der faszistische Terror in vielen 
der versklavten Arbeiter den Wunsch nach Rache hervorruft, den 
Willen, selbst ebenso mit Feuer und Schwert Terror zu üben, wie 
es heute die Faszisten tun. Für die sozialistische Arbeiterschaft ist 
es klar, daß ihre Parole nur die Wiederherstellung der Demokratie 
sein kann, wie sie es überall war, wo wir um die Erringung der 
Freiheit gegen Feudalismus und Monarchie kämpften.
Der Mai-Aufruf der Internationale für das Jahr 1928 konnte be­
reits auf die Wahlsiege des Jahres 1927 und des Beginns des Jahres 
1928 hinweisen. Aber er mußte hinzufügen:
Aber das Kampffeld der Sozialistischen Arbeiter-Internationale ist 
nicht beschränkt auf die Länder, wo Wahlkämpfe stattfinden. Die 
schwierigsten Aufgaben sind
in  d en  L ä n d e r n  o h n e  D e m o k r a t i e  
zu erfüllen. Und nicht viel besser steht es
in  d en  L ä n d e r n  mi t  S c h e i n d e m o k r a t  ie.
Die größten Opfer bringen die Genossen dieser Länder, um organi­
satorische Verbindungen aufrechtzuerhalten, um den Massen in ihrem 
Lande Aufklärung über die wahre Lage und ihre Aufgaben zu vermitteln, 
um das Ausland zu informieren über die Greueltaten der Diktatoren und 
Halbdiktatoren. Und so gedenken wir am 1. Mai vor allem unserer 
Genossen in den Gefängnissen und Verbannungsorten und jener, die das 
harte Los haben, im Exil leben zu müssen.
Überall, wo die Demokratie besteht, schreitet die Arbeiterklasse 
siegreich vor. Die Länder der Diktatur sind es, die den Siegeszug 
der Arbeiterschaft hemmen. Umso energischer, umso klarer muß 
unser Kampfruf ertönen, der die Wiederherstellung der Demokratie 
in allen Ländern fordert!
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4. Die Vierländerkonferenz in Luxemburg.
In dem Bericht der S. A. I., der dem Marseiller Kongreß vor­
gelegt wurde, stand die Frage der deutsch-französischen Beziehun­
gen im Mittelpunkt des Interesses. Durch die Verträge von L o ­
c a r n o  und den E i n t r i t t  D e u t s c h l a n d s  in d e n  V ö l k e r ­
b u n d  ist eine entscheidende Entspannung des Gegensatzes einge­
treten. Wir berichten über diese Entwicklung im Kapitel über den 
Völkerbund. Im folgenden geben wir nur die Resolution wieder, 
die die Vierländerkonferenz in Luxemburg am 21. und 22. November 
1926 ausgearbeitet und beschlossen hat.
An dieser Konferenz nahmen teil: für D e u t s c h l a n d :  Breit­
scheid, Crispien, Müller, Hilferding, Schmidt, Sollmann, Wels, so­
wie für das Saargebiet Schäfer; für B e l g i e n :  de Brouckere, 
van Roosbroeck; für F r a n k r e i c h :  Auriol, Blum, Bracke, Paul 
Boncour, Faure, Renaudel; für E n g l a n d :  Roberts und Gillies. 
Der Sekretär der S. A. I., Friedrich Adler, wohnte den Sitzungen 
bei.
Die Diskussion ergab ein völliges Einvernehmen zwischen den 
beteiligten Delegationen, das in nachstehender Resolution zum Aus­
druck kam:
I. Die am 21. und 22. November 1926 in Luxemburg versammelten 
Vertreter der belgischen, deutschen, englischen und französischen Sek­
tion der Sozialistischen Arbeiter-Internationale stellen mit Genugtuung 
fest, daß als Ergebnis der Konferenzen von London und Locarno, der 
Völkerbundstagung vom September 1926 in Genf und der Zusammenkunft 
von Thoiry wesentliche Fortschritte in der Politik der Verständigung der 
europäischen Völker erzielt worden sind.
Nicht Schuld der Sozialisten war es, daß diese Fortschritte nicht 
früher und vollständiger verwirklicht wurden. Sie haben alle beteiligten 
Parteien zu solidarischen Anstrengungen zusammengefaßt; allen An­
griffen zum Trotz, die allein schon dieses Zusammenwirken jeder einzel­
nen Partei eintrug, haben sie bereits unmittelbar nach dem Kriege jene 
Grundsätze aufgestellt, die die Regierungen nur allzu spät und erst un­
vollständig zur Anwendung gebracht haben.
Der Dawesplan ist in seinen nützlichen und gerechten Teilen durch 
den von der Frankfurter Fünfländerkonferenz ausgearbeiteten Plan be­
einflußt worden. Der Vertrag von Locarno ist dem Protokoll der So­
zialistischen Zusammenkunft in Berlin im April 1923 entlehnt; Deutsch­
lands Eintritt in den Völkerbund ist durch die Brüsseler Konferenz und 
den Internationalen Kongreß von Marseille im Juli bzw. August 1925 
vorbereitet worden.
Heute gestatten die erzielten Ergebnisse und die dadurch geschaffene 
günstigere Atmosphäre den Sozialisten eine neue Stufe des Fortschritts
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ins Auge zu fassen. Sie wollen auch heute durch ihre Initiative und 
unter ihrem Druck von den Regierungen die notwendigen Entschlüsse 
erwirken, um das Werk des Friedens vorwärts zu treiben und insbeson­
dere um die Konfliktstoffe zu beseitigen, die noch zwischen Deutschland 
und Frankreich bestehen; denn die aufrichtige Versöhnung zwischen bei­
den Ländern bleibt die wesentliche Voraussetzung des europäischen 
Friedens.
II. Die Resolution der Berliner Konferenz vom April 1923 hatte be­
reits festgestellt, daß „der Friede in Europa und die Sicherheit Frank­
reichs ihre sicherste Garantie in einer Stärkung der Republik und der 
Demokratie in Deutschland haben“. In Deutschland und fast überall in 
Europa besteht eines der gefährlichsten Hindernisse, die der wirklichen 
Befriedung entgegenstehen, noch immer in der Propaganda der reak­
tionären Parteien und der militärischen Cliquen, die den Geist der inter­
nationalen Verständigung und die Idee der Freiheit mit dem gleichen 
Haß verfolgen und die sowohl den inneren wie den äußeren Krieg be­
treiben. Diese Gefahr wird ernsthaft gesteigert durch die faszistischen 
Parteien, die sich in verschiedenen Ländern Europas, z. B. Spanien, Un­
garn und vor allem Italien, im Besitze der Macht befinden und die ihr 
Regime der Unterdrückung nur aufrecht erhalten können, indem sie 
wahnsinnige Abenteuer suchen, um die von ihnen selbst entfesselten, 
nationalistischen Instinkte zu befriedigen und eine Ablenkung von den 
gefürchteten Zornausbrüchen der Volksmassen zu finden.
Pflicht jeder Sektion der Sozialistischen Internationale ist es, den 
Kampf gegen den Faszismus auf allen Gebieten fortzusetzen und den un­
terdrückten Proletariern mit materieller und moralischer Hilfe beizu­
stehen, deren Ringen nicht nur der eigenen Befreiung von einem un­
erträglichen Joch dient, sondern auch der Befreiung der ganzen Mensch­
heit von einer Gefahr, die den Frieden ständig bedroht.
III. Die wirkliche und dauernde deutsch-französische Annäherung, 
die für die Festigung des Friedens unerläßlich ist, schließt notwendiger­
weise das Ende der militärischen Besetzung deutschen Bodens ein. 
Schon auf der Frankfurter Konferenz vom Februar 1922 hatten die in 
Luxemburg vertretenen Parteien erklärt, daß
„solche Okkupationen die Gefühle der Bevölkerung der besetzten Ge­
biete verletzen, Geldsummen verschlingen, die für den Wiederaufbau 
der zerstörten Gebiete besser verwendet werden können und immer 
von neuem Haß gegen die Besetzenden erzeugen und damit die Gefahr 
neuer Konflikte in sich bergen.“
Eine der wesentlichen Aufgaben der sozialistischen Parteien besteht 
also darin, eine schnelle Lösung des Problems der Rheinlandräumung zu 
bewirken. Die Ausführung des Dawes-Plans durch Deutschland, Deutsch­
lands Eintritt in den Völkerbund und das Inkrafttreten des Paktes von 
Locarno gestatten den Regierungen, eine schnelle Lösung dieser Frage 
ins Auge zu fassen. Es ist die Aufgabe der beteiligten sozialistischen 
Parteien, diese Lösung der Frage zu beschleunigen und die Schwierig­
keiten aller Art zu beseitigen, die sich ihr noch entgegenstellen könnten.
Es muß insbesondere vermieden werden, daß finanzielle Schwierig­
keiten, deren Überwindung vielfach von dem Kapitalismus anderer Län­
der abhängt, ein Hindernis für eine baldige Räumung bilden, die der 
internationale Sozialismus unablässig gefordert hat.
IV. Hingegen haben die sozialistischen Parteien stets anerkannt, daß 
die Räumung des Rheinlandes mit einer befriedigenden Lösung der Ab- 
riistungs- und Sicherheitsfragen praktisch verbunden ist. Deutschland 
hat sich verpflichtet, abzurüsten, „um die Einleitung einer allgemeinen 
Rüstungsbeschränkung aller Nationen zu ermöglichen“. Die in Ver­
sailles vertretenen Regierungen sowie alle Regierungen, die dem Völker­
bund beigetreten sind, haben die feierliche Verpflichtung übernommen, 
diese Rüstungsbeschränkung zu verwirklichen. Die organisierte Arbeiter-
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Schaft aller Länder muß die Erfüllung dieses Versprechens mit Entschie­
denheit fordern. Die Luxemburger Konferenz stellt fest, daß nach Ab­
schluß der technischen Vorarbeiten die Einberufung der allgemeinen 
Abrüstungskonferenz nur noch von dem Willen der Regierungen abhängt. 
Die Konferenz erklärt, daß jede ungerechtfertigte Verzögerung dieser 
Einberufung die schlimmsten Folgen haben würde. Ein Versagen des 
Völkerbundes auf diesem Gebiet würde zu einer Krise des Völkerbundes 
führen. Der Völkerbund muß die allgemeine Abrüstung entschlossen und 
schleunigst in Angriff nehmen und damit die Kontrolle der Abrüstung 
für alle Völker durchführen. Die Arbeiter Deutschlands und Frankreichs 
müssen auf ihre Regierungen einen Druck ausüben, damit diese den nöti­
gen guten Willen zeigen, die einen, um die letzten von Deutschland ver­
sprochenen Abrüstungsmaßnahmen bald durchzuführen, die andern, zu 
verhindern, daß durch schikanöse Forderungen die notwendige Aufhebung 
der interalliierten Militärkontrolle hinaus gezögert wird. Die Kontrolle 
der deutschen Abrüstung kann in Zukunft nur im Rahmen einer allge­
meinen Konvention gedacht werden, die allen Staaten gleiche Rechte ge­
währt und gleiche Pflichten auferlegt — wie übrigens auch die Abrüstung 
Deutschlands nur denkbar ist im Hinblick auf die Weltabrüstung.
Bis zum Zeitpunkt, wo diese Gesamtorganisation aufgebaut sein wird 
und um die Räumung der rheinischen Gebiete nicht hinaus zu zögern, 
würde es sich empfehlen, daß der Völkerbund eine aus Vertretern von 
Bundesmitgliedern bestehende zivile Kommission bildet, in der Deutsch­
land vertreten ist. Diese Kommission hätte zu prüfen, ob das Statut der 
entmilitarisierten Gebiete respektiert wird. Es darf keine Anstrengung 
gescheut werden, um zu erreichen, daß in der denkbar kürzesten Frist 
dieses Regime durch ein anderes ersetzt werde, das einen rein vertrag­
lichen Charakter hätte und das auf der Grundlage strikter Gegenseitig­
keit das System von Feststellungen organisieren würde, die notwendig 
sind, um die Verträge von Locarno am wirksamsten zur Anwendung zu 
bringen.
V. Die sozialistischen Parteien müssen dafür sorgen, daß im Zusam­
menhang mit der Lösung des Rheinproblems das Schicksal der Bevölke­
rung des Saargebietes endgültig und ihrem Willen entsprechend geregelt 
werde. Es liegt im Interesse keines Landes, die Wartezeit, die der Ver­
sailler Vertrag der Saarbevölkerung auferlegt hat, fortdauern zu lassen. 
Eine freundschaftliche Regelung, für die alle Voraussetzungen bereits ge­
schaffen sind, würde die deutsch-französische Annäherung wirksam 
fördern.
VI. Endlich erfordert das Werk der internationalen Versöhnung und 
Annäherung eine endgültige und vollkommen befriedigende Lösung der 
Reparations- und Schuldenfrage. Der Internationale Sozialismus hat 
allen Anlaß, auf Grund der Fortschritte, die seine eigenen Anstrengungen 
auf diesem Gebiete ermöglicht haben, seine Bemühungen fortzusetzen. 
Die Erfahrung hat die Richtigkeit der sozialistischen Ansichten bewiesen, 
die auf der Konferenz von Frankfurt und auf den Internationalen Kon­
gressen von Hamburg und Marseille in nachstehenden Forderungen zum 
Ausdruck kamen: Allgemeine Streichung der aus dem Kriege stammen­
den interalliierten Schulden, ausschließliche Verwendung der deutschen 
Zahlungen für den Wiederaufbau der zerstörten Gebiete, Mobilisierung 
der deutschen Schuld nach Maßgabe der Möglichkeit und Billigkeit. 
Heute lastet das Problem der interalliierten Schulden auf dem Wirt­
schaftsleben und auf den politischen Beziehungen aller großen Völker. 
Die Gesamtsumme der deutschen Schuld ist noch nicht festgesetzt. Das 
Fehlen ihrer Mobilisierung hat zur Folge, daß sich nach wie vor ein 
Schuldnerstaat und Gläubigerstaat gegenübersteht. Gemäß den von ihm 
vertretenen Grundsatz muß der Internationale Sozialismus auf die Strei­
chung der interalliierten Schulden hinarbeiten, sowie auf die Beschrän­
kung der deutschen Schuld auf den Wert der tatsächlichen Wiedergut­
machungen. Dann kann eine Mobilisierung der deutschen Schuld er­
folgen, die eine schnelle finanzielle Befreiung Deutschlands bewirken wird.
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VII. Schon die Frankfurter Konferenz hatte erkannt, daß die Repara- 
toinen und die Schulden in Wirklichkeit Fragen darstellen, die nicht allein 
die ehemals kriegführenden Länder berühren und daß sie nicht von all­
gemeinen Problemen getrennt werden können, vor die alle Völker durch 
die Nachwirkungen des Krieges gestellt worden sind.
Die Konsolidierung des Friedens hängt zum großen Teil von der Ent- 
wirklung des weltwirtschaftlichen Solidaritätsgefühls ab. Die Luxem­
burger Konferenz stellt die wesentlichen Fortschritte fest, die auf diesem 
Gebiet in den letzten Monaten erzielt worden sind, deren Notwendigkeit 
so oft von der Internationale unter Angabe der geeigneten Mittel und 
Wege betont worden ist.
Aber die sozialistischen Parteien dürfen nicht den Großkapitalisten 
die Leitung der neuen Gebilde überlassen, in denen die Erzeugung und 
der Austausch der Güter sich konzentrieren. Sie müssen unablässig 
kämpfen, um eine immer größere Beteiligung des Staates und der Ar­
beiterorganisationen an der Leitung dieser Zentren zu sichern, in denen 
alle Fäden der Wirtschaft zusammenlaufen. Sie müssen besonders dafür 
sorgen, daß unter den neuen Verhältnissen, die die industrielle Entwick­
lung geschaffen hat, die Löhne und Arbeitsbedingungen beschützt werden. 
Die Konferenz erinnert die vertretenen Parteien an die Notwendigkeit, in 
ihren Ländern die Ratifikation des Washingtoner Abkommens über den 
Achtstundentag durchzusetzen. Dies ist eines der wichtigsten Mittel, den 
neuen Ansturm siegreich abzuschlagen, den der internationale Kapitalis­
mus gegen eine der wertvollsten Eroberungen des Proletariats unter­
nimmt. Die Konferenz erinnert außerdem an die entsprechenden Be­
schlüsse der Brüsseler Sozialistischen Konferenz vom Januar 1925.
Die Arbeiter dürfen sich nicht von der Wirtschaftskonferenz aus­
schalten lassen, die der Völkerbund vorbereitet und in der ihre Interessen 
so offenkundig auf dem Spiele stehen. Die Luxemburger Konferenz er­
sucht die S. A. I., sich mit der Amsterdamer Gewerkschaftsinternationale 
in Verbindung zu setzen, damit eine gemeinsame Zusammenkunft noch 
vor dem Zusammentritt der offiziellen Konferenz einberufen werde, um 
dort die geeigneten Propaganda- und Aktionsmaßnahmen festzulegen.
VIII. Die Luxemburger Konferenz übermittelt die vorstehende Reso­
lution dem Exekutivkomitee der S. A. I. mit der Bitte, sie allen ange­
schlossenen Sektionen zur Kenntnis zu geben.
Die in Luxemburg beschlossene Resolution wurde in der öffent­
lichen Diskussion von den Vertretern der Parteien, die an der Kon­
ferenz teilgenommen haben, sehr häufig mit Erfolg ins Treffen ge­
führt, leider ergab sich in einem Punkte auch eine Unstimmigkeit 
in der Interpretation dieser Resolution. Sie trat zunächst in Er­
scheinung in einer Polemik zwischen Longuet und Paul Boncour 
über die Frage der Rheinlandräumung auf dem französischen Par­
teitag, der zu Weihnachten 1927 tagte. Der Parteivorstand der 
deutschen Sozialdemokratie hat auf die Darlegungen Paul Boncours 
in einem Artikel des Berliner „Vorwärts“ vom 30. Dezember 1927 
und überdies in einem Schreiben an den Vorstand der Sozialistischen 
Partei Frankreichs Bezug genommen (D. D. 3/1928). Der Partei­
vorstand der Sozialistischen Partei Frankreichs hat in seiner Sitzung 
vom 8. Februar seine internationale Subkommission beauftragt, dem 
deutschen Parteivorstand unter Hinweis auf den Punkt des Partei­
programms, der die Rheinlandräumung behandelt und sie an keine 
Vorbedingung knüpft, zu antworten und gleichzeitig eine gemein­
same Konferenz der deutschen und der französischen Delegierten 
unter dem Vorsitz von de Brouckere anzuregen.
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Durch das Programm der französischen sozialistischen Partei 
für die Wahlen 1928 erscheint ihre Stellung von jedem Zweifel be­
freit. Das Programm erinnert daran, daß die Luxemburger Kon­
ferenz vorschlug, „daß der Völkerbund eine aus Vertretern von 
Bundesmitgliedern bestehende zivile Kommission bilde, in der 
Deutschland vertreten ist“. Dann heißt es wörtlich weiter: „Die 
beteiligten Parteien beabsichtigten bei der Formulierung dieses 
Vorschlages, den praktischen Schwierigkeiten Rechnung zu tragen, 
die sie im allgemeinen Interesse des Friedens so schnell wie mög­
lich zu lösen wünschen. Sie erblickten in der Einführung der Kon­
trolle eine Begleiterscheinung der Räumung, die sie schneller und 
leichter zu gestalten vermöge. Aber sie haben nicht beabsichtigt, 
eine Maßnahme, deren unmittelbare Notwendigkeit wir unablässig 
proklamieren, irgendeiner vorangehenden Bedingung zu unter­
stellen.“
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5. Probleme des Nordostens Europas.
a) Konferenz der sozialdemokratischen Parteien der Baltischen
Staaten.
Die sozialdemokratischen Parteien Lettlands, Estlands und L i ­
tauens veranstalteten am 19. und 20. Juni 1926 in R i g a  eine Kon­
ferenz zur gemeinsamen Erörterung verschiedener politischer und 
ökonomischer Fragen. An dieser Konferenz nahmen teil: für E s t ­
l a n d  : Martna, Ast, Wain und Jans; für L i t a u e n :  Kalris, Bie- 
linis, Pletschkaitis, Epstein, Januskis; für L e t t l a n d :  Rainis, 
P. Kalnin, Zeelens, Rudeviz, Bilman, Dukurs, Moric, Maizel. Nach 
gegenseitiger Information und Diskussion über die Fragen der Ta­
gesordnung wurden folgende Resolutionen einstimmig angenom­
men:
1. V er te id ig u n g  der D em okra tie .
1. In den baltischen Staaten, in einem mehr, in dem anderen weniger, 
machen sich während der letzten Zeit in den Schichten der reaktionären 
Bourgeoisie die Tendenzen der faszistischen Ideologie bemerkbar, wie 
auch faszistische Organisationen, welche pöbelhafte Angriffe auf die Ar­
beiterklasse und deren Organisationen ausüben. Diese Organisationen 
haben den Zweck, mit Gewalt die bestehende demokratische Staatsform 
umzustürzen und die blutige Diktatur der Großbourgeoisie zu errichten. 
Um die Arbeiterklasse und die Demokratie zu verteidigen, wollen die auf 
der Konferenz vertretenen Parteien den Faszismus mit allen möglichen 
Mitteln nicht nur in ihrem eigenen Lande, sondern auch g e m e i n s a m ,  
bei gegenseitiger Unterstützung in den Baltischen Staaten bekämpfen.
2. Der Einfluß des Kommunismus auf die Arbeiterklasse ist in den 
baltischen Staaten allmählich zurückgegangen. Jedoch ungeachtet dessen, 
■erachtet die Konferenz es für notwendig, den klaren entschiedenen, prin­
zipiellen Kampf gegen den Kommunismus fortzusetzen, weil dessen 
Methoden die Kraft und Einheit der Arbeiterklasse zersplittern, den Kampf 
der Arbeitermassen zur Verteidigung ihrer Klasseninteressen stören und 
die Verwirklichung der Prinzipien der konsequenten Demokratie und des 
Sozialismus hindern. Ferner erkennt die Konferenz, daß die Bekämpfung 
des Kommunismus am wirksamsten nicht mit polizeilichen Mitteln, son­
dern mit weitgehenden sozialen Reformen erreicht wird, die die In­
teressen der breiten Schichten der Arbeitermasse befriedigen.
3. In einigen der baltischen Staaten nimmt der Einfluß des reaktionären 
nationalistischen Chauvinismus in den letzten Jahren zu, der in einer 
kulturlosen, oft sogar in einer pöbelhaften Form gegen die nationalen 
Minderheiten ankämpft. Die Konferenz protestiert gegen diese nationale 
Reaktion und beschließt, daß es notwendig ist, im Kampfe gegen diese 
Reaktion, nicht nur die breiten Volksmassen über die Schädlichkeit des 
Nationalismus aufzuklären, sondern auch die Gleichheit aller Staats­
bürger, ohne Rücksicht auf Nationalität und Glaubensbekenntnis zu ver­
teidigen und die Verwirklichung einer gerechten Autonomie der natio­
nalen Minderheiten zu fordern.
2. D ie A u fg a b en  d er  a u sw ä rtig en  P o litik .
Die kleinen baltischen Staaten — Estland, Lettland und Litauen — 
können am besten ihre Hauptziele der auswärtigen Politik — die Erhal­
tung des Friedens, die Sicherung der Unabhängigkeit und das ökono­
mische Aufblühen fördern, wenn die Demokratie in ihrer auswärtigen 
Politik von folgenden Leitsätzen sich führen läßt:
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1. Die Regelung der äußeren politischen Beziehungen muß sich auf 
konsequente demokratische Prinzipien gründen, dabei muß die Staats­
politik in solche Bahnen geleitet werden, die die Staaten von politischen 
Akten und Kombinationen abhalten, welche die Staaten in politische 
Konflikte und Katastrophen hineinziehen könnten.
2. Zwischen den Baltischen Staaten und Sowjet-Rußland sind freund­
schaftliche politische und ökonomische Beziehungen zu wahren und 
weiter zu entwickeln. Der Garantievertrag, der zwischen diesen Staaten 
abzuschließen ist, ist ein bedeutender Schritt vorwärts auf dem Wege 
der Sicherung des Friedens und zur Stabilisierung der politischen Ver­
hältnisse am Baltischen Meere. Einen solchen Garantievertrag mit 
Sowjet-Rußland sollen die kleinen baltischen Staaten, falls möglich, ge­
meinsam schließen.
3. Die Wilnaer Frage hat zur Zeit keine demokratische Lösung ge­
funden. Das Wilnaer Streitobjekt ist als ein Faktor, der den Frieden 
Osteuropas bedroht, zu betrachten. Darum erachtet es die Konferenz als 
notwendig, daß die Sozialisten der baltischen Staaten ihrerseits eine 
friedliche Lösung der Wilnaer Frage in dem Sinne fordern sollen, daß 
den Einwohnern des Wilnaer Gebietes die Möglichkeit geboten wird, 
über ihr politisches Schicksal frei zu bestimmen.
4. Wenn es nicht möglich wäre, die politischen Konflikte auf dem 
Wege der direkten diplomatischen Verhandlungen zu lösen, so ist es 
notwendig, die Lösung auf dem Wege des Schiedgerichtes zu erzielen.
5. Alles, was zur allgemeinen Einschränkung der Rüstungen dient, ist 
zu unterstützen.
6. Der politische Verband, der zwischen Estland und Lettland schon 
besteht, ist weiter zu entwickeln in dem Sinne, daß in diesen Verband auch 
die baltischen Staaten hineinzuziehen sind, die zu einander gravitieren, 
in erster Hinsicht Litauen und Finnland. Dabei unterstreicht die Kon­
ferenz, daß die einzigen Ziele eines solchen Verbandes nur die Erhaltung 
des Friedens, die Garantierung der Unabhängigkeit der Staaten und die 
Sicherung des freien Verkehrs auf dem baltischen Meere sein dürfen.
7. Die Konferenz erachtet es als notwendig, die ökonomische An­
näherung der kleinen baltischen Staaten zu fördern, da eine solche An­
näherung ihr ökonomisches Gewicht in der Weltwirtschaft und ihr poli­
tisches Ansehen in Europa heben würde.
3. D ie ö k o n o m isch e  A n n ä h eru n g  d er  B a ltisc h e n  S ta a ten .
Die Baltischen Staaten (Estland, Lettland, Litauen) können ratio­
nell die Aufgaben ihrer politischen und ökonomischen Entwicklung und 
des sozialen Wohlstandes lösen, wenn diese Staaten eine Politik betrei­
ben, die auf die ökonomische Vereinigung dieser Staaten hinzielt.
Zur Lösung dieser Frage müssen die Sozialistischen Parteien dieser 
Länder — 1. die Passivität, welche die Bourgeoisie in der Frage der 
ökonomischen Vereinigung der Baltischen Staaten zeigt, und die Hinder­
nisse, die besondere Gruppen der Unternehmer der ökonomischen An­
näherung entgegenstellen, überwinden und 2. folgende konkrete An­
näherungspolitik verteidigen:
a) Die Verständigung in der Politik des Außenhandels durch die Ein­
führung der gleichen und gemeinsamen Zolltarife und Zollformalitäten, 
so wie auch durch Festsetzung von gleichen Abgaben und Steuern im 
Handel, in der Schiffahrt und im Transport.
b) Die Einheitlichkeit in der Tätigkeit der konsularen und Handels­
vertretungen.
c) Die Einführung der gleichen Eisenbahntarife und die Gleichförmig­
keit ihrer Anwendung; die Aufhebung alles dessen, was dem Personen- 
und Wagenverkehr zwischen diesen Staaten hinderlich ist; die Auf­
hebung der Auslandspässe, der Visa und konsularen Gebühren.
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d) Die Einführung der gleichen Systeme der direkten und indirekten 
Steuern sowie auch der Staatsmonopole, mit dem Ziele der Verminderung 
der indirekten Steuern und der Förderung der Entwicklung der Pro­
duktivkräfte.
e) Die gemeinsame Weiterentwicklung der Sozial-Gesetzgebung.
Um die stufenweise Durchführung dieser Reformen zu ermöglichen, ist
es notwendig, zwischen den verbündeten Staaten spezielle gemeinsame 
Organe und Institute zu gründen, wie auch einen engen Kontakt der Par­
lamente der verbündeten Staaten, zwecks Vereinheitlichung der Gesetz­
gebung zu erwirken.
Bis zur Realisierung einer solchen ökonomischen Annäherung, ist es 
notwendig, die schon bestehenden ökonomischen Konventionen und Ver­
träge zu vereinheitlichen. Die neuen Konventionen und Verträge müssen 
die drei verbündeten Staaten gemeinsam schließen.
In Anbetracht dessen, daß in ökonomischer Hinsicht die Baltischen 
Staaten an dem russischen Markte ein sehr großes Interesse haben, so 
wie auch Rußland nicht weniger interessiert ist an einer engen ökono­
mischen Zusammenarbeit mit den Baltischen Staaten, erachtet es die 
Konferenz für notwendig, mit allen Mitteln die ökonomischen Beziehungen 
zwischen den Baltischen Staaten und Rußland zu fördern und zu ent­
wickeln, wobei diese ökonomische Annäherung weiter gehen soll, als das 
Prinzip der Meistbegünstigung.
4. D er V ö lkerb u n d  und  die A g ra rre fo rm .
In der letzten Zeit haben die ehemaligen adeligen Großgrundbesitzer 
der Baltischen Staaten Klagen gegen diese Staaten wegen der Agrar­
reform im Völkerbunde eingereicht.
1. Die Agrarreform war eine notwendige sozialökonomische Reform, 
die die breiten Schichten der Landlosen und Kleinbauern mit Land ver­
sorgte.
2. Die Agrarreform ist ein historisch wichtiges Ereignis in ganz Ost­
europa, ohne deren Durchführung in den Baltischen Staaten die innere 
politische Stabilisierung nicht möglich gewesen wäre. In diesem Sinne 
ist die Agrarreform eine sozialökonomische Basis der unabhängigen 
und demokratischen Baltischen Staaten.
3. Die Agrarreform wendet sich nicht gegen nationale Minderheiten, 
sondern gegen die soziale Minderheit — gegen ein kleines Häuflein der 
feudal-aristokratischen Großgrundbesitzer.
4. Die Agrarreform, als eine sozialökonomische Reform, liegt in der 
Kompetenz der inneren Gesetzgebung der Staaten und unterliegt keines­
wegs der Begutachtung durch den Völkerbund, als dem Vertreter der 
Rechte der nationalen Minderheiten.
5. Der mögliche Druck des Völkerbundes zwecks Revision der 
Agrarreform im Interesse der ehemaligen feudal-aristokratischen Groß­
grundbesitzer kann den Völkerbund in den Augen der breiten Volks­
massen kompromittieren.
6. Die mögliche Einmischung des Völkerbundes in die Angelegenheiten 
der Agrarreform kann so scharfe soziale und politische Kämpfe hervor- 
rufen, daß sie die friedliche Entwicklung der Baltischen Staaten ernsthaft 
bedrohen würden.
In Anbetracht alles dessen, protestiert die Konferenz gegen die An­
maßung der ehemaligen Großgrundbesitzer, mit ihren Beschwerden an 
den Völkerbund heranzutreten, sowie auch gegen die mögliche Ein­
mischung des Völkerbundes, in irgendeiner Weise unter der Maske der 
Verteidigung der nationalen Minoritäten die Interessen einer kleinen 
Gruppe der feudalen Aristokratie zu verteidigen.
Die auf der Konferenz vertretenen Parteien werden den entschiedenen 
Kampf zur Verteidigung der Agrarreform fortsetzen. In diesem Kampfe
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zur Verteidigung einer der wichtigsten Errungenschaften der Revolution 
und des Selbstbestimmungsrechtes der Völker werden die Parteien alle 
ihnen zu Gebote stehenden Mittel benutzen.
b) Nordosteuropäische Konferenz der Sozialistischen Arbeiter-
Internationale.
Am 18. und 19. Dezember 1927 fand in B e r l i n  unter dem Vor­
sitz des Sekretärs der S. A. I. A d l e r  eine Konferenz der soziali­
stischen Parteien Nordosteuropas statt. Als offizielle Delegierte der 
Parteien waren anwesend: K a i r y s  und E p s t e i n a s  (Litauen); 
D i a m a n d und N i e d z i a l k o w s k i  (Polen, P. P. S.), D r o b -  
n e r und K r u k (Polen, U. S. P .); Adolf B r a u n ,  B r e i t s c h e i d ,  
C r i s p i e n ,  H i l f e r d i n g  und W e l s  (Deutschland); Q e h 1 und 
M au  (Danzig); Klara K a 1 n i n (Lettland); A b r a m o w i t s c h ,  
D a 1 i n , D a n  und K e f a 1 i (Rußland, S. R.); M o e 11 e r und 
H a n s s o n  (Schweden); S t a u  n i n g  (Dänemark) und die Mit­
glieder der Exekutive der S. A. I.: Leo W i n t e r  (Tschechoslowa­
kei), T s e r e t e 11 i (Georgien) und B e z p a 1 k o (Ukraine).
Die Konferenz nahm zunächst ausführliche Berichte über die 
Entwicklung der Ereignisse in Litauen durch die offiziellen Dele­
gierten der litauischen sozialdemokratischen Partei Kairys und 
Epsteinas entgegen. Sodann bot sie auch den Vertretern der litau­
ischen Emigranten, die sich gegenwärtig in Wilna aufhalten, Ge­
legenheit, ihre Auffassungen darzulegen. Im Namen der Emigranten 
sprach P l e t s c h k a i t i s ,  der von der Organisation in Litauen als 
Mitglied des Zentralkomitees suspendiert worden ist. Er stellte fest, 
daß eine große Reihe von Meldungen über ihn den Tatsachen in 
keiner Weise entsprechen und erklärte, daß sein Standpunkt ln dem 
Interview des „Berliner Tageblatt“ vom 3. Dezember 1927 im we­
sentlichen richtig dargelegt sei.
Im Verlaufe der Debatte, an der sich nahezu alle Teilnehmer der 
Konferenz beteiligten, wurden eingehend die Beziehungen der Par­
teien der Randstaaten zueinander erörtert. Die Konferenz war voll­
ständig einstimmig der Überzeugung, daß das gegenwärtige Regime 
in Litauen und in Polen nicht nur für die innere Entwicklung dieser 
Länder die schwerste Schädigung bedeutet, sondern auch für die 
Gestaltung der auswärtigen Beziehungen unheilvoll sein kann. Die 
Konferenz erwartet von den der S. A. I. angeschlossenen Parteien, 
daß sie mit allen Kräften den Befreiungskampf des litauischen Vol­
kes für die Wiederherstellung der Demokratie unterstützen werden. 
Sie lehnt jedoch alle direkten oder indirekten Versuche fremder 
Mächte, diesen Befreiungskampf für ihre Zwecke auszunützen und 
in ihn einzugreifen, mit aller Entschiedenheit ab.
In bezug auf den Konflikt zwischen Litauen und Polen gaben 
die l i t a u i s c h e n  Vertreter Kairys and Epsteinas folgende Er­
klärung ab:
Eine der wichtigsten Fragen, die andauernd eine Hauptquelle für die 
Verschärfung der nachbarlichen Beziehungen und eine Gefahr für den
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Frieden im Nordosten Europas darstellt, ist die Wilna-Frage. Der Ge­
waltstreich des Generals Zeligowski gegen Wilna hat eine äußerst be­
drohliche politische Lage geschaffen, die formell als Kriegszustand 
zwischen Litauen und Polen betrachtet worden war. Der letzte Be­
schluß des Völkerbundes hat zwar diesen Kriegszustand beseitigt, aber 
nicht die Wilna-Frage gelöst. Wir vermuten deshalb, daß die bevor­
stehenden direkten Unterhandlungen zwischen Litauen und Polen zwecks 
Erreichung normaler Beziehungen nicht imstande sein werden, die Kon­
fliktsfrage gründlich zu lösen und friedliche Beziehungen zu schaffen. 
Wir erklären dies damit, daß
1. die inneren Verhältnisse der verschiedenen Nationalitäten des Wilna­
gebietes eine frei geregelte Form der Entscheidung fordern,
2. gleichzeitig einige Nachbarstaaten um das Wilnagebiet streiten.
Was die inneren Beziehungen der verschiedenen Nationalitäten des
Wilnagebietes betrifft, so müssen wir konstatieren, daß die spezifischen 
nationalen Unterschiede und Bestrebungen der Minoritäten immer Streit­
fragen hervorgerufen haben und hervorrufen werden. Diese Streitfragen 
müssen ihre Einwirkung auf die politische Orientierung der einzelnen 
Nationalitäten haben. Die litauische und weißrussische Bevölkerung des 
Wilnagebietes werden deshalb nie die gegenwärtige Gewaltlösung der 
Wilna-Frage gutheißen. Die Expansionspolitik der polnischen Regierung 
und ihre Polonisierungsmaßnahmen werden die Beziehungen noch mehr 
verschärfen und zu einer gefahrvollen Balkanisierung der Verhältnisse 
Osteuropas führen. Je schärfer sich die inneren Verhältnisse im Wilna- 
Gebiet selbst entwickeln werden, desto gefährlicher müssen auch die 
Beziehungen zwischen den um Wilna streitenden Nachbarstaaten 
werden. Einerseits stellt die autonome weißrussische Republik der U. S. 
S. R. bestimmte Forderungen, die sich auf einige Teile des Wilna-Ge­
bietes erstrecken, andererseits wird auch die öffentliche Meinung Li­
tauens ohne Parteiunterschied und ungeachtet dessen, welche Lösung in 
dieser Frage eine Regierung Litauens zu akzeptieren gezwungen sein 
wird, nie eine Gewaltlösung billigen.
Die Sozialdemokratische Partei Litauens, die im Wilna-Gebiet vor 
30 Jahren gegründet wurde und bis zum Ende des Weltkrieges dort tätig 
war, hat die Überzeugung, daß die jetzige Lage im Wilna-Gebiet nicht 
normal und rechtmäßig geregelt ist. Unsere Motive unterscheiden sich 
grundsätzlich von dem Standpunkt der litauischen nationalistischen 
Parteien, die ihre Forderungen nur mit historischen Rechten begründen 
und deshalb das Wilna-Gebiet ohne weiteres als Eigentum Litauens be­
trachten. Wir sind dagegen der Meinung, daß das Wilna-Gebiet mit 
Litauen wirtschaftlich, kulturell und gesellschaftlich traditionell ver­
bunden ist. Wir haben dennoch nie daran gedacht, daß man die Wilna- 
Frage durch Gewaltmaßnahmen regeln könne. Wir ändern auch heute 
nicht unsern Standpunkt. Wir sind fest überzeugt, daß der einzige Weg, 
auf dem die Wilna-Frage logisch und vernünftig geregelt werden kann, 
die freie Abstimmung der Wilnaer Bevölkerung darstellt. Nur die Be­
völkerung selbst kann ihre Staatsangehörigkeit wählen und bestimmen. 
Dazu müssen aber freie und nicht Okkupationsverhältnisse gegeben 
sein.
Im Namen der Vertreter der Sozialistischen Partei P o l e n s  
(P.P. S.) gab Niedzialkowski folgende Erklärung ab:
Die Sozialistische Partei Polens (P. P. S.) nimmt die Erklärung der 
litauischen Sozialdemokratie über die Wilna-Frage zur Kenntnis und 
bringt ihrerseits ihre tiefe Überzeugung zum Ausdruck, daß am Tage 
des Sieges der Demokratie in Polen und Litauen alle schwierigen Pro­
bleme, die heute die beiden Länder trennen, ihre friedliche Lösung auf 
den Grundlagen des Prinzips des internationalen Sozialismus, des 
Selbstbestimmungsrechtes aller Völker, finden werden.
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Nach einer eingehenden Debatte, an der sich alle Konferenzteil­
nehmer beteiligten, wurden d ie  g e m e i n s a m e n  G e s i c h t s ­
p u n k t e  folgendermaßen festgestellt:
Die Konferenz stellt fest, daß das vom Völkerbundrat in Genf erzielte 
Kompromiß keine Lösung darstellt. Die Genfer „Einigung“ hat den Kern 
des Konfliktes, die Wilna-Frage, nicht berührt und alle einzelnen Streit­
punkte offen gelassen.
Dies ist ein umso gefährlicherer Zustand, als in den beiden haupt­
sächlich beteiligten Ländern, in Litauen wie in Polen, die Demokratie 
zurzeit nicht besteht und durch einen Zustand eines offenen oder 
schlecht verhüllten Militärregimes ersetzt ist.
Die bloße Aufforderung zur Wiederaufnahme direkter Verhandlungen 
ohne bindende Richtlinien und festgesetzte Ziele, die das einzige Ergeb­
nis von Genf bildet, gibt unter diesen Umständen begründeten Anlaß zur 
Befürchtung, daß die in Lettland bevorstehenden Verhandlungen ergeb­
nislos verlaufen werden und daß der litauisch-polnische Streit in ver­
schärfter Form bald aufs neue entbrennen wird.
Es ist daher die Aufgabe der S. A. I. und insbesondere der auf der 
Konferenz vertretenen, durch die geographische Lage ihrer Länder be­
sonders interessierten Parteien, die Arbeiter vor einem Optimismus zu 
warnen, der in der Resolution des Völkerbundrates keine Stütze findet. 
Die bereits bekannt gewordenen Auslegungsversuche beider Regierungen 
in Kowno und Warschau lassen im Gegenteil befürchten, daß das Genfer 
Ergebnis bestenfalls eine Atempause in dem latenten Konflikt um Wilna 
darstellt. Daher verzeichnet die Konferenz mit Genugtuung den von 
allen Teilnehmern, insbesondere von den Vertretern Polens und Litauens 
mit Entschiedenheit betonten Standpunkt, daß für Sozialisten kein inter­
nationaler Konflikt mit den Mitteln der Waffengewalt gelöst werden 
darf und sie sich daher jeder Vorbereitung kriegerischer Aktionen mit 
aller Energie entgegenstellen werden.
Die Konferenz bekennt sich zu dem Grundsatz des Selbstbestim­
mungsrechtes der Völker, das bisher auf das Gebiet von Wilna keine 
Anwendung gefunden hat und von dem allein eine befriedigende Lösung 
der Wilna-Frage für alle dieses Territorium bewohnenden Nationen 
(Polen, Litauer, Weißrussen, Juden usw.) erhofft werden kann.
Die Verwirklichung dieser Grundsätze in bezug auf das Wilna-Gebiet 
erfordert die Beseitigung des gegenwärtigen Regimes in Litauen und in 
Polen und die Rückkehr zur parlamentarischen Demokratie. In diesem 
Kampfe wird den der S. A. I. angeschlossenen Arbeiterparteien die füh­
rende Rolle zufallen.
Für die bevorstehenden direkten polnisch-litauischen Verhandlungen 
stellt die Konferenz folgende Minimalforderungen auf : Aufhebung der 
Grenzsperre ; Herstellung normaler ökonomischer und politischer Be­
ziehungen zwischen Polen und Litauen, in erster Linie Wiederaufnahme 
des Post-, Personen-, Güter- und Transitverkehrs an der polnisch-litau­
ischen Grenze und Schaffung eines Provisoriums für die rechtliche, 
politische und wirtschaftliche Existenz der Bevölkerung in der gegen­
wärtigen sogenannten neutralen Zone.
Die Konferenz betont, daß der polnisch-litauische Konflikt nur ein 
Teilproblem in dem Gesamtkomplex jener osteuropäischen Fragen dar­
stellt, die nur durch die Wiederherstellung der Demokratie Im Osten 
Europas unter Führung der sozialistischen Parteien ihre friedliche Lö­
sung finden können und müssen.
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6. Der Kampf um den Achtstundentag.
Bei allen ihren Tagungen hat sich die Exekutive der S. A. I. mit 
der Frage des Achstundentages und dem damit zusammenhängenden 
Kampf für die Ratifikation der internationalen Konvention von 
Washington beschäftigt.
In dem Beschluß des Internationalen Kongresses in Marseille 
über den Achtstundentag heißt es:
„Der Kongreß beauftragt seine Exekutive, mit dem Vorstand des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes in Fühlung zu treten, um uner­
müdlich eine internationale Propaganda für die Verwirklichung des acht­
stündigen Maximalarbeitstages ohne regelmäßige Überstunden, deren 
Zulassung viele der bereits errungenen Gesetze wertlos macht, zu füh­
ren.“
Demgemäß haben S. A. I. und I. G. B. sowohl in gemeinsamen 
Beratungen ihrer Vertreter als auch auf sonstigem Wege die ein­
zelnen Phasen des Kampfes gemeinsam erörtert und Beschlüsse über 
gemeinsame Aktionen gefaßt.
Am 8. Oktober 1925 tagte in Amsterdam eine Sitzung von Ver­
tretern der S. A. I. und des I. G. B. Den Ausgangspunkt der Bera­
tungen bildeten die Beschlüsse des Internationalen Kongresses in 
Marseille über den Achtstundentag und die Arbeitslosigkeit. Die 
Konferenz erörterte die zur Durchführung der Ratifikation der Kon­
vention von Washington in der nächsten Zeit erforderlichen Schritte 
und nahm einstimmig einen Vorschlag Bramley’s an, in allen Län­
dern, wo die Ratifikation noch nicht erfolgt ist, in der Zeit vom 
15. November bis Mitte Dezember 1925 eine besondere Propaganda 
für die Ratifizierung des Washingtoner Achtstundentagabkommens 
einzuleiten. Es wurden die Vorstände der gewerkschaftlichen Lan­
desorganisationen, der Sozialistischen Parteien und ihrer Parla­
mentsfraktionen in den einzelnen Ländern aufgefordert, sich sofort 
darüber ins Einvernehmen zu setzen, welche parlamentarischen und 
propagandistischen Aktionen in der genannten Zeit durchgeführt 
werden sollen. Im Zusammenhang damit wurde auch die Frage eines 
Boykotts gegen alle Waren, die in Unternehmungen erzeugt sind, in 
denen die Bestimmungen der Washingtoner Konferenz über den 
Achtstundentag nicht beachtet werden, besprochen und auf die Ge­
fahren der Ausbeutung eines solchen Vorgehens zu schutzzöllneri- 
schen Manövern hingewiesen.
Der darauffolgenden Sitzung der Exekutive der S. A. I., die in 
London am 4. und 5. November 1925 stattfand, lag ein Bericht über 
die vorstehend erwähnte Konferenz der Vertreter der S. A. I. und des
I. G. B. vor. Die Vertreter verschiedener Länder erstatteten Bericht 
über den Stand der Arbeitszeitgesetzgebung in ihren Ländern. Es
I. 44
wurde festgestellt, daß, wenn auch der Achtstundentag in vielen 
Ländern besteht, diese wichtigste Errungenschaft der Arbeiterklasse 
dennoch solange nicht gesichert ist, als nicht eine internationale 
Garantie die Arbeiter aller Länder davor schützt, daß der Acht­
stundentag in irgendeinem Lande durchbrochen werden kann. Die 
Ratifikation der Konvention von Washington ist demnach auch dort 
notwendig, wo der Achtstundentag durch Landesgesetz oder gewerk­
schaftliche Vereinbarungen besteht und wo die Ratifikation daher 
neben der vielfach günstigeren Landesgesetzgebung den Charakter 
einer internationalen Garantie des Minimums annehmen würde.
Die Exekutivsitzung begrüßte mit großer Freude die Mitteilung 
der belgischen Vertreter, daß die belgische Regierung, an der die 
belgische Arbeiterpartei damals beteiligt war, gemäß den Bedingun­
gen des Koalitionspaktes sofort beim Zusammentritt der Kammer 
einen Entwurf zur bedingungslosen Ratifikation der Konvention von 
Washington vorlegen werde. Es wurde beschlossen, durch ver­
stärkte Aktion der sozialistischen Parteien und Gewerkschaften in 
den einzelnen Ländern den in Belgien erzielten Erfolg zum Augangs- 
punkt weiterer Fortschritte zu machen.
Auch die folgende Tagung der Exekutive, die am 11. und 12. 
April 1926 in Zürich stattfand, hatte sich mit der Frage des Acht­
stundentages zu befassen. Der Sitzung lag ein Bericht über den 
Verlauf der bei der gemeinsamen Beratung der Vertreter der S. A. I. 
und des I. G. B. vom 8. Oktober 1925 beschlossenen Aktion vor, den 
das Sekretariat des I. G. B. auf Grund der Antworten der gewerk­
schaftlichen Landeszentralen auf einen Fragebogen ausgearbeitet 
hatte. Im Anschluß daran berichtete das Sekretariat der S. A. I, daß 
der I. G. B. den Beschluß gefaßt habe, das 25jährige Bestehen des 
Internationalen Gewerkschaftsbundes als Anlaß zu einer neuen Pro­
pagandakampagne für den Achtstundentag zu benutzen. Das Se­
kretariat des I. G. B. lenkte die Aufmerksamkeit der der S. A. I. an­
geschlossenen Parteien auf diesen Beschluß, damit diese durch 
gleichzeitiges Vorgehen in den Parlamenten der Aktion Nachdruck 
verleihen könnten.
In der Debatte der Exekutive wurde darauf hingewiesen, daß der 
Termin für die Ratifikation demnächst zu Ende geht und daher alles 
daran gesetzt werden müsse, vorher die Ratifikation durchzusetzen.
Der Maiaufruf der Internationale vom Jahre 1926 forderte mit 
folgenden Worten die internationale Sicherung des Achtstundentags:
Die Not der A r b e i t s l o s i g k e i t  hat als Folge des Weltkrieges 
ein Ausmaß erreicht, wie es die Geschichte früher niemals kannte. Mil­
lionen und Millionen Menschen verfallen in immer tiefere Verelendung, 
weil die kapitalistische Gesellschaftsordnung sich als unfähig erweist, 
ihnen das elementarste Menschenrecht zu sichern:
A r b e i t !
In zwei Feldlager ist die Welt geteilt. Die einen, die im Namen des 
Profits die V e r m e h r u n g  d e r  t ä g l i c h e n  A r b e i t s z e i t  fordern 
und sich nicht scheuen, damit den Frevel der Vermehrung der Arbeits­
losen zu verüben. Die andern, die den großen K a mp f  f ü r  den  A c h t ­
s t u n d e n t a g  führen, in dem Bewußtsein, daß jeder Schritt vorwärts
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in diesem Kampf auch die Schmach der Arbeitslosigkeit einschränkt. 
So wird heute jeder, der die
R a t i f i k a t i o n  d e r  W a s h i n g t o n e r  K o n v e n t i o n  
über den Achtstundentag noch weiter hemmt, nicht nur als Feind des 
allgemeinen Fortschritts der sozialpolitischen Gesetzgebung, sondern im 
besonderen als Feind der Arbeitslosen gekennzeichnet werden müssen.
Am 8. Juli 1926 stimmte der belgische Senat der vorbehaltslosen 
Ratifikation des Washingtoner Achtstundentagabkommens zu. Da 
die Kammer bereits vorher den entsprechenden Gesetzentwurf an­
genommen hatte, waren die Voraussetzungen der Ratifikation in 
B e l g i e n  erfüllt.
Die folgende Exekutivsitzung der S. A. I., die im August 1926 in 
Zürich stattfand, knüpfte an den Erfolg in Belgien an. Sie faßte 
einstimmig folgende Resolution:
Die Exekutive brandmarkt das Dekret der faszistischen Regierung 
Italiens, das unter Bruch der bedingten Ratifizierung der Konvention 
von Washington die tägliche Arbeitszeit um eine Stunde verlängert, als 
ein Attentat, nicht nur auf die italienische, sondern auf die gesamte 
internationale Arbeiterschaft.
Die Exekutive verurteilt das britische Gesetz über die Verlängerung 
der Arbeitszeit im Bergbau als eine schwere Gefahr nicht nur für die 
britischen Bergarbeiter, die im heldenmütigen Abwehrkampfe stehen, 
sondern auch für die Bergarbeiter aller Länder.
Mitverantwortlich für diese Vorstöße der kapitalistischen Reaktion 
sind alle Regierungen, die immer noch die Ratifizierung der Konvention 
von Washington vereiteln oder verschleppen. Desto größere Bedeutung 
hat daher der Erfolg der Belgischen Arbeiterpartei, der es gelungen ist, 
trotz der schweren finanziellen Krise des Landes, die Ratifizierung der 
Washingtoner Konvention durch Belgien durchzusetzen. Die Exekutive 
erwartet, daß dieser Erfolg der Belgischen Arbeiterpartei die Anstren­
gungen aller sozialistischen Parteien kräftigen wird, auch in ihren Län­
dern die internationale Sicherung des Achtstundentages durchzusetzen, 
und erklärt, daß nunmehr vor allem alle Kraft darauf konzentriert wer­
den muß, in Frankreich, Deutschland und England die endliche Ratifi­
zierung der Washingtoner Konvention zu erkämpfen.
Die Exekutive hält es für eine Aufgabe der sozialistischen Parteien 
jener Länder, welche Kolonien und Mandatsgebiete des Völkerbundes 
verwalten, für die Einführung des Achtstundentages, wie des Arbeiter­
schutzes überhaupt, in diesen Gebieten mit allen Kräften zu wirken.
Die Exekutive der S. A. I. fordert die angeschlossenen Parteien auf, 
die Demonstrationen für den Achtstundentag oder für kürzere Arbeits­
zeit, wo sie bereits durch Gesetz oder Tarifvertrag besteht, die der 
Internationale Gewerkschaftsbund für den 19. September als würdigste 
Feier seines 25jährigen Bestehens veranstaltet, mit allen Kräften zu 
unterstützen.
Auch der Maiaufruf vom Jahre 1927 mußte wieder auf die aus- 
stehenden Ratifikationen der großen Industrieländer hinweisen:
Seit der letzten Maifeier ist im K a m p f  f ü r  d i e  V e r t e i d i g u n g  
d e s  A c h t s t u n d e n t a g e s  ein kleiner Fortschritt erzielt worden. 
B e l g i e n  hat die Konvention von Washington über den Achtstundentag 
ratifiziert. Aber noch immer leisten die großen Industrieländer Europas, 
vor allem E n g l a n d  und D e u t s c h l a n d ,  passive Resistenz. Daher 
demonstrieren wir an diesem 1. Mai neuerlich
fü r  d en  A c h t s t u n d e n t a g !
f ü r d i e R a t i f i k a t i o n d e s A b k o m m e n s v o n W a s h i n g t o n !
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Ein kleiner Erfolg war am 20. Mai 1927 zu verzeichnen, wo die 
bedingte Ratifizierung der Washingtoner Konvention von der fran­
zösischen Kammer beschlossen wurde. Die Inkraftsetzung der Rati­
fikation wurde an die Ratifizierung durch Deutschland und Groß­
britannien geknüpft. Ein sozialistischer Antrag auf unbedingte Ra­
tifikation wurde von der Kammer abgelehnt.
Die Bedeutung, die der Ratifikation des Abkommens durch Groß­
britannien zukommen würde, war durch den französischen Kammer­
beschluß klar gezeigt worden. Trotzdem hat die britische konser­
vative Regierung die Ratifikation nicht durchgeführt, ja sie ging so­
gar so weit, eine Revision des Abkommens zu fordern, wodurch 
jeder weitere Fortschritt verhindert worden wäre.
Die Exekutivsitzung vom Februar 1928 befaßte sich mit der durch 
diesen Beschluß der britischen Regierung geschaffenen Lage sowie 
mit dem Vorschlag des I. G. B., die Maikundgebung des Jahres 1928 
in den Dienst des Kampfes für den Achtstundentag zu stellen. Sie 
nahm auf gemeinsamen Antrag der britischen, belgischen und jugo­
slawischen Delegation folgende Resolution einstimmig an:
„Die Exekutive der S. A. I. lenkt die Aufmerksamkeit der ange­
schlossenen Parteien auf die ernste Bedeutung des Beschlusses der eng­
lischen Regierung, das Achtstundentagabkommen von Washington nicht 
zu ratifizieren und durch die Forderung nach einer Revision desselben 
seine Existenz selbst in Frage zu stellen. Sie beglückwünscht die Ar­
beiterdelegierten des Internationalen Arbeitsamtes, die sich in energisch­
ster Weise gegen den Beschluß der englischen Regierung wandten.
In Übereinstimmung mit dem I. G. B. fordert sie die Parteien aller 
Länder, die das Abkommen noch nicht ratifiziert haben, auf, unverzüg­
lich die nötigen Schritte zu unternehmen, damit diese Frage ihren Par­
lamenten vorgelegt werde;
sie fordert die Parteien der Länder, in denen das Abkommen rati­
fiziert wurde, auf, einen Druck auf ihre Regierungen .auszuüben, damit 
diese sich jeder Änderung widersetzen;
sie gibt weiterhin ihrer Zustimmung zu dem Vorschlag des I. G. B. 
Ausdruck, den Achtstundentag und die Forderung nach der Ratifikation 
des Washingtoner Abkommens in den Mittelpunkt der Mai-Demonstra­
tionen dieses Jahres zu stellen. Die S. A. I. spricht die Hoffnung aus, 
daß die Arbeiter aller Länder ihren wirtschaftlichen und politischen Ein­
fluß gebrauchen werden, um jede Verlängerung des Arbeitstages oder 
der 48-Stundenwoche zu verhindern.“
Der Maiaufruf des Jahres 1928 lenkte die Aufmerksamkeit der 
Arbeiter aller Länder auf die Gefährdung des Achtstundentages 
durch die britische Regierung. Es heißt in dem Maiaufruf:
Die ungeheuren Opfer an Menschenleben, die wahnsinnigen Verhee­
rungen der Wirtschaft, die den vier Jahren des Völkermordens zur Last 
fallen, hatten zunächst auch die hartherzigsten Vertreter der kapitali­
stischen Ausbeutung und der imperialistischen Machtgier erschüttert. 
Unter dem unmittelbaren Druck der entsetzlichen Katastrophe erklärten 
sie sich bereit, den Forderungen der Arbeiterklasse entgegenzukommen. 
Sie verpflichteten sich feierlich, vor allem
d en  A c h t s t u n d e n t a g  u n d  di e  A b r ü s t u n g
auf internationaler Basis zu verwirklichen. Jahrelang wurde erwogen, 
verhandelt, beraten und immer wieder die Erfüllung der feierlichen Ver-
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pflichtungen hinausgeschoben. Im zehnten Jahr nach dem Waffenstill­
stand glaubten die kapitalistischen Regierungen, auch d ie  l e t z t e n  
R e s t e  d e s  S c h a m g e f ü h l s  a b s t r e i f e n  zu können. An der 
Spitze der Wortbrüchigen marschiert die k o n s e r v a t i v e  R e g i e ­
r u n g  G r o ß b r i t a n n i e n s .  Sie hat nach jahrelangem Manöverieren 
nun offen im Genfer Arbeitsamt erklärt, daß sie die
K o n v e n t i o n  v o n  W a s h i n g t o n  ü b e r  den  
A c h t s t u n d e n t a g ,
die die Regierungsvertreter Großbritanniens am 28. November 1919 mit­
beschlossen haben, n i c h t  r a t i f i z i e r e n  wolle.
Es gelang den Arbeitervertretern im Verwaltungsrat des Inter­
nationalen Arbeitsamtes in der Sitzung, die der Internationalen Ar­
beitskonferenz des Jahres 1928 vorausging, den britischen Vorstoß 
abzuwehren, indem die Forderung nach einer Revision des Acht­
stundentagabkommens abgelehnt, dagegen ein Beschluß gefaßt 
wurde, der die in allen internationalen Arbeitsabkommen vorge­
sehene zehnjährige Revision regeln soll.
Andererseits steht ein wichtiger Erfolg im internationalen Kampf 
für den Achtstundentag in D e u t s c h l a n d  bevor. Die Regierungs­
erklärung des neuen deutschen Ministeriums, dem auch die Sozial­
demokratie angehört, enthielt einen Abschnitt, worin die Ratifizie­
rung des Washingtoner Achtstundentagabkommens durch Deutsch­
land angekündigt wird.
Im Juli 1928 hat die p o r t u g i e s i s c h e  Regierung ihre Absicht 
bekanntgegeben, das Washingtoner Abkommen zu ratifizieren.
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7. Konferenzen über wirtschaftliche Fragen.
a) Welt Wanderungskongreß.
In ihrer Sitzung vom November 1925 bestimmte die Exekutive 
der S. A. I. die Genossen De Brouckere (Belgien), Cramp (England) 
und Diamand (Polen), als Delegierte in ein gemeinsames Komitee 
mit Vertretern des I. G. B., das die von diesem angeregte Konferenz 
über Wanderungsprobleme vorbereiten sollte. Dieses Komitee hat 
in Paris zwei Sitzungen am 20. und 21. Januar und am 24. Februar 
1926 abgehalten. In der ersten Sitzung wurde auch die Überein­
kunft getroffen, daß der I. G. B. und die S. A. I. gemeinsam als Ein- 
berufer der Veranstaltung zeichnen und die Kosten zu gleichen Tei­
len getragen werden. In der Sitzung der Exekutive der S. A. I. im 
April 1926 wurde beschlossen, mit der offiziellen Vertretung der
S. A. I. auf dem Weltwanderungskongreß den Vorsitzenden und 
Sekretär der S. A. I. zu betrauen. Die Delegierten der der S. A. I. 
angeschlossenen Parteien hielten am 21. Juni 1926, am Tage vor 
dem Stattfinden des Kongresses, in London eine Vorberatung ab.
Der Weltwanderungskongreß tagte in London vom 22. bis 25. 
Juni 1926. Da über diesen Kongreß ein ausführliches Protokoll1) in 
Buchform im Verlage des I. G. B. erschienen ist, aus dem alle De­
tails bezüglich der Vertretung der S. A. I. an diesem Kongreß, der 
Verhandlungen und Beschlüsse zu entnehmen sind, können wir uns 
an dieser Stelle damit begnügen, auf diese Publikation zu verweisen.
b) Stellungnahme zur Weltwirtschaftskonferenz.
Am 2. Mai 1927 tagte in Genf im Saal der Association des réu­
nions ouvrières im Maison du Faubourg die gemeinsame Konferenz 
des Vorstandes des Internationalen Gewerkschaftsbundes und der 
Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale. Die Körper­
schaften waren zum Teil durch besondere Fachmänner auf wirt­
schaftlichem Gebiet, unter ihnen auch durch Delegierte zur offizi­
ellen Wirtschaftskonferenz, die in Genf am 4. Mai begann, vertre­
ten. Es waren anwesend: Jouhaux, Buisson, Renaudel (Frankreich); 
Mertens, van Roosbroeck, Bondas, Gailly, Lombard (Belgien); Pugh 
(Großbritannien); Eggert, Hilferding, Naphtali, Schmidt (Deutsch­
land); Wibaut (Holland); Nielsen (Dänemark); Johansson (Schwe­
den); Oinas (Estland); Diamand (Polen); Tayerle (Tschechoslowa­
kei, Tschechen); Pohl (Tschechoslowakei, Deutsche); E. Freund-
*) John W. Brown, Das Wanderungsproblem und die Arbeiterklasse. 
Verlag des Internationalen Gewerkschaftsbundes, Amsterdam, 1926.
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lieh und Benedikt Kautsky (Österreich); Gräber und Weber 
(Schweiz); der Sekretär des I .G .B., Oudegeest, und der Sekretär 
der S. A. I., Adler.
Die Sitzung tagte unter dem Vorsitz von M e r t e n s  (Belgien) 
und kam nach zehnstündiger Debatte zu einer Entschließung, die 
wir im folgenden wiedergeben. Diese Entschließung machte sich 
die A r b e i t e r g r u p p e  der Internationalen Wirtschaftskonferenz 
in ihrer Fraktionssitzung am 3. Mai zu eigen und unterbreitete sie 
als M e m o r a n d u m  der offiziellen Tagung der Wirtschaftskon­
ferenz.
Die Entschließung lautet:
E rk lä ru n g
der gemeinsamen Sitzung des I. G. B. und der S. A. I.,
Genf, 2. Mai 1927.
Die Vertreter der Arbeiter- und Angestelltenorganisationen begrüßen 
den Zusammentritt der Weltwirtschaftskonferenz als Ausdruck der Er­
kenntnis, daß die fortschreitende Entwicklung von der Nationalwirt­
schaft zur Weltwirtschaft die Völker zu internationaler wirtschaftlicher 
Zusammenarbeit zwingt. Die volle Entfaltung der produktiven Kräfte in 
Industrie und Landwirtschaft, die die Arbeiterschaft als Grundlage einer 
besseren Gesellschaftsordnung betrachtet, die Beseitigung der schweren 
sozialen Notstände, die ihren besonderen Ausdruck in der Massen­
arbeitslosigkeit der europäischen Länder finden, und die Verhütung 
neuer Kriege erfordern gebieterisch die Schaffung einer zwischenstaat­
lichen Weltwirtschaftsordnung. Der Weg zur wirtschaftlichen Gesun­
dung führt in allen Ländern vor allem über eine Verteilung des gesell­
schaftlichen Gesamtproduktes, die die Lebenshaltung der arbeitenden 
Massen in Stadt und Land durch steigende Löhne und Gehälter und 
durch den Ausbau der sozialpolitischen Einrichtungen hebt. Eine solche 
Gestaltung der Produktion und Verteilung ist die Voraussetzung dafür, 
daß die Steigerung der Produktivität nicht durch schwere Absatzkrisen 
gehemmt wird.
Die Vertreter der Arbeiter- und Angestelltenorganisationen müssen 
befürchten, daß kapitalistische Sonderinteressen in den einzelnen Län­
dern der praktischen Arbeit für eine wirtschaftliche Cooperation der 
Völker schwere Hindernisse bereiten. Sie fordern daher die Arbeiter­
schaft auf, dafür zu kämpfen, daß das Bekenntnis zur weltwirtschaft­
lichen Solidarität überall zur Tat werde. Es muß verhindert werden, daß 
weiter in den einzelnen Ländern eine Politik der Absperrung befolgt 
wird, die zu neuen verlustreichen Wirtschaftskriegen führt.
Gerade deshalb bedauern die Vertreter der Arbeiter und Angestellten, 
daß unter den Delegierten zur Weltwirtschaftskonferenz ihre Vertreter 
nicht den Anteil haben, den die Arbeiterklasse als Träger der Wirt­
schaft und als überzeugter Vertreter der internationalen Zusammen­
arbeit beanspruchen kann. Dessen ungeachtet werden sie mit allem 
Nachdruck an den Aufgaben der Konferenz mitarbeiten. Sie betrachten 
sich dabei als Kämpfer für eine künftige Weltwirtschaftsordnung und 
werden darauf dringen, daß über die großen Probleme der Weltwirt­
schaft nicht nur geredet, sondern daß auch praktische Arbeit für die 
Verbesserung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit geleistet wird.
Vier Punkte sind dabei vor allem in Angriff zu nehmen -.
Der Abbau der Hemmungen des internationalen Handels ;
Die Verbesserung und Angleichung der sozialen Arbeitsbedingungen in 
allen Ländern ;
I. 50
Die Kontrolle der internationalen monopolistischen Zusammenschlüsse 
der Unternehmungen zum Schutze der Arbeiter und Verbraucher ;
Die Steigerung der landwirtschaftlichen Produktion und die bessere Or­
ganisation ihres Absatzes.
I.
Die rationelle Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung wird 
durch ein Übermaß von Behinderungen des freien Verkehrs gehemmt. 
Durch internationale Konventionen sind die Ein- und Ausfuhrverbote zu 
beseitigen. Für alle Rohstoffe der industriellen und agrarischen Pro­
duktion sowie für die Lebensmittel ist Zollfreiheit zu fordern. Die Zölle 
auf Fabrikate sind abzubauen, im besonderen ist die Abtragung der in­
tereuropäischen Zollmauern eine Voraussetzung für die Gesundung der 
europäischen Wirtschaft. Als erster Schritt auf diesem Wege sind die 
Aufstellung eines einheitlichen Zolltarifschemas sowie Vereinbarungen 
über Vereinheitlichung und Milderung der Verwaltungsvorschriften für 
den Warenverkehr durchzuführen. Ferner sind einheitliche Grundsätze 
für die allgemeinen Bestimmungen von Handelsverträgen zu vereinbaren. 
An dem Prinzip der Meistbegünstigung ist festzuhalten ; die Durch­
führung darf nicht durch allzu spezialisierte Tarife oder andere Maß­
nahmen sabotiert werden. Der Abschluß von Zollunionen kann als vor­
bereitende Etappe für die fortschreitende Beseitigung von Zollschranken 
dienen ; aber die Organisation der internationalen Wirtschaftsgemein­
schaft führt zu ihrer Aufhebung zugunsten einer allgemeinen Organisa­
tion der wirtschaftlichen Solidarität, ebenso wie die politischen Sonder­
verträge zwischen den Völkern verschwinden müssen angesichts der all­
gemeinen Organisation des Völkerbundes. — Jede Förderung des 
Dumping ist zu verurteilen.
II.
Die Vertreter der Arbeiter und Angestellten bedauern, im Augenblick 
nicht auf die Detailfragen der Probleme der Arbeitsbedingungen sowohl 
in den Mandats- und Konzessionsgebieten als in den Kolonien eingehen 
zu können, aber sie lenken die Aufmerksamkeit auf das Memorandum, 
das von der englischen Arbeiterklasse der Weltwirtschaftskonferenz 
unter dem Titel : „Die ökonomischen Tendenzen, die den Weltfrieden 
gefährden können“ vorgelegt wird und ein Kapitel über diese Frage ent­
hält.
III.
Der Antrieb zur Absperrung der Märkte gegenüber einem Konkurrenz­
vorsprung, der auf sozialem Tiefstand der Arbeitskräfte beruht, ist 
durch Hebung und internationale Angleichung der Arbeitsbedingungen 
zu beseitigen. Internationale Vereinbarungen über Arbeitszeit, Arbeiter­
schutz, Arbeitslosenversicherung usw. sind deshalb nicht nur eine sozial­
politische, sondern auch eine wirtschaftspolitisch dringliche Forderung. 
Deshalb ist vor allen Dingen eine Ratifizierung und strenge Durchfüh­
rung des Washingtoner Abkommens zur Arbeitszeit und der anderen 
vom Internationalen Arbeitsamt angebahnten Vereinbarungen dringend 
notwendig.
IV.
Internationale Zusammenschlüsse von Unternehmungen oder deren 
Organisationen mit dem Ziele der Marktbeherrschung und Produktions­
regulierung können in vielen Fällen der rationellen Gestaltung der Wirt­
schaft dienstbar gemacht werden und sind deshalb nicht durch Verbote 
zu unterbinden. Die Vertreter der Arbeiter und Angestellten weisen je­
doch auf die großen Gefahren hin, die den Arbeitern und Konsumenten 
aus dem unkontrollierten internationalen Zusammenschluß kapitalisti­
scher Unternehmungen erwachsen und fordern mit allem Nachdruck den 
wirksamen Schutz der allgemeinen Interessen gegen diese Gefahr. Sie
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empfehlen deshalb die Errichtung eines internationalen Amtes, das eine 
allgemeine Erhebung über alle derartigen internationalen Verbindungen 
durchführen und eine ständige Kontrolle über alle internationalen Ab­
machungen und deren Wirkung auf die Produktions- und Marktverhält­
nisse ausüben soll. In allen einzelnen Staaten sind gleichfalls Kontroll- 
ämter auf gleicher Grundlage einzurichten. Die erste Aufgabe dieser 
Kontrolle ist die Sicherung einer ausreichenden Publizität aller getroffe­
nen Vereinbarungen und der ganzen Politik dieser Verbände. Die zweite 
Aufgabe ist das Einschreiten gegen eine als gemeinschädlich erkannte 
Politik auf dem Gebiete der Gestaltung der Arbeitsbedingungen, der 
Preisbildung und auf dem Gebiete ungleichmäßiger Behandlung verschie­
dener Absatzgebiete.
Im Zusammenhang mit der Frage der internationalen Organisation 
der Industrie steht das Problem der Rationalisierung ; denn durch die 
internationalen Verbindungen werden vielfach nicht nur kommerzielle, 
sondern auch technische Verbesserungen bezweckt. Die Arbeiterschaft 
ist nicht grundsätzlich gegen die Rationalisierung ; allein sie kann die 
Rationalisierung ebenso wie die fortschreitende Organisation der Indu­
strie nur billigen unter bestimmten Bedingungen : Die Arbeitskraft muß 
vor vermehrter physischer und psychischer Erschöpfung durch ent­
sprechende Verkürzung der Arbeitszeit geschützt werden ; der Erfolg 
der Rationalisierung muß den Arbeitern und Konsumenten in Form 
besserer Entlohnung und billigerer Preise zugute kommen ; die durch die 
Rationalisierung entstehende Arbeitslosigkeit muß bekämpft werden.
V.
In steigendem Maße nimmt die Lage der Landwirtschaft die Auf­
merksamkeit der Arbeiter und Angestellten in Anspruch. Die Hebung 
der Produktivität der Landwirtschaft verbessert die Lebenshaltung der 
arbeitenden Landbevölkerung und erleichtert die Sicherung und Steige­
rung des Realeinkommens der Industriebevölkerung. Sie erleichtert zu­
gleich den Absatz der industriellen Produkte und damit die Überwindung 
der Krise. Als Mittel der landwirtschaftlichen Produktivitätssteigerung 
kommen zunächst in Betracht: Förderung der Technik, des Kredit­
wesens, Verbesserung des Absatzes der landwirtschaftlichen Produkte, 
insbesondere durch Zusammenarbeit der landwirtschaftlichen Genossen­
schaften mit den Konsumgenossenschaften, bessere internationale Ar­
beitsteilung.
* *>1=
Die weltwirtschaftlichen Aufgaben, die zur Genfer Konferenz geführt 
haben, können mit dieser einmaligen Fühlungnahme nicht erledigt 
werden. Zur Durchführung der Beschlüsse der Weltwirtschaftskon­
ferenz, zur Weiterführung ihrer Arbeiten, gleichzeitig auch zum Ausbau 
der internationalen Wirtschaftsstatistik und Konjunkturbeobachtung ist 
ein internationales Wirtschaftsamt zu errichten. Dem Rat dieses Amtes 
sollen neben den Staaten die Vertreter der industriellen und landwirt­
schaftlichen Produzenten (Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher 
Zahl) und die Vertreter der Verbraucher angehören. Die Zusammen­
arbeit mit dem Internationalen Arbeitsamt ist durch gegenseitige Ver­
tretung zu sichern.
c) Konferenzen über Zoll- und Handelspolitik.
Die sozialistischen Parteien Belgiens, Deutschlands und Frank­
reichs kamen zu Anfang 1926 überein, in einer gemeinsamen Be­
sprechung zu den aktuellen Fragen der Zoll- und Handelspolitik 
Stellung zu nehmen. Die Konferenz tagte in B r ü s s e l  am 26. und
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27. Februar 1926. Es waren anwesend: für D e u t s c h l a n d :  
Breitscheid, Hilferding, Robert Schmidt; F r a n k r e i c h :  Barthe, 
Cayrel, Couteaux, Bracke, Grumbach und Ernest Poisson; B e l ­
g i e n :  Bouchery, De Brouckere, Pierard, van Roosbroeck, Martel 
und Serwy. Auch der Sekretär der S. A. I., Adler, war bei den 
Beratungen, die unter dem Vorsitz Brackes tagten, zugegen.
Nach eingehender Debatte wurde einstimmig folgende Darlegung 
der gemeinsamen Gesichtspunkte der Konferenz gutgeheißen:
Die Wirtschaftskonferenz der Delegierten der sozialistischen Parteien 
Deutschlands, Belgiens und Frankreichs, die am 26. und 27. Februar in 
Brüssel tagte, um die durch die gegenwärtigen Verhandlungen über die 
Zoll- und Handelspolitik aufgeworfenen Fragen zu prüfen, hat sich auf 
folgende allgemeine Prinzipien ihrer Aktion geeinigt:
Die Delegierten der drei vertretenen Parteien sind der Ansicht, daß 
diese Politik vor allem darauf bedacht sein muß, die normalen Wirt­
schaftsbeziehungen zwischen ihren Nationen in einer Weise zu sichern, 
die die Interessen der Arbeiter und Verbraucher wahrt, die Höherent­
wicklung der internationalen Produktivkräfte gewährleistet und auf end­
gültige Festigung des Friedens hinwirkt. Denn der Friede kann nur 
dann dauerhaft sein, wenn zu gleicher Zeit mit seiner juristischen und 
politischen Organisation auch seine ökonomische Organisation verwirk­
licht wird.
Die Konferenz, in der Überzeugung, daß normale wirtschaftliche Be­
ziehungen erst dann endgültig möglich sein werden, wenn die verschie­
denen Staaten die Stabilität ihrer Währung wieder hergestellt haben, 
proklamiert nichtsdestoweniger die Dringlichkeit einer Politik der wirt­
schaftlichen Verständigung und der Zusammenarbeit ihrer drei Länder 
zur allgemeinen Durchführung von Handelsverträgen, die zur rationellen 
Organisation der Produktion und der Arbeit beitragen, ohne die die 
Verwirklichung sozialistischer Reformen nicht ins Auge gefaßt werden 
kann.
Die Konferenz ist überzeugt, daß es vor allem notwendig ist, jene 
Illusion zu zerstören, als ob die Völker abgeschlossen von den anderen 
leben und ihre Bedürfnisse auf Grund einer engherzig nationalistischen 
Wirtschaftspolitik befriedigen könnten. Der agressive Protektionismus, 
der nach dem Krieg in Europa herrschte und die politische und wirt­
schaftliche Zerrissenheit Europas noch verschärfte, muß von den sozia­
listischen Parteien energisch bekämpft werden. Der Zustand gegenseiti­
ger wirtschaftlicher Abhängigkeit und Durchdringung, in dem sich die 
Nationen befinden, schafft die Notwendigkeit von Handelsverträgen, 
durch die sich die Völker mit dem Gedanken der europäischen Zollunion 
vertraut machen sollen als eine Etappe auf dem Wege zu einer inter­
nationalen Wirtschaftspolitik.
Das unmittelbare Ziel der auf der Konferenz vertretenen Parteien ist 
die Durchführung einer umfassenden Handelsvertragspolitik, die auf 
folgenden Grundlagen beruhen muß:
1. Die allgemeine Anwendung der Klausel der Meistbegünstigung.
2. Die Herabsetzung der Schutzzollschranken.
3. Den Verzicht auf alle Maßnahmen, die die Festsetzung verschiedener 
Preise für das In- und Ausland herbeiführen.
4. Die Aufhebung noch bestehender Ein- und Ausfuhrverbote für be­
stimmte Waren, entsprechend dem Entwurf, der gegenwärtig der in­
ternationalen Wirtschaftskommission des Völkerbundes vorliegt.
5. Die Verträge müssen langfristig und die Tarife gebunden sein, aus­
genommen besondere Fälle, die in den Verträgen vorzusehen sind.
6. Abschaffung des Paßzwanges.
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7. Vereinbarungen über die Bedingungen des Verkehrs zu Wasser und
zu Lande.
8. Verständigung über die Ein- und Auswanderung.
9. Gegenseitige Anerkennung des Markenschutzes und der Herkunfts­
bezeichnung.
Die Konferenz fordert mit Nachdruck, daß jedes der drei Länder das 
Washingtoner Abkommen über den Achtstundentag und die übrigen 
unter Leitung des Internationalen Arbeitsamtes beschlossenen Arbeiter­
schutzabkommen anwendet und ratifiziert.
Sie verlangt die Hinzuziehung von Vertretern der Arbeiterorgani­
sationen zu den Handelsvertragsverhandlungen als Sachverständige und 
Delegierte.
Die Konferenz stellt die allgemeine Tendenz der Industrie auf Bil­
dung von internationalen Kartellen und Konzernen fest. Diese Kartelle 
können ein Mittel zur Rationalisierung der Produktion und des Handels 
sein, stellen aber infolge ihrer wirtschaftlichen Machtentfaltung eine 
ernsthafte Gefahr für die Arbeiterklasse und die Verbraucher im allge­
meinen dar, wenn sie ausschließlich der privaten Initiative überlassen 
bleiben. Deshalb fordert die Konferenz in der nachdrücklichsten Weise, 
daß sie nur unter der Kontrolle und mit Zustimmung der Regierungen und 
der Parlamente abgeschlossen werden können. Auf diese Weise muß 
die Entstehung einer gefährlichen Monopolstellung verhindert werden, die 
zu einer Einschränkung der Produktion und damit zu Preissteigerungen 
und zu Arbeitslosigkeit führen würde.
Die Kontrolle der Regierungen und der Parlamente muß sich auch 
erstrecken auf die Einfuhrkontingente, die zwischen den verschiedenen 
Ländern und Industrien vereinbart werden, um den Abschluß von Han­
delsverträgen zu erleichtern; diese Kontrolle soll hinzielen auf eine bes­
sere Verteilung des Absatzes und der Rohstoffe, auf die Förderung der 
internationalen Arbeitsteilung und auf die Verhinderung von solchen 
Produktionseinschränkungen, die lediglich kapitalistischen Profitzwecke« 
dienen.
Die auf der Konferenz vertretenen sozialistischen Parteien geben ihrer 
Überzeugung von der Notwendigkeit Ausdruck, daß durch eine Ausdeh­
nung der Einflußnahme des Völkerbundes auf die wirtschaftlichen Pro­
bleme eine fortschreitende Entspannung der internationalen wirtschafts­
politischen Gegensätze herbeigeführt werden kann.
Die französische und deutsche Delegation geben ihrem Entschluß 
Ausdruck, sich für den raschen Abschluß eines endgültigen deutsch-fran­
zösischen Handelsvertrages einzusetzen. Die sozialistischen parlamenta­
rischen Fraktionen werden alles, was in ihren Kräften steht, tun, um 
gemäß den angeführten Richtlinien die im Wege stehenden Schwierig­
keiten zu überwinden.
Die Konferenz bringt die von ihr einstimmig beschlossene Resolution 
der Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale zur Kenntnis.
Am 15. Oktober 1927 traten die Vertreter der Parteien, die in 
Brüssel getagt hatten, in Paris neuerlich zu einer Sitzung zusam­
men, an der sich diesmal auch die Schweiz, die inzwischen der 
S. A. I. beigetreten war, beteiligte. Es waren vertreten : B e l g i e n  
durch De Brouckére und Serwy; D e u t s c h l a n d  durch Hilferding 
und Robert Schmidt ; F r a n k r e i c h  durch Léon Blum, Vincent 
Auriol, Couteaux, Cayrel, Grumbach und Malher ; die S c h w e i z  
durch Grimm und Huggler. A d l e r  wohnte als S e k r e t ä r  der 
S. A. I. der Konferenz bei.
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Die Konferenz hatte die Aufgabe, über das Problem, das durch 
die vorgeschlagenen Änderungen im französischen Zolltarif aufge­
worfen worden war, sowie über die tariflichen Folgen des deutsch­
französischen Handelsvertrages zu beraten.
Aus dem Meinungsaustausch ergab sich, daß jede Sektion der 
Internationale bestrebt sein muß, eine Herabsetzung der protek­
tionistischen Zollsätze zu erreichen.
Die Konferenz begrüßte einmütig die Wiederaufnahme normaler 
wirtschaftlicher Beziehungen zwischen Deutschland und Frank­
reich, von denen sie die besten wirtschaftlichen und politischen 
Folgen erhofft. Sie ist indessen der Ansicht, daß, wenn es auch un­
erläßlich ist, die Grundlagen dieses Handelsabkommens zu befesti­
gen und auszubauen, es andererseits nicht die Rückwirkung haben 
darf, schutzzöllnerische Tendenzen in anderen Ländern auszulösen.
Die Konferenz hat ferner weitere internationale Probleme be­
sprochen und empfiehlt die Abhaltung neuer Konferenzen mit dem 
Ziele des gegenseitigen Austausches von Informationen über ge­
wisse politische, finanzielle und wirtschaftliche Fragen.
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8. Der Völkerbund und die S. A. I.
Die Exekutive der S. A. I. hat sich bei jeder ihrer Tagungen mit 
Problemen, die dem Völkerbund Vorlagen und auch wiederholt mit 
dem Problem der Stellung zum Völkerbund als solchen beschäftigt. 
Die letztere Frage bildete insbesondere den Gegenstand einer ein­
gehenden Beratung in der Sitzung der Exekutive im August 1926. 
Dieser Sitzung lag ein ausführliches Memorandum des Sekretariats 
der S. A. I. „Der Völkerbund und die Sozialistische Arbeiter-Inter­
nationale“ vor. Die Exekutive beschloß, dieses Memorandum im 
Wortlaut zu veröffentlichen („Dokumente und Diskussionen“ vom 
1. November 1926). Wir geben im folgenden aus diesem Memoran­
dum jenen Teil wieder, der die Haltung der Arbeiterklasse zum 
Völkerbund in der Periode bis zum Marseiller Kongreß skizziert. 
Daran anschließend berichten wir über die wichtigsten Diskussio­
nen und Beschlüsse seit dem Marseiller Kongreß.
a) Bis zum Marseiller Kongreß.
Die Stellung der Arbeiterklasse zum Völkerbund ist auf das 
stärkste beeinflußt durch ihre Erlebnisse im Weltkrieg und der ihm 
folgenden Periode revolutionärer Erschütterungen. Der Einfluß die­
ser verschiedenen Faktoren hat zur Folge, daß in dem Jahrzehnt, 
seitdem der Völkerbund durch Wilson in das Gebiet aktueller Po­
litik gerückt wurde, wir nicht nur zwischen v e r s c h i e d e n e n  
R i c h t u n g e n  in der Stellungnahme der Arbeiterklasse, sondern 
auch zwischen v e r s c h i e d e n e n  P h a s e n  in d e r e n  E n t -  
w i c k 1 u n g zu unterscheiden haben.
a) W ä h re n d  d e s  W e ltk r ie g e s  (1917 b is 1918).
Das Interesse für den Völkerbund tritt zunächst als rein p a z i ­
f i s t i s c h e  Reaktion gegen die Greuel des Weltkrieges auf. Die 
Arbeit der im wesentlichen bürgerlichen Völkerbundliga in den Ver­
einigten Staaten und in England während des Krieges fand zunächst 
starkes Interesse bei der englischen F a b i a n  S o c i e t y .  Die Er­
gebnisse ihrer Studien in dieser Richtung sind zusammengefaßt in 
dem Werk von L. S. W o o 1 f „International Government“1). Später
*) Das Buch besteht aus drei Abteilungen, von denen zwei Berichte sind, 
die Woolf dem Fabian Research Department erstattet hat, während der 
dritte Teil das Projekt für die Schaffung einer „übernationalen Autorität, 
die Kriege verhindern soll“, enthält, das von einem Komitee der Fabian 
Society ausgearbeitet wurde. Der erste und dritte Teil erschienen schon im 
Juli 1915 in „The New Statesman“, das ganze Werk im Juli 1916 in London 
im Verlag der Fabian Society und noch im gleichen Jahre mit einer Vor­
rede von Bernard Shaw in New York (Verlag Brentanos), sowie in franzö­
sischer Übersetzung (von Louis Suret) in Paris (Verlag Giard & Briöre).
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(Februar 1917) folgte das Buch von H. N. B r a i 1 s f o r d „A League 
of Nations“. Diese Gedanken wurden zunächst vor allem vom 
Kreise der Pazifisten, die den Krieg nicht nur in der Zukunft ver­
hindern wollten, sondern auch den Krieg, den sie miterlebten, ab­
lehnten, vertreten.
Aber gar bald traten an die Seite jener konsequenten Pazifisten 
auch solche Vertreter der Arbeiterparteien der Ententeländer, die 
sich in den Dienst der Kriegführung gestellt hatten. Für sie wurde 
die Parole der Schaffung eines Völkerbundes die stärkste mora­
lische Rechtfertigung ihrer Propaganda für die Fortsetzung des 
Krieges „bis ans Ende“. Der Endsieg sollte den Völkerbund bringen 
und damit verbürgen, daß „dieser Krieg der letzte Krieg“ sei. So 
entstand jenseits der Differenzen der praktischen Stellungnahme 
zum aktuell tobenden Krieg eine theoretische Einheit bezüglich der 
Verhinderung künftiger Kriege bei den Arbeiterparteien der Entente­
länder, die in den Memoranden, die sie dem holländisch-skandina­
vischen Komitee in S t o c k h o l m  1917 vorlegten, zum Ausdruck 
kam1 2). Die Forderung des Völkerbundes erfährt in ihnen bereits 
eine mehr oder minder eingehende Darstellung und Begründung.
Zu denselben Schlüssen kommt das Organisationskomitee des 
Kongresses, das aus Sozialisten neutraler Länder bestand, in seinem 
Manifest vom 10. Oktober 1917 und ebenso in der Denkschrift, in 
der es versucht, die Friedensbedingungen vom Standpunkt der Ar­
beiterklasse zu formulieren. In beiden bildet die Forderung des 
Völkerbundes den feierlichen Schlußstein3).
Auch die Konferenz, die die Sozialisten der Ententeländer in 
London vom 20. bis 24. Februar 1918 abhielten, ist von der gleichen 
Auffassung erfüllt. In ihrer Resolution heißt es:
„Keine von allen Friedensbedingungen ist so wichtig für alle Völker 
der Welt wie die, die dahin zielt, daß es keinen Krieg mehr in der Zu­
kunft gebe. Wer auch immer der Sieger sei, die Völker würden die Ge­
schlagenen sein, wenn man nicht eine internationale Herrschaft errichten 
würde, die bestimmt ist, jeden Krieg zu verhindern. Was würde die 
Proklamierung des Selbstbestimmungsrechtes der Völker wert sein, wenn 
sie neuen Gewalten ausgeliefert wären, wenn sie nicht geschützt werden 
durch eine höchste internationale Gewalt, die nur der Völkerbund sein 
kann.“ 3)
Ganz anders war in jener Zeit die Haltung der sozialdemokra­
tischen Parteien, die sich in den Dienst der Kriegführung der Zen­
tralmächte gestellt hatten. Die Wilsonschen Erklärungen erfüllten 
sie mit dem stärksten Mißtrauen, sie glaubten nicht an den Ernst 
der Absichten auf Seite der Entente und hielten auch die Parole 
des Völkerbundes für eine der Kriegslügen, mit denen die Völker
1) „Stockholm“ Tidens Förlag 1918. Außer dem Wortlaut der einzelnen 
Memoranden findet sich in diesem Buch auch eine Zusammenstellung der 
Antworten der verschiedenen Parteien betreffend den Völkerbund im Aus­
zug auf Seite 474 bis 476.
2) „Stockholm“, Seite 498 und 251.
3) „Stockholm“, Seite 526.
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auf der anderen Seite der Front zum Krieg und dessen Fortsetzung 
animiert werden sollten. Ein Symptom dieser Auffassung ist die 
Tatsache, daß in den Memoranden der Sozialdemokratie Deutsch­
lands und Österreichs in Stockholm der Frage der Verhinderung 
künftiger Kriege nur eine kurze Bemerkung gewidmet ist und vom 
Völkerbund als solchem überhaupt nicht gesprochen wird.
Noch eine andere Tendenz kam in Stockholm zum Ausdruck, 
und zwar in dem Memorandum der Unabhängigen Sozialdemokra­
ten Deutschlands. Diese setzten ihre Hoffnung für die Verwirk­
lichung eines Völkerbundes nicht auf eine Schöpfung der kapitali­
stischen Staaten, sondern der proletarischen Internationale.
Sie knüpften auch in dieser Frage an die Auffassungen der Z i m - 
m e r w a l d e r  K o n f e r e n z e n  an. Die zweite derselben, die in 
Kienthal im April 1916 tagte, also lange vor den Erklärungen Wil­
sons, hatte in ihrer Resolution ihre Stellung folgendermaßen prä­
zisiert:
Die Pläne, durch die allgemeine Einschränkung der Rüstungen, durch 
obligatorische Schiedsgerichte die Kriegsgefahr aufzuheben, sind eine 
Utopie. Sie setzen ein allgemein anerkanntes Recht voraus, eine mate­
rielle Macht, die über den gegensätzlichen Interessen der Staaten steht. 
Ein solches Recht, eine solche Macht fehlen, und der Kapitalismus, der 
die Tendenz hat, die Gegensätze zwischen den Bourgeoisien der ver­
schiedenen Länder oder ihren Koalitionen zu verschärfen, läßt sie nicht 
aufkommen. Die demokratische Kontrolle über die auswärtige Politik 
hat eine vollkommene Demokratisierung des Staates zur Voraussetzung. 
Diese Kontrolle kann nur eine Waffe des Proletariats im Kampfe gegen 
den Imperialismus, in keiner Weise aber ein Mittel zur Umgestaltung der 
Diplomatie in ein Instrument des Friedens sein.
Aus diesen Erwägungen muß die Arbeiterklasse die utopischen For­
derungen des bürgerlichen oder sozialistischen Pazifismus ablehnen. Die 
Pazifisten wecken an Stelle alter Illusionen neue und versuchen das Pro­
letariat in den Dienst dieser Illusionen zu stellen, die letzten Endes nur 
der Irreführung der Massen, der Ablenkung vom revolutionären Klassen­
kampf dienen und das Spiel der Durchhaltepolitik im Kriege begünstigen.
Die dritte Zimmerwalder Konferenz, die im September 1917 
tagte, beschäftigte sich ausschließlich mit dem unmittelbaren Kampf 
für den Frieden und nahm zu der inzwischen durch Wilson auf­
gerollten Frage des Völkerbundes überhaupt nicht Stellung.
b) W ä h re n d  der F ried en sverh a n d lu n g en  (D ez. 1918 b is M ai 1919).
Die dem Völkerbund freundlichen Tendenzen in der Arbeiter­
klasse erlangten einen Höhepunkt in der Zeit der Friedensverhand­
lungen. Die internationale sozialistische Konferenz in B e r n  i m 
F e b r u a r  1919 stand ganz im Zeichen der Einsetzung der Kräfte 
der Arbeiterklasse zur Verteidigung des Wilsonschen Programms, 
gegen die sich immer deutlicher enthüllenden Gewaltpläne des En­
tente-Imperialismus. Die Frage des Völkerbundes wurde in einer 
eingehenden Resolution in den Vordergrund gerückt, in der es heißt:
Der Völkerbund muß auf einem wirklichen Frieden der Gerechtigkeit, 
aus dem nicht Konflikte in der Zukunft hervorgehen, gegründet werden. 
Er soll durch die Parlamente der verschiedenen Länder gebildet werden.
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Die Vertretung in der Hauptkörperschaft des Bundes soll nicht durch 
Delegierte der Exekutivgewalt, der Regierungen der Mitgliedstaaten, 
sondern durch Delegierte der Parlamente, die alle in ihnen vertretenen 
Parteien repräsentieren, erfolgen. Auf diese Weise würde an Stelle eines 
Bundes der Kabinette und Regierungen eine Vereinigung der Völker ge­
sichert werden.
Alle Nationen, die auf der Grundlage der nationalen Selbstbestimmung 
organisiert sind, sollen an dem Völkerbund teilhaben. Um erfolgreiche 
Arbeit des Völkerbundes zu sichern, ist es notwendig, daß alle Mitglieder 
gleiche Rechte und gleiche Pflichten haben . . .
Nachdem die Resolution die einzelnen Aufgaben des Völkerbun­
des, unter denen die vollständige Abrüstung an erster Stelle steht, 
dargelegt, kommt sie zu folgender Wertung der Gefahren der augen­
blicklichen Situation:
Der Völkerbund verdankt sein Entstehen dem Druck der durch den 
Krieg entstandenen Bedingungen. Es muß befürchtet werden, daß, wenn 
diese Bedingungen ihre Wirksamkeit verloren haben, die kapitalistische 
Rivalität zwischen den Staaten so akut werden wird wie früher. Der 
Völkerbund wird daher nur zur vollen Entwicklung kommen können und 
nur fähig sein, seine große Aufgabe in Gerechtigkeit zu erfüllen, wenn 
die Arbeiterbewegung in allen Ländern sich hinter den Völkerbund stellt 
und die notwendige Antriebskraft ausübt.
Diese Politik war auf der Berner Konferenz keineswegs auf die 
Sozialisten der Ententeländer beschränkt, sondern auch die Deut­
schen hofften, durch sie zur Milderung der Friedensbedingungen 
beitragen zu können.
Aber die Arbeiterklasse in ihrer großen Masse war in jener Zeit 
von ganz anderen Hoffnungen bewegt. Die zwei Revolutionen in 
Rußland, der Umsturz in Mitteleuropa, weckten die kühnsten Er­
wartungen auf den S i e g  d e r  p r o l e t a r i s c h e n  R e v o l u ­
t i on,  woraus sich ergab, daß man den Plänen der kapitalistischen 
Regierungen wenig Interesse entgegenbrachte, sondern die Ver­
wirklichung des Völkerbundes von der zur Macht gelangten Arbei­
terklasse erwartete.
Beide Utopien erlitten das gleiche Schicksal. Die Hoffnung auf 
Wilson endete ebenso mit Enttäuschung wie die Hoffnung auf 
Lenin. Nur ging ersterer Prozeß viel rascher vor sich. Das Frie­
densdiktat von Versailles demaskierte, was der Ententekapitalismus 
hinter demokratischen Phrasen verborgen hatte. Und damit gewann 
die Interesselosigkeit, ja die Verachtung für den neugeschaffenen 
Völkerbund in breiten Massen der Arbeiterklasse immer mehr 
Raum.
c) N ach V ersa ille s  (M ai 1919 b is M ai 1923).
Als die Arbeiten der Friedenskonferenz sich ihrem Abschluß nä­
herten und in ihren Umrissen bekannt wurden, trat die in Bern 
eingesetzte internationale „Permanente Kommission“ zu einer Ta­
gung zusammen, die in Amsterdam vom 26. bis 29. April 1919 statt­
fand. Die Konferenz war sich der unmittelbaren Gefahr, in der sich 
die von ihr vertretene Politik befand, klar bewußt und erklärte, 




sich im Widerspruch zu Wilsons 14 Punkten befindet, da diese die 
einzige Basis bilden, welche ein dauerndes Einvernehmen zwischen 
allen friedensfreundlichen und freien Demokratien verbürge.“
Die Konferenz anerkannte die Tatsache der Gründung des Völ­
kerbundes, aber sie erklärte, daß dieser Völkerbund seinen Zweck 
nur erfüllen könne, wenn er eine Reihe von Bedingungen erfülle, 
von denen fünf in der Resolution aufgezählt werden und deren erste 
folgenden Wortlaut hat:
Der Völkerbund wird seinen Zweck nur erfüllen, wenn er von Anbe­
ginn an zusammengesetzt ist aus allen unabhängigen Nationen der Welt, 
die bereit sind, die Verpflichtungen seiner Satzungen anzunehmen, die 
gleiche Rechte und gleiche Pflichten haben müssen und deren Delega­
tionen durch ihre Parlamente gewählt wurden.
Zwei Wochen später, am 11. Mai 1919, nahm das A k t i o n s ­
k o m i t e e  der Berner Konferenz in Paris zu den nunmehr fest­
gelegten Friedenbedingungen Stellung. In dem Manifest wird unter 
den Punkten, „in denen man mit Erschütterung soviel wahrnimmt, 
was den künftigen Frieden der Welt bedroht“, an erster Stelle fol­
gendes angeführt:
Der Völkerbund bleibt in seiner endgültigen Form allen Einwendungen 
ausgesetzt, die gegen ihn in Bern und Amsterdam erhoben wurden. Er 
bleibt ein Bund von Regierungen und Exekutivgewalten und nicht von 
Völkern und Parlamenten. Er zwingt die ihm angeschlossenen Nationen 
nicht zum vollständigen Verzicht auf das Mittel des Krieges durch die 
Annahme seiner Gerichtsbarkeit und seiner Entscheidung. Er hat auch 
den Anschein, das Werkzeug einer Koalition der Sieger, beherrscht von 
fünf Großmächten zu sein, anstatt ein Organ der internationalen Gerech­
tigkeit, in dem alle Nationen Platz finden müssen.
Wenn auch der Völkerbund, wie er gegenwärtig konstruiert ist, der 
Beginn einer methodischen Organisation eines dauernden Friedens­
regimes sein mag, so muß das Unterbleiben der Aufnahme Deutschlands 
und Rußlands so schnell wie möglich gutgemacht werden, um ihn zur 
Verhinderung von Kriegen zu befähigen.
Bei der I n t e r n a t i o n a l e n  K o n f e r e n z  in L u z e r n  im 
August 1919 zeigten sich die beiden Richtungen innerhalb der inter­
nationalen Arbeiterbewegung, deren Gegensatz sich in der Folge 
stets weiter verschärfte, schon in der Tatsache, daß ein einheitlicher 
Beschluß über die Richtlinien der allgemeinen Politik nicht mehr 
möglich war und nur konstatiert wurde, welche Parteien sich der 
Resolution der „Mehrheit“, welche sich der Resolution der „Minder­
heit“ anschlossen. Auch in bezug auf den Völkerbund unterscheiden 
sich diese Resolutionen sehr scharf.
Die M e h r h e i t s r e s o l u t i o n ,  kritisiert zwar den Völker­
bund als „eine Organisation von kapitalistischen und bürgerlichen 
Staaten“ und stellt eine Reihe von Bedingungen für grundlegende 
Änderungen, die sofort am Völkerbund vorgenommen werden 
sollen, so die Aufnahme sämtlicher Nationen und die Schaffung eines 
wirklichen „Weltparlaments“ an Stelle eines „Bundes der Regie­
rungen, in dem die Völker keine direkte Stimme haben“. Aber die 
Resolution ist in ihrem ganzen Tenor darauf eingestellt, trotz aller
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dieser Mängel die Mitarbeit von Vertretern der Arbeiterklasse im 
Völkerbund zu sichern, um ihn von innen heraus zu verbessern und 
seine Existenz zu stützen. Die Aufgabe konnte unter den damaligen 
Voraussetzungen selbstverständlich nur für Arbeiterparteien der 
Siegerstaaten und der neutralen Länder in Frage kommen. Die ein­
leitenden Sätze dieses Abschnittes der Resolution lauten:
Die Internationale erklärt, daß der gegenwärtige Völkerbund den An­
blick einer Organisation von kapitalistischen und bürgerlichen Staaten 
darbietet. Aber er ist das erste wirkliche internationale Organ. Er ist 
der Keim für eine Rechtsorganisation der Welt, die bestimmt ist zu ver­
hindern, daß die Lösung internationaler Konflikte unter Zuhilfenahme der 
Gewalt erfolge. Die Rolle, die er spielen wird, wird in dem Maße wirk­
samer sein, in dem er vom Sozialismus durchdrungen sein wird. Auf 
demselben Weg, auf dem die proletarischen Kräfte versuchen, jeden kapi­
talistischen Staat in einen sozialistischen Staat zu verwandeln, wird die 
Internationale sich bemühen, den internationalen Bourgeoisstaat, den die 
kapitalistischen Nationen gebildet haben, in einen internationalen so­
zialistischen Staat zu verwandeln. So wird der Völkerbund um so er­
folgreicher seine Aufgabe erfüllen, je mehr jede Nation, die ihm angehört, 
mit dem Geiste der Demokratie und des Sozialismus erfüllt ist.
Dagegen kehrte die R e s o l u t i o n  d e r  „M i n d e r h e i t“ auf 
das schärfste den kritischen Standpunkt gegenüber den gesamten 
Friedensbedingungen und auch gegenüber den Bestimmungen über 
den Völkerbund hervor. Es heißt dort:
Die Konferenz verurteilt den Ausschluß von Deutschland, Österreich 
und Rußland, ohne welche kein Völkerbund bestehen kann; in dem Ge­
bilde, das geschaffen worden ist, erkennt sie bloß einen Bund der Regie­
rungen und fordert die Völker und Parlamente auf das dringendste auf, 
Aktionen einzuleiten, um die Satzungen in dieser Richtung zu revidieren. 
Die verabscheuungswürdigen Entscheidungen über die einseitige Entwaff­
nung beweisen, daß der Kapitalismus keine Absicht hat, die Ursachen der 
Kriege zu beseitigen, sondern daß er nach dem Weltbrand derselbe ge­
blieben ist, der er früher gewesen.
Diese beiden Tendenzen kamen in der-Folge immer wieder zum 
Ausdruck und waren bis zum Jahre 1923 durch z w e i  getrennte 
internationale sozialistische Organisationen repräsentiert. Die erste 
Anschauung kam in der praktischen Mitarbeit am Völkerbund, wie 
sie insbesondere durch B r a n t i n g geleistet wurde, zum Ausdruck 
und sie fand nochmals ihre Formulierung auf dem letzten Kongreß, 
den die Zweite Internationale in G e n f  Anfang August 1920 abhielt. 
In der dort gefaßten Resolution über den Kampf gegen Imperialis­
mus und Militarismus heißt es:
Dieser Kampf soll nicht wider den Völkerbund, vielmehr zu dessen 
Beeinflussung und Eroberung geführt werden. Der Friedensvertrag hat 
eine Organisation des Völkerbundes geschaffen, die die arbeitenden 
Klassen im Interesse des Friedens nicht mit Feindseligkeit und Gleich­
gültigkeit behandeln können. Aber sie haben die Verpflichtung, das Un­
genügende und die Fehler dieses Völkerbundes klarzustellen, deren ver­
dammungswürdigster die durch Artikel 12 erfolgte Anerkennung des 
Rechtes auf Krieg ist. Der Völkerbund kann nur dann eine tatsächliche 
Sicherung des Friedens sein, wenn er zu einem internationalen demokra­
tischen Organismus wird, der alle Völker ohne jede Ausnahme zusam­
menfaßt . . .  Es genügt nicht, daß der Völkerbund eine demokratische 
Verfassung erhält, vor allem durch die Wahl des ausführenden Rates im
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Schoße der Versammlung aller Delegierten. Es ist außerdem die Aus­
dehnung seiner Befugnisse zu wünschen . . . Der Völkerbund wird so 
vervollständigt und verbessert das natürliche Werkzeug abgeben für die 
notwendige Umwandlung des Friedens von Versailles in einen gerechten 
und dauerhaften Frieden . . .
Für die andere Richtung war in dieser Periode die I g n o r i e ­
r u n g  des Völkerbundes charakteristisch. So ist er in den Leit­
sätzen, die die Internationale Sozialistische Konferenz in W i e n itn 
Februar 1921 beschloß und die das Programm der dort gegründeten 
„Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Parteien“ (I. A. 
S. P.) bildeten, überhaupt nicht erwähnt und spielte auch in den 
Debatten dieser Konferenz keinerlei Rolle.
Allerdings ist diese Scheidung nach internationalen Organisatio­
nen keine ganz vollständige bezüglich der einzelnen Parteien ge­
wesen. So hatten die deutschen Mehrheitssozialisten in jener Zeit 
gegenüber dem Völkerbund wesentlich mehr Skeptizismus, als in 
der Resolution des Genfer Kongresses, an dem sie teilnahmen, zum 
Ausdruck kommt. Und andererseits benützte die französische So­
zialistische Partei, die an der Wiener Konferenz teilnahm, die Pa­
role des Appells an den Völkerbund im gleichen Sinn als Demon­
stration gegen das imperialistische Regime Poincares, wie sie im 
Kriege sich gegenüber den Imperialisten auf das Wilsonsche Pro­
gramm berief.
d) N ach  der G ründung  d er  S o zia lis tisc h e n  A rb e iter-In tern a tio n a le  
(23. M ai 1923).
Alle Resolutionen, die wir zur Illustrierung des historischen 
Ganges der Entwicklung bisher angeführt haben, besitzen für die 
S. A. I. keine bindende Kraft, da sie nur jene Beschlüsse anerkennen 
kann, die im Rahmen ihrer Organisation selbst zustande gekommen 
sind.
Der Hamburger G r ü n d u n g s k o n g r e ß  der S. A. I. im Mai 
1923 trat in der Periode der tiefsten Erniedrigung des Völkerbund­
gedankens, während der Besetzung des Ruhrgebietes zusammen. 
Es ist daher nur zu wohl begreiflich, daß die Redner, die auf ihn zu 
sprechen kamen, sich nur skeptisch, kritisch äußerten. So sagte 
Wels in seiner Eröffnungsrede: „Die Idee einer Vereinigung der 
Völker hat in dem Völkerbund eine gewisse, freilich fast nur pla­
tonische Anerkennung gefunden.“ Und die R e s o l u t i o n  über den 
„Imperialistischen Frieden“ kennzeichnet die Auffassungen des Kon­
gresses in folgenden Worten:
Der Völkerbund droht entweder vollständig der Bedeutungslosigkeit 
zu verfallen oder zu einem Instrument der Reaktion und des Imperialis­
mus zu entarten; es ist Pflicht der Arbeiterklasse, diese verhängnisvolle 
Entwicklung zu bekämpfen und ihre Macht in jedem Lande zu benützen, 
um durchzusetzen, daß der Völkerbund durch Aufnahme aller Nationen 
in den Bund, durch Demokratisierung seiner Organisation und durch 
ausschlaggebende Kontrolle der Arbeiterklasse jedes Land über die Tä­
tigkeit der Delegierten dieses Landes im Völkerbund so umgestaltet
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werde, daß er zu einem wirksamen Instrument wird, den Frieden und das
Recht der Völker zu schützen und die bestehenden internationalen Ver­
träge zu revidieren.
Diese skeptische Einstellung schlug im Laufe des folgenden Jah­
res in ihr Gegenteil um. Im Januar 1924 bildete M a c d o n a l d  die 
erste e n g l i s c h e  Arbeiterregierung, ihr folgte im April die erste 
rein sozialistische Minderheitsregierung in D ä n e m a r k  und die 
Wahlen im September in S c h w e d e n  ermöglichten B r a n t i n g . 
wieder eine rein sozialistische Minderheitsregierung zu bilden. Wäh­
rend dieses Jahres war auch der Umschwung in F r a n k r e i c h  
eingetreten. Die Maiwahlen brachten Herriot ans Ruder, dessen 
Ministerium unter dem stärksten Einfluß der Sozialisten stand. Als 
der Völkerbund zu seiner fünften Tagung im September 1924 zu­
sammentrat, wurde die Möglichkeit seiner Beeinflussung durch die 
sozialistische Bewegung allgemein bewußt und dieser Eindruck er­
reichte seinen Höhepunkt, als Macdonald in Genf selbst auftrat und 
das „ P r o t o k o l l  über die friedliche Regelung internationaler Kon­
flikte“ am 2. Oktober 1924 zu einstimmiger Annahme gelangte. 
Hatte sich bisher die internationale Politik in ihren großen Proble­
men, so in der Regelung der Reparationsfrage, jenseits des Völker­
bundes vollzogen, so war nun zum erstenmal die Möglichkeit sicht­
bar geworden, ihn als Instrument des Fortschrittes in der Befrie­
dung der Welt zu verwenden. Die praktischen Grenzen dieser un­
mittelbaren Möglichkeit zeigten sich allerdings nur allzu schnell in 
dem Scheitern der Ratifikation des Genfer Protokolls. Aber die 
Wendung in der Auffassung der Sozialistischen Arbeiter-Internatio­
nale blieb bestehen, die Sitzungen der Exekutive der S. A. I. vom 
Januar und Mai 1925 forderten, „ohne sich über die Unvollkommen­
heit des Genfer Protokolls zu täuschen . . ., daß die Ratifikation 
des Genfer Protokolls gesichert und die in diesem Protokoll vor­
gesehene Abrüstungskonferenz so rasch als möglich einberufen 
werde.“
Der M a r s e i l l e r  K o n g r e ß  im August 1925 bestätigte diese 
Stellungnahme zum Genfer Protokoll, aber sein Hauptaugenmerk 
war schon auf die neue Phase der Entwicklung gerichtet, die in den 
V e r t r ä g e n  v o n  L o c a r n o  ihren Ausdruck finden sollte.
b) Die Verträge von Locarno.
Im Beschluß des Internationalen Kongresses in Marseille über 
„Die internationale sozialistische Friedenspolitik“ heißt es im Ab­
schnitt III „Internationale und Sonderverträge“ nach einer Dar­
stellung der Bedingungen, unter denen allein Sonderverträge akzep­
tabel sein können:
„Der Vertrag, der auf Grund des Notenwechsels zwischen Deutsch­
land und bestimmten anderen Mächten vorgeschlagen wird, steht in sei­
ner endgültigen Form noch nicht fest. Wir kennen weder seine Ausdeh­
nung noch seine genaue Bedeutung.
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Sobald der endgültige Inhalt feststeht, wird es eine dringends Not­
wendigkeit für die beteiligten Parteien sein, ihn in einer gemeinsamen 
Konferenz mit der Exekutive der Internationale einer genauen Prüfung 
zu unterziehen.“
Demgemäß nahm die Exekutive der S. A. I. in ihrer Sitzung vom 
4. und 5. November 1925 zu den Verträgen von Locarno Stellung und 
beschloß nach ausführlicher Debatte folgende Resolution:
Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale hält daran 
fest, daß die Sicherung des europäischen Friedens am wirksamsten durch 
das Genfer Protokoll erreicht werden könnte. Sie bedauert, daß das 
Genfer Protokoll an der Haltung der britischen Tory-Regierung vorläufig 
gescheitert ist und kann in den Verträgen von Locarno keineswegs einen 
Ersatz für das allgemeine und wirksamere System des Genfer Proto­
kolls erblicken.
Trotzdem betrachtet die Exekutive die Verträge von Locarno als 
einen ersten Schritt zur Befriedung Europas. Indem sie an die Stelle 
gewaltsamen Diktats der Siegermächte einen gegenseitigen Vertrag 
zwischen gleichberechtigten Mächten setzen, sind die Verträge von Lo­
carno das Eingeständnis, daß die vom internationalen Sozialismus immer 
bekämpfte Methode, durch Diktate der Gewalt die Beziehungen zwischen 
den Völkern zu regeln, gescheitert ist. Indem durch den Pakt die Na­
tionen, zwischen denen seit Jahrhunderten die blutigsten Kriege geführt 
worden sind, auf den Krieg als Mittel zur Entscheidung ihrer Streitig­
keiten verzichten und sich der obligatorischen Schiedsgerichtsbarkeit 
unterwerfen; indem die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit unter die 
Autorität des Völkerbundes gestellt wird; indem Deutschland in den 
Völkerbund eintritt, kann zwischen den Mächten West- und Mitteleuropas 
eine friedlichere Atmosphäre, eine wesentliche Voraussetzung für die 
Überwindung uralten nationalen Hasses geschaffen werden. Damit kann 
zugleich die Überwindung der wirtschaftlichen Weltkrise, der Arbeits­
losigkeit der Massen und die Hebung der wirtschaftlichen Lage der Ar­
beiterklasse erleichtert werden. Ohne sich über die Unvollkommenheit 
einzelner Klauseln des Paktes zu täuschen, betrachtet die Exekutive die­
sen Fortschritt doch als einen Teilerfolg des großen Kampfes des inter­
nationalen Proletariats gegen die Methoden der Gewalt in den Beziehun­
gen zwischen den Völkern. Indem sie auf den Weg, den Europa von der 
Ruhrbesetzung bis zu den Verträgen von Locarno zurückgelegt hat, ver­
weist, stellt sie fest, daß diese bedeutende Wandlung von den Methoden 
der Gewalt zu den Methoden der Verständigung ein Resultat, eine, wenn­
gleich noch unvollkommene Nachwirkung ist der britischen Arbeiter­
regierung, des Sieges des französischen Sozialismus über den Bloc 
National, des Aufstiegs der belgischen Arbeiterpartei und der Erfüllungs­
politik der deutschen Sozialdemokratie.
Aber indem die Exekutive diesen Fortschritt feststellt, betrachtet sie 
ihn nur als einen ersten Schritt zu dem zu erkämpfenden Ziele und for­
dert die Arbeiterklasse auf, durch diesen Teilerfolg ermutigt, ihren 
Kampf zunächst um die folgenden Ziele fortzusetzen:
1. Die moralische Abrüstung im Westen Europas muß vervollständigt 
und gesichert werden durch sofortige Änderung des Charakters der Be­
setzung im Rheinland und möglichst baldige vollständige Räumung der 
besetzten Gebiete, sowie durch eine im gleichen Zeitmaß erfolgende Re­
gelung der völkerrechtlichen und materiellen Fragen, die das Saar gebiet 
betreffen.
2. Der Ratifikation des Paktes muß unverzüglich die Einberufung einer 
allgemeinen Konferenz über die Abrüstung entsprechend den Beschlüssen 
der letzten Völkerbundsversammlung folgen.
3. Da nunmehr zwischen Deutschland und seinen Nachbarn im Westen 
und Osten die obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit gesichert wird, sind 
unverzüglich Verträge über die obligatorische Austragung aller Streitig-
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keiten durch Schiedsgerichte zwischen allen anderen Staaten anzustre­
ben, wobei diese Verträge im Sinne der Genfer Beschlüsse in das System 
des Völkerbundes einzugliedern sind.
4. Die Arbeiterklasse muß darüber wachen, daß die Verständigung, 
die die Gegensätze zwischen den Mächten West- und Mitteleuropas zu 
überwinden sucht, nicht entarte zu einer Allianz, die gegen irgendeine 
andere Gruppe von Mächten gerichtet wäre, insbesondere nicht entarte 
zu einer Allianz gegen die Sowjetunion. Indem die Exekutive feststellt, 
daß die Verträge von Locarno keine Klausel enthalten, die gegen die 
Sowetunion gerichtet wäre, erinnert die Exekutive die Arbeiterklasse doch 
daran, daß oft schon Verträge, zu einem Zwecke geschlossen, zu anderen 
Zwecken mißbraucht worden sind, und mahnt daher die Arbeiterklasse, 
sich jedem Versuch, die Verträge von Locarno zu einer Isolierung der 
Sowjetunion zu mißbrauchen, kraftvoll zu widersetzen und ihre Anstren­
gungen um eine friedliche Verständigung und Zusammenarbeit der west- 
und mitteleuropäischen Staaten mit der Sowjetunion zu verstärken. Die 
Exekutive ist sich aber darüber klar, daß die Abwehr der Isolierung 
Rußlands durch die sozialistischen Parteien ihr größtes Hindernis darin 
findet, daß die Sowjetunion an ihrer Politik der freiwilligen Isolierung 
durch Ablehnung des Eintritts in den Völkerbund festhält.
Schließlich erinnert die Exekutive die Arbeiter aller Länder daran, 
daß kapitalistische Regierungen immer bereit sind, Verträge als Fetzen 
Papier zu behandeln, wenn die Interessen des Kapitals dies erfordern; 
daß daher wie alle Verträge, die den Frieden zu sichern suchen, auch die 
Verträge von Locarno nur dann als Instrumente des Friedens wirksam 
sein werden, wenn die Arbeiterklasse wachsam und stark genug sein 
wird, die Durchführung der Verträge zu sichern und mit ihrem Geist zu 
erfüllen.
c) Die Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund.
Die Verhandlungen vor und in Locarno fanden außerhalb des 
Völkerbundes statt, aber sie sollten die entscheidendste Bedeutung 
für den Völkerbund selbst gewinnen. Ihre Durchführung sollte den 
schlimmsten G e b u r t s f e h l e r  d e s  V ö l k e r b u n d e s  beseiti­
gen. Er war gegründet als eine A l l i a n z  d e r  S i e g e r m ä c h t e ;  
durch die Aufnahme Deutschlands mit vollständig gleichen Rechten 
sollte dieser Makel getilgt werden. Die S. A. I. war sich daher stets 
bewußt, daß die Aufnahme Deutschlands und seine vollständige 
Gleichstellung mit den übrigen Großmächten nicht vergleichbar sein 
konnte den Problemen der Stellung irgendeines anderen Landes im 
Völkerbund. Die Frage Deutschland hatte symbolische Bedeutung, 
ihre Lösung war der Sieg eines Prinzips bezüglich des Völkerbundes 
selbst. In diesem Sinne verlangt die Resolution des Marseiller Kon­
gresses: „ . . .  daß Deutschland mit den gleichen Rechten und Pflich­
ten wie die anderen Nationen in den Völkerbund eintritt.“ Und im 
gleichen Sinne hat die im vorigen Abschnitt abgedruckte Resolution 
der Exekutive der S. A. I. vom November 1925 über die Verträge 
»von Locarno eingehend die Notwendigkeit des Eintrittes Deutsch­
lands in den Völkerbund unterstrichen.
Als die Exekutive der S. A. I. im April 1926 wieder zu einer 
Tagung zusammentrat, hatte sie sich vor allem mit der gescheiter­
ten Märztagung des Völkerbundes zu beschäftigen, der es nicht ge-
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lungen war, die Aufnahme Deutschlands durchzuführen. Dieses Er­
eignis zeigte in voller Klarheit, daß der Völkerbundsrat in seiner 
Aktionsfähigkeit durch widerstreitende Einflüsse gelähmt und die 
Bundesversammlung vom Rat in der Erfüllung der ihr nach dem 
Pakt zukommenden Aufgaben in den Hintergrund gedrängt wurde. 
Die Exekutive erneuerte ihre Forderungen in folgender Resolution:
In der Überzeugung, daß der Weltfrieden für die Erreichung der Ziele 
der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, für die Befreiung der Ar­
beiterklasse von der kapitalistischen Herrschaft und für die Errichtung 
der sozialistischen Republik unumgängliche Voraussetzung ist, erinnert 
die Exekutive an die Resolution des Marseiller Kongresses über die inter­
nationale sozialistische Friedenspolitik. Die S. A. I. hat damit ihre Stel­
lung zum Völkerbund bestimmt. Sie fordert, daß der Völkerbund all­
umfassend und demokratisiert werde.
Als sich im März die Gelegenheit bot, einen entscheidenden Schritt 
zur Komplettierung des Völkerbundes zu tun, wurde sie nicht genützt. 
Dieses bedauerliche Ergebnis war eine Folge der Methoden der Geheim­
diplomatie und weiter dadurch verursacht, daß man die Völkerbundsver­
sammlung nicht jene Rolle spielen ließ, die ihr nach dem Völkerbundpakt 
zukommt. Es ist von höchster Bedeutung, daß der Völkerbund nicht 
noch einmal in die Gefahr kommt, eine derartige Niederlage zu erleiden. 
Die Völkerbundsversammlung im September muß Deutschland ohne Auf­
schub in den Völkerbund aufnehmen und ihm einen permanenten Rats­
sitz geben.
Es muß gefordert werden, daß die demokratischen Tendenzen im 
Völkerbund stärker zur Geltung gelangen und daß insbesondere
1. die Versammlung in Zukunft nicht mehr dem Rat untergeordnet 
wird, daß sie im Gegenteil bei wichtigen Angelegenheiten die Initiative 
übernimmt. Ihr obliegt es vor allem, in der Septembertagung die vor­
handenen Schwierigkeiten zu überwinden.
2. die Ratssitze durchwegs durch Wahl besetzt werden. Wenn es zu 
schwierig erscheinen sollte, im gegenwärtigen Augenblick dieses Prinzip 
in seiner ganzen Strenge durchzuführen, wenn die Mächte, die gegen­
wärtig einen permanenten Ratssitz inne haben, auf ihr Vorrecht nicht 
verzichten und, da es nicht angängig sein kann, Deutschland dieselbe 
Stellung wie Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan zu verweigern, 
sollte sein Eintritt dennoch nicht um den Preis anderer Ausnahmen vom 
Prinzip der Wahl geschehen, dem man im Gegenteil eine immer stren­
gere Anwendung geben muß, um Rivalitäten und Kämpfe um Einfluß und 
Gleichgewicht zu vermeiden, in deren Folge das Ansehen und das Wirken 
des Völkerbundes geschwächt würden.
Die Frage der Demokratisierung des Völkerbundes bleibt auf der 
Tagesordnung der Internationale. Die Exekutive wird sie in ihrer näch­
sten Sitzung einer neuen Prüfung unterziehen.
Es ist nötig, die Volksmassen darauf aufmerksam zu machen, daß die 
friedlichen Beziehungen zwischen den Völkern, wie sie die Sozialdemo­
kratie versteht, ihren wahren Schutz nicht in den Rüstungen, in militäri­
schen Bündnissen und der Geheimdiplomatie finden können, sondern nur 
in einer Völkerbundspolitik, die die Regelung aller Konflikte durch 
schiedsrichterliche oder andere friedliche Methoden sichert. Die Exe* 
kutive betont die gebieterische Notwendigkeit, zu einer schnellen Eini­
gung über das größtmöglichste Ausmaß der Abrüstung zu kommen. Sie 
stellt fest, daß der neulich unternommene diplomatische Versuch, dem 
Willen der Völker, die von der Last der Rüstungen befreit werden wollen, 
Genüge zu leisten, das Problem des Weltmilitarismus nur leicht gestreift 
hat.
I. 66
Die Exekutive stellt weiter fest, daß eine Politik der internationalen 
Zusammenarbeit nur insoweit mit Erfolg betrieben werden kann, als die 
Demokratien sich entschließen, im Völkerbund die entscheidende Organi­
sation für die Lösung der internationalen Probleme zu sehen.
Die Exekutive beschließt, eine Kommission zu wählen, die das Pro­
blem der Abrüstung so zu prüfen hat, wie es dem Völkerbund vorliegt.
Sie erhebt schon jetzt Protest gegen die in gewissen Kreisen vorhan­
dene Auslegung des Völkerbundpaktes, nach der die angeschlossenen 
Nationen nicht das Recht haben sollen, in dem Ausmaß, das sie für mög­
lich halten, abzurüsten.
Sie muß sich schließlich auch bemühen, in jedem Fall die Überein­
stimmung zwischen den Parteien herzustellen, um die Annahme der Ent­
schließungen, die nach ihren Wünschen formuliert wurden, durch die 
Völkerbundsversammlung herbeizuführen.
Die Exekutive erinnert daran, daß die Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands gemäß der Marseiller Resolution eine energische Aktion 
geführt hat, deren Resultat die deutsche Regierung bestimmte, um den 
Eintritt in den Völkerbund nachzusuchen. Die Exekutive hofft, daß auch 
die Arbeiter Amerikas und Rußlands, an die die Internationale gleich­
zeitig einen Appell gerichtet hatte, fordern werden, daß ihre Regierungen 
eine internationale Völkerbundspolitik verfolgen und so immer mehr die 
Idee einer weltumfassenden und demokratischen Organisation für die 
Bewahrung des Friedens verwirklicht werde.
Die Aufnahme Deutschlands in den Völkerbund erfolgte schließ­
lich in der Bundesversammlung vom September 1926. Der Rückzug 
Brasiliens und Spaniens, den sie zur Folge hatte, bedeutet natürlich 
eine Einbuße an Autorität der Institution, aber da er nur aus Pre­
stigegründen erfolgte, ist er in keiner Weise mit der prinzipiellen 
Wichtigkeit der Aufnahme Deutschlands in eine Linie zu rücken.
Der Völkerbund ist auch nach der Aufnahme Deutschlands noch 
immer unvollständig. Vor allem gehören ihm R u ß l a n d  und die 
V e r e i n i g t e n S t a a t e n v o n A m e r i k a  nicht an. Aber so sehr 
diese Erweiterung nötig ist und von der S. A. I. immer wieder ge­
fordert wurde, so liegt ihre Bedeutung doch auf einem anderen Feld. 
Gegen die Zulassung Rußlands und Amerika bestehen nicht, wie das 
bei Deutschland ursprünglich der Fall gewesen, Widerstände inner­
halb des Völkerbundes selbst, sondern die Widerstände liegen in der 
politischen Flaltung jener Staaten, ihre Isolation ist eine selbstge­
wollte. Solange Rußland und die Vereinigten Staaten dem Völker­
bund fernbleiben, ist seine Wirkungsmöglichkeit auf das empfind­
lichste beschränkt. Aber mit der Aufnahme Deutschlands in den 
Völkerbund schließt die Periode auch formal ab, wo er mit Recht 
als Werkzeug des E n t e n t e  kapitalismus bezeichnet werden 
konnte.
6.) Sozialistische Völkerbundsdelegierte.
Neben dem allgemeinen grundsätzlichen Problem des Verhält­
nisses der S. A. I. zum Völkerbund und ihrer Forderungen an ihn 
mußte in der Berichtsperiode auch eine andere Frage, die durch die 
praktische Mitarbeit sozialistischer Delegierter im Völkerbund ge­
stellt wurde, behandelt werden.
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Im Juli 1924 hatte die sozialistische Kammerfraktion Frank­
reichs Paul Boncour das Recht erteilt, als Delegierter der franzö­
sischen Regierung an den Arbeiten des Völkerbundes teilzunehmen. 
Die Entwicklung der politischen Verhältnisse Frankreichs führte je­
doch dazu, daß an Stelle der demokratischen, unter sozialistischem 
Einfluß stehenden Regierung Herriot die Regierung Briand getreten 
war, deren parlamentarische Basis sich bis nach rechts erstreckte. 
Die sozialistische Partei stand zu dieser Regierung in Opposition. 
Die Fortdauer der Delegierung Paul Boncours, während die ihn 
delegierende Regierung ihren Charakter weitgehend geändert hatte, 
gab zu wiederholten Diskussionen innerhalb der Sozialistischen 
Partei Frankreichs Anlaß. Eine erweiterte Parteivorstandssitzung 
vom 18. Juli 1926 beschloß nach längerer Debatte auf Antrag Blums 
folgende Resolution:
„Der Parteivorstand nimmt mit Dank Kenntnis von den Aufklärungen, 
die ihm Genosse Paul Boncour gegeben hat. Er rechnet darauf, daß 
Paul Boncour die Partei über die Schwierigkeiten auf dem laufenden 
halten wird, die aus der Ausübung seines Mandats entstehen könnten. 
Der Parteivorstand behält sich vor, jederzeit zu prüfen, ob die besonde­
ren politischen Verhältnisse Frankreichs und die Haltung der Partei ge­
genüber der Regierung ihr gestatten werden, bei dem Beschluß vom Juli 
1924 zu bleiben, der ein Mitglied der Partei dazu berechtigte, eine Dele­
gation in den Völkerbund anzunehmen,
Der Parteivorstand ist der Meinung, daß die grundsätzlichen Fragen 
bezüglich der Teilnahme von Mitgliedern sozialistischer Parteien an den 
Regierungsdelegationen nach Genf nur von der internationale selbst ge­
löst werden können. Der Parteivorstand verlangt daher, daß dieser 
Fragenkomplex auf die Tagesordnung einer Exekutivsitzung gestellt 
werde, die vor der nächsten Tagung des Völkerbundes abzuhalten ist. 
Der Parteivorstand beauftragt das Parteisekretariat, das Sekretariat der 
Internationale davon zu benachrichtigen, daß die Delegierten der Partei 
in der Exekutive Auftrag haben, mit allem Nachdruck die Festlegung der 
allgemeinen Bedingungen herbeizuführen, unter denen Mitglieder der 
Partei eine Vertretung der Regierung im Völkerbund annehmen dürfen, 
um derart die Haltung der einzelnen Parteien in Übereinstimmung unter­
einander und mit den Resolutionen der Internationale zu bringen.“
Hierzu wurde auf Antrag Brackes folgender Zusatz beschlossen:
„Der erweiterte Parteivorstand erklärt nach Prüfung der Nach- und 
Vorteile, die die Bestellung eines Delegierten zum Völkerbund mit sich 
bringt, der von einer bürgerlichen Regierung sein Mandat erhält, daß die 
Delegierten der Partei in der Exekutive den Auftrag haben, sich gegen 
derartige Delegationen auszusprechen.“
Der folgenden Sitzung der Exekutive im August 1926 lagen diese 
Beschlüsse der Sozialistischen Partei Frankreichs und das Memo­
randum des Sekretariats der S. A. I. vor, in dem das Problem fol­
gendermaßen gekennzeichnet wurde:
Dort, wo rein sozialistische Regierungen bestanden oder bestehen, wie 
früher in England und Schweden und gegenwärtig in Dänemark, hat sich 
als vollständig selbstverständlich ergeben, daß die sozialistischen Re­
gierungen ihre sozialistischen Vertreter nach Genf entsenden.
Das gleiche gilt auch für Koalitionsregierungen, an denen Sozialisten 
beteiligt sind. Die Sozialisten werden versuchen, ihrer Auffassung der 
auswärtigen Politik nach bester Möglichkeit innerhalb der Regierung 
und damit wenn möglich auch im Völkerbund Geltung zu verschaffen. Ein 
Fall einer solchen Koalitionsregierung besteht gegenwärtig in Belgien.
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Ein dritter Fall ist endlich, daß die Sozialisten zwar nicht in der Re­
gierung sind, aber eine starke Abhängigkeit der Regierung von ihnen 
besteht. Dies war der Fall unter der ersten Regierung Herriot, als Paul 
Boncour als deren Vertreter in Genf bestellt wurde.
Anders steht es in den Ländern, wo den Sozialisten eine feindliche 
Regierung gegenübersteht.
Sicher wird das eine oder das andere Mal auch eine bürgerliche Re­
gierung geneigt sein, sich durch einen Sozialisten vertreten zu lassen, 
und dies wird insbesondere möglich werden, wenn der Fall der Kontinui­
tät gegeben ist, wie dies zeitweise bei B r a n t i n g der Fall war, der 
auch, nachdem die Konservativen das Ruder ergriffen hatten, Vertreter 
im Völkerbund blieb (für 1921 und 1924), ebenso wie es bei P a u l  
B o n c o u r  der Fall ist, der auch Vertreter im Völkerbund unter den 
Nachfolgern Herriots geblieben ist. Die Kontinuität der Personen ist 
sicher für die Arbeit einer Körperschaft von außerordentlicher Wichtig­
keit, aber sie kann bei politischen Aufgaben nicht der Hauptgesichtspunkt 
sein und ist es auch nicht. Das zeigte sich plastisch am Fall De Brouckere, 
der für 1923 nicht als Vertreter Belgiens fungierte.
In E n g l a n d  erschien der vollständige und sofortige Wechsel der 
Gesamtvertretung im Völkerbund nach dem Sturz der Labourregierung 
ebenso selbstverständlich, wie der Wechsel der Regierung selbst.
Bürgerliche Regierungen werden, solange sie sicher sind, vom Völker­
bund nichts zu fürchten zu haben, sich gelegentlich den Luxus eines so­
zialistischen Vertreters leisten und es vielleicht sogar auch manchmal 
angenehm finden, in ihrer Genfer Vertretung „europäischer“ in Erschei­
nung zu treten, als sie selber sind. Aber wenn wir auch von einer Aus­
einandersetzung aller negativen Seiten, die eine solche Vertretung rein 
bürgerlicher Regierungen durch Sozialisten haben kann, in diesem Zu­
sammenhang vollständig absehen können, so ist doch ohne weiteres klar, 
daß es sich in dieser Frage nur um v e r e i n z e l t e  I n d i v i d u a l ­
f ä l l e  handeln kann, die für das große Problem der Vertretung der Ar­
beiterklasse im Völkerbund keine Lösung bedeuten können. Die wirk­
liche Lösung liegt nicht in Vertretern, die durch gelegentliches Entgegen­
kommen bürgerlicher Regierungen zufällig in den Völkerbund kommen, 
sondern in der S c h a f f u n g  d e s  R e c h t e s  a uf  V e r t r e t u n g .
Das Recht auf Vertretung ist gegenwärtig auf die Regierungen be­
schränkt. Wenn diese sozialistisch werden oder mindestens unter star­
ken sozialistischen Einfluß geraten, ist die Möglichkeit des Einflusses 
der Arbeiterklasse gegeben. Als im Jahre 1924 die Wellen des Optimis­
mus sehr hoch gingen, wurde manchmal die Auffassung geäußert, daß 
auch das gegenwärtige System den Sozialisten die Perspektive der Er­
oberung des Völkerbundes eröffne. Sie brauchen eben nur die einzelnen 
Regierungen zu erobern und damit erlangen sie schließlich die Mehrheit 
des Völkerbundes. Diese Argumentation würde dahin abzielen, sich mit 
dem gegenwärtigen System der Vertretung im Völkerbund abzufinden 
und den Kampf um die Macht in den einzelnen Ländern auszufechten.
Aber für diese Resignation sind die Arbeiterparteien in einer großen 
Reihe von Ländern schon viel zu stark. Es ist kein gesunder Zustand, 
daß die Arbeiterschaft Englands oder Deutschlands ihre Stimme im 
Völkerbund nicht erheben können soll, wenn sie nicht in der Regierung 
ist. Das bisherige System bedeutet, wie das Beispiel Englands drastisch 
zeigt, daß die Arbeiterpartei dort stets vor der Alternative steht: Alles 
oder nichts. Ganz abgesehen von anderen starken Motiven, drängt sich 
die Notwendigkeit auf, eine Lösung zu finden, die nicht nur der Regie­
rung, sondern auch der Opposition eine Vertretung in Genf gibt. Diese 
Vertretung von der Gnade der Laune bürgerlicher Regierungen zu er­
warten, entspricht weder der Würde noch den praktischen Notwendig­
keiten der Arbeiterklasse. Es muß ein Recht geschaffen werden. Und 
dies kann nur dadurch statuiert werden, wenn die in allen Resolutionen, 
die von Vertretern der Arbeiterklasse stammen, immer wiederholte For-
I. 69
derung verwirklicht wird, daß an Stelle der Vertretung von Regierungen 
die V e r t r e t u n g  v o n  P a r l a m e n t e n  tritt.
Eine gewisse Annäherung an den Zustand parlamentarischer Vertre­
tung stellt die Lage in Dänemark dar, wo eine Art „ f r e i w i l l i g e r  
P r o p o r z “ bei der Vertretung im Völkerbund in der Praxis festgelegt 
wurde, indem jede der großen Parteien einen Vertreter in der Delegation 
besitzt, ganz gleichgültig, welche Regierung im Amte ist. Eine derartige 
Regelung, die in Staaten, die eine konsequente Politik der Schieds­
gerichtsbarkeit verfolgen, wie Dänemark und Schweden, möglich ist, 
müßte in Staaten mit imperialistischen Interessen immer wieder auf die 
größeren Schwierigkeiten stoßen. Daß sie auch für kleine Staaten nicht 
immer möglich ist, zeigt Belgien, wo die Sozialisten die Vertretung im 
Völkerbund während der Ruhrbesetzung abgelehnt haben.
Die Bedeutung dieses freiwilligen Proporzes wird auch außerordent­
lich verschieden zu werten sein, je nachdem ob die Regierung sich das 
R e c h t  d e r  B e r u f u n g  der ihr geeignet erscheinenden Vertreter aus 
den verschiedenen Parteien vorbehält oder ob sie an dem Vorschlag der 
Parteien, die das R e c h t  d e r  N o m i n i e r u n g  haben, gebunden ist.
Es ist klar, daß die Durchsetzung der vollständigen Demokratisierung 
nicht mit einem Schlage gelingen wird, daß mächtige Widerstände zu 
überwinden sein werden. Für die Sozialisten handelt es sich aber darum, 
über die Zielpunkte ihres P r o g r a m m s  f ü r  d i e  D e m o k r a t i s i e ­
r u n g  d e s  V ö l k e r b u n d e s  volle Klarheit zu schaffen.
Nach eingehender Debatte beschloß die Exekutive (29. August 
1926) folgende Resolution:
Die Exekutive betrachtet es als Aufgabe des nächsten Kongresses 
der S. A. I., die Grundsätze der Aktion der Internationale gegenüber dem 
Völkerbund und seine Auffassung über dessen Demokratisierung ein­
gehender festzulegen.
Sie erinnert an ihre früheren Beschlüsse über den Völkerbund und 
erklärt :
Die Exekutive anerkennt die Dienste, die Sozialisten als Vertreter 
ihrer Länder in Genf durch gemeinsame Arbeit für die Annäherung der 
Völker und durch eine Politik der Solidarität und des Friedens gemäß 
den Grundsätzen der Internationale leisten können.
Um aber ihre Tätigkeit für die Sache des Weltfriedens und des in­
ternationalen Sozialismus so fruchtbringend wie möglich zu gestalten, 
ist es notwendig:
1. Daß die einzelnen Parteien die Voraussetzungen festsetzen, unter 
denen sie eines ihrer Mitglieder ermächtigen, ein Mandat zur Ver­
sammlung oder im Rate des Völkerbundes anzunehmen oder zu behalten, 
und daß sie jederzeit prüfen, ob die Umstände und die von der Re­
gierung ausgehenden Weisungen die Ausübung des Mandates unter Be­
dingungen gestatten, die mit den Grundsätzen des internationalen Sozia­
lismus, den allgemeinen Interessen der Arbeiterbewegung und den Be­
schlüssen der S. A. I. vereinbar sind;
2. daß ein enger und regelmäßiger Kontakt zwischen dem derart Dele­
gierten und seiner Partei aufrecht erhalten werde;
3. daß die S. A. I. regelmäßig die Probleme untersuche, die den 
Völkerbund beschäftigen und ihre Haltung gegenüber diesen Problemen 
festlege, um so den einzelnen Parteien und den Delegierten die notwen­
digen Grundlagen zu liefern, die sie in die Lage versetzen sollen, die 
unter 1 und 2 angeführten Pflichten zu erfüllen.
Die Exekutive beschließt, eine Kommission zum Studium der Fragen 
der Demokratisierung des Völkerbundes einzusetzen, die dem nächsten 
Kongreß Bericht erstatten wird.
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In Durchführung dieses Beschlusses haben spätere Tagungen der 
Exekutive Berichte über die Beziehungen zwischen den sozialisti­
schen Parteien und den diesen Parteien angehörenden Völkerbunds­
delegierten entgegengenommen.
In die Kommission zum Studium der Fragen der Demokratisie 
rung des Völkerbundes wurden folgende Genossen gewählt: Bracke 
(Frankreich), de Brouckere (Belgien), Henderson (Großbritannien), 
Modigliani (Italien), Müller (Deutschland), Oudegeest (Holland), 
Unden (Schweden), Leo Winter (Tschechoslowakei). Diese Kom­
mission wird erst gelegentlich des Brüsseler Kongresses ihre kon­
stituierende Sitzung abhalten, da seit dem Beschluß der Exekutive, 
sie einzusetzen, das Problem der Abrüstung so stark in den Vorder­
grund trat, daß der für das Abrüstungsproblem eingesetzten Kom­
mission zunächst der Vorrang gelassen werden mußte.
•  *•
Wir lassen nun noch eine Übersicht folgen, in der die Sozia­
listen, die an den Tagungen der Völkerbunds Versammlung, des 
Völkerbundsrates und einzelnen Konferenzen und Kommissionen 
teilgenommen haben, angegeben sind:
Völkerbunds Versammlungen:
VI. Versammlung: (7.-26. IX. 1925): Emile Vandervelde (Belgien),
De Brouckere (Belgien), J. Borgbjerg (Dänemark), August Rei (Estland), 
Paul Boncour (Frankreich), Oesten Unden (Schweden), M. Niedzialkowsky 
(Polen), A. Engberg (Schweden).
Außerordentliche Versammlung: (8.—17. III. 1926): Emile Vandervelde 
(Belgien), Oesten Unden (Schweden), Paul Boncour (Frankreich).
VII. Versammlung: (6.—25. IX. 1926): Breitscheid (Deutschland), De 
Brouckäre (Belgien), Emile Vandervelde (Belgien), J. Borgbjerg (Däne­
mark), Paul Boncour (Frankreich), V. Voionmaa (Finnland), M. Niedzal- 
kowsky (Polen), S. Posner (Polen), A. Engberg (Schweden).
VIII. Versammlung: (5.—27. IX. 1927): Breitscheid (Deutschland), Emile 
Vandervelde (Belgien), De Brouckere (Belgien), J. Borgbjerg (Dänemark), 
V. Voionmaa (Dänemark), Paul Boncour (Frankreich), Felix Cielens (Lett­
land), R. J. Sandler (Schweden).
Tagungen des Völkerbundsrates:
35. Tagung: 2.—28. September 1925: Paul Boncour (Frankreich) als 
Stellvertreter, Oesten Unden (Schweden).
36. Tagung (außerordentliche): 26.—30. Oktober 1925: Oesten Und6n 
(Schweden).
37. Tagung: 7.—16. Dezember 1925: Paul Boncour (Frankreich), Oesten 
Unden (Schweden).
38. Tagung (außerordentliche): 12. Februar 1926: kein sozialistischer 
Delegierter.
39. Tagung: 8.—18. März 1926: Emile Vandervelde (Belgien), Paul 
Boncour (Frankreich) als Stellvertreter, Oesten Unden (Schweden).
40. Tagung: 7.—10. Juni 1926: Emile Vandervelde (Belgien), Paul
Boncour (Frankreich) als Stellvertreter.
4L Tagung: 2.-7. September 1926: Emile Vandervelde (Belgien), Paul 
Boncour (Frankreich) als Stellvertreter, Oesten Und6n (Schweden).
42. Tagung: 16.—20. September 1926: De Brouckere (Belgien), Paul 
Boncour (Frankreich) als Stellvertreter.
43. Tagung: 6.—11. Dezember 1926: Emile Vandervelde (Belgien), Paul 
Boncour (Frankreich) als Stellvertreter.
44. Tagung: 7.—12. März 1927: Emile Vandervelde (Belgien).
45. Tagung: 13.—17. Juni 1927: Emile Vandervelde (Belgien), Paul Bon­
cour (Frankreich) als Stellvertreter.
46. Tagung: 1.—15. September 1927: Emile Vandervelde (Belgien), De 
Brouckere (Belgien) als Stellvertreter, Paul Boncour (Frankreich) als Stell­
vertreter.
47. Tagung: 17.—28. September 1927: Voionmaa (Finnland), Paul Bon­
cour (Frankreich) als Stellvertreter.
48. Tagung: 5.—12. Dezember 1927: Voionmaa (Finnland), Paul Boncour 
(Frankreich) als Stellvertreter.
49. Tagung: 5. März 1928: kein sozialistischer Delegierter.
50. Tagung: 4. Juni 1928: Paul Boncour (Frankreich).
Vorbereitende Kommission der Abrüstungskonferenz:
1. Session: 18.—26. Mai 1926: Paul Boncour (Frankreich), De Brouckere 
(Belgien).
2. Session: 22. und 27. September 1926: De Brouckere (Belgien), Paul 
Boncour (Frankreich).
3. Session: 21. März bis 26. April 1927: De Brouckere (Belgien), Paul 
Boncour (Frankreich).
4. Session: 30. November bis 3. Dezember 1927: Paul Boncour (Frank­
reich).
5. Session: 15. März 1928: kein sozialistischer Delegierter.
Schiedsgerichts- und Sicherheitskomitee.
1. Session: 1. und 2. Dezember 1927: Paul Boncour (Frankreich).
2. Session: 20. Februar 1928: Paul Boncour (Frankreich), Oesten Und6n 
(Schweden).
3. Sessin: 27. Juni—4. Juli 1928: Paul Boncour (Frankreich), Oesten 
Unden (Schweden).
Kommission zum Studium der Frage der Zusammensetzung
des Rates:
7. Session: 10.—17. Mai 1926: De Brouckere (Belgien), Paul Boncour 
(Frankreich).
2. Session: 30. August bis 3. September 1926: De Brouckere (Belgien).
W eitwirtschaf tskonf erenz.
Wilhelm Eggert (Deutschland), Dr. Baade (Deutschland), Emmy 
Freundlich (Österreich), Benedikt Kautsky (Österreich), Viktor Serwy 
(Belgien), Cornel Mertens (Belgien), Delvigne (Belgien), Bondas (Belgien), 
A. Lombard (Belgien), Arthur Pugh (Großbritannien), Jens Peter Nielsen 
(Dänemark), Ernest Poisson (Frankreich), Jan Oudegeest (Niederlande),
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Hermann Diamand (Polen), Anders Oerne (Schweden), J. 0. Iohansson 
(Schweden), Max Weber (Schweiz), Rudolf Tayerle (Tschechoslowakei), 
Adolf Pohl (Tschechoslowakei), Georg Schmidt (Deutschland).
Während der VII. und VIII. Völkerbundsversammlung fanden 
auf Einladung von de Brouckere Zusammenkünfte der soziali­
stischen Völkerbundsdelegierten statt. Bei den Ratssitzungen und 
Kommissionen war die Zahl der Sozialisten gewöhnlich nur eins bis 
zwei, in wenigen Fällen drei, so daß die nötigen Beziehungen ohne 
formelle Veranstaltungen herstellbar waren. Einzig bei der Welt­
wirtschaftskonferenz war die Zahl der sozialistischen Delegierten 
so groß und durch die Art ihrer Delegation auch ihre Handlungs­
freiheit in solchem Maße verbürgt, daß eine offizielle Vorberatung 
mit den Vertretern der Exekutive der S. A. I. und dem Vorstand des 
I. G. B. organisiert werden konnte. Über die Ergebnisse dieser 
Sitzung, die am 2. Mai 1927 in Genf stattfand, berichten wir an 
anderer Stelle.
Da der Völkerbund nicht auf Parlamente, sondern auf Regierun­
gen aufgebaut ist, si/id die Möglichkeiten der ständigen Einfluß­
nahme der Arbeiterbewegung auf ihn äußerst beschränkt und star­
ken Schwankungen unterworfen. Jeder Regierungswechsel kann 
die Möglichkeiten sozialistischer Vertretung verändern. Es fehlt 
eine ständige organisierte sozialistische Fraktion im Völkerbund, 
die erst wirklich möglich sein wird, wenn er zu einem Weltparla­
ment sich entwickeln kann. Anders steht es mit der Völkerbunds­
institution, die in seinem Rahmen eine gewisse Selbständigkeit und 
eine andere Form der Organisation besitzt, mit dem Internatonalen 
Arbeitsamt. In ihm kann die Arbeiterbewegung kontinuierlichen 
und organisierten Einfluß üben.
ej Das Internationale Arbeitsamt und die S. A. I.
In der für die ganze Arbeiterbewegung bestimmenden Arbeits­
teilung zwischen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale und 
dem Internationalen Gewerkschaftsbund fällt die Hauptaufgabe be­
züglich des Internationalen Arbeitsamtes dem letzteren zu. Die 
Konstitution des Internationalen Arbeitsamtes ermöglicht es den 
Gewerkschaften, auf die Auswahl der Arbeitervertreter fast ln allen 
Ländern einen entscheidenden Einfluß zu üben. Die Arbeitergruppe 
bei den Internationalen Arbeitskonferenzen ist daher, soweit Länder 
in Betracht kommen, deren Gewerkschaften dem Internationalen 
Gewerkschaftsbund angeschlossen sind, unter seinem direkten Ein­
fluß und auch in den Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits­
amtes gelangen durch den Einfluß der Arbeitergruppe seine Ver­
treter.
Die politische Arbeiterbewegung hat in den Institutionen des 
Internationalen Arbeitsamtes keine Möglichkeit direkter Vertretung. 
Aber sie kann durch Aktionen in den einzelnen Parlamenten Aktio­
nen der Arbeitergruppe im Internationalen Arbeitsamt unterstützen.
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Ihre Hauptaufgabe beginnt erst, wenn es sich darum handelt, die 
internationalen K o n v e n t i o n e n ,  die im Internationalen Arbeits­
amt ausgearbeitet und beschlossen werden, zur R a t i f i z i e r u n g  
in den einzelnen Ländern zu bringen. Im Kampf um die Ratifizie­
rungen fällt der politischen Arbeiterbewegung die Führung zu. Die 
Hauptaufgabe in dieser Richtung war auch in dieser Berichtsperiode 
der Kampf um die Ratifizierung der Konvention von Washington 
über den Achtstundentag, worüber wir an anderer Stelle ausführlich 
berichten.
Durch die Internationalen Arbeitskonferenzen ist Gelegenheit 
gegeben, mit den Arbeitervertretern aus überseeischen Ländern in 
Fühlung zu kommen. Aber auch für die europäische Arbeiterbewe­
gung bilden diese Konferenzen und auch die Sitzungen des Verwal­
tungsrates des Internationalen Arbeitsamtes die Möglichkeit eines 
internationalen Kontaktes, wie er nur durch die Aufwendung so 
enormer materieller Mittel, wie sie für diesen Zweck zur Verfügung 
stehen, herstellbar ist. Auch die Vertreter der S. A. I. haben so oft 
wie möglich die Gelegenheit zur Herstellung internationaler Bezie­
hungen bei den Veranstaltungen des Internationalen Arbeitsamtes 
gesucht.
In den Internationalen Arbeitskonferenzen und noch mehr im 
Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes ist die Arbeiter­
klasse in beinahe ebenso ungünstiger Position, wie in den Privile­
gienparlamenten vor Erkämpfung des gleichen Rechts. Den Ver­
tretern der Arbeiter steht gewöhnlich nicht nur die gleich starke 
Gruppe der Unternehmervertreter, sondern auch die Vertretung der 
Regierungen gegenüber, die im allgemeinen sich selbstverständlich 
als Vertreter kapitalistischer Regierungen fühlen. Manchmal gelingt 
es, die Regierungsvertreter in der Mehrzahl auf die Seite der Ar­
beiter zu bringen und dadurch Erfolge zu ermöglichen. Aber auch 
der internationale Kampfboden, den das Internationale Arbeitsamt 
darstellt, hat als solcher seine Bedeutung. Auf ihm können die 
Klassengegensätze zwar nicht endgültig ausgefochten werden, wohl 
aber mitunter nützlich in Erscheinung treten. Insbesondere gaben 
die Arbeitskonferenzen und auch die Verwaltungsratssitzungen, die 
seit 1926 auf Antrag der Arbeitervertreter öffentlich sind, wieder­
holt Gelegenheit, den Vertretern des faszistischen Italien die Wahr­
heit über das Mussolinische Schandregime direkt ins Gesicht zu 
sagen. In dieser Richtung war politisch besonders wichtig die Ver­
waltungsratssitzung im Oktober 1926, wo die faszistische Schmach 
der Vergewaltigung der Arbeiter von Molinella eindrucksvoll der 
europäischen Öffentlichkeit zum Bewußtsein gebracht wurde.
Die Vorstöße der Reaktion gegen das Internationale Arbeitsamt 
erfordern die gemeinsame Abwehr durch die gewerkschaftliche und 
die politische Arbeiterbewegung. Vor allem muß die Voraussetzung 
des Internationalen Arbeitsamtes, die G e w e r k s c h a f t s f r e i ­
h e i t ,  die schon in den Friedensverträgen anerkannt ist, gegen jede
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Anzweiflung geschützt werden. In diesem Sinne hatten die stets 
wiederholten Debatten im Internationalen Arbeitsamt, ob es einen 
Arbeitervertreter unter den Bedingungen des faszistischen Italiens 
überhaupt geben könne, oder ob er als Regierungsvertreter zu be­
trachten sei, prinzipielle Bedeutung. Die Front der freigewerk­
schaftlichen Vertreter in dieser Frage war stets einheitlich und ge­
schlossen. Leider ist durch den Besuch des Direktors des Inter­
nationalen Arbeitsamtes in Rom bei dem faszistischen Gewerk­
schaftskongreß und durch seine Rede vor deren Vorstand eine 
ernste Gefahr für die Verteidigung des Standpunktes der Arbeiter­
klasse entstanden. Der Sekretär der S. A. I. hat in einem eingehen­
den Artikel in der „Internationalen Information“ (10. V. 1928) auf 
diese Gefahr hingewiesen und die Probleme, die sich daran knüpfen, 
aufgezeigt. Als das Büro der S. A. I. zu seiner Sitzung am 4. Juni 
1928 in Brüssel zusammentrat, lagen ihm unter anderen Dokumen­
ten in dieser Frage auch der Briefwechsel zwischen dem Direktor 
des Internationalen Arbeitsamtes und dem Sekretär der S. A. I., der 
an diesen Artikel anknüpfte, vor. Das Büro nahm nach eingehender 
Debatte folgende Resolution an:
„Das Büro stellt mit Bedauern fest, da6 der Sozialist Albert Thomas, 
dadurch, daß er anläßlich seiner Reise nach Italien die Einladung, auf 
dem Kongreß der faszistischen Gewerkschaften zu erscheinen und vor 
diesen zu sprechen, angenommen hat, zu tendenziösen Entstellungen, die 
er voraussehen konnte und mußte, Anlaß gegeben hat und daß seine An­
wesenheit tiefe und berechtigte Mißstimmung nicht nur bei den italieni­
schen Sozialisten, den Opfern der faszistischen Diktatur, sondern in der 
internationalen Arbeiterklasse hervorgerufen hat. Das Büro ist der An­
sicht, daß der in der Presse durch den internationalen Sekretär Friedrich 
Adler erhobene Protest durch die Umstände vollkommen gerechtfertigt 
ist.
Von vielleicht noch größerer Bedeutung als die „parlamentari­
schen“ Institutionen des Internationalen Arbeitsamtes ist das Amt 
als solches. Es kann auf dem Gebiet der Arbeitsstatistik und der 
vergleichenden Forschung in allen Fragen der Arbeitsgesetzgebung 
so viel leisten, wie es nie eine internationale Institution zustande 
bringen könnte, die allein auf die bescheidenen Mittel der Arbeiter­
schaft angewiesen wäre. Es war das außerordentliche organisato­
rische Talent und die Arbeitsleidenschaft, mit der sich Albert Tho­
mas seiner Aufgabe widmete, die dem Internationalen Arbeitsamt 
jene großartigen Mittel verschafft haben, die wohl weit über das 
hinausgehen, was sich die Verfasser des Versailler Vertrages bei 
ihrer Geste sozialen Wohlwollens gedacht haben mögen. Man kann 
wohl mit Sicherheit sagen, daß, wenn nicht Albert Thomas, sondern 
irgend ein Bürokrat der Leiter dieser Institution geworden wäre, 
sie als zwerghaftes, unbedeutendes Gebilde vegetieren würde. Noch 
steht die Institution in ihren Anfängen, noch ist sie mit vielen Kin­
derkrankheiten behaftet, aber ihre Bedeutung für die Arbeiterklasse 
steht schon außer jedem Zweifel. Ebenso wie ein Arbeitsstatistisches 
Amt in einem einzelnen Land nicht den Sozialismus bedeutet und 
doch von der Arbeiterschaft in ihren Kämpfen ausgenützt werden
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kann und daher für sie wertvoll ist, ebenso kann das Internationale 
Arbeitsamt in Genf niemals den Klassenkampf ersetzen, wohl aber 
als Rüstkammer in ihm Verwendung finden.
V Der Völkerbund und die akute Kriegsgefahr.
Die Ausschaltung von Kriegsmöglichkeiten hat sich lm Verlaufe 
der historischen Entwicklung stets durch den Zusammenschluß 
staatlicher Gebilde zu höheren Einheiten vollzogen. Aus selbstän­
digen Staaten wurden die Provinzen eines Reiches, die Kriege hör­
ten auf, weil im gewissen Sinne eine S o z i a l i s i e r u n g  d e r  
G e w a l t  stattgefunden hatten. Dieser Prozeß läßt sich an nahezu 
jedem der heute bestehenden Staaten studieren. Jedes Land war 
ehemals der Schauplatz blutiger Kriege zwischen staatlichen For­
mationen, die heute in ihm .aufgegangen sind. Die Herstellung der 
überstaatlichen Gewalt war die Grundlage, auf der sich die Verein­
heitlichung der Rechtsordnung aufbaute.
Der Völkerbund, der aus den Friedensverträgen von 1919 her­
vorging, hat von vornherein auf den Gedanken der I n t e r n a t i o ­
n a l i s i e r u n g  d e r  G e w a l t  verzichtet und sich darauf be­
schränkt, an einer internationalen Rechtsordnung zu arbeiten. Er 
hat den einzelnen Staaten ihr Verfügungsrecht über die Gewalt ge­
lassen, und sie nur zur Bundeshilfe im Falle der Verletzung der 
Völkerbundssatzung verpflichtet. Diese Form der Möglichkeit von 
Sanktionen ist ein recht schwacher Ersatz einer wirklichen Inter­
nationalisierung der Gewalt und diese Form schließt in sich alle 
möglichen Gefahren von Kriegsallianzen eines Teiles der Welt 
gegen den anderen.
Die Internationalisierung der Gewalt ist die Voraussetzung eines 
entscheidenden A b b a u e s  d e r  G e w a l t .  Die wirkliche Ab­
rüstung wird erst möglich, wenn diese Voraussetzung erfüllt sein 
wird. Unter den Bedingungen, unter denen der Völkerbund besteht, 
sind nur ganz bescheidene Schritte in der Richtung des Abbaues der 
Gewalt möglich. Sie setzen die kompliziertesten Vereinbarungen 
zwischen den Staaten, die dem Völkerbund angehören, aber ganz 
autonom sind, voraus. Welche Schwierigkeiten da entstehen, um 
auch nur einen kleinen Schritt nach vorwärts zu machen, haben 
die Verhandlungen der vorbereitenden Abrüstungskommission des 
Völkerbundes gelehrt.
Auch in der Abwehr akuter Kriegsgefahr sind die Möglichkeiten 
des Völkerbundes infolge der Mängel der Grundlagen seiner Kon­
struktion durchaus beschränkt. Er bedeutet nicht die Ausschaltung 
der Kriegsgefahr zwischen seinen Mitgliedern, sondern nur die Mög­
lichkeit, daß er als V e r m i t t l u n g s o r g a n  zwischen ihnen auf- 
tritt. Sicher ist auch dies ein Fortschritt gegenüber den Gefahren 
der vollständig unkontrollierten, unabhängigen Geheimdiplomatie 
jedes einzelnen Staates. Aber es ist von dieser noch ein so außer­
ordentlich großer Teil übrig geblieben, daß die Begrenztheit der 
Wirkungsmöglichkeiten des Völkerbundes, auch als bloßes Ver-
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mittlungsorgan, immer wieder deutlich in Erscheinung trat. Das 
G e n f e r  P r o t o k o l l ,  das einen Fortschritt größeren Stiles be­
deutet hätte, ist in der Versenkung geblieben.
Der Völkerbund konnte gar nicht daran denken, in die großen 
welthistorischen Vorgänge, wie etwa in die Ereignisse in C h i n a ,  
einzugreifen und verschanzte sich hinter juristischen Vorwänden. 
Aber auch in den Fällen, wo es sich nicht um Großmächte, sondern 
um Konflikte kleiner Staaten handelte, offenbarte sich nur allzu 
deutlich die Kraftlosigkeit seiner Aktion. Trotzdem wird niemand 
leugnen, daß die Existenz dieser Vermittlungsinstanz ihre Vorteile 
bei der Besprechung des litauisch-polnischen Konfliktes gehabt hat. 
Dagegen gelang es schon nicht mehr, den jugoslawisch-italienischen 
Konflikt vor den Völkerbund zu bringen.
Die S. A. I. hat immer wieder den Völkerbund an seine Ver­
pflichtungen zu erinnern gehabt, und sie hat mit klarem Bewußtsein 
von ihm gefordert, nicht etwa das, was zu erfüllen für einen Völker­
bund sozialistischer Republiken selbstverständlich wäre, ja nicht 
einmal das, was ein anders konstruierter Völkerbund kapitalistischer 
Staaten erfüllen könnte, sondern sie hat sich darauf beschränkt, 
ihre Forderungen zu formulieren im Rahmen der begrenzten Mög­
lichkeiten, die dem bestehenden Völkerbund gesetzt sind.
Als zu Beginn des Jahres 1927 die Lage auf dem Balkan eine 
bedrohliche Zuspitzung erfuhr, trat das erweiterte Büro der S. A. I. 
gemeinsam mit dem Vorstand des Internationalen Gewerkschafts­
bundes am 3. April 1927 in Paris zu einer Beratung zusammen. Die 
Diskussion stellte fest, daß das Nichteingreifen des Völkerbundes 
wesentlich zur Verschärfung des Konfliktes beitrage und daß daher 
die Forderung erhoben werden müsse, daß der Artikel XI des Pak­
tes in Anwendung komme. In diesem Sinne wurde folgende Reso­
lution beschlossen:
Die in Paris am 3. April 1927 zu einer Sitzung zusammengetretenen 
Vorstände der beiden Internationalen, Internationaler Gewerkschafts­
bund und Sozialistische Arbeiter-Internationale,
beauftragen alle ihre Organisationen und Sektionen, besonders die, die 
durch die Politik ihrer Regierungen in den italienisch-albanisch-jugo­
slawischen Schwierigkeiten unmittelbar betroffen sind, mit aller Ent­
schiedenheit folgende Forderungen zu erheben:
1. Die Anwendung des Art. 11 des Völkerbundpaktes, der die Zu­
sammenberufung des Völkerbundsrates „im Falle jedes Krieges oder 
jeder Kriegsdrohung“ vorsieht;
2. Veröffentlichung der von Italien hinsichtlich Jugoslawiens vorge­
brachten Klagen in ihrem Wortlaut;
3. Diskussion der Streitfragen vor dem Völkerbund in öffentlicher 
Verhandlung, um die Gefahren der Geheimdiplomatie zu beseitigen;
4. Prüfung der Schlußfolgerungen, die sich aus den Feststellungen 
einer jeden Enquete ergeben, ob sie nun, wie wir fordern, vom Völker­
bund selbst durchgeführt, oder ihm vorgelegt werden, in öffentlicher 
Diskussion durch den Völkerbund;
5. Anwendung dieser Schlußfolgerungen im besonderen zur Bestäti­
gung des Selbstbestimmungsrechtes Albaniens, bezüglich dessen jedes 
Protektorat, sei es durch Italien oder Jugoslawien, selbst wenn es vom 
Völkerbund bestätigt würde, abzulehnen ist;
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6. Wachsamkeit des Völkerbundes, um jeder Verschärfung der Lage 
durch Zwischenfälle vorzubeugen.
Zur Verwirklichung dieser Forderungen empfehlen die Büros des
I. G. B. und der S. A. I. allen Parteien der Arbeiterklasse, in den Parla­
menten auf ihre Regierungen einen Druck auszuüben, um sie zum An­
schluß an die Bewegung für Einberufung des Völkerbundrates zwecks 
Behandlung des italienisch-albanisch-jugoslawischen Problems zu ver­
anlassen.
Sie fordern ferner die sozialistischen Parteien und alle Organisationen 
der Arbeiterklasse auf, durch Propaganda und Agitation die öffentliche 
Meinung aufzuklären über die Notwendigkeit der Bekämpfung der Ge­
heimdiplomatie und der Politik der auf Rivalität beruhenden Sonder­
bündnisse durch eine Stärkung der Möglichkeiten des Völkerbundes, 
öffentliche Aktionen durchzuführen.
Die ganze Schwäche des Völkerbundes offenbarte sich in dem 
Mangel an Widerstandskraft gegen die Drohungen des faszistischen 
Diktators Mussolini. Er suchte seinen Einfluß in Genf nicht nur durch 
die Andeutung der Möglichkeit des Austrittes Italiens aus dem Völ­
kerbund, sondern auch durch Terroraktionen gegen die Angestellten 
des Völkerbundes selbst zur Geltung zu bringen. Die Sitzung, in der 
die soeben wiedergegebene Resolution beschlossen wurde, nahm 
auch zu diesen faszistischen Methoden in folgendem Protest Stel­
lung:
Das erweiterte Büro der S. A. I. und der Vorstand des I. G. B. lenken 
die Aufmerksamkeit der öffentlichen Meinung der Welt auf die Bemü­
hungen der italienischen faszistischen Regierung, jede Aktion internatio­
naler Einigung zu sabotieren und ganz besonders die Handlungsfreiheit 
und die Unabhängigkeit internationaler Körperschaften, wie des Völker­
bundes und des Internationalen Arbeitsamtes, herabzudrücken.
Die Versammlung weist in dieser Hinsicht auf die Versuche hin, die 
italienischen Angestellten des Völkerbundes und des Internationalen Ar­
beitsamtes unter Androhung schwerer Strafen in einen Zwiespalt zwi­
schen ihrer Treue zu den großen internationalen Organisationen, die sie 
erwählt haben, und dem Gehorsam gegenüber Verfügungen ihrer Regie­
rung zu bringen.
Die Konferenz hat andererseits durch einige ihrer Mitglieder eine 
Bestätigung für die Pressemeldung erhalten, wonach die italienische 
faszistische Regierung an die europäischen Großmächte eine Art Veto 
gerichtet habe, in dem sie erklärt, daß sie jeden Vorschlag, den Völker­
bund mit dem italienisch-jugoslawischen Konflikt zu befassen, als „un­
freundlichen“ Akt ihr gegenüber betrachten würde.
Diese Note würde einen offenkundigen Angriff auf die Handlungs­
freiheit des Völkerbundes bedeuten.
Die Organisationen und die Parteien der beiden Internationalen wer­
den diese Umtriebe, die mit der Vernichtung jeglicher Freiheit in Italien 
in Zusammenhang stehen und gleichzeitig die Gefahr mit sich bringen, 
die Bemühungen für den Frieden ernst zu gefährden, an den Pranger 
stellen.
Die Aufdeckung der Waffenschiebungen von Italien nach Un­
garn, die in St. Gotthard erfolgte, sowie die Hemmungen in der 
Aktion des Völkerbundes, dessen Pflicht es gewesen wäre, das Ver­
schulden und die Tragweite dieser Waffenschiebungen festzustellen, 
gaben Anlaß zu folgendem Beschluß der Exekutive der S. A. I., den 
sie in ihrer Tagung im Februar 1928 faßte:
Die Exekutive der S. A. I. lenkt die Aufmerksamkeit der angeschlos­
senen Parteien auf die ernste Bedeutung des Zwischenfalls vom St. Gott­
hard betreffend die ungarischen Maschinengewehre, der eine besorgnis-
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erregende Verbindung zwischen den Regierungen der faszistischen Re­
aktion aufdeckt, die aus innen- oder außenpolitischen Rücksichten ge­
heime Rüstung unterstützen.
Die Exekutive stellt mit Bedauern fest, daß die Aktion des Völker­
bundes nur sehr langsam vonstatten geht und dadurch gehemmt wird, 
daß gewisse Mächte sich für die Verhinderung oder Unterdrückung einer 
solchen Aktion einsetzen.
Sie erklärt, daß es notwendig ist, unverzüglich eine scharfe Kontrolle 
zur Verhinderung des geheimen Waffenhandels zu organisieren und vor 
der Öffentlichkeit die Gefahren aufzuzeigen, die solche Zwischenfälle, 
wie der von St. Gotthard, für den Frieden bedeuten.
Die Internationale brandmarkt das Vorgehen der Regierungen in den 
Ländern ohne Demokratie, die bereits durch Tatsachen bewiesen haben, 
daß sie, jeder inneren Kontrolle ledig, beabsichtigen, jede Politik der 
Abrüstung und des Friedens zu durchkreuzen.
Der Bericht der Dreierkommission des Völkerbundes über die 
Affaire von St. Gotthard hat ebenso wie die Beschlußfassung des 
Rates in dieser Angelegenheit gezeigt, daß es den an der Ver­
tuschung interessierten Mächten gelungen ist, einen vollen Erfolg 
zu erzielen.
g) Die Abrüstungsfrage im Völkerbund.
In der Berichtsperiode ist die Vorbereitende Kommission der 
Abrüstungskonferenz des Völkerbundes ins Leben getreten (18. Mai 
1926). Ihre erste Sitzung fand im Mai 1926 statt. Der Kommission 
beigegeben waren mehrere Unterkommissionen, die zum Teil von 
der Vorbereitenden Kommission selbst eingesetzt wurden.
In ihrer dritten Session (21. März bis 26. April 1927) versuchte 
die Kommission den Entwurf eines Abrüstungsvertrages aufzu­
stellen. Der Entwurf sollte ausschließlich das Objekt der Abrüstung 
feststellen, das heißt, jene Rüstungen bestimmen, deren Begrenzung 
vertragsmäßig vorgenommen werden sollte. Die Bestimmung des 
Ausmaßes der Rüstungsbeschränkung sollte der Abrüstungskonfe­
renz selbst überlassen bleiben. Der Versuch, zu einem solchen 
Vertragsentwurf zu gelangen, blieb jedoch erfolglos und die Kom­
mission beschränkte sich darauf, die gemeinsamen und die Diffe­
renzpunkte der Forderungen der Kommissionsmitglieder festzu­
halten.
Die vierte Tagung der Vorbereitenden Kommission (30. Nov. bis 
3. Dezember 1927) hatte die Aufgabe, ein neues Unterkomitee ein­
zusetzen, das Schiedsgerichts- und Sicherheitskomitee, das bisher 
drei Tagungen abgehalten hat. Diese Tagung des Vorbereitenden 
Komitees erhielt jedoch eine weitgehendere Bedeutung durch die 
Tatsache, daß die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zum 
ersten Mal an ihren Arbeiten teilnahm. Die russische Delegation 
legte hierbei den Entwurf eines Vertrages vor, der die sofortige und 
vollständige Abrüstung forderte. Die Behandlung dieses Antrages 
wurde auf die fünfte Sitzung der Kommission vertagt.
Diese trat am 15. März 1928 zusammen. Da die Diskussion die 
allseitige Ablehnung des russischen Antrages zeigte, legte der 
Hauptdelegierte der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
Litwinow, einen weiteren Entwurf vor, der die vollständige Ab-
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rüstung in fünfjährigen Etappen bezweckte. Auch dieser Antrag 
verfiel der Ablehnung. Andererseits war die Kommission jedoch 
auch nicht in der Lage, an eine zweite Lesung des in der dritten 
Tagung aufgestellten Vertragsentwurfes zu schreiten, die die Auf­
gabe gehabt hätte, die noch bestehenden Differenzpunkte zu be­
seitigen. Das Herannahen der Wahlen in Frankreich und Deutsch­
land mag dabei eine gewisse Rolle gespielt haben.
Zu den Hauptdifferenzpunkten in der Vorbereitenden Abrüstungs­
kommission gehörte die Frage der Abrüstung zur See. Dies zeigte 
sich auch bei einer besonderen Seeabrüstungs-Konferenz, an der 
die fünf Hauptmächte zur See, die Vereinigten Staaten, Großbritan­
nien, Japan, Frankreich und Italien, teilnehmen sollten. Die Initia­
tive für die Konferenz war von den Vereinigten Staaten ausgegan­
gen. Frankreich und Italien lehnten jedoch die Teilnahme ab, wobei 
sie darauf hinwiesen, daß die Abrüstung ihrer Meinung nach nur 
als Gesamtproblem, das sich auf alle Rüstungsformen erstreckt, ge­
löst werden könne. Die Konferenz bestand daher nur aus den Ver­
tretern der Vereinigten Staaten, Großbritanniens und Japans. Sie 
tagte vom 20. Juni bis 7. August 1927 und verlief resultatlos.
Während des Jahres 1928 wurde im Verlauf der Verhandlungen 
über die Erneuerung des amerikanisch-französischen Freundschafts­
und Schiedsgerichtsvertrages das Projekt eines Vertrages zur 
Ä c h t u n g  d e s  K r i e g e s  zur Diskussion gestellt. Dem Vorschlag 
liegt ein Prinzip zu Grunde, das schon während der Verhandlungen 
über den Völkerbundspakt bei der Friedenskonferenz erörtert und 
vor allem innerhalb der amerikanischen Friedensdelegation dem 
Prinzip des Völkerbundes entgegengestellt wurde. Während dieses 
auf dem System militärischer und ökonomischer Sanktionen gegen 
den Vertragsbrecher beruht, beschränkt sich der Kelloggsche Pakt­
vorschlag auf die moralische Sanktion, auf die Ächtung des Krieges 
schlechthin. Andererseits geht der Kellogg-Pakt über den Völker­
bundspakt hinaus, da dieser den Krieg nur in gewissen Fällen als 
Vertragsbruch bezeichnet, jener ihn überhaupt als internationales 
Verbrechen ansieht.
Von französischer Seite wurde gegen den Kellogg-Pakt aer Ein­
wand erhoben, daß die Ächtung jedes Krieges in Widerspruch stehe 
mit dem Recht der Landesverteidigung und mit den aus Verträgen 
zwischen den einzelnen Staaten erfließenden Verpflichtungen. Die­
sen Einwendungen wurde durch eine Interpretation der franzö­
sischen und der britischen Regierung, die von den anderen am Ver­
trag beteiligten Regierungen akzeptiert werden soll, Rechnung ge­
tragen. Der Entwurf steht im Zeitpunkt der Abfassung des Be­
richtes bei den Außenministerien der betreffenden Staaten noch in 
Diskussion.
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9. Die Abrüstungsfrage und die S. A. I.
a) Der Fragebogen der Abrüstungskommission.
In ihrer Sitzung im April 1926 beschloß die Exekutive der S. A. I., 
„eine Kommission zu wählen, die das Problem der Abrüstung so zu 
prüfen hat, wie es dem Völkerbund vorliegt“. In diese Kommission 
wurden gewählt: de Brouckere (Belgien), Hermann Müller (Deutsch­
land), Cramp (Großbritannien), Renaudel (Frankreich), Albarda 
(Holland), Deutsch (Österreich). In Stellvertretung von Kom­
missionsmitgliedern nahmen an einzelnen Sitzungen teil: Wels für 
Müller, Gillies für Cramp und Otto Bauer für Deutsch.
Die Kommission trat am 26. August 1926 in Zürich zu ihrer kon­
stituierenden Sitzung zusammen. Zum Vorsitzenden wurde Albarda 
(Holland) gewählt. Nach ausführlicher Debatte beschloß die Kom­
mission die Aufstellung eines Fragebogens, der zugleich die Punkte 
aufzeigt, die von der Kommission näher behandelt werden sollten. 
Der Beschluß der Kommission lautet:
Die von der Exekutive der S. A. I. eingesetzte Kommission für die Ab­
rüstungsfragen hat nach eingehender Beratung beschlossen, vorerst jene 
Probleme zur Grundlage ihrer weiteren Arbeit zu machen, deren Lösung 
geeignet ist, unter den gegebenen Verhältnissen die praktische Ver­
wirklichung der Abrüstung zu beschleunigen.
Die Kommission hat von der Tätigkeit der vorbereitenden Kommission 
für die vom Völkerbund einzuberufende Abrüstungskonferenz Kenntnis 
genommen. Sie stellt fest, daß die Methode, vor der Prüfung konkreter 
Abrüstungsmaßnahmen die Gesamtheit der Bedingungen zu untersuchen, 
denen eine wirkliche allgemeine Abrüstung entsprechen müßte, die Ge­
fahr mit sich bringt, daß, ganz abgesehen von allen Vorwänden, hinter 
denen sich böse Absicht verbirgt, die Kompliziertheit des Problems eine 
unabsehbare Verzögerung des Ergebnisses bewirke.
Die Kommission lenkt daher die Aufmerksamkeit der internationalen 
Arbeiterschaft auf folgende Fragen:
1. Sollen die an der Abrüstungskonferenz vertretenen Länder sobald 
als möglich eingeladen werden, sich darüber zu äußern, welchen Ab­
rüstungsmaßnahmen sie für ihren Teil zuzustimmen bereit sind? Der 
Zweck der Konferenz wäre dann, die Abrüstungsangebote der einzelnen 
Länder zu diskutieren, um sie miteinander in Übereinstimmung zu brin­
gen und ihren Umfang soweit als möglich auszudehnen.
2. Falls es nicht gelänge, zu einer allgemeinen Abrüstungskonvention 
zu kommen, sollen Anstrengungen gemacht werden, um gebietsweise 
(regionale) Abrüstungsvereinbarungen herbeizuführen?
3. Auf welche Weise sollen die von einzelnen Ländern freiwillig 
durchgeführten Abrüstungsmaßnahmen gefördert werden?
4. Soll, um eine Vereinbarung über die Abrüstung wirksam zu ge­
stalten, eine internationale Kontrolle der Rüstungen und der Produktion 
zu Kriegszwecken eingerichtet werden und auf welche Weise kann diese 
Kontrolle wirksam gemacht werden? •
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5. Inwieweit haben die angeschlossenen Arbeiterparteien die Möglich­
keit, in ihrem eigenen Lande das Ausmaß der Kriegsvorbereitungen fest­
zustellen und wirksam zu kontrollieren?
Die Kommission wird diese Fragen im Einvernehmen mit den ange­
schlossenen Parteien beantworten und der nächsten Sitzung der Exeku­
tive der S. A. I. einen Bericht vorlegen.
Neben dieser Beschäftigung mit den unmittelbar aktuellen Fragen der 
Abrüstung, bereitet die Kommission die prinzipielle Stellung der In­
ternationale zu den Fragen der Heeresorganisation vor.
bj Der Bericht der Abrüstungskommission vom August 1927.
Als die Kommission am 27. August 1927 in Zürich neuerlich zu­
sammentrat, lagen ihr die Antworten der angeschlossenen Parteien 
auf den in der ersten Sitzung auf gestellten Fragebogen vor. Albarda 
erstattete ein zusammenfassendes Referat über die sich auf Grund 
der Antworten ergebenden gemeinsamen Gesichtspunkte. Nach ein­
gehender Beratung arbeitete die Kommission einen umfangreichen 
Bericht aus, der der Sitzung der Exekutive im September 1927 vor­
gelegt wurde und folgendermaßen lautet:
Im Kampfe gegen den Krieg soll die sozialistische Arbeiterbewe­
gung mehr als je all ihre Kräfte anstrengen.
Aufs neue wird die Welt von Kriegsgefahr bedroht. Der große 
Weltkrieg, der Europa mehr als vier Jahre hindurch zerrüttete und 
der die ganze Welt aufrührte, hat viele Gegensätze und Streitig­
keiten hinterlassen, die nicht weniger ernst und gefährlich sind als 
diejenigen, welche zum Kriegsausbruch von 1914 führten. Zu wieder­
holten Malen schien in den letzten Jahren eine neue Explosion un­
vermeidlich und in mehr als einem Teile Europas gärt es dermaßen, 
daß man sich zu großer Besorgnis berechtigt fühlt.
Mehr als irgendeine Klasse und mehr als sonst eine politische 
Macht haben die Arbeiterklasse und die Sozialistische Arbeiter-In­
ternationale die Pflicht der Wachsamkeit. Das namenlose Leiden, 
das der Weltkrieg über die Arbeiterklasse brachte, ist noch nicht 
vorüber und noch viel weniger vergessen. Deutlicher als sonst je­
mand sieht der Proletarier ein, daß der Krieg der Arbeiterklasse 
gar kein Heil versprechen kann, daß er vielmehr über alle Länder, 
die in den Kampf einbezogen werden, nur Elend und Trauer 
bringt. Obendrein verringert oder vernichtet der Krieg, der an Stelle 
von Brüderlichkeit internationale Feindschaft stiftet und der den 
Wohlstand durch tiefe Armut ersetzt, die Möglichkeit einer baldigen 
Verwirklichung des sozialistischen Ideals. Die Sozialistische Ar­
beiter-Internationale soll demnach ihren Kampf wider den Krieg mit 
äußerster Kraft führen, und zwar nicht nur um die Arbeiterklasse 
vor dem Verlust eines schwer erworbenen Wohlstandes zu schützen, 
sondern vor allen Dingen um ihr sozialistisches Ideal zu behüten.
Wenn die der S. A. I. angeschlossenen Parteien sich in jedem 
Lande anstrengen, um ihre politische Macht zu vergrößern, so tragen 
sie indirekt zur Verminderung der Kriegsgefahr bei. Je größeren 
Einfluß die Arbeiterschaft auf die Regierung ihres Landes ausübt,
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um so mehr wird diese Regierung sich genötigt sehen, in ihrer aus­
wärtigen Politik den Frieden zu fördern und der Vermehrung der 
Kriegsgefahr mit entgegenzuarbeiten. Die Arbeiterklasse, deren 
politischer Ausdruck der Sozialismus ist, muß mit der größten 
Energie die imperialistischen und militaristischen Strömungen in 
ihrem Lande bekämpfen.
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale fordert von den Regie­
rungen die Anwendung der Schiedsgerichtsbarkeit und aller fried­
lichen Mittel zur Beilegung internationaler Konflikte. Sollte die 
Kriegsgefahr akut werden, so wird die Sozialistische Partei zusam­
men mit den Gewerkschaften alle zweckdienlichen Mittel zur Ver­
hütung des Krieges anwenden. Die sozialistischen Parteien aller 
Länder haben die Aufgabe, diese Probleme zu studieren und die 
Beschlußfassung über die Aktion für einen internationalen Kongreß 
im Einvernehmen mit der Gewerkschaftsinternationale vorzu­
bereiten.
Von besonderer Wichtigkeit für die Verminderung der Kriegs­
gefahr ist die Abrüstung. Wettrüsten bedeutet Kriegsvorbereitung 
und ist im wesentlichen sogar eine Form des Krieges, die ganz leicht 
in die blutigere Form desselben überschlägt. Die Erfahrung der 
letzten Dezennien war in dieser Beziehung so lehrreich, daß in den 
Reihen der sozialistischen Arbeiterklasse keiner mehr den Worten 
derjenigen Leute, welche die Kriegsrüstungen als Friedensarbeit 
rühmen, Glauben schenkt. Wenn wir nicht bald den Weg der Ab­
rüstung einschlagen, werden wir in kurzem eine noch schlimmere 
Wiederholung des 1914 bis 1918 Erlebten zu befürchten haben. Diese 
Wiederholung wird jetzt, da die Kriegstechnik solch beängstigende 
Fortschritte gemacht hat, während zu gleicher Zeit die wirtschaft­
liche Widerstandskraft ungeheuer abgenommen hat, den Untergang 
Europas und seiner Kultur bedeuten. Auf den Ruinen wird nur das 
Chaos herrschen können.
Nicht nur auf Bekämpfung der Kriegsgefahr, sondern auch zur 
Wiederbelebung der Volkswirtschaft erweist sich die Abrüstung als 
durchaus notwendig. Die Völker können die finanziellen Lasten der 
Bewaffnung nicht länger tragen. Die riesigen Summen, welche die 
Heere, Flotten, Reservekräfte und Vorräte, sowie deren ständige 
Vergrößerung und Erneuerung erfordern, werden automatisch dem 
Wohlstand des Volkes entzogen. Für eine Sozialpolitik, die für die 
Hebung der Arbeiterklasse unbedingt erforderlich ist, fehlen die Gel­
der. Die hohen Steuern und Zölle, aus denen die Kosten der Bewaff­
nung bestritten werden, schaden dem Wohlstand des Volkes. Zu 
gleicher Zeit vermindern sie den Konsum der Volksmassen wie auch 
die Produktivität der Unternehmungen. Der Militarismus treibt zum 
ökonomischen Nationalismus und trägt dadurch zur Erhöhung der 
Zollmauern bei, wodurch der Wiederaufbau der europäischen Wirt­
schaft verhindert und die Gegensätze zwischen den Völkern ver­
schärft werden.
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Die Art und Weise, wie die Abrüstungfrage im Völkerbund be­
handelt wurde, gab den Völkern bis jetzt mehr Enttäuschung als 
Befriedigung. Was bis jetzt erreicht wurde, ist nicht viel mehr als 
die gewaltsame Abrüstung der besiegten Staaten durch die Sieger 
von 1918. Zwar haben die Sieger im Anfang des Kapitels V des Frie­
densvertrages Deutschlands Abrüstung als den Auftakt zu einer 
allgemeinen Einschränkung der Bewaffnung sämtlicher Nationen 
dargestellt, aber bis jetzt ist das Versprechen, das in dieser Darstel­
lung gewissermaßen enthalten war, nicht erfüllt worden.
Die Sozialdemokratie aller Länder wird ständig und kräftig dar­
auf hinwirken müssen, daß das Versprechen Wirklichkeit werde.
Die Kommission befindet sich nicht im unklaren über die Schwie­
rigkeit des Problems. Der Krieg ist zu eng verbunden mit der öko­
nomischen und politischen Tätigkeit der modernen Staaten, mit der 
Natur der Beziehungen selbst, die sie untereinander unterhalten, als 
daß eine wirkliche und vollständige Abrüstung ohne eine tiefgrei­
fende Umwälzung der gesamten Gesellschaftsordnung verwirklicht 
werden könnte. Selbst die Bemühungen, ernsthafte Maßnahmen 
einer Rüstungsbeschränkung erfolgreich zu gestalten, würden Ge­
fahr laufen, unfruchtbar zu bleiben, wenn nicht parallel damit be­
deutende Fortschritte auf anderen Gebieten erzielt werden.
1. In einer großen Anzahl von Staaten gibt es beträchtliche be­
waffnete Kräfte, bestimmt entweder zur Durchführung kolonialer 
Unternehmungen oder zur Aufrechterhaltung der Herrschaft über 
nationale Minoritäten oder endlich zur Aufrechterhaltung der Dik­
tatur von Banden über das gesamte Volk. Die Kommission hat hier 
nur eine der Konsequenzen einer so gefahrvollen Situation hervor­
zuheben. Sie stellt in schwerwiegender Weise ein Hindernis gegen 
die Abrüstung dar. Sollte man denn nicht versucht sein, die Waffen, 
die man gegen Eingeborene, gegen eine unterjochte Nationalität, 
gegen die Bevölkerung des Staates selbst vorbereitet, gelegentlich 
gegen benachbarte Staaten zu verwenden und wie sollte ihr Vor­
handensein allein nicht die Hemmungen vergrößern, die die Nach­
barn gegenüber einer Herabsetzung ihrer eigenen Verteidigungs­
mittel empfinden? Wenn der Frieden zwischen den Mächten regie­
ren soll, dann darf die Gewalt auch nicht im Innern der Staaten 
selbst oder ihrer Kolonien angewendet werden, und die wirksamste 
Vorbereitung für die Abrüstung ist die Verallgemeinerung der fried­
lichen Methoden der Demokratie.
Es ist notwendig, als sofortige Maßnahme eine vollkommene 
Trennung der Polizei-, Kolonial- und Verteidigungsstreitkräfte zu 
fordern. Jede Maßnahme, um zu verhindern, daß eine von ihnen 
als Ersatz für die andere dienen kann, ist zu unterstützen.
2. Die Anwendung der Gewalt kann nur dadurch wirksam ver­
hindert werden, daß man mit aller Macht die friedlichen Methoden 
für die Lösung internationaler Konflikte durchsetzt. Die Kommission 
empfiehlt der Aufmerksamkeit aller angeschlossenen Parteien den 
von der britischen Arbeiterpartei ausgearbeiteten Entwurf, der auf
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der Grundlage von Prinzipien, die denen des Genfer Protokolls nahe 
verwandt sind, eine Methode der Erledigung in allen juristischen 
oder nichtjuristischen Streitfällen vorsieht. Nach der Meinung der 
Kommission würde die Annahme dieses Entwurfes einen Fortschritt 
von größter Bedeutung darstellen.
Es ist erforderlich, daß die sozialistischen Parteien der betroffe­
nen Länder im Falle eines Konfliktes, der den Krieg zur Folge haben 
kann, ihre Regierungen dazu veranlassen, falls notwendig, mit allen 
Druckmitteln, über die die organisierte Arbeiterklasse verfügt, eine 
rechtliche oder schiedsgerichtliche Entscheidung des Konfliktes zu 
akzeptieren.
3. Die Kommission stellt fest, daß die Abrüstung nur dann wirk­
sam für den Frieden sein kann, wenn sie nicht als eine einseitige 
Verpflichtung erscheint, die der Sieger dem Besiegten auferlegt. Nur 
zwischen Gleichberechtigten kann es eine aufrichtige und fruchtbare 
Verständigung geben. Es ist daher notwendig, sich das Ziel zu 
stecken, für alle Staaten ähnliche Abrüstungsverpflichtungen her­
zustellen und allen gleiche Garantien der Sicherheit zu bieten.
4. Die Kommission stellt ferner fest, daß es, solange die Ab­
rüstung nicht vollständig ist, solange militärische Kräfte zur Ver­
fügung der Staaten bleiben, von der höchsten Bedeutung ist, daß 
ihre Verwendung unter eine wirksame demokratische Kontrolle ge­
stellt werde. Insbesondere muß das Parlament oder seine Vertreter 
eine absolut umfassende Kontrolle über die Organisation und die 
Tätigkeit der militärischen Kräfte ausüben, wie es durch verschie­
dene Methoden in Österreich, Schweden und Frankreich in die Tat 
umgesetzt wurde. Keine Mobilisationsmaßnahme, selbst teilweiser 
Art, soll ohne ausdrückliche Ermächtigung des Parlaments durch­
geführt werden dürfen. Die Organisation des Heeres selbst soll so 
demokratisch wie möglich sein.
Während ihrer Dienstzeit sollen die Soldaten nicht dem Volke 
entfremdet werden, damit kein Gegensatz zwischen dem Heere und 
dem Volke entsteht. Die Soldaten sollen auch während ihrer aktiven 
Dienstzeit im Besitze ihrer Rechte als Staatsbürger bleiben. Sie 
sollen nur für kurze Zeit, nicht länger als unbedingt notwendig ist, 
ihren Familien entzogen werden. Der Trennung zwischen Soldat 
und Volk soll soviel als möglich ein Ende gemacht werden.
Die Exekutive der S. A. I. ernannte eine Kommission, die sie be­
raten sollte über die Art und Weise, in der die angeschlossenen 
Parteien und ihre Vertreter in den Parlamenten und im Völkerbund 
die Lösung der Abrüstungfrage würden fördern können.
Bei den Beratungen dieser Kommission wurde dem Verlauf der 
Arbeiten in der vorbereitenden Abrüstungskonferenz des Völker­
bundes Rechnung getragen.
Als die Kommission ihre Arbeit begann, war die Arbeit der vor­
bereitenden Abrüstungskonferenz anscheinend auf ein totes Geleise 
geraten. Sie drohte an verschiedenen Klippen zu scheitern. Eine
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davon war die Schwierigkeit, in gegenseitigem Einvernehmen zu be­
stimmen, welche Grenzen der Abrüstung der verschiedenen Staaten 
bestimmt werden könnten und gesetzt werden sollten.
Dieser Umstand veranlaßte die Kommission dazu, den ange­
schlossenen Parteien folgende Fragen zur Beantwortung vorzulegen:
1. Sollen sobald als möglich die an der Abrüstungskonferenz 
vertretenen Länder eingeladen werden sich darüber zu äußern, 
welchen Abrüstungsmaßnahmen sie für ihren Teil zuzustim­
men bereit sind? Der Zweck der Konferenz wäre dann, die 
Abrüstungsangebote der einzelnen Länder zu diskutieren, um 
sie miteinander in Übereinstimmung zu bringen und ihren Um­
fang soweit als möglich auszudehnen.
2. Falls es nicht gelänge, zu einer allgemeinen Abrüstungskon­
vention zu kommen, sollen Anstrengungen gemacht werden, 
gebietsweise (regionale) Abrüstungsvereinbarungen herbeizu­
führen?
3. Auf welche Weise sollen die von einzelnen Ländern freiwillig 
durchgeführten Abrüstungsmaßnahmen gefördert werden?
4. Soll, um eine Vereinbarung über die Abrüstung wirksam zu 
gestalten, eine internationale Kontrolle der Rüstungen und der 
Produktion zu Kriegszwecken eingerichtet werden und auf 
welche Weise kann diese Kontrolle wirksam gemacht werden?
5. Inwieweit haben die angeschlossenen Arbeiterparteien die 
Möglichkeit, in ihrem eigenen Lande das Ausmaß der Kriegs­
vorbereitungen festzustellen und wirksam zu kontrollieren?
Die Antworten, die aus fünf Ländern (und zwar aus Deutsch­
land, England, Österreich, Schweden und Holland) eintrafen, lassen 
sich im folgenden kurz zusammenfassen:
F rage  I:
In drei der fünf Antworten (England, Österreich, Schweden) 
wurde die in Frage I angegebene Methode zur Anwendung empfoh­
len. Eine Antwort (die deutsche) enthält keine bestimmte Antwort 
über die Methode, sondern beschränkt sich darauf, jeder Arbeits­
weise, die zum Ziele führen kann, beizupflichten. Gleichfalls be­
schränkt sie sich auf die Bemerkung, daß das entwaffnete Deutsch­
land keine Angebote zur Herabsetzung der eignen Wehrmacht 
machen kann. Das fünfte Land (Holland) zweifelte an der Zweck­
mäßigkeit dieser Methode.
In einer der Antworten (England) wird bemerkt, daß die Staaten 
am besten erst dann dazu eingeladen werden können, ihre Ab­
rüstungsangebote zu machen, wenn die vorbereitende Abrüstungs­
konferenz einen allgemeinen Vertragsentwurf der Abrüstung ent­
worfen hat. Die Angebote der verschiedenen Staaten werden sich 
ja nur dann erst richtig vergleichen lassen, wenn sie an Hand des­
selben Schemas gemacht wurden.
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Keine einzige Antwort erwartet, daß die betreffende Methode 
sofort ein brauchbares Resultat von einiger Bedeutung haben wird. 
Alle sind sich dessen bewußt, daß jede Regierung bei ihrem Angebot 
die äußerste Vorsicht beachten wird. Manche Regierung wird nur 
zu gerne sehen, daß andre Staaten sich in militärischer Beziehung 
bedeutend schwächen; sein eigenes Land wird man im Verhältnis 
zu den andern möglichst kräftig erhalten wollen. Die meisten Staa­
te n werden in ihrem Angebote bei weitem nicht so weit gehen wollen, 
wie dies tatsächlich möglich wäre. Verschiedene Staaten werden 
zi großen Einschränkungen bereit sein auf denjenigen Gebieten der 
Btwaffnung, welche für sie nur noch wenig praktischen Nutzen 
hal en; sie werden jedoch nur wenige oder gar keine Opfer an der­
jenigen Bewaffnung, die sie für sich selbst als die bedeutendste be­
trachten, zu bringen geneigt sein. Eine Antwort (die holländische) 
meint sogar, daß die Methode sich aus diesen Gründen als unfrucht­
bar erweisen wird.
Drei Antworten geben jedoch, trotzdem sie diese Schwierigkeiten 
anerkennen, dem Vertrauen Ausdruck, daß die Methode zum Er­
reichen günstiger Resultate beitragen wird. Es ist ihrer Ansicht nach 
von größtem Vorteil, daß jedem Land die konkrete Frage vorgelegt 
wird, zu welcher Verminderung seiner Bewaffnung es sich bereit 
erklären möchte. Die Beantwortung dieser Frage wird den Regie­
rungen obliegen, aber die öffentliche Meinung, die politischen Par­
teien und die Parlamente werden sich mit der Frage befassen, und 
dies kann nur zur Förderung der Abrüstung beitragen. Außerdem 
wird die Behandlung der Abrüstungsfrage im Völkerbund um so 
leichter vonstatten gehen, wenn an Hand der konkreten Angebote 
der verschiedenen Staaten gearbeitet werden kann. Die vorberei­
tende Abrüstungskommission könnte die Antworten der verschiede­
nen Staaten, nachdem dieselben nötigenfalls nochmals mit den ein­
zelnen Staaten besprochen wären, zu einem allgemeinen Plan aus­
arbeiten und zusammenfügen. Wenn ein solcher Plan der Ab­
rüstungskonferenz vorgelegt wird, ist die Frage aus der Phase 
der Diskussion in die der praktischen Verwirklichung getreten. 
Zweifelsohne wäre das ein sehr wichtiger Fortschritt.
Die Kommission bemerkt hierzu, daß die erste Frage ihres Frage­
bogens, obgleich derselbe im August 1926 aufgestellt wurde, dennoch 
ihre praktische Bedeutung nicht verloren hat. Die vorbereitende 
Abrüstungskommission hat in ihrer dritten Sitzung, die vom 21. März 
bis zum 26. April 1927 abgehalten wurde, zwar einen Abrüstungs­
vertrag zu entwerfen versucht, aber sie hat es nicht als ihre Aufgabe 
betrachtet, betreffs der Stärke und des Umfanges, zu dem die Be­
waffnung der einzelnen Staaten beschränkt sein sollte, Vorschläge 
zu machen. Auch für den Fall, daß der vorbereitenden Konferenz 
im Herbste dieses Jahres die Formulierung einer Abrüstungskon­
vention gelingen sollte, bleibt jedoch die Frage der Zahlen, die in 
den Bewaffnungstabellen erwähnt werden müssen, noch unbeant­
wortet. Die in der Frage 1 umschriebene Methode kann dann bei 
der weiteren Arbeit von großem Werte sein.
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F rage  11.
Bei der Beantwortung der Frage, ob es erwünscht ist, regionale 
Abrüstungsvereinbarungen herbeizuführen (falls es nicht gelingt, zu 
einer allgemeinen Abrüstungskonvention zu gelangen), unterscheidet 
einer der Berichte (der englische) zwischen der Einschränkung der 
Bewaffnung zu Land und derjenigen zu Wasser. Der Bericht gibt 
der Meinung Ausdruck, daß ungeachtet der Forderung der sozialisti­
schen Parteien nach einem allgemeinen internationalen Vertrag es 
empfehlenswerter sein kann, Abrüstungsunterhandlungen in bezug 
auf gewisse Waffenarten — Land- oder Luftstreitkräfte — auf ge­
bietsweiser Grundlage zu führen, vorausgesetzt, daß das Gebiet 
genügend groß ist. Es erscheint zweifelhaft, ob ein Gebiet von klei­
nerem Umfang als ein Kontinent mit Bezug auf die Landstreitkräfte 
von größerem Nutzen sein könnte. Solche Kontinentvereinbarungen 
sollten in einem einzigen allgemeinen Vertrag aufgenommen wer­
den. Eine Konvention zur Einschränkung der maritimen Rüstun­
gen sollte sich nach diesem Berichte jedoch nur auf die ganze Welt 
beziehen dürfen.
Derselbe Bericht deutet auf die Gefahr hin, die einer Abrüstungs­
konvention anhaften, die nicht in zweierlei Hinsicht allgemein wäre. 
Wenn die Konvention nicht alle Arten der Bewaffnung einschränkt, 
sondern z. B. von drei nur zwei, so kann sie dazu führen, daß die 
Staaten, die eine solche Konvention abschließen, auf diesem dritten 
Gebiete untereinander und gegen Dritte ein äußerst bedenkliches 
Wettrüsten eingehen. Wenn die Konvention eine kleine Gruppe von 
Staaten umfaßt, könnten andere Staaten sich dadurch ermutigt füh­
len, sich den erstgenannten gegenüber um so kräftiger zu rüsten, 
je leichter sie denselben gleichkommen oder sie sogar übertreffen 
können.
Sämtliche Berichte sind darin einig, daß eine allgemeine Konven­
tion einer regionalen Konvention unbedingt vorzuziehen sei, wäh­
rend eine regionale Konvention nur dann genehmigt werden sollte, 
wenn man sie als die Vorstufe einer allgemeinen Konvention be­
trachten kann, nicht aber, wenn sie eigentlich ein verkapptes Militär­
bündnis ist. Eine regionale Konvention soll weiter öffentlich sein 
und der Kontrolle des Völkerbundes unterstehen. Die Kommission 
stimmt dieser Auffassung bei.
F rage  III.
Während man sich in einer Anzahl von Ländern — die an dem 
Weltkriege teilgenommen haben, die sich noch immer in der un­
ruhigen Sphäre der internationalen Politik befinden und die in 
hohem Maße jene Spannung verspüren, die immer wieder die Mög­
lichkeit eines neuen Krieges mit sich bringt — während man sich 
in diesen Ländern die Abrüstung nicht anders als das Resultat einer 
internationalen Vereinbarung zwischen den Staaten denken kann, 
erblicken viele Leute in anderen Ländern die Möglichkeit selbstän­
diger nationaler Abrüstung. Seit 1918 wird die Bewegung für na­
tionale Abrüstung namentlich in denjenigen kleinen Ländern immer
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kräftiger, die nicht am Weltkriege beteiligt waren und die auch 
nicht zu einer der europäischen Staatengruppen gehören. In man­
chen dieser Länder (Dänemark, Norwegen, Holland und die Schweiz) 
haben die Sozialdemokraten im Parlament und außerhalb desselben 
die nationale Abrüstung eifrig und begeistert propagiert. Die sozial­
demokratische Regierung in Dänemark hat der Volksvertretung die 
Abrüstung vorgeschlagen. Die sozialdemokratische Fraktion im 
holländischen Parlament hat eine Abrüstungsvorlage eingereicht. 
Die sozialdemokratischen Fraktionen in Norwegen und in der 
Schweiz haben eine ähnliche Initiative ergriffen. Auch in verschie 
denen anderen Ländern war die Sozialdemokratie nach Kräften 
bemüht, eine Verminderung der Kriegsrüstungen zu erreichen. So 
wurde in Schweden auf Initiative der damaligen sozialdemokra­
tischen Regierung im Jahre 1925 die Dienstzeit auf 40 Tage herab­
gesetzt und die Militärorganisationen um ungefähr 40% vermindert.
Wenn die sozialistischen Parteien der einzelnen Länder die na­
tionale Abrüstung anstreben, so bedeutet dies keineswegs, daß sie 
einer internationalen Abrüstung, die durch eine Qeneralkonvention 
zwischen den Staaten unter der Führung des Völkerbundes geregelt 
werden sollte, gleichgültig gegenüberständen. Sie sehnen die inter­
nationale Abrüstung nicht weniger heiß als die Sozialisten anderer 
Länder herbei. Sie sind jedoch der Meinung, daß ihre Länder nicht 
auf eine solche internationale Vereinbarung zu warten brauchen und 
warten dürfen. Sie sind obendrein der Auffassung, daß sie durch 
den Kampf für die nationale Abrüstung ihrer Länder die Verwirk­
lichung der internationalen Abrüstung fördern, schon deshalb, weil 
ihr Vorbild den Willen zur Abrüstung in andern Ländern kräftig 
ermutigen wird.
Der internationale Kongreß in Marseille hat in einer seiner Reso­
lutionen der von den Parteien in einigen kleinen Ländern geführten 
Abrüstungsaktion Anerkennung gezollt.
Die Frage, wie diese Aktion gefördert werden könne, wurde in 
jedem Bericht, den unsere Kommission erhielt, beantwortet.
Einer der Berichte (Österreich) setzt voraus, daß das Streben 
nach nationaler Abrüstung durch die Förderung von Vereinbarun­
gen, welche die wirtschaftlichen Gegensätze zwischen den Staaten 
vermindern und ihre wirtschaftlichen Verbindungen kräftigen, un­
terstützt werden solle. Zu dem Zwecke könnten die Parteien ver­
schiedener Nachbarstaaten Zusammenwirken. Dieses Zusammen­
wirken könnte am besten unter der Führung des Büros der S. A. I. 
zustande gebracht werden. Auch in Hinsicht auf ihre Abrüstungs­
politik sowie auf die Richtlinien, die dabei befolgt werden sollten, 
wäre die gemeinschaftliche Beratung einzelner Länder empfehlens­
wert.
Ein zweiter Bericht (England) macht darauf aufmerksam, daß 
im Interesse der Abrüstungsaktion in den einzelnen Ländern, eine 
Abmachung getroffen werden sollte, daß die Zahlen, welche man
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bei einer internationalen Konvention für die Bewaffnung jedes Lan­
des feststellen wird, als Maximum betrachtet werden sollen, wel­
ches von keinem Lande überschritten werden dürfte, unter welchem 
es aber nach eigenem Belieben bleiben dürfte. Weiter sollten die 
Garantien des Völkerbundvertrages zum Schutze der Staaten gegen 
Kriegsgefahr sich im gleichen Maße auf die großen wie auf die 
kleinen Staaten beziehen, ungeachtet der Stärke oder Schwäche 
ihrer eigenen Defensivmacht.
Von der größten Bedeutung für das Gelingen der selbständigen 
Abrüstungsbestrebungen in einzelnen Ländern halten drei Berichte 
(Schweden, Deutschland, Holland) die kräftige Abrüstungspropa­
ganda in andern Ländern. Wenn die Aktion für die Abrüstung, na­
mentlich die Aktion des sozialistischen Proletariats, allenthalben 
kräftig und mit Ausdauer geführt wird, ruft dies in den kleinen Län­
dern ein Gefühl der Sicherheit hervor, durch das das Gelingen der 
Abrüstungsbestrebungen in hohem Maße gefördert wird.
Unsere Kommission hält all diese Bemerkungen für richtig. Wenn 
das Proletariat in allen Ländern den Kampf gegen den Militaris­
mus und für die Abrüstung kräftig und mit Ausdauer führt, wird 
dadurch die internationale Abrüstung ihrem Ziele näher gebracht, 
während zu gleicher Zeit dadurch erreicht wird, daß manche Län­
der sich dazu entschließen, selbständige Beispiele zu geben, die 
ihrerseits wieder zur Verwirklichung der internationalen Abrüstung 
werden beitragen können. Internationale Vereinbarungen dürfen 
der Abrüstung keines einzigen Staates Schwierigkeiten entgegen­
setzen. Sie sollen im Gegenteil denjenigen Staaten, die abgerüstet 
haben, möglichst viel Sicherheit garantieren.
F ra g e  IV.
Sämtliche Berichte stimmen darüber überein, daß eine pünkt­
liche Befolgung einer Abrüstungskonvention ohne eine aktive und 
scharfe Kontrolle von Bewaffnung und Produktion keineswegs ge­
sichert ist. Von Staaten, die einander aus irgend einem Grunde miß­
trauend gegenüber stehen, kann man sogar kaum erwarten, daß 
sie sich zur vereinbarten Abrüstung entschließen werden, wenn 
man nicht genau darauf achtet, ob die anderen die Vereinbarung 
einhalten. Solange für heimliche große Rüstungen Spielraum ge­
geben würde, könnte man die Abrüstung nur noch einen inter­
nationalen Volksbetrug nennen, und sie brächte eher Kriegsgefahr 
als Sicherheit mit sich.
Allgemein ist man denn auch der Meinung, daß die Kontrolle 
der Befolgung einer Abrüstungskonvention dem Völkerbunde über­
tragen werden sollte. Dieser könnte mit dieser Kontrolle eines sei­
ner Organe beauftragen. Die Art und Weise, in der der Völker­
bundsrat die Kontrolle der deutschen Abrüstung geregelt hat, könnte 
dabei als Grundlage dienen.
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Die Staaten, die sich einer solchen Aufsicht unterwerfen und 
die zu dem Zwecke eine fremde Kommission mit ausgedehnten Be­
fugnissen zulassen müssen, werden sich selbstverständlich einen 
bedeutenden Eingriff in ihre souveränen Rechte gefallen lassen 
müssen. Es läßt sich deshalb denken (und es ist in Genf schon ein­
getroffen), daß verschiedene Regierungen sich nicht leicht dazu 
bereit erklären werden, sich dieser Kontrolle zu unterwerfen. Die 
Sozialdemokratie wird überall ihren Einfluß geltend machen müssen, 
um den Widerstand der Regierungen zu brechen.
Das Gebiet, über das die Kontrolle ausgeübt werden soll, ist sehr 
ausgedehnt. Nicht nur die Stärke der Armeen, die Dauer der 
Übungszeit, die Größe der Kader, die Zahl der Waffengattungen 
und der Umfang der Rüstungen werden dazu gehören, sondern auch 
die Vorräte derjenigen Güter, die für den Kriegsgebrauch geeignet 
sind oder sich dafür eignen könnten, sowie die Einrichtung der 
Fabriken und Werkstätten. Abgesehen davon, ob die Grenzen die­
ses Gebietes sich bestimmen lassen, ändern sie sich immer wieder, 
je nachdem in der Technik der Produktion, sowie der Kriegsführung 
Änderungen eintreten. Eine Kontrolle, die sich auf das ganze Gebiet 
bezieht, wird kaum möglich sein und man wird mit einer solchen 
Kontrolle gewiß nicht gleich anfangen können. Aber auch eine be­
schränkte Kontrolle hat schon im Anfang eine große Bedeutung. 
Ihre Einführung, sowie die Tatsache, daß sie von dem betreffenden 
Volke akzeptiert wird, sind der Sieg eines Grundsatzes, dessen 
Anwendung allmählich ausgebreitet werden soll.
Die Mitwirkung der Arbeiter und ihrer Organisationen wird bei 
der Kontrolle der Rüstungen, sowie der Befolgung der Abrüstungs­
vorschriften, unentbehrlich sein. Kommen sie ja durch ihre Arbeit 
mit allen öffentlichen und heimlichen Rüstungen und Bewaffnung 
in Berührung. Die Art und Weise, in der die Arbeiterorganisationen 
bei der Kontrolle mitarbeiten, soll jedoch deutlich geregelt werden.
Es kann von größtem Interesse sein, wenn zwei oder mehrere 
Staaten, die eine Vereinbarung zur Verminderung ihrer Rüstungen 
schließen, sich freiwillig einer gegenseitigen Kontrolle unterwerfen. 
Damit wäre ein Beispiel gegeben, das dazu beitragen könnte, daß 
der Grundsatz der Kontrolle allgemein akzeptiert würde.
Unsere Kommission stimmt diesen Bemerkungen völlig bei.
F rage  V.
Die Arbeiterparteien werden nicht überall im selben Maße in 
der Lage sein, sich dauernd über den Umfang und die Beschaffen­
heit der Rüstungen im eigenen Lande zu erkundigen und darüber 
genau unterrichtet zu sein. In Österreich scheint die Möglichkeit 
dazu am besten gesichert zu sein. Die österreichischen Parlaments­
kommissare für Heeresangelegenheiten haben das Recht, sich selb­
ständig über alles, was die Armee betrifft, zu erkundigen. In den­
jenigen Ländern, in denen die Arbeiterklasse im Parlament stark
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vertreten ist, könnten solche Kommissariate ein vorzügliches Mittel 
dazu sein, das Volk sowie das Parlament von dem Stand der 
Rüstungen in Kenntnis zu setzen und die Kontrolle über diese 
Rüstungen zu ermöglichen.
In einigen Ländern (Schweden, Frankreich usw.) ist die sozial­
demokratische Partei in den verschiedenen Parlamentskommissio­
nen stark vertreten. Diese Kommissionen können von der Regie­
rung über Militärangelegenheiten die gewünschten Erkundigungen 
einziehen.
Es sind jedoch keine Garantien vorhanden, daß man parlamen­
tarischen Ausschüssen immer zur rechten Zeit vollständige und voll­
kommen zuverlässige Auskunft erteilen wird. Wenn von der Bil­
dung geheimer Vorräte die Rede ist, wird die Militärverwaltung 
dieselben auch den Volksvertretern geheimzuhalten versuchen.
Aus dem Grunde bleibt die Wachsamkeit der Arbeiterklasse und 
ihrer Organisationen ein Haupterfordernis. Dasjenige, was der 
Sozialdemokratie von den Regierungen vorenthalten wird, wird sie 
aus Arbeiterkreisen erfahren müssen.
Von wie großem Interesse es ist, daß die Sozialdemokratie über 
solche Aufschlüsse verfügen kann, hat sich deutlich gezeigt, als 
deutsche sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete die Tatsache 
ans Licht bringen konnten, daß die Reichswehr über Verbindungen 
mit Organen in Sowjetrußland verfügte, die sie mit Waffen und 
Munition versehen.
Es empfiehlt sich, daß die S. A. I. und der I. G. B. sich mitein­
ander über die Art und Weise, in der die Arbeiterklasse die Be­
waffnung kontrollieren könnte, beraten.
Es ist wünschenswert, daß die Waffenfabrikation dem Zugriff 
der privaten Fabrikation entzogen werde und den Staatsindustrien 
Vorbehalten bleibe, auf denen nicht das Profitstreben lastet und die 
unter die Kontrolle des Völkerbundes gestellt werden sollen.
Jedenfalls muß, solange die private Waffenfabrikation besteht, 
die gesamte Waffenfabrikation, und zwar sowohl die staatliche als 
auch die private, unter eine strenge Kontrolle der Parlamente ge­
stellt werden.
Gegenwärtig, in der Zeit zwischen zwei Tagungen der vor­
bereitenden Abrüstungskonferenz, ist festzustellen, daß ihre Arbeit, 
obwohl sie die Hoffnung, die Millionen von Männern, Frauen und 
Kindern in sie gesetzt hatten, nicht erfüllt hat, dennoch nicht gänz­
lich ergebnislos geblieben ist. Zum ersten Mal ist die Abrüstungs­
frage technisch in allen ihren Details und auf offizielle Weise be­
handelt worden. Dank der unternommenen Arbeiten kann man 
heute besser bestimmen, in welcher Richtung die Bemühungen zu­
nächst erfolgen müssen, um die besten Resultate zu zeitigen.
Um ein klares und genaues Programm der Rüstungsherabsetzung 
festzustellen, muß man zunächst die Ziele genau festlegen, die man 
erreichen will.
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Diese Ziele können folgendermaßen bestimmt werden:
1. Verringerung der Friedensrüstung, des „bewaffneten Frie­
dens“, der in der Welt besteht und dessen böse Folgen und Gefah­
ren wir nicht besonders hervorheben brauchen. Mit anderen Worten, 
es handelt sich zunächst darum, die militärischen Streitkräfte zu 
Land, zu Wasser und die Luftstreitkräfte im Frieden herabzusetzen.
2. Verringerung der Gefahr eines plötzlichen Angriffs. Mit an­
deren Worten, Herabsetzung der Streitkräfte, über die nach der 
Mobilisation ein Staat verfügen könnte, um einen Nachbarstaat in 
kurzer Frist anzugreifen, bevor dieser wirklich im Zustand der Ver­
teidigung ist, d. h., um jene einzige Kriegsoperation erfolgreich 
durchzuführen, die heute als geeignet angesehen werden kann, dem 
Sieger wirklich wirtschaftliche und politische Vorteile zu ver­
schaffen.
Ausgehend von der Erkenntnis der Ziele kommt man leicht zur 
Bestimmung der Mittel.
A. Was den Heeresstand betrifft, ist es offenkundig notwendig, 
um das erste Ziel zu erreichen, die Anzahl der Menschen der Streit­
kräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft zu beschränken, die die 
Staaten in der Friedenszeit unterhalten können. Aber diese Be­
schränkung allein genügt nicht, um das zweite Ziel zu erreichen. 
Es ist daher notwendig, die Maßnahmen zu ergreifen, die erforder­
lich sind, um die sofort mobilisierbaren Heeresstände herabzusetzen.
a) Im Falle des Berufsheeres bietet diese Frage keine größere 
Schwierigkeit. Die „ausgebildeten Reserven“ sind in diesem Falle 
im allgemeinen wenig umfangreich.
b) Anders steht es im Falle der auf allgemeiner Dienstpflicht be­
ruhenden Armee. Bei einer gegebenen Friedensstärke und bei den­
selben Ausbildungsmethoden ist die Anzahl der Menschen, die aus­
gebildet wird, notwendigerweise umso größer, als die Dienstzeit 
kürzer ist. Die „ausgebildeten Reserven“ sind in diesem Falle, wenn 
man unter ihnen alle Menschen versteht, die eine militärische Aus­
bildung erfahren haben, sehr groß. Die Kommission ist trotzdem 
der Meinung, daß die Verkürzung der Dienstzeit überall dort ener­
gisch durchgeführt werden soll, wo diese Heeresform besteht, und 
daß die sozialdemokratischen Parteien dafür kämpfen sollen, sie 
abzukürzen bis zu jenem Punkt, wo die Armee den Charakter einer 
wirklichen Miliz erhält.
Es sei bemerkt, daß in diesem Falle die Herabsetzung der Dienst­
zeit auch in großem Umfang den Angriffskrieg erschwert, den es 
zu beseitigen gilt. Einerseits wird dadurch die Anzahl der Klassen, 
die man ohne längere Wiederausbildung an die Front schicken kann, 
beträchtlich verringert, andererseits erlaubt der Grad der Ausbil­
dung der Truppen ihnen nicht, sofort die schwierigen Operationen 
der Offensiven durchzuführen, die ein Angriff großen Umfangs not­
wendigerweise mit sich bringt.
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Die Abrüstungskonvention soll formelle und genaue Bestimmun­
gen enthalten, die den Staaten untersagen, Klassen außer in aus­
drücklich vorgesehenen Fällen einzuberufen oder die Mobilisation 
einzuleiten, ohne die Frage zur Kenntnis des Völkerbundes gebracht 
zu haben. Es wäre selbst wünschenswert, daß die sozialistischen 
Parteien die Aufnahme derartiger Bestimmungen über die Aktion 
des Völkerbundes in die Heeresorganisationsgesetze ihres Landes 
erlangen.
B. Was die Herabsetzung des Kriegsmaterials betrifft, so sind 
verschiedene allgemeine Methoden vorgeschlagen worden, deren 
eingehende technische Erörterung die Kommission hier nicht für 
nützlich hält. Die Kommission stellt fest, daß die Durchführung 
keiner dieser vorgeschlagenen Maßnahmen kontrolliert und daher 
nicht ernstlich vorgenommen werden könnte, wenn nicht vorher eine 
strenge Kontrolle des internationalen Waffenhandels und der Waf­
fenfabrikation eingeführt wird. Die Kommission bedauert, daß mit 
Ausnahme Frankreichs kein Staat die internationale Konvention 
über den Waffenhandel ratifiziert hat und daß der Versuch, eine 
Konvention über die Fabrikation abzufassen, vollkommen gescheitert 
ist. Die Kommission ist der Meinung, daß man alle Mittel in An­
wendung bringen muß, um eine Wiederaufnahme der Unterhandlun­
gen herbeizuführen.
Was das Kriegsmaterial zur See betrifft, so standen sich in Genf 
zwei gegenteilige Auffassungen gegenüber: jene der Beschränkung 
der Tonnage nach Kategorien, die von den drei großen Seemächten 
vertreten wurde, und jene der Beschränkung der Gesamttonnage, 
die alle anderen Mächte verteidigten. Aber glücklicherweise kann 
man feststellen, daß sich die beiden Auffassungen im Verlauf der 
Debatten außerordentlich angenähert haben und daß ein Kompromiß 
bei einigem guten Willen auf allen Seiten heute leicht zu finden sein 
wird. Es ist besonders notwendig, daß die sozialistischen Par­
teien der besonders interessierten Staaten ihre Regierungen dazu 
bringen, eine wirklich entgegenkommende Haltung einzunehmen.
Was das Material der Luftschiffahrt betrifft, so soll die Anzahl 
der Apparate, die der Marine zur Verfügung stehen, ebenso wie die 
Zahl derer, die der Landarmee zur Verfügung stehen, die Zahl der 
Reserveapparate wie die in aktivem Dienst stehenden beschränkt 
werden. Es ist außerordentlich wesentlich, so weit wie irgend mög­
lich zu verhindern, daß die Hilfsmittel der zivilen Luftschiffahrt für 
den Krieg verwendet werden können. Als Mittel hierfür sind vor­
nehmlich Maßnahmen anzuwenden, um die Unabhängigkeit der zivi­
len Luftschiffahrt gegenüber den militärischen Behörden zu sichern 
und den Unternehmungen der zivilen Luftschiffahrt einen immer 
mehr internationalen Charakter zu verschaffen.
Neben den direkten Beschränkungen des Kriegsmaterials kann 
man eine direkte Beschränkung durch die Beschränkung der für den 
Ankauf bestimmten Summen und im allgemeinen durch die Be­
schränkung der Ausgaben für Kriegszwecke vorsehen.
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C. In bezug auf die Herabsetzung der Ausgaben stellt die Kom­
mission fest, daß diese auch an sich ein sehr erstrebenswertes Ziel 
bedeutet, da eines der größten Übel der Kriegsrüstungen gerade der 
dadurch herbeigeführte wirtschaftliche Ruin ist. Außerdem kann in 
dieser Herabsetzung ein Mittel erblickt werden, indirekt die Kriegs­
effektiven und das Kriegsmaterial zu beschränken und die anderen 
Reduktionen zu kontrollieren.
Es ist notwendig, bei der Festsetzung der jedem Staate erlaubten 
Ausgaben auch den Preis- und Kostenunterschied in Rechnung zu 
ziehen, den die Organisation einer Berufsarmee gegenüber einer 
Armee mit allgemeiner Dienstpflicht bedingt.
Um die Herabsetzung der Ausgaben wirklich wirksam und kon­
trollierbar zu gestalten, ist es notwendig, daß die verschiedenen 
Staaten einwilligen, ihr Kriegsbudget nach einem einheitlichen 
Schema aufzustellen. Selbstverständlich hat die Garantie, die durch 
Vorlage des Budgets und der Rechnungen gegeben wird, wirklichen 
Wert nur in den Ländern, wo die parlamentarische Kontrolle ernst 
durchgeführt wird.
Die Aufmerksamkeit der Sozialdemokraten soll nicht bloß auf 
die Verminderung des Umfangs der Streitmächte gerichtet sein. 
Auch mit der Zusammensetzung sowie mit der Organisation der 
Heere sollen sie sich ernstlich beschäftigen.
Es gibt keine Weltmacht, die es dringender zur Aufgabe und 
Pflicht hätte, die Abrüstung zu fördern, als gerade die Sozial­
demokratie.
Sollte sie zu schwach sein, sich dieser Aufgabe zu widmen und 
ihre Pflicht mit Erfolg zu erfüllen, so ginge die Menschheit einer 
schweren Zukunft entgegen.
Wer sollte die Menschheit vor den Schrecken eines neuen Krie­
ges, ja vor dem elenden Untergang behüten, wenn die Sozialdemo­
kratie darin fehlen würde?
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale darf nicht hinter ihrer 
hohen Aufgabe Zurückbleiben. Die Erfüllung dieser Aufgabe wird 
ihr gelingen müssen. Sie soll in allen Ländern, in denen ihre Kämpfer 
arbeiten, durch eindrucksvolle Propaganda und rastlosen Kampf für 
die Abrüstung, die zahlreichen Millionen von Männern und Frauen, 
die sich nach einem sicheren Frieden sehnen und die die Greuel 
eines völkerbedrohenden Massenmordes anekeln, unter ihren Fah­
nen versammeln.
Wenn es der Sozialdemokratie gelingt, die Bewegung für die 
Abrüstung alienhalben dermaßen zu fördern und zu verstärken, daß 
die Regierungen und deren Vertreter im Völkerbunde die Wünsche 
dieser Bewegung befriedigen werden müssen, so wird ein sicherer 
Weg gebahnt worden sein, auf dem die Arbeiterklasse bis zum end­
gültigen Siege des sozialistischen Ideals wird vorwärtsschreiten 
können.
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D ie a ndauernden  K riegsgeiahren .
Nur wenige Jahre sind vergangen, seitdem die Völker die furcht­
bare Lehre des Weltkrieges erlebt haben, und schon taucht die Ge­
fahr neuer Kriege wieder auf. Das Wettrüsten beginnt von neuem. 
Gebieterischer als je bisher tritt daher vor die sozialistische Bewe­
gung die Notwendigkeit, mit aller Energie für die Aufrechterhaltung 
und die Befestigung des Friedens zu kämpfen.
Wohl wird, solange der Kapitalismus herrscht, die Welt stets 
den Gefahren eines blutigen Konfliktes ausgesetzt sein. Wohl wird 
der Frieden nur dann endgültig gesichert sein, wenn eine neue poli­
tische Ordnung ein System wirklicher Zusammenarbeit zwischen 
allen Völkern aufgerichtet haben wird. Aber die Internationale lehnt 
es ab, den Krieg — selbst bei den gegenwärtigen politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen — als eine unausweichliche Notwen­
digkeit anzusehen, der man sich passiv ausliefern könne, sondern 
sie wird sich Tag für Tag gegen ihn zur Wehr setzen, so wie sie 
täglich, selbst im kapitalistischen Regime, für die Verteidigung der 
Interessen und der Rechte der Arbeiter kämpft. Ist denn der Frieden 
nicht für sie das dringendste Gebot? Und steigert der Sozialismus 
nicht in diesem täglichen Kampfe seine Kraft und bereitet er sich 
nicht dabei zur Verwirklichung seines Ideals vor?
Die sozialistischen Parteien kämpfen als Parteien der Arbeiter­
klasse umso energischer gegen alle Kriege, da sie wissen, daß diese 
den beteiligten Ländern nur Elend und Trauer bringen können, daß 
sie am härtesten die Werktätigen treffen, für lange Jahre das Ge­
fühl der internationalen Brüderlichkeit zerstören und die Verwirk­
lichung des sozialistischen Ideals gefährden oder verzögern.
Wenn die sozialistischen Parteien in jedem Lande darum ringen, 
ihre Macht zu steigern, so tragen sie indirekt dazu bei, die Kriegs­
gefahren zu verringern. Je größer der Einfluß sein wird, den sie auf 
ihre Regierungen ausüben, desto mehr werden diese Regierungen 
gezwungen sein, ihre Außenpolitik in friedlichem Geiste zu führen.
Um die Kriegsgefahren zu verringern, ist es von besonderer Be­
deutung, eine systematische Abrüstungspolitik zu verfolgen. Gewiß 
haben die bis nun unternommenen Versuche den Völkern viele Ent­
täuschungen gebracht. Man hat bisher kaum mehr erreicht als die 
Abrüstung der Besiegten durch die Siegerstaaten. Die Sieger haben 
zwar an der Spitze des Abschnittes V des Vertrages von Versailles 
erklärt, die allgemeine Rüstungsbeschränkung aller Nationen vor­
zubereiten. Aber man muß feststellen, daß dieses Versprechen noch 
nicht erfüllt worden ist.
D ie U rsachen  d es  M ißerfo lges.
Es genügt aber nicht, die Mißerfolge festzustellen, sondern um 
erfolgreich ihre Wiederkehr zu verhindern, muß man sich bemühen, 
ihre Ursachen aufzudecken.
RESOLUTIONSENTWURF, VORGELEGT DER EXEKUTIVE DER S. A. I.
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Die einmütige Annahme des Genfer Protokolls durch die V. Völ­
kerbundsversammlung ließ die größten Hoffnungen entstehen.
Muß man daran erinnern, daß zur Zeit seiner Abfassung die erste 
Arbeiterregierung in Großbritannien an der Macht und überall das 
Vordringen der Demokratie offenkundig war? Seither hat die Reak­
tion wieder ihr Haupt erhoben. Auf MacDonald folgte Baldwin, in 
Frankreich und in Deutschland nimmt die nationalistische Rechte 
an der Macht teil, in Italien, in Spanien, in zahlreichen anderen 
Ländern triumphiert eine herausfordernde Diktatur.
Ist es erstaunlich, daß die Gewalt, wenn sie in dem einem Fall 
in den Kolonien, in China oder anderswo, im anderen Fall gegen 
nationale Minoritäten, gegen die Völker, die in ihrem Heimatland 
selbst der Tyrannei von Banden unterworfen sind, ausgeübt wird, 
wieder in den Beziehungen zwischen den Nationen vordringt?
Die oberflächlichste Untersuchung der Tatsachen läßt die Grund­
wahrheit klar hervortreten, daß die wirksamste Vorbereitung der 
Abrüstung in der Verallgemeinerung der friedlichen Methoden der 
Demokratie besteht.
Bei der letzten Seeabrüstungskonferenz konnte man feststellen, 
daß die wirklichen Schwierigkeiten weniger auf dem Gebiet der 
Flotten- und der technischen Fragen lagen, als auf politischem Ge­
biet. Es ging, alles zusammengefaßt, um die Herrschaft zur See im 
Kriegsfall, und die vertretenen Staaten dachten viel mehr an die Art 
und Weise, mit der sie durch den Krieg ihre Konflikte beilegen wür­
den, als an die Methoden, die die friedliche Beilegung derselben 
ermöglichen würden. Kurz gesagt, sie suchten vor allem mit mög­
lichst geringem Aufwand ihren Willen, die Waffen in der Hand, 
durchsetzen zu können. Aber dieses Ereignis hat bewiesen, daß 
Krieg und Wirtschaft unvereinbar sind und daß man nur in wirk­
lichem Friedensgeist zur Abrüstung schreiten kann.
Dieselbe Wahrheit trat auch demjenigen vor Augen, der auf­
merksam den Arbeiten der dritten Tagung der Vorbereitenden Ab­
rüstungskommission gefolgt ist. Auch hier war bei der Mehrzahl 
der Delegierten von einem wirklich friedensfreundlichen Geist nichts 
zu spüren. Auch hier fehlte die vorhergehende Verständigung über 
die politischen Probleme, über deren Lösung die führenden Mächte 
in Gegensatz stehen. Auch hier fehlte bei den Regierungen die vor­
hergehende systematische Prüfung der Schwierigkeiten, die den 
technischen Sachverständigen Einhalt geboten hatten. Auch hier 
fehlte ein ernsthaftes Bemühen zur Verständigung bei denen, die die 
Regierungsverantwortlichkeit tragen.
D ie H a u p tp u n k te  e iner fo r tsch re iten d en  A b rü stu n g .
Auf Grund ihrer Erfahrung müssen die sozialistischen Parteien 
•die Aufmerksamkeit der Völker auf diese Tatsachen lenken. Ganz 
besonders muß auf folgende Punkte verwiesen werden:
1. Auf die Schwierigkeiten, die sich für die Abrüstung durch das 
Bestehen mächtiger Kolonialarmeen, großer Polizeikräfte, bestimmt,
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die Herrschaft über unterdrückte Minoritäten zu erhalten, faszisti- 
scher Banden oder ähnlicher Truppen ergeben, wurde bereits hin­
gewiesen. Selbst wenn diese schwerwiegenden Ursachen von Kon­
flikten nicht sofort beseitigt werden können, muß man wenigstens 
verlangen, daß die Abrüstungskonvention deutlich die Kolonialtrup­
pen, die Polizeitruppen und die zur Verteidigung bestimmten Kräfte 
trenne. Es ist ferner notwendig, für alle Maßnahmen einzutreten, 
die zu verhindern versuchen, daß diese Truppen gegenseitig als Er­
satz dienen können.
t «
2. Im Falle von Konflikten, die zum Krieg führen können, müssen 
die sozialistischen Parteien der betroffenen Länder die Regierungen 
dazu zwingen, falls notwendig, mit allen Druckmitteln, über die die 
organisierte Arbeiterklasse verfügt, eine rechtliche oder schieds­
gerichtliche Entscheidung des Konfliktes zu erzielen. Die Anwen­
dung der Gewalt kann nur dadurch wirksam verhindert werden, daß 
man mit aller Macht die friedlichen Methoden für die Lösung inter­
nationaler Konflikte durchsetzt. Die Exekutive empfiehlt der Auf­
merksamkeit aller angeschlossenen Parteien den von der britischen 
Arbeiterpartei ausgearbeiteten Entwurf, der auf der Grundlage von 
Prinzipien, die denen des Genfer Protokolls nahe verwandt sind, 
eine Methode der Erledigung in allen juristischen oder nichtjuristi­
schen Streitfällen vorsieht. Die Annahme dieses Entwurfes wird 
einen Fortschritt von größter Bedeutung darstellen. Der Völkerbund 
sollte die Initiative übernehmen, bei der nächsten Versammlung 
allen seinen Mitgliedern den Abschluß von Verträgen entsprechend 
diesem Vorbild zu empfehlen.
3. Die Exekutive stellt fest, daß die Abrüstung nur dann wirksam 
für den Frieden sein kann, wenn sie nicht als eine einseitige Ver­
pflichtung erscheint, die der Sieger dem Besiegten auferlegt. Nur 
zwischen Gleichberechtigten kann es eine aufrichtige und fruchtbare 
Verständigung geben. Es ist daher notwendig, sich das Ziel zu 
stecken, für alle Staaten ähnliche Abrüstungsverpflichtungen her­
zustellen und allen gleiche Garantien der Sicherheit zu bieten.
4. Die Exekutive stellt ferner fest, daß es, solange die Abrüstung 
nicht vollständig ist, solange militärische Kräfte zur Verfügung der 
Staaten bleiben, von der höchsten Bedeutung ist, daß ihre Verwen­
dung unter eine wirksame demokratische Kontrolle gestellt werde. 
Die Verfügungsgewalt über das Heer sollte einer vom Gesetz be­
stimmten Vertretung des ganzen Volkes übertragen sein. Auf jeden 
Fall muß das Parlament oder seine Vertreter eine absolut umfas­
sende Kontrolle über die Organisation und die Tätigkeit der militä­
rischen Kräfte ausüben, wie sie durch verschiedene Methoden in 
Österreich, Schweden und Frankreich in die Tat umgesetzt wurde. 
Keine Mobilisationsmaßnahme, selbst teilweiser Art, soll ohne aus­
drückliche Ermächtigung des Parlaments durchgeführt werden dür­
fen. Die Organisation des Heeres selbst soll so demokratisch wie 
möglich sein.
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5. Die Sozialistische Arbeiter-Internationale ist der Meinung, daß 
eine Umwandlung der Heeresorganisation jedes Landes in dem 
Sinne, daß die Armee nicht zum Machtinstrument der besitzenden 
Klassen werden kann, wesentlich zur Verringerung der Kriegsgefahr 
beitragen kann. Die Soldaten dürfen während ihrer Dienstzeit nicht 
dem Volke entfremdet werden, damit sich kein Gegensatz zwischen 
dem Heer und dem Volke bildet. Die Soldaten sollen auch während 
ihrer aktiven Dienstzeit im Besitze ihrer staatsbürgerlichen Rechte 
bleiben und nicht der Willkür von Vorgesetzten ausgeliefert sein. 
Sie sollen nur für kurze Zeit, nicht länger als unbedingt notwendig 
ist, ihren Familien entzogen werden. Der Trennung zwischen Sol­
daten und Volk soll so weit als möglich ein Ende gemacht werden. 
Die Armee der Landesverteidigung darf niemals aufgerufen werden, 
in die Konflikte zwischen Kapital und Arbeit einzugreifen.
U nser Ziel.
So groß die Enttäuschung auch war, die die Völker angesichts 
dessen empfunden haben, daß man keine ernsten und konkreten Ab­
rüstungsmaßnahmen zustande brachte, so muß man dennoch an­
erkennen, daß die Ergebnisse der Dritten Tagung der Vorbereitenden 
Kommission nicht absolut negativer Art sind. Zum erstenmal wurde 
die Abrüstungsfrage technisch in all ihren Details und auf offizielle 
Weise behandelt. Dank den unternommenen Arbeiten kann man 
heute besser bestimmen, in welcher Richtung die Bemühungen zu­
erst erfolgen müssen, um die besten Resultate zu zeitigen.
Um ein klares und genaues Programm der Rüstungsherabsetzung 
festzustellen, muß man zunächst die Ziele genau festlegen, die man 
erreichen will.
Diese Ziele können folgendermaßen bestimmt werden:
1. Verringerung der Friedensrüstung, des „bewaffneten Friedens“, 
der in der Welt besteht und dessen böse Folgen und Gefahren wir 
nicht besonders hervorheben brauchen. Mit anderen Worten, es 
handelt sich zunächst darum, die militärischen Streitkräfte zu Lande, 
zu Wasser und die Luftstreitkräfte im Frieden herabzusetzen.
2. Verringerung der Gefahr eines plötzlichen Angriffs. Mit an­
deren Worten, Herabsetzung der Streitkräfte, über die nach der 
Mobilisation ein Staat verfügen könnte, um einen Nachbarstaat in 
kurzer Zeit anzugreifen, bevor dieser wirklich im Zustand der Ver­
teidigung ist, d. h. um jene einzige Kriegsoperation erfolgreich 
durchzuführen, die heute als geeignet angesehen werden kann, dem 
Sieger wirklich wirtschaftliche und politische Vorteile zu ver­
schaffen.
Ausgehend von der Erkenntnis der Ziele kommt man leicht zur 
Bestimmung der Mittel.
A. Was den Heeresstand betrifft, ist es offenkundig notwendig, 
um das erste Ziel zu erreichen, die Anzahl der Menschen der Streit­
kräfte zu Lande, zu Wasser und in der Luft zu beschränken, die die
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Staaten in der Friedenszeit unterhalten können. Aber diese Be­
schränkung allein genügt nicht, um das zweite Ziel zu erreichen. 
Es ist daher notwendig, die Maßnahmen zu ergreifen, die erforder­
lich sind, um die sofort mobilisierbaren Effektiven herabzusetzen.
a) Im Falle des Berufsheeres bietet diese Frage keine größere 
Schwierigkeit. Die „ausgebildeten Reserven“ sind in diesem Falle 
im allgemeinen wenig umfangreich.
b) Anders steht es im Falle der auf allgemeiner Dienstpflicht 
beruhenden Armee. Bei einer gegebenen Friedensstärke und bei den­
selben Ausbildungsmethoden ist die Anzahl der Menschen, die aus­
gebildet wird, notwendigerweise umso größer, als die Dienstzeit 
kürzer ist. Die „ausgebildeten Reserven“ sind in diesem Falle, wenn 
man unter ihnen alle Menschen versteht, die eine militärische Aus­
bildung erfahren haben, sehr groß. Die Kommission ist trotzdem 
der Meinung, daß die Verkürzung der Dienstzeit überall dort ener 
gisch durchgeführt werden soll, wo diese Heeresform besteht, und 
daß die sozialistischen Parteien dafür kämpfen sollen, sie abzukür­
zen bis zu jenem Punkt, wo die Armee den Charakter einer wirk­
lichen Miliz erhält.
Es sei bemerkt, daß in diesem Falle die Herabsetzung der Dienst­
zeit auch in großem Umfang den Angriffskrieg erschwert, den es 
zu beseitigen gilt. Einerseits wird dadurch die Anzahl der Klassen, 
die man ohne längere Wiederausbildung an die Front schicken kann, 
beträchtlich verringert, andererseits erlaubt der Grad der Ausbildung 
der Truppen ihnen nicht, sofort die schwierigen Operationen der 
Offensiven durchzuführen, die ein Angriff großen Umfanges not­
wendigerweise mit sich bringt.
Die Abrüstungskonvention soll formelle und genaue Bestimmun­
gen enthalten, die den Staaten untersagen, Klassen außer in aus­
drücklich vorgesehenen Fällen einzuberufen oder die Mobilisation 
einzuleiten, ohne die Frage zur Kenntnis des Völkerbundes gebracht 
zu haben. Es wäre selbst wünschenswert, daß die sozialistischen 
Parteien die Aufnahme derartiger Bestimmungen über die Aktion 
des Völkerbundes in die Heeresorganisationsgesetze ihres Landes 
erlangen.
B. Was die Herabsetzung des Kriegsmaterials betrifft, so sind 
verschiedene Methoden vorgeschlagen worden, deren eingehende 
technische Erörterung die Kommission hier nicht für nützlich hält. 
Die Kommission stellt fest, daß die Durchführung keiner dieser vor­
geschlagenen Maßnahmen kontrolliert und daher nicht ernstlich vor­
genommen werden könnte, wenn nicht vorher eine strenge Kontrolle 
des internationalen Waffenhandels und der Waffenfabrikation ein­
geführt wird. Die Kommission bedauert, daß mit Ausnahme Frank­
reichs kein Staat die internationale Konvention über den Waffen­
handel ratifiziert hat und daß der Versuch, eine Konvention über die 
Fabrikation abzufassen, vollkommen gescheitert ist. Die Kommis­
sion ist der Meinung, daß man alle Mittel in Anwendung bringen 
muß, um eine Wiederaufnahme der Unterhandlungen herbeizuführen.
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Was das Kriegsmaterial zur See betrifft, so standen sich in Genf 
zwei gegenteilige Auffassungen gegenüber: jene der Beschränkung 
der Tonnage nach Kategorien, die von den drei großen Seemächten 
vertreten wurde, und jene der Beschränkung der Gesamttonnage, 
die alle anderen Mächte verteidigen. Aber glücklicherweise kann 
man feststellen, daß sich die beiden Auffassungen im Verlauf der 
Debatten außerordentlich angenähert haben und daß ein Kompromiß 
bei einigem guten Willen auf allen Seiten heute leicht zu finden 
sein wird. Es ist besonders notwendig, daß die sozialistischen Par­
teien der besonders interessierten Staaten ihre Regierungen dazu 
bringen, eine wirklich entgegenkommende Haltung einzunehmen.
Was das Material der Luftschiffahrt betrifft, so soll die Anzahl 
der Apparate, die der Marine zur Verfügung stehen, ebenso wie die 
Zahl derer, die der Landarmee zur Verfügung stehen, die Zahl der 
Reserveapparate wie die im aktiven Dienst stehenden beschränkt 
werden. Es ist außerordentlich wesentlich, so weit wie irgend mög­
lich zu verhindern, daß die Hilfsmittel der zivilen Luftschiffahrt für 
den Krieg verwendet werden können. Als Mittel hierfür sind vor­
nehmlich Maßnahmen anzuwenden, um die Unabhängigkeit der zivi­
len Luftschiffahrt gegenüber den militärischen Behörden zu sichern 
und den Unternehmungen der zivilen Luftschiffahrt einen immer 
mehr internationalen Charakter zu verschaffen.
Neben den direkten Beschränkungen des Kriegsmaterials kann 
man eine indirekte Beschränkung durch die Beschränkung der für 
den Ankauf bestimmten Summen und im allgemeinen durch die Be­
schränkung der Ausgaben für Kriegszwecke vorsehen.
C. In bezug auf die Herabsetzung der Ausgaben stellt die Kom­
mission fest, daß diese auch an sich ein sehr erstrebenswertes Ziel 
bedeutet, da eines der größten Übel der Kriegsrüstungen gerade der 
dadurch herbeigeführte wirtschaftliche Ruin ist. Außerdem kann in 
dieser Herabsetzung ein Mittel erblickt werden, indirekt die Kriegs­
effektiven und das Kriegsmaterial zu beschränken und die anderen 
Reduktionen zu kontrollieren. Es ist notwendig, bei der Festsetzung 
der jedem Staat erlaubten Ausgaben auch den Preis und Kosten­
unterschied in Rechnung zu ziehen, den die Organisation einer Be­
rufsarmee gegenüber einer Armee mit allgemeiner Dienstpflicht 
bedingt.
Um die Herabsetzung der Ausgaben wirklich wirksam und kon­
trollierbar zu gestalten, ist es notwendig, daß die verschiedenen 
Staaten einwilligen, ihr Kriegsbudget nach einem einheitlichen 
Schema aufzustellen. Selbstverständlich hat die Garantie, die durch 
Vorlage des Budget und der Rechnungen gegeben wird, wirklichen 
Wert nur in den Ländern, wo die parlamentarische Kontrolle ernst 
durchgeführt wird.
Die Exekutive hebt hervor, daß es, wenngleich man für eine 
große Anzahl von Staaten eine erhebliche Herabsetzung ihrer 
Rüstung nur mittels einer allgemeinen Konvention erhoffen kann,
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dennoch notwendig ist, daß jeder Staat, ohne den Abschluß der Kon­
vention abzuwarten, soweit es ihm die Bedingungen der internatio­
nalen Politik erlauben, jene freiwilligen Abrüstungsmaßnahmen 
durchführe, die möglich sind. So ist es auf Initiative der damaligen 
sozialistischen Regierung im Jahre 1925 in Schweden geschehen. 
Ferner sind ganz besonders die Bemühungen hervorzuheben, die in 
dieser Richtung von den sozialistischen Parteien Dänemarks, Nor­
wegens, Hollands und der Schweiz unternommen wurden.
Die Abrüstungskonvention darf nur die Höchstgrenzen festlegen 
und keinen Staat dazu verpflichten, höhere Streitkräfte zu unterhal­
ten, als er angebracht findet, ohne daß die Verringerung seines Mi­
litärstandes die Entziehung irgendeiner der im Pakt vorgesehenen 
Garantien für ihn zur Folge haben darf.
Es ist wünschenswert, daß die Waffenfabrikation dem Zugriff 
der privaten Fabrikation entzogen werde und Staatsindustrien Vor­
behalten bleibe, auf die nicht das Profitstreben lastet und die unter 
die Kontrolle des Völkerbundes gestellt werden sollen.
Jedenfalls muß, solange die private Waffenfabrikation besteht, 
die gesamte Waffenfabrikation, und zwar sowohl die staatliche als 
auch die private unter eine strenge Kontrolle der Parlamente gestellt 
werden.
A u fru f an  d ie  S e k tio n e n  der S . A . I.
Nach Darlegung der Schwäche der kapitalistischen Regierungen, 
die die Hoffnungen zerstörte, die man nach dem Kriege in die Aktion 
des Völkerbundes gesetzt hatte, stellt die Internationale als Schluß­
folgerung fest, daß die Völker zu zeigen haben, daß sie diese Hal­
tung nicht dulden werden.
Das gesamte Problem der Abrüstung muß aus dem Gebiet der 
technischen Diskussionen auf das politische Gebiet übergehen.
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale fordert alle ange­
schlossenen Parteien auf, durch eine zugleich methodische, intensive 
und systematische Propaganda auf die öffentliche Meinung einzu­
wirken.
Alle Sektionen der S. A. I. sollen Demonstrationen durchführen 
und die Dokumente verbreiten, die die S. A. I. sammeln wird, um 
die Durchführung dieser Aktion zu ermöglichen. Durch öffentliche * 
Versammlungen, durch Kundgebungen, durch ihre parlamentarische 
Aktion sollen die angeschlossenen Parteien die praktischen Wege 
zeigen, die sofort einzuschlagen sind, und den Regierungen zum 
Bewußtsein bringen, daß sie keine Ruhe haben werden, solange ihre 
internationalen Vorschläge und Beschlüsse im Völkerbund nicht den 
wirklichen Friedenswillen zum Ausdruck bringen, der dem Bewußt­
sein der Völker entspricht.
Die S. A. I. empfiehlt allen ihren Sektionen, die Maßnahmen 
durchzuführen, die erforderlich sind, um eine umfassende Verbrei­
tung dieser Resolution zu sichern.
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Die Durchsetzung der Abrüstung ist gegenwärtig die oberste 
Aufgabe des Proletariats Europas und der Welt.
Die Sozialisten aller Länder müssen mit voller Kraft daran ar­
beiten!
c) Beschlüsse der Exekutive der S. A. I.
Die Exekutive beschäftigte sich in ihrer Tagung im September 
1927 eingehend mit dem vorstehend abgedruckten Bericht der Ab­
rüstungskommission und nahm folgende Resolution an:
„Die Exekutive nimmt den vorläufigen Bericht der Abrüstungs­
kommission der S. A. 1. zur Kenntnis und erwartet, daß die im Völker­
bund tätigen Vertreter der ihr angeschlossenen Parteien sich von den in 
dem Bericht der Abrüstungskommission enthaltenen Grundsätzen leiten 
lassen und die sozialistischen und Arbeiterparteien diese Tätigkeit für 
die internationale Abrüstung tatkräftig unterstützen werden.
Die Exekutive fordert die Abrüstungskommission der S. A. I. auf, ihre 
Tätigkeit fortzusetzen, die in dem vorläufigen Bericht nicht erschöpfend 
behandelten grundsätzlichen Fragen, insbesondere auch die Frage der 
Heeresorganisation, sowie die im Verlauf der Debatte der Exekutive ge­
stellten Ergänzungsanträge zu prüfen und hierauf neuerlich Bericht zu 
erstatten.
Die Exekutive nimmt Bezug auf die Resolution des Internationalen 
Sozialisten-Kongresses von Marseille und fordert die Sektionen der In­
ternationale auf, im Laufe der zweiten Hälfte des Oktobers eine Propa­
gandaaktion für die Abrüstung durchzuführen.
Diese Agitation hat zum Ziele, die öffentliche Meinung dahin zu brin­
gen, von den Regierungen zu fordern, daß sie so schnell wie möglich zu 
entscheidenden Abrüstungsmaßnahmen greifen und einen allgemeinen und 
zwingenden Pakt annehmen, der die Prinzipien des Protokolls wieder 
aufnimmt, dessen Annahme vom Völkerbund verzögert wurde.“
Gemäß dem Beschluß der Exekutive trat die Abrüstungskom­
mission am 21. Februar 1928 neuerlich zu einer Tagung zusammen. 
Sie arbeitete einen Bericht aus, der der Sitzung der Exekutive im 
Februar 1928 vorgelegt wurde.
Die Exekutive nahm in eingehenden Beratungen zu dem gesam­
ten Fragenkomplex der Abrüstung Stellung. Sie beschäftigte sich 
mit der Frage der Rüstungen zur See, die infolge des Scheiterns 
der Genfer Dreimächtekonferenz (20. Juni bis 7. August 1927) und 
die Aufstellung eines riesigen Flottenprogramms der Vereinigten 
Staaten mit aller Schärfe gestellt wurde, und faßte hierzu folgenden 
Beschluß:
„Die S. A. I. brandmarkt das Scheitern der Bestrebungen der Ab­
rüstung zur See an den Sonderkonferenzen in Washington und Genf, 
denen die Aufstellung eines ungeheuren amerikanischen Flottenbaupro­
gramms folgte, das den Anstoß zu weiterem Wettrüsten geben kann, und 
jedenfalls für lange Zeit jede ernsthafte und wirkliche Einschränkung 
der Rüstungen zur See gewissermaßen unmöglich machen kann.
Die S. A. I. vertraut auf die Fortsetzung der energischen Agitation 
der Sektionen von Nord- und Südamerika, die die Gefahren einer solchen 
Rüstungspolitik aufzeigen, die überdies augenblicklich in den imperiali­
stischen Interventionen in Mexiko und Nicaragua zutage treten.
Die S. A. I. sichert ihnen zu, ihnen ihre Unterstützung und Solidarität 
durch Propaganda für unverzügliche Rüstungsbeschränkungen in Europa
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und durch den Druck, den sie auf alle Regierungen ausüben wird, zu ge­
währen, damit diese ehestens die vor dem Völkerbund zur Diskussion 
stehenden Maßnahmen zur Beschleunigung der Abrüstung und der 
Sicherheit der Völker annehmen.“
Sodann behandelte die Exekutive den Bericht der Abrüstungs­
kommission vom Februar 1928 und nahm einige Änderungen des 
Textes vor. Sie beschloß, den Bericht dem Internationalen Kongreß 
in Brüssel vorzulegen.
d) Der Vorschlag der Exekutive der S. A. I. für den Brüsseler
Kongreß.
I.
Das Ziel, das die S. A. I. erstrebt, ist die vollständige und gleich­
zeitige Abrüstung aller Länder zu Lande, zu Wasser und in der 
Luft. Aber die S. A. I. verfällt nicht in den Irrtum zu glauben, daß 
eine vollständige Abrüstung erreicht werden kann, solange die Re­
gierungen der meisten Länder von kapitalistischen und imperiali­
stischen Klassen beherrscht werden und solange andererseits in 
vielen Ländern nicht jene Demokratie besteht, die allein die Durch­
führung internationaler Abrüstungsabkommen unter die Kontrolle 
demokratischer Einrichtungen und einer freien, öffentlichen Mei­
nung zu stellen vermag.
Ist aber die vollständige Abrüstung derzeit noch nicht erreich­
bar, so gibt es doch schon in den gegenwärtigen politischen Ver­
hältnissen Kräfte, die nach einer Einschränkung der Rüstungen 
drängen. Die Furcht der herrschenden Klassen vor neuen Revolu­
tionen, die jeder Krieg entfesseln müßte, und die Erkenntnis, daß das 
Wettrüsten den Krieg automatisch herbeizuführen droht; die infolge 
der Umwälzungen der Kriegstechnik ungeheuerlich wachsenden 
Kosten der Rüstungen und das Sicherheitsbedürfnis der im Ausland 
angelegten Kapitalien; die Erkenntnis endlich, daß die Abrüstung 
der besiegten Nationen auf die Dauer nicht aufrecht erhalten wer­
den kann, wenn nicht auch die Siegernationen die vertragsmäßig 
übernommene Verpflichtung zur Beschränkung ihrer Rüstungen er­
füllen, — all das drängt nach einer Einschränkung der Rüstungen. 
Es ist eine der wichtigsten Aufgaben des internationalen Sozialis­
mus, alle Regierungen unter den Stärkstmöglichen Druck zu setzen, 
um die in den herrschenden Klassen selbst wirksamen Tendenzen 
zu internationalen Abrüstungsübereinkommen auszunützen, die 
ihnen widerstreitenden, mächtigen imperialistischen und milita­
ristischen Gegentendenzen zu überwinden und auf diese Weise ein 
internationales Abrüstungsübereinkommen durchzusetzen. Dieser 
Druck wird am wirksamsten durch die unablässige Aufklärung der 
Arbeiter über die Ursachen und die Gefahren der Rüstungen und 
durch den gesteigerten politischen und wirtschaftlichen Kampf des 
Proletariats gegen die herrschenden Klassen ausgeübt werden.
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II.
Die S. A. I. fordert, daß alle internationalen Konflikte dem obli­
gatorischen Schiedsverfahren oder einem anderen Verfahren fried­
licher Beilegung unterworfen werden.
Die S. A. I. fordert, daß dem Vorschlag Norwegens entsprechend 
der Völkerbund einen allgemeinen Schiedsgerichtsvertrag ausarbei­
te und zur Annahme durch alle Staaten empfehle.
Sie betrachtet es als Pflicht aller sozialistischen Arbeiterparteien
1. die Aufnahme eines Gesetzes in die Gesetzgebung ihres Landes 
zu erlangen, das jede militärische oder industrielle Mobilisierung 
ausschließt, bevor ein internationaler Konflikt dem Völkerbund 
oder einem anderen Verfahren friedlicher Beilegung vorgelegt 
ist;
2. den Stärkstmöglichen Druck selbst in der Form der Gewalt gegen 
jede Regierung auszuüben, die es im Falle eines internationalen 
Konfliktes ablehnen würde, sich einem schiedsgerichtlichen Ver­
fahren zu unterwerfen.
Die S. A. I. ist sich dessen bewußt, daß ihr Kampt um inter­
nationale Rüstungsbeschränkungen desto wirksamer sein wird, je 
wirksamer sie die Entscheidung aller internationalen Konflikte durch 
friedliche Mittel zu sichern vermögen wird.
III.
Die Abrüstung wird nur dann dem Frieden dienen, wenn sie nicht 
eine einseitige Verpflichtung ist, die die Sieger den Besiegten auf­
erlegen. Nur zwischen gleichberechtigten Nationen ist dauernder 
Friede zu erreichen. Die S. A. I. verlangt daher für alle Nationen 
die gleiche Freiheit in der Wahl ihres Heeressystems. Die Her­
stellung dieser Gleichberechtigung der Nationen erfordert aber 
zwingend ein internationales Abrüstungsabkommen, das einem 
neuen Wettrüsten zwischen den Siegern und den Besiegten von 
1918 wirksam vorbeugt. Dieses Abkommen muß die Methoden der 
Abrüstung den verschiedenen Heeressystemen anpassen.
IV.
Die Hauptaufgabe eines Rüstungsübereinkommens muß es sein, 
dafür Sorge zu tragen, daß kein Staat sofort bei Ausbruch eines 
internationalen Konfliktes große Massen ausgebildeter und bewaff­
neter Truppen zu einem Angriff bereit habe. Daher muß das inter­
nationale Abkommen sichern:
1. möglichst kleine Friedensstände in den Kasernen,
2. Beschränkung der Waffen Vorräte, die die einzelnen Staaten 
bereit halten dürfen.
Soll allen Nationen die Wahl ihres Heeressystems freigestellt 
werden, so lenkt andererseits die S. A. I. die Aufmerksamkeit auf 
die Gefahr, die ein neuer Typus der Heeresorganisation bietet, der
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einen starken Kern von Berufssoldaten verbindet mit der Möglich­
keit schneller Benutzung großer Massen für eine Angriffsaktion, 
sodaß er die Gefahren des Milizheeres mit denen des Berufsheeres 
vereinigt.
Man muß also verhindern, daß sich irgendwo, namentlich aber 
in den Ländern des Milizsystems, starke Kerne von Kasernentruppen 
bilden und ebenso, daß irgendwo, namentlich in den Ländern der 
Berufsheere, Vorkehrungen getroffen werden, die es gestatten, ge­
waltige Massen zu einem plötzlichen Angriff zu verwenden.
V.
Wo das Heer auf die Wehrpflicht gegründet ist, ist zunächst der 
Friedensstand auf das zur Ausbildung unerläßliche Maß zu redu­
zieren.
Weiter ist dann auch die Zahl der zum Heeresdienst Auszubil­
denden zu beschränken.
Für die Länder hat das internationale Abkommen überdies vor­
zusehen :
1. Verbot des Gaskrieges und der Verwendung von Bakterien 
zur Kriegführung.
2. Beschränkung der Zahl der schweren Geschütze, Tanks, Flug­
zeuge. Beschränkung der Flotte bezüglich der Gesamtgröße 
als auch nach verschiedenen Schiffskategorien.
3. Beschränkung der finanziellen Aufwendungen für Heer und 
Flotte.
4. Nationale und internationale Kontrolle der Erzeugung, des 
Handels und des Transports von Kriegsmitteln.
5. Die Bestrafung von Veröffentlichungen über geheime Rüstun­
gen ist zu verbieten.
6. Internationale Kontrolle der Durchführung aller dieser Be­
schränkungen durch den Völkerbund oder durch eine weitere, 
auch die dem Völkerbund nicht angeschlossenen Nationen um­
fassende Organisation.
Die technischen Schwierigkeiten, die die Abrüstung bietet, kön­
nen nur unter dem stärksten politischen Druck überwunden wer­
den. Diesen Druck durch eine ständige und energische Aktion in 
den Massen und Parlamenten zu üben, ist die Aufgabe der soziali­
stischen Arbeiterparteien. Sie werden zu wachen haben, daß die 
technischen Schwierigkeiten nicht als Vorwand für das Scheitern 
aller Abrüstungsbestrebungen benützt werden.
VI.
Unbeschadet des Kampfes um internationale Abrüstungsabkom­
men werden die sozialistischen Arbeiterparteien darum kämpfen, 
daß jeder Staat aus eigenem Willen seine Rüstungen vorher schon 
einstelle, oder soweit einschränke, als dies seine besonderen Um­
stände gestatten.
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Die Abrüstungsverträge dürfen für jeden Staat nur das Höchst­
maß seiner Heeresrüstungen vorschreiben. Kein Staat darf durch 
internationale Verträge verhalten werden, größere Streitkräfte zu 
unterhalten, als er selbst es für notwendig findet. Kein Staat darf 
für die Einschränkung seines Heeresstandes unter das ihm durch die 
internationalen Verträge zugebilligte Höchstmaß mit dem Entzug 
irgendwelcher internationaler Garantien bestraft werden.
VII.
Angesichts der durch die Entwicklung der modernen Waffen­
technik wesentlich vermehrten Gefahren, die jede militärische Or­
ganisation, selbst bei der demokratischesten Heeresverfassung, für 
die Demokratie und für die Arbeiterklasse in sich schließt, müssen 
die sozialistischen Arbeiterparteien mit dem Kampfe um die Ab­
rüstung den Kampf um die Demokratisierung der Verfügungsgewalt 
über das Heer und die Flotte und um die Demokratisierung der 
inneren Organisation des Heeres und der Flotte verbinden. Zu die­
sem Zwecke fordern die sozialistischen Arbeiterparteien:
1. Verfügungsgewalt der Parlamente über Heer und Flotte. 
Keine, auch keine teilweise Mobilmachung ohne Parlamentsbeschluß. 
Kontrolle der inneren Heeresorganisation durch besondere Parla­
mentskommissionen. Verbot der Verwendung der militärischen 
Kräfte in Konflikten zwischen Kapital und Arbeit.
2. Beseitigung aller Schranken, die das Heer vom Volke tren­
nen. Zu diesem Zwecke bei möglichst kurzer Dienstzeit volle Siche­
rung der staatsbürgerlichen Rechte der Soldaten, Schutz der Rechte 
der Soldaten durch von ihnen gewählte Vertrauensmänner, Demo­
kratisierung der Ergänzung des Offizierskorps, Demokratisierung 
des Disziplinarrechtes und des Miltärstrafrechtes, Aufhebung der 
besonderen Militärgerichte in Friedenszeiten.
VIII.
Zur Verhütung der Umgehung der internationalen Abrüstungs­
abkommen und zur Abwehr der faszistischen Gefahren ist die Auf­
stellung und Erhaltung faszistischer bewaffneter Milizen und Wehr­
organisationen zu verbieten und die Durchführung des Verbotes 
unter internationale Kontrolle zu stellen.
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10. Die Maiaufrufe der S. A. I.
Zum 1. Mai 1926.
An die Arbeiter aller Länder!
Wieder naht der Tag, der mehr als jeder andere bestimmt ist, uns aus 
der Not und Bedrückung unserer Zeit zu erheben zu den großen Zukunfts­
hoffnungen der internationalen sozialistischen Arbeiterbewegung.
Die Not der Arbeitslosigkeit hat als Folge des Weltkrieges ein Aus­
maß erreicht, wie es die Geschichte früher niemals kannte. Millionen und 
Millionen Menschen verfallen in immer tiefere Verelendung, weil die kapita­
listische Gesellschaftsordnung sich als unfähig erweist, ihnen das elemen­
tarste Menschenrecht zu sichern:
Arbeit!
In zwei Feldlager ist die Welt geteilt. Die einen, die im Namen des 
Profits die Vermehrung der täglichen Arbeitszeit fordern und sich nicht 
scheuen, damit den Frevel der Vermehrung der Arbeitslosen zu verüben. 
Die anderen, die den großen Kampf für den Achtstundentag führen, in dem 
Bewußtsein, daß jeder Schritt vorwärts in diesem Kampf auch die Schmach 
der Arbeitslosigkeit einschränkt. So wird heute jeder, der die
Ratifikation der Washingtoner Konvention
über den Achtstundentag noch weiter hemmt, nicht nur als Feind des all­
gemeinen Fortschrittes der sozialpolitischen Gesetzgebung, sondern im be­
sonderen als Feind der Arbeitslosen gekennzeichnet werden müssen.
Täglich und stündlich leiden wir unter den Folgen des letzten Krieges. 
Aber die Hoffnung, daß die Menschen aus dem Unheil, das nun mehr als 
ein Jahrzehnt auf ihnen lastet, gelernt haben, hat sich nur wenig erfüllt. 
So schwächlich die Ansätze zum Frieden sind, so stark treten die neuen 
Tendenzen zum Kriege hervor. In Marokko und in Syrien fließt Blut. Die 
Intervention auswärtiger Mächte verschärft den blutigen Bürgerkrieg in 
China. Der italienische Faszismus droht offen mit gewaltsamer Expansion. 
Ein Wettrüsten setzt ein, das alles übertrifft, was die Welt vor dem Kriege 
gekannt. Immer ungeheuerlichere Mittel der Zerstörung und Verwüstung 
werden ersonnen und die kapitalistischen Staaten verwenden einen Groß­
teil der Steuern des Volkes zum Ankauf immer modernerer Zerstörungs­
mittel. Einen Lichtpunkt bietet der Beschluß der Abrüstung, den die Sozia­
listen Dänemarks im Abgeordnetenhaus durchgesetzt. Die Hoffnung auf die 
Überwindung des militärischen Wahnsinns ist einzig gegründet auf die 
erstarkende Macht der Arbeiterklasse in allen Ländern. Zu rücksichtslosem 
Kampf
gegen den Militarismus, gegen den Imperialismus, gegen den Krieg 
ruft die Arbeiterklasse aller Länder der 1. Mai!
Die Bedrückung durch den Faszismus ruft die Arbeiterklasse zur immer 
besseren Organisation ihres Widerstandes auf. Der Prozeß von Chieti ist 
zum Symbol der Skrupellosigkeit der Feinde des Proletariats geworden. 
Aber Giacomo Matteotti wird in den Herzen der Arbeiter weiterleben und 
sie anfeuern, seinem Beispiel der Arbeitsfreude und Opferwilligkeit für die 
große Sache des Sozialismus zu folgen. Die Sozialistische Arbeiter-Inter­
nationale will aber auch in einem äußeren Symbol das Andenken ihres 
großen Märtyrers ehren und hat daher beschlossen,
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Giacomo Matteotti im Volkshaus zu Brüssel ein Denkmal 
zu setzen, in der Überzeugung, daß die Zeit nicht allzu ferne sein kann, wo 
sein Denkmal auf dem Boden des vom Faszismus befreiten Italiens den ihm 
zukommenden Platz finden wird.
In hartem Ringen kämpfen die Arbeiter in allen Ländern der Reaktion. 
Aber ganz besonders aufreibend und schwer ist der Kampf in jenen Län­
dern, wo die Demokratie vollständig unterdrückt ist, wo nicht nur das Ver­
sammlungsrecht und die Pressefreiheit beschränkt, sondern nicht einmal 
aus dem Parlament die Anklage gegen das Gewaltregime an die Öffentlich­
keit kommen, die Massen erreichen kann. Diese Länder bedürfen in noch 
weit höherem Maße als alle anderen der Bekundung der internationalen 
Solidarität der Arbeiterklasse. Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter- 
Internationale hat daher beschlossen, zur Erfüllung dieser Aufgabe einen 
besonderen Fonds zu schaffen. Er wird den Namen führen:
Matteotti-Fonds
Internationaler Hilfsfonds für die Arbeiterbewegung in den Ländern 
ohne Demokratie.
Sie ruft die einzelnen Parteien auf, am 10. Juni, wenn sich der Todes­
tag Matteottis zum zweiten Male jährt, den Grundstein zu diesem Fonds 
zu legen.
Den Genossen in den Ländern, in denen die Aktion der Arbeiterklasse 
um so viel schwerer ist, wollen wir wenigstens materiell in ihrem Kampfe 
beistehen, wollen die Opfer des Kampfes vor dem tiefsten Elend schützen.
Am 1. Mai wollen wir nicht nur Klarheit verbreiten über die Not und 
Bedrückung, in der die arbeitenden Massen leben, sondern ihnen auch zum 
Bewußtsein bringen, daß ihre ganze Zukunftshoffnung begründet ist in dem 
Aufstieg der klassenbewußten Arbeiterbewegung. Die Entschlossenheit und 
Unermüdlichkeit der kämpfenden Arbeiterklassen wird um so größere 
Früchte tragen, je mehr verwirklicht wird die
organisatorische Einheit.
Darum rufen wir bei der Maifeier den Arbeitern aller Länder zu: 
Schafft die Voraussetzungen des Sieges durch zielbewußte Organisations­
arbeit, rüttelt die Gleichgültigen auf, werbet für die sozialistischen Arbei­
terparteien.
Auf zum Kampf gegen kapitalistische Ausbeutung und reaktionäre 
Unterdrückung!
Auf zum Kampf für die neue Gesellschaftsordnung des Sozialismus!
Zürich, 12. April 1926.
Das Exekutivkomitee der Sozialistischen Arbeiter-Internationale.
Zum 1. Mai 1927.
An die Arbeiter aller Länder!
In einer Zeit großen geschichtlichen Geschehens, voll drückender Sor­
gen und drohender Gefahren, rüstet das internationale Proletariat zum 
Festtag der Arbeit.
Im Vordergrund der weltpolitischen Ereignisse steht das Erwachen des 
chinesischen Volkes, sein
gewaltiger Kampf um das Recht auf volle Selbstbestimmung,
Er erfüllt mit Freiheitshoffen die Seelen der unterdrückten Völker aller 
Farben und aller Rassen und zeigt den Imperialisten aller Länder: 
die Epoche kolonialer Ausbeutung geht zu Ende!
„Das, was in China geschieht, ist der erste Anfang der großen Meute­
rei der letzten großen Reservearmee des Kapitalismus und deswegen, Ge­
nossen, ist, was dort geschieht, unsere eigenste Sache und deswegen wollen
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wir den Arbeitern dort drüben unseren Gruß schicken!“ In richtiger Vor­
ahnung künftiger Ereignisse wurde diese Erkenntnis vor zwei Jahren unter 
dem stürmischen Jubel des ganzen Kongresses der Sozialistischen Arbeiter- 
Internationale in Marseille ausgesprochen; heute ist sie zum Gemeingut der 
Arbeiterklasse der ganzen Welt geworden. Soviel Zwiespalt es innerhalb 
des Proletariats über den besten Weg zu seiner Befreiung auch geben mag, 
in der
Sympathie und Solidarität für die nationale Freiheitsbewegung in China 
besteht volle Einigkeit.
Ein Drittel der Erdkugel liegt zwischen London und Schanghai. Wir 
können der Revolution, in deren vordersten Reihen die chinesischen Prole­
tarier kämpfen, keine unmittelbare Hilfe leisten. Aber wir können sie unter­
stützen durch unsere Aktion in der Heimat der imperialistischen Ausbeuter. 
Sie verfügen über die Machtmittel des Staates, für sie ist der Weg nach 
China offen, sie hoffen noch immer mit Pulver und Blei die schmähliche 
Schande ihrer „Konzessionen“ und „Exterritorialitäts-Privilegien“ zu be­
haupten. Und deshalb demonstrieren wir an diesem 1. Mai neuerlich für 
die sofortige
Rückberufung der fremden Truppen und Kriegsschiffe aus China! 
Arbeiter, Sozialisten!
Auch Europa ist von neuen Kriegen bedroht. Je weiter die Völker durch 
die Reaktion in den Abgrund ökonomischer Verwüstung und geistiger Ver­
sklavung gestoßen werden, umso größer wird die Gefahr, daß die Dikta­
toren das Vabanque-Spiel eines Eroberungsfeldzuges riskieren. Insbeson­
dere liegt auf europäischem Gebiet
das Gefahrenzentrum der Kriegsstiftung 
in dem verbrecherischen System des Faszismus.
Schon ist Albanien auf dem Wege, in eine wirkliche Kolonie Italiens 
umgewandelt zu werden. Die Gefahr eines neuen Balkankrieges mit allen 
seinen Schrecknissen für ganz Europa steigt drohend herauf. Und daher 
demonstrieren wir an diesem 1. Mai neuerlich für die alte Forderung der 
Sozialistischen Internationale:
Der Balkan den Balkanvölkern!
Für die Balkanföderation der freien Völker des Balkans!
Weder die Verwüstungen des Krieges, den wir erlebt, noch die Gefähr­
dung des Friedens, die neu vor uns ersteht, haben den kapitalistischen Re­
gierungen das Gewissen geschärft. Die imperialistischen Interessen sind 
stärker als der Abrüstungsgedanke. Welch ein Abstand zwischen den Ver­
heißungen Wilsons und den bisherigen Resultaten des Völkerbundes! Ar­
beiter, Euch erwächst daher die Pflicht, neuerlich zu demonstrieren 
gegen das Wettrüsten in allen seinen Formen! 
für die Friedenspolitik der Arbeiterklasse!
Unter der Erdrosselung der Meinungsfreiheit leidet die Arbeiterbewe­
gung in den Ländern ohne Demokratie. Keine Pressefreiheit, keine Ver­
sammlungsfreiheit, keine Organisationsfreiheit, diese Wahrzeichen des 
russischen Zarismus herrschen heute wieder über einen großen Teil Euro­
pas und in Rußland selbst! Tausende und Tausende politische Gefangene 
sitzen in den Kerkern und Verbannungsorten, Tausende und Tausende poli­
tische Flüchtlinge erdulden das harte Los der Emigration! Daher demon­
strieren wir an diesem 1. Mai neuerlich 
für die Wiederherstellung der politischen Freiheit und der Demokratie! 
für die Amnestie der politisch Verurteilten und Gefangenen!
und wir benützen die Feier des 1. Mai zur
Stärkung des Matteotti-Fonds,
des Hilfsfonds für die Arbeiterbewegung der Länder ohne Demokratie.
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Seit der letzten Maifeier ist im Kampf für die Verteidigung des Acht­
stundentages ein kleiner Fortschritt erzielt worden. Belgien hat die Kon­
vention von Washington über den Achtstundentag ratifiziert. Aber noch 
immer leisten die großen Industrieländer Europas, vor allem England und 
Deutschland, passive Resistenz. Daher demonstrieren wir an diesem 1. Mai 
neuerlich
für den Achtstundentag!
für die Ratifikation des Abkommens von Washington!
Jahre um Jahre vergehen, aber der Kapitalismus erweist sich als un­
fähig, die Massenarbeitslosigkeit, die sein Weltkrieg erzeugt hat, zu be­
seitigen. Noch immer sind Millionen gesunder Menschen zu Untätigkeit 
und Verelendung verdammt. Daher demonstrieren wir an diesem 1. Mai 
neuerlich
für die Arbeitslosenfürsorge in allen Formen! 
für die Beseitigung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung! 
deren Wahnsinn sich im Schicksal der Arbeitslosen am sinnfälligsten offen­
bart.
Unter allen sozialpolitischen Forderungen sind die wichtigsten die 
Sicherung unseres Nachwuchses vor Verelendung, die Schaffung von Le­
bensbedingungen, die die körperliche und geistige Gesundheit der Jugend 
verbürgen. Daher demonstrieren wir am 1. Mai
für Jugendschutz und Jugendrecht!
Aber wir haben für die Jugend nicht nur zu sorgen, wir haben auch 
Forderungen an die Jugend. Soll das Werk, das die Arbeiterklasse unter 
den schwierigsten Kampfbedingungen in unendlichen Mühen und Opfern 
begonnen, zum siegreichen Ende geführt werden, so muß die neue Genera­
tion erfüllt sein
. mit sozialistischen Jugendidealen!
Diese neue Generation, auf deren Kindheit das Elend des Krieges ge­
lastet hat, die die Arbeiterbewegung zuerst kennen lernte in den Irrungen 
und Wirrungen der Nachkriegszeit, sie muß den Skeptizismus und den 
Kleinmut überwinden, sie muß die Erhabenheit des sozialistischen Endzieles 
erschauen, sie muß sich durchringen zur Erkenntnis der gewaltigen Größe 
des Kampfes der Arbeiterklasse, die sich und die Menschheit befreit, sie 
muß in sich aufnehmen den Geist und den Opfermut der großen Vorkämpfer 
des internationalen Proletariats. Der Glaube an die sozialistische Maien­
botschaft, der uns erfüllt, soll auch lebendig werden in den Herzen und 
Hirnen unserer Jugend, soll sie eingliedern in die siegreich fortschreitenden 
Kampfreihen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale.
4. April 1927.
Das Büro der Sozialistischen Arbeiter-Internationale.
Zum 1. iViai 1928.
An die Arbeiter aller Länder!
Die ungeheuren Opfer an Menschenleben, die wahnsinnigen Verheerun­
gen der Wirtschaft, die den vier Jahren des Völkermordens zur Last fallen, 
hatten zunächst auch die hartherzigsten Vertreter der kapitalistischen Aus­
beutung und der imperialistischen Machtgier erschüttert. Unter dem un­
mittelbaren Druck der entsetzlichen Katastrophe erklärten sie sich bereit, 
den Forderungen der Arbeiterklasse entgegenzukommen. Sie verpflichteten 
sich feierlich, vor allem
den Achtstundentag und die Abrüstung 
auf internationaler Basis zu verwirklichen. Jahrelang wurde erwogen, ver­
handelt, beraten und immer wieder die Erfüllung der feierlichen Verpflich­
tungen hinausgeschoben. Im zehnten Jahr nach dem Waffenstillstand glaub­
ten die kapitalistischen Regierungen, auch die letzten Reste des Scham-
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gefühls abstreifen zu können. An der Spitze der Wortbrüchigen marschiert 
die konservative Regierung Großbritanniens. Sie hat nach jahrelangem 
Manövrieren nun offen im Genfer Arbeitsamt erklärt, daß sie die 
Konvention von Washington über den Achtstundentag, 
die die Regierungsvertreter Großbritanniens am 28. November 1919 mit­
beschlossen haben, nicht ratifizieren wolle.
War über den Achtstundentag unmittelbar nach dem Kriege wenigstens 
ein Konventionsentwurf zustande gekommen, so ist die Frage der inter­
nationalen Abrüstung noch nicht einmal in diesem Vorstadium der Vor­
bereitung.
Das Scheitern der Seeabrüstungskoni er enz 
der drei größten Seemächte der Welt und vor allem
das Scheitern der Genfer Vorbereitenden Abrüstungskonferenz 
offenbaren nur allzudeutlich, daß die imperialistischen Regierungen die Zeit 
für gekommen erachten, um den Gedanken der Abrüstung auch öffentlich 
zu verleugnen.
Es ist den kapitalistischen Regierungen gelungen, durch Verschlep­
pungsmanöver über die kritische Periode des moralischen Druckes, den 
die dampfenden Schlachtfelder auf sie ausübten, hinwegzukommen. Die Ar­
beiter aller Länder sind sich dieser Verschlechterung der taktischen Situation 
bewußt. Sie werden die Lehre daraus ziehen, noch enger als bisher die 
Reihen zu schließen, alle Kräfte im gemeinsamen Kampf ihrer Klasse zu­
sammenfassen. Die Geschlossenheit der Aktion muß sich vor allem be­
währen
in den großen Wahlkämpfen dieses Jahres!
Sie wurden verheißungsvoll eingeleitet durch die Wahlen in Polen, wo 
es der sozialistischen Partei gelang, mehr als eine halbe Million neuer 
Wähler um sich zu scharen. Am 1. Mai wird bereits das Resultat des ge­
waltigen Kampfes, den unsere sozialistischen Genossen in Frankreich füh­
ren, bekannt sein. In Deutschland wird der 1. Mai ein Höhepunkt des Rin­
gens um den Wahlsieg sein. Später wird die Wahlentscheidifng in England, 
Belgien, Holland und in der Schweiz fallen. In alle diese großen Kämpfe 
geht die Arbeiterklasse
im Vertrauen auf die eigene Kraft allein.
Eine Welt von Feinden umgibt sie. Aber die Arbeiter wissen, daß der 
Klärungsprozeß im Innern ihrer Klasse selbst große Fortschritte gemacht 
hat, daß die Irrungen und Wirrungen der Kriegs- und Nachkriegszeit 
immer mehr überwunden werden, daß es in immer höherem Grade gelingt, 
die Arbeiterklasse zusammenzufassen zur
Einheit in Wollen und Tat.
Die kapitalistischen Feinde wagen es wieder, ihr wahres Angesicht offen 
zur Schau zu tragen. Die Arbeiter ließen sich nicht einschüchtern durch 
den gemeinen Spott über den Achtstundentag bei der ersten Maifeier 1890, 
sie lassen sich ebensowenig einschüchtern durch den perfiden Wortbruch, 
der nun für alle Welt offenbar ist.
Die Wahlsiege dieses Jahres werden eine kräftige Antwort sein!
Aber das Kampffeld der Sozialistischen Arbeiter-Internationale ist nicht 
beschränkt auf die Länder, wo Wahlkämpfe stattfinden. Die schwierigsten 
Aufgaben sind
in den Ländern ohne Demokratie 
zu erfüllen. Und nicht viel besser steht es
in den Ländern mit Scheindemokratie.
Die größten Opfer bringen die Genossen dieser Länder, um organisa­
torische Verbindungen aufrecht zu erhalten, um den Massen in ihrem Lande 
Aufklärung über die wahre Lage und ihre Aufgaben zu vermitteln, um das
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Ausland zu informieren über die Greueltaten der Diktatoren und Halb- 
diktatoren. Und so gedenken wir am 1. Mai vor allem unserer Genossen 
in den Gefängnissen und Verbannungsorten und jener, die das harte Los 
haben, im Exil leben zu müssen.
Trotz aller Drohungen der Reaktion marschiert die Arbeiterklasse un­
aufhaltsam weiter, wächst ihre Organisation und Kampfentschlossenheit. 
Auf dem
Brüsseler Kongreß der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
im August wird sie sich mit den großen Problemen der Abrüstung und des 
Militarismus, mit den entscheidenden Fragen der Kolonialpolitik und des 
Imperialismus auseinandersetzen. Dieser Kongreß wird den Fortschritt, den 
die Sozialistische Arbeiter-Internationale in der gemeinsamen Aktion für 
die Ziele des Sozialismus in den ersten fünf Jahren ihres Bestehens er­
rungen, zum kräftigen Ausdruck bringen. Die ernsten Vorbereitungsarbei­
ten für ihn sollen getragen sein von der Begeisterung unserer großen Mai- 
festkundgebungen, in denen wir demonstrieren:
Gegen den Militarismus! Gegen den Imperialismus! Gegen den Krieg!
Gegen die faszistische Reaktion! Gegen die kapitalistische Ausbeutung!
Für die internationale Festlegung des Achtstundentages!
Für das Selbstbestimmungsrecht der Kolonialvölker!
Für die organisatorische Einheit des Proletariats in Jedem Lande und 
in der Internationale!
Für die neue Gesellschaftsordnung des Sozialismus!
Anfang April 1928.
Das Büro der Sozialistischen Arbeiter-Internationale.
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11. Die Toten der Internationale.
Während der Internationale Kongreß in Marseille tagte, ereilte 
ihn die Kunde, daß eines der wenigen Mitglieder, die schon der 
ersten Internationale angehörten, dahingeschieden s e i: V an  Kol .  
Wenige Monate später, im November 1925 folgte ihm Hermann 
G r e u l i c h ,  der noch ein Jahr vorher an der Sechzig jahrfeier der 
Internationale in London durch sein überschäumendes Tempera­
ment große Begeisterung auslöste. In diesen Jahren sind auch die 
Brüder Heinrich und Andreas S c h e u ,  die bei der Gründung der 
österreichischen Sozialdemokratie im Vordergrund standen und in 
den Reihen der ersten Internationale wirkten, von uns geschieden. 
Noch größer ist die Zahl jener, die an der Gründung und Fortent­
wicklung der Zweiten Internationale in der Vorkriegszeit hervor­
ragenden Anteil hatten und nun ihren Lebensweg beendet haben. 
So haben die spanischen Genossen ihren verehrten Führer Pablo 
I g 1 e s i a s , die argentinischen Genossen den Gründer ihrer Be­
wegung, Dr. J u s t o , die italienischen Genossen die vorbildliche 
Mitkämpferin Anna K u l i s c h o f f ,  die georgischen Genossen ihren 
geliebten Führer Nicolai T s c h e i d z e ,  der den Leiden des Exils 
erlag, verloren. Aus der alten Garde, die die harten Zeiten des So­
zialistengesetzes in Deutschland mitgemacht hat, ist in diesen 
Jahren eine ganze Reihe gestorben : Richard F i s c h e r ,  Fritz 
Z u b e i 1, Hermann M o l k e n b u h r  und Wilhelm Bi os .  Auch 
die tschechische Sozialdemokratie hat ihren Vorkämpfer, der seit 
den Anfangszeiten der Bewegung in ihr wirkte, Antonin N e m e c , 
verloren. Die Arbeiterbewegung der Vereinigten Staaten von 
Amerika trauert um Victor D e b s und Meyer L o n d o n ,  die im 
gleichen Jahre dahingeschieden sind. Auch Ernest Beifort B a x , 
der seit dem Beginn der 80er Jahre die sozialistischen Ideen in Eng­
land verfocht und an so vielen Tagungen der Internationale, zuletzt 
noch an ihrer Sechzigjahrfeier in London gesprochen, ist gestorben. 
Die schweizerische Sozialdemokratie verlor Charles N a i n e und 
Professor R e i c h e s b e r g ,  die polnische Sozialdemokratie Felix 
P e r l .  Die dänischen Sozialdemokraten hatten 1928 nicht nur den 
Tod eines der Gründer ihrer Partei, Poul G el e f f ,  zu beklagen, 
sondern auch den des Bürgermeisters von Kopenhagen, J e n s e n , 
und Nina B a n g  , die nach einem Leben vorbildlicher Parteiarbeit 
als erste Frau in Europa Mitglied einer Regierung geworden ist. 
Der Marseiller Kongreß sandte seine Grüße zum 75. Geburtstag 
Paul A x e 1 r o d s. Nun ist auch dieser Patriarch des Sozialismus 
für immer von uns geschieden. Mit Schmerz gedenken wir aller der 
genannten und der vielen ungenannten Toten unserer Bewegung ; 
wir wissen, daß sie nicht umsonst gelebt, ihre Arbeit und ihr Geist 





1. Probleme der Internationale.
Die Unabhängigkeitsbewegung in China und die an sie an­
knüpfenden Hoffnungen und Versuche der unterdrückten Völker, 
sich von ihrem Joche zu befreien, haben in der Periode, über die 
wir zu berichten haben, das Problem der Beziehungen der Arbeiter­
bewegung in den alten Industriestaaten zu jenen Ländern, die vor­
wiegend oder ganz agrarisch bewirtschaftet sind, in die aber der 
Kapitalismus seinen Einzug hält, mehr in den Vordergrund gerückt 
als jemals früher. Die große Bedeutung, die die Industrialisierung 
der Kolonialländer und das Entstehen der Arbeiterbewegung in 
China hat, verleitete manche zu der phantastischen Übertreibung, 
daß der S c h w e r p u n k t  d e r  A r b e i t e r b e w e g u n g  über­
haupt in den Kolonialländern liege, und daß es daher auch die Auf­
gabe der Internationale sei, dieser Perspektive Rechnung zu tragen. 
Diese Auffassung wurde vor allem genährt durch die neue Phase 
der Moskauer Theorie. Da man schließlich eingesehen hatte, daß 
die Weltrevolution in den Industrieländern als unmittelbare Folge 
des Weltkrieges nicht zu erwarten sei, wiegte man sich in der Hoff­
nung, daß der Aufstand der Kolonialvölker nun doch in kürzester 
Zeit zum H e b e l  d e r  W e l t r e v o l u t i o n  werden würde. Die 
alte Lehre, daß der Sozialismus die Befreiung der Kolonien bringen 
werde, wurde ersetzt durch die neue, daß die Befreiung der Kolo­
nien den Sozialismus bringen müsse.
Niemand wird leugnen, daß Erschütterungen im Gefüge der im­
perialistischen Staaten, insbesondere im britischen Weltreich, die 
größten Konsequenzen für den Bestand des kapitalistischen Systems 
überhaupt haben können. Aber wieder, wie während des ganzen 
Jahrzehntes nach dem Weltkrieg, steht die Arbeiterklasse nicht bloß 
vor dem Problem der Erörterung aller theoretischen Möglichkeiten, 
sondern vor der Entscheidung, auf welche konkrete historische 
Entwicklung sie ihre Organisation einzustellen hat. Nicht in theo­
retischen Differenzen,' sondern in dieser konkreten Entscheidung 
liegt der wirkliche Gegensatz, der die Sozialistische Arbeiter-Inter­
nationale von der Kommunistischen Internationale trennt. Die letz­
tere erwartet die Weltrevolution heute von den Aufständigen in 
den Kolonialländern mit ebensolcher Bestimmtheit, wie sie sie von 
den Ereignissen in Ungarn, in Deutschland, in Italien, am Balkan, 
in England und wo überall die Stätten ihrer Niederlagen sind, er­
wartet hatte. In richtiger Konsequenz dieser Überzeugung verlegt 
die Kommunistische Internationale gegenwärtig das Hauptgewicht 
ihrer Tätigkeit in die Kolonien, und da ihr die großen Mittel eines
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großen Staates zur Verfügung stehen, kann sie selbstverständlich 
auch gewisse Erfolge in dieser Richtung erzielen. Die alten Mächte 
— allen voran Großbritannien und der Zarismus — die es stets so 
gut verstanden haben, Aufstände in den Kolonien des Nachbar­
landes zu inspirieren, und wenn nötig auch mit Waffen und Geld 
zu subventionieren, haben keinerlei Recht, sich moralisch zu ent­
rüsten, wenn diese ihre alte Methode nun einmal von einem Staate 
in einem anderen Interesse, nämlich im — wenigstens vermeint­
lichen — Interesse der Befreiung der Arbeiterklasse angewendet 
wird.
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale verfügt nicht über die 
Geldmittel eines Staates und damit sind ihre Wirkungsmöglich­
keiten in anderen Weltteilen selbstverständlich beschränkt. Nichts 
wäre törichter, als sich in dieser Richtung Illusionen hinzugeben. 
Die Arbeiterbewegung muß in den Ländern des neuaufkeimenden 
Kapitalismus sich aus eigener Kraft entwickeln und organisieren, 
sie wird einen großen Teil jener Kinderkrankheiten zu erleiden 
haben, die die Arbeiterbewegung in den Ländern des alten Kapita­
lismus erlitten hat. Selbstverständlich wird die Sozialistische Ar­
beiter-Internationale, wo immer es möglich ist, der Arbeiterbewe­
gung in fernen Ländern die Erfahrungen alter Organisationen zu­
gänglich machen, ihnen in besonderen Fällen auch materiell in den 
bescheidenen Grenzen der Möglichkeit zu Hilfe kommen und vor 
allem durch den ständigen Verkehr im Rahmen der Internationale 
eine gewisse Stütze bieten können. Aber die Vorstellung, daß etwa 
von Europa aus durch die Internationale der Arbeiterbewegung 
jenen Ländern ihre organisatorische Aufgabe in entscheidender 
Weise abgenommen werden könnte, ist eine schädliche Utopie.
Die Wirkungsmöglichkeiten der Internationale in überseeischen 
Ländern sind naturgemäß begrenzt. Aber diese Einsicht bedeutet 
keine Resignation, denn sie widerspricht nicht der eigentlichen 
Hauptaufgabe, die die Sozialistische Arbeiter-Internationale zu er­
füllen hat. Sie steht auf dem alten Standpunkt, daß der S c h w e r ­
p u n k t  d e r  A r b e i t e r b e w e g u n g  in d e n  L ä n d e r n  d e s  
a u s g e b i l d e t e n  K a p i t a l i s m u s  liegen muß, und daß der 
Weg zum Sozialismus, den wir zu gehen haben, in der Organisation 
und der Steigerung der Kampffähigkeit der Arbeiter in den großen 
Industriestaaten liegt. Und im Bewußtsein dieser Grundauffassung 
werden die wirklich schwersten Probleme, vor denen die Arbeiter­
klasse steht, deutlich. Daß die Arbeiterbewegung in den V e r ­
e i n i g t e n  S t a a t e n  v o n  A m e r i k a  noch so schwach ist, daß 
es dort dem Kapitalismus gelingt, große Massen durch individuelle 
Verlockungen von der Einsicht in die Kraft proletarischer Solidari­
tät abzulenken, ist ein viel entscheidenderes Hemmnis für die Ak­
tionsfähigkeit der Internationale, als die Schwierigkeiten der Orga­
nisation in den Ländern des erst aufkeimenden Kapitalismus. Die 
Sozialistische Arbeiter-Internationale ist heute noch immer im 
wesentlichen eine europäische Internationale, und es wäre töricht, 
gegenüber dieser Tatsache eine Vogelstraußpolitik betreiben zu
wollen. Welche Möglichkeiten und Aufgaben vor uns liegen, zeigt 
sich am entscheidendsten an dem Beispiel der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Aber auch dort kann die Wendung nicht von außen, 
sondern nur von innen kommen. Die Arbeiterorganisation kann 
nicht importiert werden, sie muß im Lande selbst entstehen, die 
Aufgabe der Sozialistischen Arbeiter-Internationale ist es, die Ver­
bindungen zwischen den Organisationen der einzelnen Länder her­
zustellen, ihre Taktik zu vereinheitlichen und ihre Kämpfe zu­
sammenzufassen.
Nicht theoretische Differenzen, sondern der Gegensatz in der 
historischen Perspektive der unmittelbar bevorstehenden Entwick­
lung läßt die Einheit der Arbeiterklasse nicht zur Tatsache werden. 
Die Kommunistische Internationale, gestützt auf die Machtmittel der 
russischen Sowjetrepublik, fühlt sich weitaus zu stark, um sich der 
Mehrheit der Arbeiterklasse aller Länder zu unterwerfen und auf 
Grund von deren Entscheidung der Verfolgung ihrer Utopien zu 
entsagen. Alle Tatsachen der wirklich gegebenen Lage würden 
zum Bündnis der Arbeiter der Sowjetrepublik mit der organisierten 
Arbeiterschaft der ganzen Welt drängen. An Stelle der bestmög­
lichen Verteidigung der Sowjetrepublik gegen die kapitalistische 
Welt durch die Zusammenfassung des Weltproletariats in einer ge­
einten Internationale, halten es die Moskauer Diktatoren für richtig, 
den Kampf gegen die sozialistische Arbeiterbewegung zu verschär­
fen, die Gegensätze zuzuspitzen und die Spaltung wenn möglich 
noch zu unterstützen. Die Sozialistische Arbeiter-Internationale 
kann die Einigung nur erstreben auf der Grundlage des Selbstbe­
stimmungsrechtes der Arbeiterklasse, mit der Sicherheit, daß ihre 
in schwerer Arbeit aufgebauten Organisationen vor der Zerstörung 
durch eine Minderheit gesichert sind. Die Einsicht Moskaus in die 
Notwendigkeit der internationalen Verbundenheit der Arbeiter­
klasse auf den Grundlagen proletarischer Demokratie wird einmal 
kommen müssen, aber die Einheit der Internationale wird erst mög­
lich, wenn sie kommt.
Die Exekutive der S. A. I. hat sich in der Berichtsperiode öfters 
und besonders ausführlich bei ihrer Tagung im April 1926 mit die­
sem Fragenkomplex beschäftigt. Die Unabhängige Arbeiterpartei 
Englands (I. L. P.) hat der Exekutive der Sozialistischen Arbeiter- 
Internationale den Antrag gestellt, es „möge die Exekutive der 
Sozialistischen Arbeiter-Internationale der Exekutive der Kommu­
nistischen Internationale eine gemeinsame Konferenz vorschlagen, 
mit der Aufgabe, die Möglichkeiten der Bildung einer allumfassen­
den Internationale klarzustellen“.
Der Antrag der I. L. P. wurde in der Sitzung der Exekutive der 
Sozialistischen Arbeiter-Internationale am 11. April 1926 einer ein­
gehenden Diskussion unterzogen und schließlich mit 247 gegen 3 
Stimmen abgelehnt. Für ihn wurden außer den zwei Stimmen der 
englischen Unabhängigen Arbeiterpartei nur die eine Stimme der 
Polnischen Unabhängigen Sozialistischen Partei abgegeben. Alle
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anderen Parteien stimmten gegen den Antrag, so auch die englische 
Labour Party mit ihren 38 Stimmen.
Außer den ausführlich begründeten Ausführungen der I. L. P. 
und der ablehnenden Antwort der Labour Party, lag der Exekutive 
auch ein ausführliches M e m o r a n d u m  d e s  S e k r e t a r i a t s  
d e r  S o z i a l i s t i s c h e n  A r b e i t e r - I n t e r n a t i o n a l e  als 
Grundlage der Beratung vor. Die Exekutive beschloß, dieses Me­
morandum der Öffentlichkeit zu übergeben. Es erschien in der 
Internationalen Information und wurde in Zeitschriften und Zeitun­
gen nachgedruckt und in verschiedene Sprachen übersetzt. Es er­
schien deutsch auch als Broschüre in großer Auflage unter dem 
Titel „Die Einheit der Arbeiterklasse“1). Aus diesem Memorandum, 
in dem auch zu der damaligen Phase des Einheitsfrontmanövers 
in den Gewerkschaften Stellung genommen ist, geben wir folgende 
Stellen über die Fragen der Einigung der p o l i t i s c h e n  Inter­
nationalen wieder:
Täglich neu tritt entsetzenerregend in Erscheinung, welche un­
geheure Menge von Energie die Arbeiterorganisationen im gegen­
seitigen Kampfe verwüsten, anstatt sie gegen den gemeinsamen 
Feind, den Kapitalismus und Imperialismus, zu verwenden Es ist 
selbstverständlich, daß jeder, dem die Kampffähigkeit des Prole­
tariats Herzenssache ist, nicht nur vom W u n s c h  u n d  W i l l e n  
zur Vereinheitlichung der Arbeiterbewegung erfüllt ist, sondern 
auch immer wieder aufs ernsteste die M ö g l i c h k e i t e n  n a c h ­
p r ü f e n  wird, die die ständig wechselnde historische Situation für 
die Verwirklichung dieser wichtigsten Aufgabe bietet.
Diesen Willen zur Einheit hat der Gründungskongreß der Sozia­
listischen Arbeiter-Internationale in Hamburg besonders feierlich 
bekundet, indem er deren Statuten in einem besonderen Aufruf zur 
Einheit ausklingen ließ.
Diesem Willen zur Einheit entspringt auch der Vorschlag der 
Unabhängigen Arbeiterpartei Englands (I. L. P.).
Der Vorschlag der I. L. P ist von der Erweiterten Exekutive der 
Kommunistischen Internationale rundweg abgelehnt worden und 
damit hatte die Exekutive der S. A. I. eigentlich nur zu konstatieren, 
daß sich der von der I. L. P. vorgeschlagene Weg praktisch als 
völlig aussichtslos erwiesen hat. Aber es hat vielleicht noch nie 
einen Augenblick gegeben, wo der tiefste Quell der Zerrissenheit 
der Arbeiterklasse deutlicher in Erscheinung trat, als gerade jetzt, 
und daher soll die Gelegenheit benützt werden, um das Organisa­
tionsproblem der Einigung der Arbeiterklasse in seinen Haupt­
linien klarzulegen. * *
*
Eine der grundlegenden Differenzen zwischen der Kommunisti­
schen Internationale und dem sozialistischen Proletariat liegt auf 
dem Boden der P r o b l e m e  d e r  O r g a n i s a t i o n .  Dieser Ge-
*) Verlag J. H. V. Dietz, Berlin 1926.
gensatz läßt sich historisch weit zurück verfolgen. Die Spaltung 
der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands auf dem Lon­
doner Kongreß von 1903 in Bolschewiki und Menschewiki ist wegen 
des Problems der Organisation erfolgt, alle anderen Differenzen ha­
ben sich erst sekundär nach und nach entwickelt. Die Frage war, 
soll die Organisation in Rußland trotz aller Verfolgungen und Fehl­
schläge nach europäischem Muster durch den immer wieder unter­
nommenen Versuch des Aufbaues öffentlicher gewerkschaftlicher 
und politischer Organisationen der Massen erfolgen oder soll die 
Geheimorganisation der revolutionären Führer das eigentliche Or­
gan der Partei sein, das die Massen bloß als Werkzeug im geeigne­
ten Moment verwendet. So wichtig und lehrreich die Geschichte 
dieses grundlegenden Konflikts in der russischen Sozialdemokratie 
ist, so brauchen wir für die Probleme des heutigen Tages gar nicht 
zu diskutieren, welche der beiden Richtungen damals für Rußland 
recht hatte. Der äußere Erfolg scheint Lenin recht zu geben, aber 
wir können es ruhig dahingestellt sein lassen, ob nicht — wie wir 
überzeugt sind — eine vollständige Untersuchung der geschicht­
lichen Voraussetzungen und Entwicklungen zum entgegengesetzten 
Schluß kommen muß. Wir brauchen dieses historische Problem 
nicht zu diskutieren, denn für uns handelt es sich nicht um Rußland 
unter dem Zarismus, sondern um die Entwicklung, die das Organi­
sationsproblem bei den Bolschewiki, nachdem sie die Macht in Ruß­
land ergriffen haben, erfahren hat. Die Beschränkung der Partei 
auf eine kleine Auslese von Mitgliedern, die in der Vergangenheit 
mit den Verfolgungen des Zarismus begründet wurde, blieb weiter 
bestehen, obwohl sie nun die Herrschenden in Rußland geworden 
waren.
Und damit trat der grundlegende Unterschied in den M e t h o ­
d e n  d e r  P a r t e i b i l d u n g  aufs klarste hervoi. Während der 
Beitritt zur Partei aus der Überzeugung und dem freien Willen des 
Arbeiters bei allen sozialistischen Parteien selbstverständlich ist, 
bildet sich die bolschewistische Partei in dem Lande, wo sie die 
Herrschaft besitzt, durch die Methode der R e k r u t i e r u n g  
i h r e r  M i t g l i e d e r .  Das Ergebnis dieser im vollen Sinne militä­
rischen Rekrutierung und damit der Umfang der Partei hängt ab 
von der Entscheidung einer Clique von Führern.
Aber die Bolschewiki machten einen weiteren entscheidenden 
Schritt. Den Kampf gegen die anderen proletarischen Parteien, 
den sie in der Zeit des Zarismus mit aller Erbitterung und Konse­
quenz geführt hatten, setzten sie nun fort unter Zuhilfenahme der 
staatlichen Machtmittel. Ihr Ziel wurde, alle anderen Parteien 
auszurotten, sich das M o n o p o l  a l s  p o l i t i s c h e  P a r t e i  zu 
schaffen, der gegenüber nur eine nichtorganisierte Masse von 
„Parteilosen“ geduldet wird. Die Bolschewiki verwehren nicht nur 
den Arbeitern in Rußland den Eintritt in ihre Partei, sondern sie 
suchen ihnen gleichzeitig die Möglichkeit abzuschneiden, sich einer 
anderen Partei anzuschließen und in ihr zu arbeiten.
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Und so ist die Herrschaft des Bolschewismus, wobei wir von 
der F ü h r e r d i k t a t u r  in d e r  P a r t e i  in diesem Zusammen­
hang ganz absehen, charakterisiert durch Parteimonopol und Par­
teirekrutierung. Es gibt n u r  e i n e  e i n z i g e  politische Partei 
und diese einzige Partei ist n i c h t  f r e i  z u g ä n g l i c h .
Auch die Sozialisten sehen ihr Ideal darin, daß in jedem Lande 
nur e i n e  e i n z i g e  A r b e i t e r p a r t e i  existiert. Aber wäh­
rend das Ideal der Sozialisten verwirklichbar ist, weil die Partei, 
die sie aufbauen, jedem Arbeiter offensteht, erzeugt die Methode 
der Rekrutierung geradezu mit Notwendigkeit die Existenz von 
Parteien des anderen Typus.
Die Methode der Parteirekrutierung ist eine Quelle der Spal­
tung der Arbeiterklasse. Organisatorische Einheit der Arbeiter­
klasse und Parteirekrutierung sind nicht miteinander möglich und 
haben auch nie miteinander bestanden. Aber stellen wir uns für 
einen Augenblick auf den wirklichen Standpunkt der Bolschewiki, 
daß andere Fragen wichtiger sind als die organisatorische Einheit 
des Proletariats. Nehmen wir die tatsächliche Lage, wie sie die 
Bolschewiki vor zwei Jahrzehnten in Rußland und in den letzten 
Jahren in der übrigen Welt erzeugt haben, als gegeben an, so wer­
den wir ihnen zubilligen müssen, daß es i h r e  e i g e n e  P a r t e i ­
a n g e l e g e n h e i t  ist, ob sie die Methode der Rekrutierung für 
ihre Partei für zweckmäßig halten oder nicht. Anders steht es aber 
mit dem P a r t e i m o n o p o l .  Wir haben hier nicht zu sprechen 
von der Unterdrückung von gegnerischen Parteien, als Ausnahme­
maßregel hervorgerufen durch den Notstand im offenen Bürger­
krieg. Die Frage ist bloß, ob das P a r t e i m o n o p o l  a l s  d a u ­
e r n d e  I n s t i t u t i o n  rechtfertigbar ist. Und da sind wir aller­
dings der Meinung, daß, so sehr die Sozialisten alle Kräfte ein- 
setzen werden, um die Arbeiterklasse möglichst in einer einzigen 
Partei zusammenzufassen, dies nur geschehen darf, soweit es auf 
dem Wege der Überzeugung der Arbeiter erreichbar ist und nie­
mals durch Gewalt.
Das gewaltsam hergestellte dauernde Monopol wäre auch für 
eine frei zugängliche Partei verbrecherischer Wahnsinn, aber 
dessen Gipfel wird erreicht, wenn eine Partei, deren Bildung nach 
der Methode der Rekrutierung vor sich geht, ein solches Monopol 
beansprucht.
Die Parteirekrutierung und die Führerdiktatur in der Partei sind 
die grundlegenden Hindernisse für die Herstellung einer einheitlich 
geschlossenen Arbeiterpartei in Rußland. Das Parteimonopol ist 
das grundlegende Hindernis für die Herstellung einer einheitlichen 
Internationale.
In der Internationale vor dem Krieg konnten die Bolschewiki 
und die Menschewiki nebeneinander Platz finden, denn wenn auch 
der Streit um das Organisationsproblem die russische Sozialdemo­
kratie selbst aufs stärkste zerrüttete, so konnte in jener Zeit doch
nicht einmal der Gedanke auftauchen, daß die Bolschewiki die Bil­
dung anderer Parteien mit den Mitteln verhindern, die sie, seit sie 
an der Macht sind, gebrauchen. Jetzt aber, wo es klar ist, daß sie 
dort, wo sie können, ihr Monopol als Partei aufrichten und behaup­
ten, wenn auch alle Vorwände der Gefährdung ihrer Macht schoii 
dahingefallen sind, jetzt tritt mit aller Deutlichkeit in Erscheinung, 
daß der echte Bolschewiki aus seinen Grundanschauungen heraus 
sich gegen die Vereinigung der Internationalen wenden muß, weil 
er bei dieser Vereinigung den Gedanken des Parteimonopols opfern 
müßte. Er wäre gezwungen, das Recht auf Freiheit der Parteibil­
dung anzuerkennen, zuzugeben, daß, wenn auch die bolschewisti­
schen Parteien die Methode der Rekrutierung für sich anwenden 
wollen, sie doch nicht verhindern dürfen, daß auch sozialistische 
Parteien existieren: Parteien, die auf dem Selbstbestimmungsrecht 
der Arbeiterklasse aufgebaut sind, die nicht durch Rekrutierung 
von oben, sondern durch das freie Bekenntnis der Überzeugung der 
Arbeiter entstehen.
So wird ganz deutlich, daß das Verbot der Existenz sozialisti­
scher Parteien durch die Bolschewiki nicht bloß eine Frage der 
Entwicklung der Arbeiterbewegung in Rußland ist, sondern ein 
unüberbrückbares Hindernis für die internationale Einheit des Pro­
letariats bildet. Solange die Bolschewiki die legale Existenz und 
Arbeit sozialistischer Parteien in Rußland nicht zulassen, solange 
bedarf es keines „Neins“ in Worten von Sinowjew, um die Eini­
gung zu verhindern, solange dokumentieren sie d u r c h  di e  T a t ,  
daß für sie die Einigung prinzipiell ausgeschlossen ist.
* *
*
In den drei ersten Jahren ihrer Herrschaft glaubten die Bolsche­
wiki im direkten Siegeslauf die kapitalistische Welt überrennen zu 
können. Sie zogen daraus die Folgerung, daß ihr Ziel, die Massen 
für ihre Taktik zu gewinnen, am leichtesten erreichbar sei, wenn 
sie sich mit den Sozialisten in keinerlei Diskussion einließen, son­
dern sie bloß mit Beschimpfung und Verleumdung bedachten. Sie 
versuchten, deren Parteien im direkten Frontalangriff endgültig zu 
zerstören.
Nach und nach wurde ihnen die Aussichtslosigkeit dieser Taktik 
klar. Schon der dritte Kongreß der Kommunistischen Internationale 
im Juli 1921 wandte sich von ihr unter der Parole „An die Massen“ 
ab. Die neue Taktik fand jedoch ihre klare Formulierung in den 
„Leitsätzen über die Einheitsfront“, die die Exekutive der Kommu­
nistischen Internationale am 18. Dezember 1921 beschloß. Damit war 
der psychologische Moment gegeben, in dem der Wunsch nach Ein­
heit, der in den sozialistischen Parteien lebt und der durch die Rück­
schläge, die der Vormarsch des Proletariats erlitten, mächtig ge­
steigert war, nicht mehr befürchten mußte, von seiten der Kommu­
nisten mit bloßem Hohn und Spott abgewiesen zu werden. Die 
Wendung der Bolschewiki zur Parole der Einheitsfront wurde von
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der Wiener Arbeitsgemeinschaft (I. A. S. P.) benützt, um den Ver­
such einer gemeinsamen Aussprache aller drei Exekutivkomitees und 
eventuell die Einberufung eines Weltkongresses der politisch organi­
sierten Arbeiterklasse zu ermöglichen. Der Appell vom 15. Januar 
1922 hatte Erfolg, die Konferenz, die noch ein Jahr früher utopisch 
erschienen wäre, trat Anfang April 1922 in Berlin zusammen.
Die Geschichte dieser Konferenz und der von ihr eingesetzten 
Neuner-Kommission ist überaus lehrreich. Wir brauchen sie hier 
nicht zu erzählen, die Tatsachen sind bekannt. Am 5. April kam eine 
gemeinsame Resolution zustande und am 23. Mai trat in der einzigen 
Sitzung, die die Neuner-Kommission hielt, das Scheitern des Ver­
suches klar zutage. Zur Zeit der Berliner Konferenz konnte noch der 
gute Glaube bestehen, daß sich hinter der Parole der „Einheitsfront“ 
ein wirklicher Wille zur Einheit verberge. Aber gar bald wurde voll­
ständig klar, daß die Beteiligung der Bolschewiki an der Berliner 
Konferenz nur die erste, noch recht ungeschickte Anwendung ihres 
M a n ö v e r s  mi t  d e r  E i n h e i t s f r o n t  gewesen ist. Ganz un­
geniert hat Radek ein halbes Jahr später am Vierten Kongreß der 
Kommunistischen Internationale in seinen heute noch aufklärenden 
Reden erklärt, daß es sich bei der Konferenz der drei Exekutiven für 
die Kommunisten
„nicht um eine organisatorische Frage handelte, nicht darum eine Kon­
ferenz abzuhalten mit der Zweiten und Zweieinhalbten Internationale, 
sondern um den ersten Versuch, die Sozialdemokraten an die Wand zu 
drücken . . .“ (Seite 392.)
„Der Weg der Einheitsfront ist ein viel schwierigerer, als das, was 
wir taktisch im Jahre 1919 sagten: Haut alles zusammen! Es ist viel 
leichter und angenehmer, alles zusammenzuhauen, aber wenn man die 
Kraft dazu nicht hat, und dieser Weg (nämlich der Einheitsfront) not­
wendig ist, muß man ihn wandern . . . mit dem festen Zutrauen, daß 
dieser Weg nicht uns, sondern d e r  S o z i a l d e m o k r a t i e  zum 
Schaden gereicht . . . aus der Überzeugung heraus, daß wir s ie  in 
u n s e r e r  U m a r m u n g  e r d r ü c k e n  w ü r d e n . “ (Seite 103.)
Vor vier Jahren, als die Sitzung der drei Exekutiven in Berlin 
zusammentrat, konnte man noch annehmen, daß die Exzesse des bol­
schewistischen Organisationsgedankens eine vorübergehende Er­
scheinung seien, geboren aus der Not und Gefahr der Zeit ihres noch 
nicht gefestigten Regierungssystems. Heute steht es außer jedem 
Zweifel, daß es nur eine taktische Wendung war, die die Berliner 
Konferenz möglich machte.
In den vier Jahren, die seit der Berliner Konferenz verflossen 
sind, wurde es immer deutlicher und klarer, daß nicht die Einheit, 
sondern das Manöver für die Kommunisten das Wesentliche ist, daß 
es sich bei ihnen nicht darum handelt, das Weltproletariat zu einigen, 
sondern auf Kosten der sozialistischen Parteien die Kommunistische 
Internationale zu stärken.
Heute übersehen wir die Ereignisse im großen Zusammenhänge. 
Heute wissen wir, daß 1922 eine neue Periode der bolschewistischen 
Taktik begann ; die Ära der Beschimpfung wurde abgelöst durch die
Ära der „Entlarvung“, die Ära des Frontalangriffes durch die Ära 
des Einheitsfrontmanövers. An die Stelle der Erkämpfung des 
Kommunismus ist die Erschwindelung des Kommunismus getreten.
Die Antwort der Bolschewiki auf den Vorschlag der I. L. P. ist, 
wie zu erwarten war, daß sie sehr gerne zu gemeinsamen Aktionen 
bereit seien, daß man aber nicht deshalb eine gemeinsame Organi­
sation haben müsse. Die Frage der Beziehung von gemeinsamer 
Organisation und gemeinsamer Aktion ist die entscheidende, die die 
wirkliche Einheit von dem Einheitsfrontmanöver trennt. Die I. L. P. 
hat in ihrem Antrag vollkommen recht, wenn sie das Problem der 
Einheit der Internationale als das in letzter Instanz entscheidende 
aufwirft.
Der sozialistische Weg zu gemeinsamer Aktion geht wie alle so­
zialistische Arbeit aus von der organisatorischen Grundlage. Mit 
Ernst und Bedacht organisieren, um im Momente der Aktion gerüstet 
zu sein. Der bolschewistische Gedanke des Manövers gründet sich 
auf die Desorganisation. Aktionen desorganisierter Massen sind die 
geeignete Voraussetzung für Fischzüge im bolschewistischen Partei­
interesse, und daher ist es für jeden, der die Zusammenhänge durch­
schaut, vollkommen klar, daß die Einheit, wenn sie nicht nur ein 
Manöver, sondern Wirklichkeit werden soll, ausgehen muß von dem 
ehrlichen Willen, das Organisationsproblem auf dem Boden der 
Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungsrechtes der Arbeiter­
klasse zu lösen. Diese Voraussetzung fehlt. Die Bolschewiki waren 
sich von jeher darüber klar, daß die Taktik der Einheitsfrontmanö- 
ver nur Aussicht auf Erfolg haben könne, wenn nicht die gemein­
same Organisation in Frage kommt. Mit aller Klarheit hat ihr 
vierter internationaler Kongreß (Dezember 1922) erklärt:
„Die Versuche der Zweiten Internationale, die Einheitsfront als 
o r g a n i s a t o r i s c h e  V e r s c h m e l z u n g  aller „Arbeiterparteien“ 
hinzustellen, sind selbstverständlich auf das entschiedenste zurückzu­
weisen.“ (Seite 1014.)
* *♦
In den Gründen, die die I. L. P. für ihren Vorschlag, eine gemein­
same Konferenz der Sozialistischen Arbeiter-Internationale und der 
Kommunistischen Internationale zu veranstalten, anführt, heißt es :
„Die Kommunistische Partei Rußlands hat wiederholt ihre Bereit­
willigkeit gezeigt, ihre Politik gemäß den geänderten Umständen zu 
ändern, z. B. N. E. P. . . . Tomskis letzte Rede über gewerkschaftliche 
Einheit zeigt, daß eine Änderung in der Haltung im wirtschaftlichen 
Zweig der Internationale eingetreten ist. Sinowjew und der extreme 
Flügel der Führer der Dritten Internationale haben in letzter Zeit in 
Rußland an Einfluß verloren.“
In diesen Sätzen ist tatsächlich der springende Punkt für das 
Problem der organisatorischen Einheit der Internationale berührt. 
Es kommt auf die Wandlung in Moskau an. Die ist möglich in 
zweierlei Richtung. Entweder als Wandlung der Auffassung der 
herrschenden Clique in Moskau oder indem an Stelle der Sinowjews
ein anderer Teil der bolschewistischen Partei in der Kommunisti­
schen Internationale die Führung erlangt. Die entscheidende Frage 
ist, daß die bolschewistische Organisationsidee, die unter den gegen­
wärtigen Umständen nur Schaden bringt, aufgehoben wird.
Richtig ist, daß Sinowjew in der letzten Zeit in Rußland an Ein­
fluß verloren hat. Er ist der wirkliche Vertreter der bolschewisti­
schen Ideologie, der sich klar ist, daß das ganze russische Experi­
ment nur im Zusammenhang mit der Weltrevolution Sinn haben 
konnte. Er klammert sich an die Lebenslüge der unmittelbar bevor­
stehenden Weltrevolution, weil er weiß, daß nur durch sie seine 
Politik überhaupt in den Bereich des für ihn selbst Rechtfertigbaren 
treten könnte. Den Vertretern der bolschewistischen Idiologie tre­
ten immer schärfer entgegen die Vertreter der russischen Wirklich­
keit. Sie, die um Stalin geschart sind, haben das Bedürfnis, dieser 
russischen Wirklichkeit etwas Sozialistisches anzuschminken und 
wo dies nicht gelingt, die traurige Wirklichkeit als Sozialismus aus­
zugeben. Der Kampf zwischen den beiden Richtungen ist unzwei­
felhaft und jede der beiden Richtungen hat recht in der Kritik der 
ihr gegenüberstehenden. Sinowjew hat recht, daß Stalin den Boden 
der Leninschen Ideologie verlassen hat, und Stalin hat recht, daß 
Sinowjew den Boden der wirklichen Tatsachen und der historischen 
Möglichkeiten der gegenwärtigen Epoche verloren hat.
Wir sind mit der I. L. P. einer Meinung, daß die Entwicklung der 
Gegensätze in der russischen kommunistischen Partei und in der 
Kommunistischen Internationale von der höchsen Bedeutung ist und 
genauester Beobachtung bedarf. Aber die Schlußfolgerung der 
I. L. P., daß sich aus diesen Gegensätzen schon heute irgendwelche 
praktische Folgerungen für eine Annäherung der kommunistischen 
und sozialistischen Internationale ergeben könnten, ist durch die Tat­
sachen in keiner Weise gerechtfertigt. Je mehr die Vertreter der 
russischen Wirklichkeit gegenüber Sinowjew in Rußland recht be­
halten, um so weniger werden sie heute bereit sein, sich den Kampf 
zu erschweren durch die Herausforderung des Widerstandes der 
Träger der echten Leninschen Ideologie. In deren Geist wird die 
Kommunistische Internationale zunächst weiter geführt und damit 
haben wir zu rechnen.
Wir sind überzeugt, daß der tatsächliche Gang der Entwicklung 
die der Kommunistischen Internationale folgenden Arbeiter immer 
mehr zur Erkenntnis führen wird, daß die Beendigung des die Kräfte 
der Arbeiterklasse zersplitternden Kampfes, den die Kommunistische 
Internationale gegen die Arbeiterparteien und Gewerkschaften aller 
Länder führt, ein Lebensinteresse der gesamten Arbeiterbewegung 
ist.
Wir sind überzeugt, daß auch in Rußland der Tag kommen wird, 
wo der Wahnsinn des Systems, daß eine einzige Partei das aus­
schließliche Monopol auf politische Betätigung in Händen hält und
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mit diktatorischen Mitteln sozialistische Parteien unterdrückt, ein 
Ende finden wird.
Erst wenn sozialistische Parteien auf Grund des freien Bekennt­
nisses der Überzeugung der klassenbewußten Arbeiter legal, ohne 
Terrorakten ausgesetzt zu sein, sich in der Sowjetunion betätigen 
können, erst dann wird der Moment gekommen sein, wo die Dis­
kussion der Probleme der großen Gegensätze der Prinzipien und der 
Taktik des Proletariats mit irgendeiner Aussicht auf Erfolg begonnen 
werden kann.
Die sicherste Bürgschaft aber, daß dem entsetzlichen Kräftever­
brauch der Arbeiterklasse, der in den Spaltungen begründet ist, Ein­
halt getan wird, liegt in dem stetigen und unbeirrbaren Fortschritt 
des Aufbaues der Sozialistischen Arbeiter-Internationale. Je kräftiger 
sie wird, um so näher ist der Tag, wo das Weltproletariat wieder 
vereinigt sein wird in einer allumfassenden Internationale.
2. Die Parteien.
Das organisatorische Gefüge der S. A. I. zeigt in der Berichts­
periode das Bild immer größer werdender 3 1 a b i 1 i t ä t und V e r ­
b u n d e n h e i t .  Die einzelnen Parteien, die der S.A.I. angeschlossen 
sind, haben fast ohne Ausnahme an Aktionsfähigkeit und an Organi­
sationsumfang gewonnen. Darüber gibt im einzelnen der Abschnitt 
„Die angeschlossenenParteien“ Auskunft. Die Zusammensetzung der 
S. A. I., was die Parteien betrifft, ist im wesentlichen dieselbe ge­
blieben. Sie hat eine Partei verloren und zwei Parteien gewonnen. 
Die n o r w e g i s c h e  Sozialdemokratische Partei mußte, um die 
Einigung im Lande zu ermöglichen, trotz schwerer Bedenken in 
ihren Reihen darauf verzichten, daß die norwegischen Arbeiter für 
die nächste Zeit der S.A. I. angeschlossen sind. Dagegen hat die 
s c h w e i z e r i s c h e  Sozialdemokratie ihren Eintritt in die S. A. I. 
an ihrem Parteitag am 7. November 1926 mit sehr großer Mehrheit 
vollzogen. Ebenso ist der Arbeiterverband I s l a n d s  mit Beschluß 
seines Parteitages vom 3.—12. Dezember 1926 der S. A. I. bei­
getreten. Außer in Norwegen, Irland and Albanien hat die S. A. I. in 
allen Ländern Europas angeschlossene Parteien. Nicht so erfreulich 
ist die Lage in den anderen Weltteilen. Die Zahl der angeschlossenen 
Parteien in ihnen ist dieselbe geblieben wie zur Zeit des Marseiller 
Kongresses, ihre innere Kraft hat keine entscheidende Steigerung 
erfahren. Langsam macht sich eine Ausbreitung des Wirkungs­
gebietes des I. G. B. in anderen Kontinenten bemerkbar, womit die 
Voraussetzungen geschaffen wären, um auch auf politischem Gebiet 
die internationalen Beziehungen auszubauen.
In den Ländern, in denen mehrere Parteien der S. A. I. ange­
schlossen sind, hat sich eine Tendenz zu stärkerer G e s c h l o s s e n ­
h e i t  offenbart. Insbesondere ist dies in der T s c h e c h o s l o w a -  
k e i der Fall, wo der gemeinsame Parteitag vom 28. bis 29. Januar
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1928 einen entscheidenden Fortschritt bedeutet. In P o 1 e n hat sich 
ein Teil der U. S. P. der P. P. S. angeschlossen, die organisatorische 
Verbundenheit der deutschen sozialdemokratischen Partei in Polen 
ist nicht nur gewachsen, sondern ihr Zusammenwirken mit der Pol­
nischen sozialistischen Partei ist wesentlich gebessert worden. In 
Ö s t e r r e i c h  besteht das vollste Einvernehmen zwischen der 
deutschen und tschechischen Sozialdemokratie.
Eine ernstere Abspaltung hat nur in A r g e n t i n i e n  stattge­
funden, wo sich neben der sozialistischen Partei eine Unabhängige 
Sozialistische Partei bildete. Während die erstere der S. A. I. bereits 
seit 1924 angehört, hat die letztere auf ihrem konstituierenden Par­
teitag beschlossen, um die Aufnahme in die S. A. I. anzusuchen. Die 
Exekutive der S. A. I. wird sich mit den Parteiverhältnissen in Ar­
gentinien in ihrer Sitzung im August 1928 zu beschäftigen haben.
3. Exekutive, Büro und Geschäftskommission.
a) Das Exekutivkomitee der S.A. I.
Die Exekutive hat regelmäßig alle halbe Jahre eine zweitägige 
Beratung abgehalten. Ihre Funktionsfähigkeit und Arbeitsleistung 
ist in der Berichtsperiode weiter gestiegen.
Durch die Revision der Stimmenverteilung in der Exekutiv­
sitzung gelegentlich des Marseiller Kongresses erhielten folgende 
Länder eine direkte Vertretung in der Exekutive : Bulgarien, Lett­
land, Österreich (tschechische S. P.) und Palästina. Zwei Sitze 
in der Exekutive statt einen erhielten Holland und Polen, drei statt 
zwei Frankreich.
Im Laufe der Berichtsperiode sind eine Reihe von Änderungen 
in der Zusammensetzung der Exekutive eingetreten, die zum Teil 
auf die Bestimmung des Artikels 15 der Statuten zurückgehen, wo­
nach „beim Eintritt eines Exekutivmitgliedes in ein Ministerium 
automatisch seine Mitgliedschaft in der Exekutive erlischt4*. Andere 
Änderungen in der personellen Zusammensetzung der Exekutive 
erfolgten infolge des Austrittes früherer Exekutivmitglieder aus dem 
Ministerium. Der erste Fall traf auf die Genossen Zeelens (Lettland) 
und Hermann Müller (Deutschland) zu. Der zweite für die Genossen 
Hansson und Möller (Schweden), Stauning (Dänemark), Zeelens 
(Lettland) und Vandervelde (Belgien). Genosse Etchegoin (Argen­
tinien) schied, da er sich bei der Spaltung der Unabhängigen Sozia­
listischen Partei Argentiniens anschloß, aus der Exekutive aus. Der 
neue Vertreter der Argentinischen Partei ist zur Zeit des Ab­
schlusses dieses Berichtes noch nicht bestimmt. Seit dem Beitritt 
der Sozialdemokratischen Partei der Schweiz zur S. A. I. (l. Januar 
1927) gehört Genosse Grimm der Exekutive an. An Stelle von Eng­
berg und Lindström, die während der Dauer der Tätigkeit von 
Hansson und Möller im Schwedischen Ministerium an deren Stelle
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in der Exekutive getreten waren, traten nach dem Rücktritt der 
sozialdemokratischen Regierung Schwedens Hansson und Möller 
wieder in die Exekutive ein (Juli 1926). Im Januar 1927 kehrte 
Stauning wieder in die Exekutive zurück, während Andersen, der 
im April 1924 an seine Stelle getreten war, aus der Exekutive aus­
trat. Im gleichen Monat trat Zeelens infolge seines Eintritts in die 
lettische Regierung als Mitglied der Exekutive zurück und wurde 
durch Kalnin ersetzt. Im Februar 1928, nach dem Rücktritt der 
lettischen Regierung trat Zeelens wieder an die Stelle von Kalnin. 
Im November 1927 trat Genosse Vandervelde wieder in die Exe­
kutive der S. A. I. ein, während Van Roosbroeck dieser nunmehr 
als Kassierer mit beratender Stimme angehört. Im Juni 1928 wurde 
Hermann Müller nach der Bildung der neuen deutschen Regierung 
durch Stelling ersetzt. Durch das Aufhören der organisatorischen 
Verbindungen mit der Norwegischen Sozialdemokratie erlosch die 
Mitgliedschaft Nilssen’s in der Exekutive (Januar 1927).
Von dem Recht der Parteien, Ersatzmänner an Stelle ihrer 
ordentlichen Vertreter in die Exekutive zu entsenden, haben die 
einzelnen Parteien mit Rücksicht auf Erfordernisse der politischen 
Lage im eigenen Lande, verschiedentlich Gebrauch gemacht.
Punkt 11 der Statuten gewährt den Ländern (Nationen), die 
weniger als drei Kongreßstimmen haben, das Recht, sich zu 
Gruppen zusammenzuschließen, die auf je drei Kongreßstimmen 
einen Vertreter in der Exekutive erhalten. Demgemäß bestanden 
zur Zeit des Marseiller Kongresses folgende Länder- bzw. Partei­
gruppen: I.:U. S. P. Polen, Deutsche S. P. in Polen, Jugoslawien, 
Litauen. II. Griechenland, Ungarische S. P. in der Tschechoslowa­
kei, Ungarische Emigrantengruppe Vilagossag. III. Estland, Pol­
nische S. P. in der Tschechoslowakei.
Während der Berichtsperiode hat sich die deutsche S. P. in 
Polen mit der Sozialdemokratischen Partei in Danzig zu einer 
Gruppe zusammengeschlossen, die ihren Vertreter in der Exekutive 
noch nicht bestimmt hat. Die erste Ländergruppe, die nunmehr über 
5 Kongreßstimmen verfügt, behielt ihre Vertretung in der Exekutive 
bei. Die zweite Gruppe löste sich infolge der Angliederung der Un­
garischen S. P. in der Tschechoslowakei an die Tschechoslowaki­
sche Sozialdemokratische Arbeiterpartei (Oktober 1926) auf.
Ohne Vertretung in der Exekutive sind derzeit folgende Par­
teien : Britisch-Guyana, China, Griechenland, Irland, Luxemburg, 
Portugal, Ruthenische S. P. in der Tschechoslowakei, Türkei, Un­
garische Emigrantengruppe „Vilagossag“.
Gemäß dem Beschluß der Exekutive in Luxemburg (Februar 
1924) gehören je ein Vertreter der Sozialistischen Jugend-Inter­
nationale und des Internationalen Sozialistischen Frauenkomitees 
der Exekutive der S. A. I. mit beratender Stimme an.
Die Exekutive der S. A. I. setzt sich daher gegenwärtig aus fol­
genden Mitgliedern zusammen :
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Amerika (Vereinigte Staaten): Berger, Hillquit
Argentinien: derzeit nicht bestimmt
Armenien: Isahakianz
Belgien: de Brouckfcre, Vandervelde
Bulgarien: Sakasoff
Dänemark: Stauning, Madsen
Deutschland: Crispien, Stelling, Wels
Finnland: Wiik
Frankreich: Bracke, Longuet, Renaudel 
TseretelliGeorgien:





Deutsche S. D. A. P. Bauer, Skaret










Tschechoslowakische S. P.: Soukup




I. U. S. P. Polen, Jugoslawien, Lithauen: Topalovic.
11. Estland, Polnische S. P. in Tschechoslowakei: Rei.
III. Danzig, Deutsche S. P. in Polen: Vertreter noch nicht bestimmt 
Jugend-Internationale: Heinz
Internationales Frauenkommlttee: Popp.
Ohne Mitglieder zu sein nahmen folgende Genossen entweder 
mit beratender Stimme oder als Gäste an Sitzungen der Exekutive 
teil :
Sitzung in London (November 1925) : Carlin, Gillies, Jenkins, 
Jowett, Williams (Großbritannien).
Sitzung in Zürich (April 1926) : Gillies (Großbritannien).
Sitzung in Zürich (August 1926) : Gillies (Großbritannien), Goe- 
bel (Vereinigte Staaten von Amerika).
Sitzung in Paris (Februar 1927): Eang-Pien-Tang, Ly Wempey, 
Yang Kantao (China), Gillies (Großbritannien).
Sitzung in Brüssel (September 1927) : Albarda (Holland), Blum 
(Frankreich), Gillies (Großbritannien) Kleerekoper (Holland).
Sitzung in Zürich (Februar 1928) : Gillies (Großbritannien).
Außerdem haben gemäß Artikel 19 der Statuten, während der 
Zeit bis zur Verlegung des Sekretariats nach Zürich, an der Sitzung 
der Exekutive in London (November 1925) die Genossin Bell, ferner 
Brailsford und Buxton als Mitglieder der Geschäftskommission mit 
beratender Stimme teilgenommen.
Uber die Teilnahme an den Sitzungen der Exekutive unterrichtet 
folgende Tabelle :
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Nahm te il an den S itzungen in


































































Berger Mai 1923 M — — — — — —
Goebel Z X X X z X X X
Hillquit Mai 1923 M — — — — M —
A rgen tin ien 1)
Etchegoin März 1925 M M — — — X X
A rm enien
Isahakianz März 1925 M M — — M M M
B elg ien
De Broukère Mai 1923 M M M M M — M
Van Roosbroeck2) Juli 1925 M M M M M M K
Vandervelde3) November 1927 X X X X X X M
B ulgarien4)
Sakasoff M — — — — — —
China
Eang-Tien-Tsan Z X X X X z X X
Ly Wempey Z X X X X z X X
Yang Kantao Z X X X X z X X
D anem ark
Andersen April 1924 — Jan. 1927 M — M — s X X
Stauning Januar 1927 X X X X — — M
Madsen Mai 1923 M — — — — — M
D eutschland
Wels Mai 1923 M M M M M M M
Crispien Mai 1923 M — M M M M M







X S X X
Helo S X X s X X X s
Frankreich
Bracke Mai 1923 M M M M M M M
Longuet Mai 1923 M M M M M M M
Renaudel August 19256) M — M M M M M
Blum Z X X X X X Z X
G eorgien
M MTseretelli Mai 1923 M M M M M
G roßbritannien
Allen7) Mai 1923 — Nov. 1925 M X X X X X X
Brockway November 1925 X M M M M M —
Cramp Februar 1924 M M M M M M M
Henderson Februar 1925 M — M — M M M
Macdonald S — S X X X X X
Kirkwood S X X X X X X S
1) Schied infolge Zugehörigkeit zur Unabhängigen Sozialistischen Partei 
Argentiniens aus (1927).
2) Bis November 1927 statt Vandervelde, dann als Kassierer der S. A. J.
3) Nach dem Rücktritt der Koalitionsregierung wieder Mitglied der 
Exekutive (November 1927).
4) Ab Marseille eigene Vertretung in der Exekutive.
5) Infolge Eintritt ins Ministerium zurückgetreten. An seine Stelle tritt 
Stelling.
6) Ab Marseille Dreiervertretung in der Exekutive.
7) Im November 1925 aus Gesundheitsrücksichten zurückgetreten.
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Genossin Bell A A A X X X X X
Brailsford A — A X X X X X
Buxton A A A X X X X X
Shaw A A X X X X X X
Carlin Z X Z X X X X X
Jenkins Z X Z X X X X X
Jowett Z X Z X X X X X
Williams s X X X s X X X
Gillies Z Z Z Z Z Z Z Z
H olland
Vliegen Mai 1925 M M M M M M M
Wibaut8) August 1925 S M M M M M M
Aloarda Z X X X X X Z X
Kleerekoper Z X X X X X Z X
Italien
Levi s s X X X X X X
Modigliani Mai 1923 — — — M M M M
Treves Mai 1923 — — — — M M M
Turati s s s X X X X X
Lettland -
Kalnin9) Jan. 1927 — Febr. 1928 s X X X M M X
Zeelens — — — — X X —
N o rw eg en 10)
Nüssen — — — —
Fostervoll s s X s X
Österreich
Bauer Mai 1923 M M M M M M M
Wawrousek11) August 1925 — — M — — M —
Ellenbogen s X X S X X X X
Skaret Mai 1923
P a lä stin a 12)
Kaplansky August 1925 — — — — — — —
Locker s X X s s S X X
Jarblum s X X X X X s s
P olen
Diamand Mai 1923 M M M M M M —
Niedzialkowski13) August 1925 S — M — M M —
R um änien
Pistiner Dezember 1923 M — — M — M —
Voinea s X X X X S X X
R ußland
Abramowitsch Mai 1923 M M M M M — M
Suchomlin Mai 1923 M M M — M M -
Stalinsky s X X X S X X S
Dan s X X X X X S X
Spanien
Besteiro Mai 1924 M M M — — — —
8) Ab Marseille zweiter Sitz in der Exekutive.
9) Ab Marseille eigene Vertretung in der Exekutive. Bis Januar 1927 Zeelens, 
dann Kalnin, ab Februar 1928 Zeelens.
10) Organisatorische Verbindung besteht seit Januar 1927 nicht mehr.
n) Ab Marseille eigene Vertretung in der Exekutive.
12) Ab Marseille eigene Vertretung in der Exekutive.
13) Ab Marseille zweiter Sitz in der Exekutive.
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Nahm te il an  den Sitzu n g en  in





























































< < u. CO b.
Schw eden
Engberg Okt. 1924 — Juli 1926 M M M X X X X
Lindström Okt. 1924 — Juli 1926 M M — X X X XMöller Juli 1926 X X X X M M M
Hansson Juli 1926 X X X X M M M
S ch w eiz14)
Grimm
T chechoslow akai
Januar 1927 M M M
Soukup August 1925 M — M M M M M
Czech Mai 1923 M — M M — — —
Taub S 
U kraine
X X X X X S X
Bezpalko Juni 1925 M — — M M — —
Mazepa Z X X X X X X z
Fedenko S X X X X X X s
Matjuschenko Z 
U ngarn
z X X X X X X
Peidl Februar 1924 M M — — — — —
Peyer S 
Gi uppe:
P o le n , U. S. P.
X X s S S X X
P olen , D. S. A. PJ5)
J u g o s la w ie n
L itauen
Drobner Mai 1923 M — M — — — —
Topalovic S Mai 1923 Z — X X s X s
Kruk X X X X X s X
Giuppe: 16) 
G riechenland  
U ngarn i. d. Tchedi. 
V ila g o ssa g













F rau en kom itee
Mai 1923 Sec. Sec. Sec. Sec. Sec. Sec. Sec.
Popp
Jugend-Internat.
Februar 1924 Z — Z z — z Z
Heinz Februar 1924 z — — z —
l4) Beitiitt der Partei im November 1926.
!5) Bildet jetzt mi Danzig eine neue Gruppe.
!6) )iese Gruppe besteht infolge der Vereinigung der ungarischen S. P. in 
der Tschechoslowakei mit der Tschechischen Sozialistischen Arbeiterpartei seit 
Oktober 1926 nicht mehr.
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Zeichenerklärung : M Mitglied der Exekutive
S Stellvertreter
A Mitglied der Geschäftskommission 
Sec Sekretär 
K Kassierer
Z Teilnehmer mit beratender Stimme 
— in der Sitzung nicht anwesend 
X zurzeit nicht Mitglied der Exekutive
Wir geben nunmehr eine summarische Übersicht der Sitzungen 
der Exekutive seit Marseille und ihrer Beschlüsse:
Sitzung der Exekutive in Marseille.
19.—21. und 27. August 1925.
V o r s i t z :  Henderson.
Unmittelbar vor dem Internationalen Kongreß und am Schlußtag des 
Kongresses hielt die Exekutive der S. A. I. Sitzungen ab, in denen Vor­
bereitungen für den Kongreß getroffen, die Verlegung des Sekretariats 
nach Zürich beschlossen, die sich daraus ergebenden organisatorischen 
Angelegenheiten geordnet wurden. Es wurde ferner die Lage in Ungarn 
besprochen.
B e s c h l ü s s e :
Wahl der Mandatprüfungskommission des Kongresses.
Wahl der Delegierten der Exekutive zur Internationalen Frauenkon­
ferenz.
Neuregelung der Stimmenverteilung.
Wahl zweier Büromitglieder: Statt Vandervelde wird de Brouckere, 
statt Cramp Henderson gewählt.
Es wird beschlossen, das Sekretariat der S. A. I. nach Zürich zu ver­
legen.
Vom Zeitpunkt der Verlegung des Sitzes des Sekretariats nach Zürich 
ab fungiert das Büro als Geschäftskommission.
Henderson wird zum Vorsitzenden der Exekutive, des Büros und der 
Geschäftskommission, van Roosbroeck zum Kassierer gewählt.
Die Bildung der Parteiengruppe: Griechenland, Ungarn in der Tsche­
choslowakei, Vilagossag und die Entsendung von Kunfi (Stellvertreter 
Yannios) in die Exekutive wird zur Kenntnis genommen.
Die Aufnahme der Sozialdemokratischen Partei Chinas wird be­
schlossen.
Die sozialdemokratische Partei Ungarns und die sozialistische Arbeiter­
partei Ungarns werden zu Verhandlungen miteinander aufgefordert.
Vertretung Rußlands im Büro: Die Demission Kautskys als Vorsitzender 
der Dreierkommission wird zur Kenntnis genommen. Siehe Seite 99 
des Marseiller Protokolls.
Sympathiekundgebung der Exekutive für die streikenden Bankange­
stellten in Marseille.
Protest gegen die Hinrichtung eines Kommunisten in Warschau.
Sitzung der Exekutive in London.
4. und 5. November 1925.
V o r s i t z :  Cramp und Wibaut.
T a g e s o r d n u n g :  Die Verträge von Locarno. 2. Der Achtstunden­
tag. 3. Gemeinsame Kommission mit dem I. G. B. für Wanderungsfragen..
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4. Angelegenheiten einzelner Länder (Marokko, Ungarn, Estland). 5. Or­
ganisatorisches und Finanzielles. 6. Verschiedenes.
B e s c h l ü s s e :
Verträge von Locarno. Siehe Kapitel über den Völkerbund.
Marokko: Resolution betr. Zulassung des roten Halbmondes und des 
roten Kreuzes. Siehe Bulletin Jahrgang 2, Nr. 4.
Wanderungsfragen: De Brouckere, Cramp und Diamand werden als 
Kommission zur Verhandlung mit den Delegierten des I. Q. B. ge­
wählt.
Italien: Siehe Bericht über Faszismus.
Ungarn: Siehe Bericht über Kampf gegen politische Verfolgungen. 
Estland: Das Sekretariat wird beauftragt, eine Anfrage über die Lage 
und die Aktion der Partei an diese zu richten.
Kurdische Frage: Bericht und Antrag von Isahakianz werden den Exe­
kutivmitgliedern zur Prüfung übergeben.
Finanzielles: Die Beiträge der italienischen, ungarischen und russischen 
Parteien werden erlassen. Regelung der Rückstände.
Sitzung der Exekutive in Zürich.
11. und 12. April 1926.
V o r s i t z :  Henderson.
T a g e s o r d n u n g :  1. Bericht des Sekretariats und des Kassierers.
2. Der Weltwanderungskongreß. 3. Allgemeine politische Fragen (Völker­
bund, Wirtschaftskonferenz, Abrüstungskonferenz, Kolonialpolitik, Bezie­
hungen zur kommunistischen Internationale, Maiaufruf). 4. Fragen einzelne 
Länder betreffend. 5. Achtstundentag. 6. Pressedienst und Archiv der In­
ternationale. 7. Organisatorische Fragen. 8. Festsetzung des Internationalen 
Kongresses 1927 und der nächsten Exekutivsitzung. 9. Verschiedenes. 
B e s c h l ü s s e :






Delegation der Exekutive an den Weltwanderungskongreß: Henderson 
und Adler.
Beschluß auf Abhaltung einer Konferenz technischer Pressesachverstän­
diger.
R e s o l u t i o n e n :
Völkerbund. Siehe Bericht über den Völkerbund.
Italienische Vertretung im Internationalen Arbeitsamt. Siehe Bericht 
über den Kampf gegen den Faszismus.
Einigungskonferenz mit der Kommunistischen Internationale. Siehe dort.
Sitzung der Exekutive in Zürich.
28. und 29. August 1926.
V o r s i t z :  Vliegen.
T a g e s o r d n u n g - :  1. Berichteerstattung über die Exekutivsitzungen 
in der Presse. 2. Bericht des Sekretärs und des Kassierers. 3. Völkerbund. 
4. Achtstundentag. 5. Fragen einzelne Länder betreffend. (Italien, Ungarn, 
Ukraine, Tschechoslowakei.) 6. Internationales Frauenkomitee. 7. Sport- 
Internationale. 8. Organisatorische Fragen. 9. Nächster Internationaler 
Kongreß und nächste Exekutivsitzung und 10. Verschiedenes.
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B e s c h l ü s s e  :
Es wird den Exekutivmitgliedern freigestellt, unter ihrem vollen Na­
men Berichte über die Exekutivsitzungen zu veröffentlichen.
Bericht des Sekretärs und des Kassierers: werden einstimmig zur 
Kenntnis genommen.
Beschwerden über die Politk der ukrainischen Sozialdemokratie: der 
Minoritätskommission der S. A. I. zugewiesen.
Sport-Internationale. Es wird beschlossen, das gesamte Problem der 
Beziehungen zu proletarischen Kulturorganisationen auf die Tages­
ordnung der nächsten Exekutivsitzung zu stellen.
Wahl zweier Büromitglieder: Statt Engberg wird Möller, statt Hen- 
derson für die Zeit seiner Abwesenheit Cramp gewählt.
Sekretariat wird beauftragt, das Einvernehmen der Parteien der Tsche­
choslowakei betr. die Stimmenverteilung herzustellen.
Russische Vertretung im Büro: wird vertagt.
Sekretariat wird beauftragt, Vorschläge für eine Internationale Sozia­
listische Konferenz auszuarbeiten.
An Georg Kutschin wird ein Begrüßungstelegramm abgesendet.
Beschluß auf Gründung eines Pressefonds der S. A. I. Siehe Finanz­
bericht.
Einsetzung einer Kommission über die Demokratisierung des Völker­
bundes.
R e s o l u t i o n e n  :
Resolution über den Völkerbund. Siehe dort. Achtstundentag. Siehe dort.
Sitzung der Exekutive in Paris.
12. und 13. Februar 1927.
V o r s i t z :  Henderson.
T a g e s o r d n u n g :  1. Bericht des Sekretariats und des Kassierers.
2. Die allgemeine politische Lage: a) Die Kriegsgefahren (China, Amerika, 
Südosteuropa); b) Der Kampf für die Demokratie und gegen die politischen 
Verfolgungen; c) Rüstungs- und Abrüstungsfragen; d) Andere Völker­
bundsfragen; e) Vorbereitungen für die Wirtschaftskonferenz. 3. Achtstun­
dentag. 4. Fragen einzelne Länder betreffend. 5. Internationale Frauen­
organisation. 6. Stimmenverteilung und andere organisatorische Fragen. 
7. Pressefragen und Archiv der Internationale. 8. Festsetzung der näch­
sten Exekutivsitzung. 9. Verschiedenes.
B e s c h l ü s s e  :
Drei Vertreter der Sozialdemokratischen Partei Chinas werden einge­
laden, der Sitzung beizuwohnen.
Delegation von van Roosbroeck und Wibaut zur Beerdigung von Gu­
stave Rouanet.
Berichte des Sekretariats und des Kassierers: Werden zur Kenntnis 
genommen.
Einsetzung einer Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen 
Gefangenen. Siehe Bericht der Kommission.
Protest gegen die Verfolgungen in Polen.
Herausgabe von Broschüren über die russichen Waffenlieferungen Tiach 
Deutschland durch die deutsche und die französische Partei: werden 
zur Kenntnis genommen.
Abwehrmaßnahmen gegen den Krieg (Antrag I. L.P.): Den Parteien 
zur Stellungnahme zugewiesen.
Beschluß, im Falle unmittelbarer Kriegsgefahr Einvernehmen zwischen 
I. G. B. und S. A. I. herzustellen.
II. 20
Vorschlag der britischen Arbeiterpartei betr. Konvention zur friedlichen 
Beilegung nichtjuristisgher internationaler Konflikte: wird den Par­
teien zur Prüfung überwiesen.
Beitritt der Sozialistischen Arbeiterpartei Islands : wird zur Kenntnis 
genommen.
Stimmenzuteilung an die Sozialistische Partei der Schweiz.
Entwurf über Schaffung einer Internationalen Konferenz: wird den Par­
teien zugewiesen.
Statut für internationale Frauenkonferenzen: wird beschlossen.
Jugendschutzprogramm: wird angenommen.
Subventionen an Sozialistische Jugend-Internationale: wird bewilligt.
Bericht des Sekretariats betr. Archiv der Internationale: wird zur Kennt­
nis genommen.
Festsetzung des Datums des Internationalen Kongresses 1928. 
R e s o l u t i o n e n  :
Manifest betr. Kriesgefahr. Siehe politischer Bericht.
Kampf für die Demokratie und gegen die politischen Verfolgungen.
Siehe Bericht über den Kampf gegen die politischen Verfolgungen.
Sitzung der Exekutive in Brüssel.
11. und 12. September 1927.
V o r s i t z :  Henderson.
T a g e s o r d n u n g :  1. Bericht des Sekretärs. 2. Bericht des Kas­
sierers. 3. Vorbereitungen für den Internationalen Kongreß 1928. 4. Be­
richt der Abrüstungskommission der S. A. I. 5. Bericht der Kolonialkom­
mission der S. A. I. 6. a) Stellungnahme zur Todesstrafe; b) Reform des 
Strafverfahrens. 7. Achtstundentag. 8. Organisatorische Fragen. 9. Inter­
nationaler Jugendschutz. 10. Fragen einzelne Länder betreffend. 11. Fest­
setzung der nächsten Exekutivsitzung. 12. Verschiedenes.
B e s c h l ü s s e :
Berichte des Sekretariats und des Kassierers: werden zur Kenntnis 
genommen.
Festsetzung der provisorischen Tagesordnung des Internationalen Kon­
gresses.
Einberufung einer Sitzung des Frauenkomitees in Köln: dem Vorschlag 
wird zugestimmt.
Beziehungen zu proletarischen Kultur Organisationen: siehe dort.
Sekretariat wird beauftragt, Bericht über die Möglichkeiten der Errich­
tung einer Abteilung des Sekretariats betr. die weltwirtschaftlichen 
Probleme zu erstatten.
Strafreform: Die Parteien werden aufgefordert, Material für die Aus­
arbeitung eines Programms einzusenden.
R e s o l u t i o n e n  :
Betr. Bericht der Abrüstungskommission: siehe dort.
Betr. Liga gegen koloniale Unterdrückung.
Für die Abschaffung der Todesstrafe.
Sitzung der Exekutive in Zürich.
25. und 26. Februar 1928.
V o r s i t z :  Henderson.
T a g e s o r d n u n g :  1. Bericht des Sekretariats. 2. Bericht des
Kassierers. 3. Vorbereitungen für den Internationalen Kongreß in Brüssel. 
4. Bericht der Abrüstungskommission der S. A. I. 5. Bericht über die Nord­
ostkonferenz und andere politische Fragen. 6. Achtstundentag. 7. Orga­
nisatorische Fragen. 8. Fragen einzelne Länder betreffend. 9. Festsetzung 
der nächsten Exekutivsitzung. 10. Verschiedenes.
II. 21
Be s c h l ü s s e :
Berichte des Sekretariats und des Kassierers: werden zur Kenntnis ge­
nommen.
Erhebung eines Kongreßbeitrages von 25% der ordentlichen Beiträge.
Erhöhung der Beiträge ab 1929.
Festlegung der Tagesordnung des Internationalen Kongresses.
Bericht der Abrüstungskommission: wird angenommen.
Bericht über die nordosteuropäische Konferenz: wird zur Kenntnis ge­
nommen.
Protest gegen Gefangenhaltung Bujors.
Dem Internationalen Kongreß wird ein Antrag auf Abschaffung der 
Todesstrafe vorgelegt.
Aufnahmegesuch einer abgesplitterten sozialistischen Gruppe der Polen 
in der Tschechoslowakei: wird abgelehnt.
Aufnahmegesuch der sozialdemokratischen Partei der Türkei: wird zu­
rückgestellt.
Sekretariat wird ermächtigt, Vorarbeiten für die Herausgabe eines 
Handbuches des Sozialismus einzuleiten.
Vorschlag an den Kongreß betr. Statutenänderung.
R e s o l u t i o n e n  :
Gegen das Wettrüsten zur See. Siehe Abrüstungsbericht.




b) Das Büro der S. A.I.
In der Zusammensetzung des Büros der S. A. I. traten folgende 
Veränderungen ein : Im August 1925 wurde an Stelle von Cramp 
Henderson und an Stelle Vandervelde’s De Brouckere gewählt. Im 
Februar 1928 ist Vandervelde wieder an die Stelle De Brouckere’s 
getreten. Im August 1926 wurde an Stelle von Engberg (Schweden) 
Möller gewählt. Engberg war für die Dauer der Tätigkeit Möller’s 
in der schwedischen Regierung an dessen Stelle getreten. Nach dem 
Rücktritt der schwedischen Regierung trat Möller wieder in das 
Büro ein.
Die Frage der russischen Vertretung im Büro fand in der Be­
richtsperiode keine definitive Lösung. Suchomlin nahm an den 
Sitzungen des Büros teil.
Demgemäß setzt sich das Büro der S. A. I. gegenwärtig aus 
folgenden Genossen zusammen : Abramowitsch (Rußland), Bauer 
(Österreich), Bracke (Frankreich), Henderson (Großbritannien), 
Modigliani (Italien), Möller (Schweden), Vandervelde (Belgien), 
Vliegen (Holland), Wels (Deutschland).
Über die Teilnahme an den Bürositzungen unterrichtet folgende 
Tabelle (Zeichenerklärung siehe Seite II, 18).
II. 22
Nahm teil an den Sitzungen in







































































































Isahakianz X X X X X X z X X X
B elg ien
Vandervelde Februar 1928 X X X X X X X X M M
v a n  Roosbroeck K — K — K K — K — K K
De Brouck&re Juni 1925 —Febr. 1928 M M — M — M — — X X
Deutschland
Wels Mai 1923 M M M M M — M M M M
Frankreich
Bracke Mai 1923 M M — M M — M M M M
Evrard S X X S X X X X X X X
Longuet Z X X X X X X Z X X X
Renaudel Z X X X X X X z X X X
G eorgien
Tseretelli Z X X X X X X z X X X
G roßbritannien
Henderson August 1925 — M — — M — — M M M
Gillies Z X X X X X X X z z X
Brockway Z X X X X X X z X X X
Cramp S s X X s z X X X X X
Bell A A X X X X X X X X X
H olland
Vliegen Mai 1925 M M M M M M M M M M
Wibaut Z X X X X X z X X X X
Italien
Modigliani Mai 1923 — — — M M M M M M M
Treves Z X X X X X Z X X X X
J u g o s la w ie n
XTopalovitsch Z X X X X X z X X X
O esterreich
Bauer Mai 1923 M M M M M — — M M M
Rußland
Abramowitsch Mai 1923 M — M M — M — M M
Dan S X X X X X X X S X X
Suchomlin Z z — — — z X z z — z
S k an d in avien
Engberg Mai 1925 —Aug. 1926 M M — — X X X X X X
Möller August 1926 X X X X M — — M M —
Schw eiz
Grimm A Januar 1927 X X X X M — M M M M
T chechoslow akei
Soukup Z X X X X X X z X X X
S ekretär
Adler S e c S e c S e c S ec S e c S e c S e c S e c S e c S e c
Außer den in der Tabelle angeführten Teilnehmern waren bei den 
gemeinsamen Sitzungen des Büros der S. A. I. und des I. G. B. als 
dessen Vertreter anwesend:
Sitzung in Amsterdam (26. Februar 1927): Jouhaux, Mertens, Leipart 
Buozzi, Oudegeest, Sassenbach, Brown.
Sitzung in Paris (3. April 1927), Jouhaux, Mertens, Jan Oudegeest.
II. 23
Wir geben im folgenden eine kurze Übersicht über die Sitzungen 
des Büros :
Sitzung des Büros in London 
am 5. November 1925
V o r s i t z :  Cramp.
Verlegung des Sekretariats nach Zürich, Personal des Sekretariats, 
Anstellungsreglement.
Sitzung des Büros in Zürich 
am 10. April 1926.
V o r s i t z :  Henderson.
Das Büro bereitete die Sitzung der Exekutive vor und erledigte eine 
Reihe administrativer Maßnahmen.
Sitzung des Büros in Amsterdam 
am 11. Mai 1926.
V o r s i t z :  Vliegen.
Das Büro beschäftigte sich mit der Lage in Großbritannien und erließ 
einen Aufruf über den Generalstreik in England. Außerdem wurden admi­
nistrative Fragen erledigt.
Gemeinsame Sitzung der Büros der S. A. /. und des I. G. B. 
in Amsterdam, 11. Mai 1926.
V o r s i t z :  Jouhaux.
Die Beratung betraf die englische Generalstreikbewegung. Es wurde 
ferner beschlossen, mit Rücksicht auf die Lage in England den Weltwande­
rungskongreß zu vertagen.
Sitzung des Büros in Zürich 
am 27. August 1926.
V o r s i t z :  Vliegen.
Das Büro behandelte die Tagesordnung der Exekutivsitzung, beschloß 
die Gründung des Matteotti-Fonds und behandelte eingehend die Lage in 
Norwegen.
Sitzung des Büros in Paris.
11. Februar 1927.
V o r s i t z :  Henderson.
Die Vorbereitung der Exekutivsitzung, Wahl der Verwaltungskommis­
sion für den Matteotti-Fonds. (Siehe dort.)
Gemeinsame Sitzung der Büros der S. A. /. und des /. G. B. in Amsterdam.
26. Februar 1927.
V o r s i t z :  Jouhaux.
Die Beratung betraf die Lage der italienischen Arbeiterbewegung. Be­
schluß siehe Bericht über den Kampf gegen den Faszismus. Zur Vorbe­
reitung der Weltwirtschaftskonferenz des Völkerbundes wird eine Beratung 
der Vertreter des I. G. B. und der S. A. I. einberufen. (Siehe dort.)
Gemeinsame Sitzung der Büros der S. A. 1. und des /. G. B. in Paris.
3. April 1927.
V o r s i t z :  Adler, Oudegeest.
Die gemeinsame Beratung betraf die Kriegsgefahr in Südosteuropa und 
in China. Die Sitzung beschäftigte sich ferner mit den Angriffen des 
Faszismus auf die internationalen Institutionen. Die Beschlüsse siehe die 
entsprechenden Kapitel dieses Berichtes.
II. 24
Sitzung des Büros in Paris.
4. April 1927.
Vo r s i t z :  Vliegen.
Es wurde die endgültige Redaktion des Mai-Aufrufes vorgenommen 
und die Lage in Litauen, Ungarn und Holländisch-Indien erörtert. (Be­
schlüsse siehe Kapitel über die Verfolgungen.) Ferner wurde die Bildung 
der Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen Gefangenen 
vorbereitet.
Sitzung des Büros in Brüssel.
10. September 1927.
V o r s i t z :  Henderson.
Vorbereitung der Exekutivsitzung und des Internationalen Kongresses. 
Es wurden ferner Beschlüsse über das Archiv der Internationale gefaßt.
Sitzung des Büros in Zürich.
24. Februar 1928.
V o r s i t z :  Henderson.
Vorbereitung der Exekutivsitzung und Wahl der Geschäftskommission.
Sitzung des Büros in Brüssel.
4. Juni 1928.
V o r s i t z :  Henderson.
Das Büro beschäftigte sich mit der Vorbereitung des Internationalen 
Kongresses und legte dessen endgültige Tagesordnung fest. Das Sekre­
tariat wurde beauftragt, die Vorarbeiten für die Herausgabe eines Hand­
buchs des Sozialismus weiter zu führen. Beschluß betr. die Reise Albert 
Thomas nach Italien siehe Bericht über das Internationale Arbeitsamt. 
Aufforderung an die sozialistischen Parteien, für die Herausschiebung oder 
Reduktion der bulgarischen Reparationslasten einzutreten.
c) Die Geschäftskommission der S. A. 1.
Über die Zusammensetzung der Geschäftskommission der S. A. I. 
bestimmt Artikel 19 der Statuten :
Die Exekutive setzt eine Geschäftskommission ein, welcher der Vor­
sitzende der Exekutive, der oder die Sekretäre und der Kassierer der
S. A. I., die Exekutivmitglieder des Landes, in dem das Sekretariat 
seinen Sitz hat, und eine von der Exekutive zu bestimmende Anzahl 
von ihr zu wählender Mitglieder angehören. Die Mitglieder dieser Ge­
schäftskommission können den Sitzungen der Exekutive und des Büros, 
sofern sie nicht ohnehin diesen Körperschaften angehören, mit beraten­
der Stimme beiwohnen.
Im August 1925 bestand die Geschäftskommission aus : Allen, 
Genossin Bell, Brailsford, C. R. Buxton, Cramp, Henderson (Vor­
sitzender), Wallhead (Kassierer), Adler (Sekretär), Morrison (Er­
satzmann).
Die Exekutive beschloß in ihrer Sitzung in Marseille, daß bis zur 
Übersiedlung des Sekretariats nach Zürich die bisherige Geschäfts­
kommission und der bisherige Kassierer in London amtieren sollen. 
Für die Zeit nach der Übersiedlung wurde zunächst das Büro als 
Geschäftskommission bestellt und Van Roosbroeck (Belgien) zum 
Kassierer gewählt.
II. 25
Ab 1. Dezember 1925 hat das Büro als Geschäftskommission 
amtiert und in wiederholten Beratungen die administrativen Fragen 
besprochen.
Das Büro der S. A. I. beschloß am 24. Februar 1928, wieder eine 
eigene Geschäftskommission zur Erledigung der administrativen 
Fragen einzusetzen. Sie besteht aus : Henderson (Vorsitzender), 
Van Roosbroeck (Kassierer), Adler (Sekretär) u. Grimm (Schweiz). 
Die Geschäftskommission hat gelegentlich der Exekutivsitzung im 
Februar 1928 und der Bürositzung im Juni 1928 getagt und die tech­
nischen Fragen der Kongreßvorbereitung sowie die laufenden ad­
ministrativen Geschäfte behandelt.
4. Besondere Kommissionen und Konferenzen.
a) Die Kommission zur Untersuchung der Lage der politischen
Gefangenen.
In der Sitzung der Exekutive der S. A. I.>am 15. Februar 1927 in 
Paris wurde bei der ausführlichen Besprechung über die politische 
Lage in den faszistischen Ländern, zu den Verfolgungen, die der 
freie Ausdruck sozialistischer Überzeugungen in den Ländern ohne 
Demokratie erfährt, Stellung genommen und ein Ausbau der Hilfe 
für politische Gefangene in die Wege geleitet. Es wurde beschlossen, 
eine aus 20 Mitgliedern bestehende K o m m i s s i o n  z u r  U n t e r ­
s u c h u n g  d e r  L a g e  d e r  p o l i t i s c h e n  G e f a n g e n e n  ein­
zusetzen.
Die konstituierende Sitzung dieser Kommission hat gelegentlich 
der nächstfolgenden Sitzung der Exekutive am 12. September 1927 
stattgefunden. Der Kommission gehören als Mitgieder an:
D e B r o u c k e r e  (Belgien), A r t h u r  C r i s p i e n  und O t t o  
W e l s  (Deutschland), C. T. C r a m p ,  W. G i l l i e s ,  A. F e n n e r  
B r o c k w a y  (Großbritannien), J e a n  L o n g u e t  und E m i l e  
K a h n  (Frankreich), A. B. K l e e r e k o p e r  (Holland), Dr. Kathia 
A d l e r  (Österreich), Dr. Leo W i n t e r  und Dr. Ludwig C z e c h 
(Tschechoslowakei), Robert G r i m m  (Schweiz), J. W i s c h  na 
(Lettland), Th. S t a u n i n g (Dänemark), Gustav M ö l l e r  (Schwe­
den), L. P o p o w i t s c h  (Jugoslawien), Dr. K. H. W i i k  (Finn­
land), Karl H e i n z  (Sozialistische Jugend-Internationale) und Adel­
heid P o p p  (Frauenkomitee der S. A. I.).
Für die Führung der Geschäfte wurde in der ersten Sitzung der 
Kommission ein Arbeitsausschuß aus fünf Mitgliedern und zwei 
Ersatzmitgliedern eingesetzt. In ihn wurden gewählt: De B r o u ­
c k e r e  (Vorsitzender), C r i s p i e n  (Vorsitzender-Stellvertreter), 
B r o c k w a y ,  K l e e r e k o p e r  und L o n g u e t .  Als Ersatzmän­
ner fungieren W i n t e r  und Gr i mm.
Alle Arbeiten der Kommission gehen durch das Sekretariat der 
S. A. I. Entsprechend dem von der Kommission und von dem Ar­
beitsausschuß beschlossenen Arbeitsplan wurde zunächst mit der
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Herausgabe eines Mitteilungsblattes, das als Beilage der Internatio­
nalen Information erscheint, begonnen. Die „Mitteilungen über die 
Lage der politischen Gefangenen“ (P. G.) bringen vor allem zuver­
lässiges Material aus den einzelnen Ländern. Sie werden unter Mit­
arbeit der der S. A. I. angeschlossenen Parteien, die für das von 
ihnen eingesandte Material die Verantwortung übernehmen, heraus­
gegeben. Durch diese Veröffentlichungen und durch Versammlun­
gen, die in den einzelnen Ländern von den der S. A. I. angeschlosse­
nen Parteien zu veranstalten sind, soll das Interesse der Öffentlich­
keit für das Schicksal der politischen Gefangenen gesteigert werden. 
Daneben sieht die Kommission ihre Aufgabe auch in der Förderung 
des Matteotti-Fonds, des Hilfsfonds für die Arbeiterbewegung in den 
Ländern ohne Demokratie.
Zu den wichtigsten Aufgaben der Kommission gehört die Agita­
tion für die Aufhebung der Todesstrafe. Das Ziel dieser Agitation 
wird in der von der Kommission der Exekutive der S. A. I. vor­
gelegten und von ihr in der Sitzung am 13. September 1927 einstim­
mig angenommenen Resolution folgendermaßen formuliert:
Die Todesstrafe überall aus den Strafgesetzen zu entfernen. Die 
parlamentarischen Vertreter der Sozialdemokratie aufzufordern, in 
jenen Ländern, in denen, oder in deren Kolonialgebieten die Todesstrafe 
noch besteht, für ihre völlige Aufhebung in den Parlamenten einzutreten 
und die Arbeiterklasse aufzurufen, diese Forderung der Menschlichkeit 
und der Gerechtigkeit mit aller Kraft zu unterstützen.
Die Aufgabe der Kommission erwies sich sehr bald umfassender 
als es durch die Bezeichnung „zur Untersuchung der Lage der poli­
tischen Gefangenen“ gekennzeichnet wird. Sie erweiterte sich von 
selbst zur Aufgabe, den aktiven Kampf des klassenbewußten Pro­
letariats gegen politische Verfolgungen in den einzelnen Ländern zu 
unterstützen.
Der unausgesetzte Terror im faszistischen I t a l i e n ,  die kon­
sequente Verfolgung jedes freien Wortes und Gedankens in H o r t y- 
U n g a r n ,  die Diktatur Woldemaras in L i t a u e n  und die Justiz­
willkür in den B a l k a n s t a a t e n  fanden eingehende Behandlung. 
Die erste Nummer der Mitteilungen war nahezu vollständig dem 
Terror in Litauen und dem Wüten der Standgerichte Woldemaras 
gewidmet. Protestversammlungen gegen die Todesstrafe wurden 
in H o l l a n d ,  wo der Kampf gegen die Aufrechterhaltung der To­
desstrafe in den Kolonien sehr aktuell ist, und in D e u t s c h l a n d ,  
wo der neue Strafgesetzentwurf zur Verhandlung steht, durch­
geführt. In S c h w e d e n  fanden sehr wirkungsvolle Veranstaltun­
gen gegen den Terror in den Ländern ohne Demokratie statt. Die 
schwedische Sozialdemokratie hatte Genossen T s e r e t e 11 i ein­
geladen, der gemeinsam mit Genossen M ö l l e r  und anderen 
schwedischen Referenten in 14 Städten Schwedens sprach. Diese 
Versammlungen wurden auch zu Sammlungen für den Matteotti- 
Fonds benützt, die ein außerordentlich gutes Ergebnis erzielten.
t y ö v ä e n l iik k e e n
KIRJASTO
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In der Sitzung der Exekutive der S. A. I. vom 23. Februar 1928 
wurde auf Antrag der Kommission beschlossen, dem Internationalen 
Kongreß in Brüssel folgenden Antrag auf vollständige A b s c h a f ­
f u n g  d e r  T o d e s s t r a f e  vorzulegen:
In Erwägung, daß die Anwendung der Todesstrafe als Strafe für 
gemeine Verbrechen sich unnötig und zwecklos erweist, weil statistisch 
bewiesen ist, daß diese Art Verbrechen in den Ländern, wo die Todes­
strafe beseitigt ist, nicht zahlreicher Vorkommen, als da, wo sie noch 
besteht,
daß aber das Bestehen der Todesstrafe in gewissen Ländern noch 
immer Gelegenheit bietet für reaktionäre Regierungen, in gewissen 
Umständen sie auch gegenüber den politischen Gegnern anzuwenden, 
daß im allgemeinen die Todesstrafe anzusehen ist als eine Barbarei 
und eine Schande für die Zivilisation,
daß aber in den meisten Ländern die Todesstrafe noch häufig aus­
geführt wird, auch in solchen Fällen, wo der Sachverlauf keine volle 
Klarheit ergibt, so daß Justizirrtümer immer wieder Vorkommen und 
das Gerechtigkeitsgefühl des Volkes schwer beleidigen,
fordert der Kongreß dk; Vertreter der sozialistischen Parteien auf, 
in allen Ländern, wo die Todesstrafe noch besteht, alles, was in ihren 
Kräften liegt, zu tun, damit diese barbarische Strafe aus dem Straf­
verfahren verschwindet.
Durch die Ankündigung der Amnestie in Sowjetrußland im No­
vember 1927 rückte das Problem der politischen gefangenen So­
zialisten in Rußland in den Vordergrund des Interesses.
In der Nummer 2 der „Mitteilungen“ wurde die Aktion für die 
A m n e s t i e  i n S o w j e t r u ß l a n d  durch eine ausführliche Dar­
stellung des ganzen Problems und durch eingehende Biographien 
von einer Reihe in den russischen Gefängnissen und Verbannungs­
orten festgehaltenen Sozialisten in die Wege geleitet. Von verschie­
denen der S. A. I. angeschlossenen Parteien wurde in Resolutionen 
und in Versammlungen die Forderung einer allgemeinen politischen 
Amnestie in Rußland aufgestellt, so in Belgien, Frankreich und 
Schweden. Eine besondere Bedeutung gewann der Brief, den der 
Sekretär der I.L .P., Genosse Fenner B r o c k w a y ,  an den Vor­
sitzenden des Rates der Volkskommissare A. I. Rykow richtete. Er 
wurde zuerst im „New Leader“ vom 4. November 1927 veröffent­
licht und dann in den P. G. Nr. 3 wiedergegeben und von dort aus 
auch in der kontinentalen und amerikanischen Presse zum Ausdruck 
gebracht. Brockway begründete in diesem Brief seine Ablehnung 
der Teilnahme an den Jubiläumsfeierlichkeiten in Rußland mit der 
Tatsache, daß sich noch immer in Sowjetrußland Sozialisten in der 
Verbannung und in Haft befinden.
Anläßlich der erfolgten kautschukförmig abgefaßten und voll­
kommen unzureichenden November-Amnestie in der Sowjet-Union 
wurde von den beiden Vorsitzenden der Kommission, De B r o u -  
c k e r e  und C r i s p i e n , an den Vorsitzenden der Sowjet-Union, 
K a 1 i n i n , ein Protestschreiben gerichtet, in dem darauf hingewie­
sen wird, daß durch die Tatsache des Bestehens des Terrors und 
der politischen Verfolgungen in Sowjetrußland der Kampf gegen die
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Verfolgungen der Reaktion erschwert wird. Auf dieses Schreiben 
war keine Antwort erfolgt. In einem zweiten Schreiben der beiden 
Vorsitzenden vom 2. Februar 1928 zeigten sie neuerlich an dem 
Beispiel der Verbannung der Trotzkistischen Opposition, wie das 
Verfolgungssystem in Sowjetrußland jede Meinungsfreiheit für So­
zialisten beseitigt habe.
Ausführlicheres über diese und einige andere wichtige Kund­
gebungen der Kommission siehe Abschnitt „Für die Opfer politischer 
Verfolgungen“. Da die Kommission erst im letzten Viertel der Be­
richtsperiode ihre Tätigkeit begonnen hat, war es, im Interesse der 
Einheitlichkeit der Darstellung zweckmäßiger, dieselben im Zusam­
menhang der Gesamtaktion der S. A. I. gegen politische Verfolgun­
gen zur Darstellung zu bringen.
Auch zu dem Kampf gegen den italienischen Faszismus, dem in 
diesem Bericht ein besonderes Kapitel gewidmet ist, hat die Kom­
mission durch die Veröffentlichung über die Lage der politischen 
Gefangenen auf den Inseln, die Zwangssiedelungen in Mailand, die 
Wiedereinführung der Todesstrafe, und das Verbrechen der Ermor­
dung des Kommunisten G. S o z z i im Gefängnis beigetragen. Eben­
so wurde immer wieder auf die Justizschande in Ungarn hingewie­
sen, worüber auch an anderer Stelle ausführlich berichtet ist. Eine 
besondere Aktion betraf den im rumänischen Kerker seit acht Jah­
ren schmachtenden Genossen M i c h a i B u j o r. Die Veröffent­
lichungen in den „Mitteilungen“, die das Schicksal dieses „Ver­
gessenen“ darstellen, hatten den Erfolg, daß nicht nur in der Ar­
beiterpresse aller Länder seine Freilassung gefordert wurde, son­
dern, daß auch in der rumänischen Öffentlichkeit selbst die Bewe­
gung zu seinen Gunsten große Entfaltung gewann. In der Sitzung 
der Exekutive der S. A. I. vom 25. Februar 1928 wurde auf Antrag 
der Kommission folgende Resolution einstimmig angenommen:
„Die Exekutive nimmt mit Entrüstung davon Kenntnis, daß M. Ch. 
B u j o r immer noch von den Machthabern in Rumänien gefangen ge­
halten wird. Es ist eine Schändung der Menschlichkeit, einen politi­
schen Gegner im Kerker lebendig zu begraben. Im Namen von Millionen 
Sozialisten vieler Länder fordert die Exekutive der Sozialistischen Ar­
beiter-Internationale die endliche Freilassung Bujors.“
Die Strafanstalten in den Balkanstaaten verwenden in geradezu 
mittelalterlicher Weise ein System grausamer und schmachvoller 
Mißhandlungen der Gefangenen. Insbesondere mußten die Zustände 
in der rumänischen Strafanstalt D o f t a n a und im Gefängnis in 
Belgrad eingehend zur Darstellung gebracht werden. Von der Bar­
barei der herrschenden Klassen in den Balkanstaaten zeugen auch 
die Monstreprozesse, die wegen Demonstrationen empörter Volks­
massen unter dem Decknamen von Kommunistenprozessen geführt 
werden.
Durch systematische Veröffentlichung dieser und ähnlicher, das 
Gewissen der Menschen verletzender Zustände, durch das Auf­
rütteln der öffentlichen Meinung und der Meinung des gesamten
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sozialistischen Proletariats trägt die Kommission am wirksamsten 
dazu bei, den Kampf der S. A. I. gegen Reaktion und Vergewalti­
gung zu unterstützen und zu erweitern.
Die erste Nummer der „Mitteilungen“ erschien im Oktober 1927. 
Im Jahre 1927 wurden 6 Nummern, im ersten Semester 1928 7 Num­
mern herausgegeben. Der Erfolg in der Presse war sehr zufrieden­
stellend, die Mitteilungen werden stark nachgedruckt.
Der Kommission liegen noch eine Reihe von Anregungen vor, 
die dem Ausbau und der Erweiterung ihrer Tätigkeit dienen sollen.
b) Die Minoritätenkommission der S. A. I.
Die Exekutive der S. A. I. hat in ihrer Sitzung vom 10. Mai 1925 
beschlossen, eine Kommission einzusetzen, die die Frage der natio­
nalen Minderheiten behandeln soll. Diese Kommission besteht aus: 
A b r a m o w i t s c h  (Rußland), B a u e r  (Österreich), C. R. B u x -  
t o n (Großbritannien), D e B r o u c k e r e  (Belgien).
Die konstituierende Sitzung der Kommission fand am 4. Juli 1925 
in London statt. De Brouckere wurde zum Vorsitzenden der Kom­
mission gewählt. Außerdem wurde eine provisorische Verteilung 
der Arbeitsgebiete auf die Kommissionsmitglieder vorgenommen.
Die erste Sitzung der Kommission fand am 13. April 1926 in 
Zürich statt. Sie beschäftigte sich vor allem mit den Fragen der 
T s c h e c h o s l o w a k e i ,  wozu Soukup als Vertreter der tsche­
choslowakischen und Czech als Vertreter der deutschen Sozial­
demokratie in der Tschechoslowakei eingeladen wurden. Die Bera­
tung endete mit folgendem Beschluß, dem sämtliche Teilnehmer der 
Sitzung zustimmten:
Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale hat die 
Streitfragen zwischen den sozialistischen Parteien in der Tschechoslo­
wakischen Republik der ständigen Minoritätskommission zur Vorbe­
ratung zugewiesen.
Die Minoritätenkommission hat am 13. April in Zürich eine Sitzung 
abgehalten. Sie hat beschlossen, von den sozialistischen Parteien der 
tschechoslowakischen Republik bestimmte Vorschläge und Materialien 
einzuholen und nach dem Eingang dieser Materialien und Vorschläge 
am 6. Juni in Dresden zu einer Sitzung zusammenzutreten, um in die 
meritorischen Verhandlungen über die strittigen Fragen einzugehen.
Am 19. Mai teilte der Vollzugsausschuß der Tschechoslowa­
kischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei mit, daß er die Abhal­
tung der Beratung über die grundsätzliche Frage der national-demo­
kratischen Autonomie für unmöglich erachte, da der Parteitag sich 
darüber noch nicht ausgesprochen habe. Die Abhaltung der Sitzung 
war damit unmöglich geworden.
Die Exekutive der S. A. I. beschäftigte sich in ihrer Sitzung im 
August 1926 mit dem Bericht der Minoritätenkommission, den deren 
Vorsitzender De Brouckere erstattete. Sie faßte hierauf folgenden 
Beschluß:
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1. Die Exekutive billigt die Beschlüsse der Minderheitskommission 
und ersucht sie, ihre Arbeiten zu beendigen.
2. Sie ersucht die beteiligten Parteien, in der Zwischenzeit eine di­
rekte Verständigung über die einschlägigen Probleme zu versuchen und 
dadurch die Arbeiten der Minderheitskommission vorzubereiten.
3. Sie ersucht die Minderheitskommission, über die Verhandlungs­
ergebnisse in der nächsten Exekutivsitzung zu berichten.
Bei der folgenden Sitzung der Exekutive, die in Paris im Februar
1927 stattfand, war der Vertreter der deutschen Sozialdemokratie 
in der Tschechoslowakei, Czech, durch Krankheit am Erscheinen 
verhindert. Die Berichterstattung wurde daher vertagt.
In den folgenden Monaten begannen direkte aussichtsreiche Un­
terhandlungen zwischen den sozialistischen Parteien der Tschecho­
slowakei, die eine weitere Aktion der Minoritätenkommission in die­
ser Frage überflüssig machten. Die Unterhandlungen führten schließ­
lich zur Einberufung des gemeinsamen Kongresses der sozialdemo­
kratischen Arbeiterparteien in der Tschechoslowakei, der im Januar
1928 tagte. Der Sekretär der S. A. I. und der Vorsitzende der Mino­
ritätskommission, De Brouckere, wohnten dem Kongreß als Dele­
gierte der S. A. I. bei.
Ein weiteres Fragengebiet, mit dem sich die Minoritätenkom­
mission zu beschäftigen hatte, betraf die Politik der der S. A. I. an­
geschlossenen U k r a i n i s c h e n  S o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  
P a r t e i .  In der Sitzung der Exekutive vom August 1926 lenkte 
Abramowitsch die Aufmerksamkeit auf die Haltung der ukrainischen 
Sozialdemokratie anläßlich der Diskussion über die Verantwortlich­
keit Petljuras für die Pogrome in der Ukraine, die durch die Er­
mordung Petljuras am 25. Mai 1926 aufgeworfen worden war. Die 
Exekutive überwies die Behandlung dieser Angelegenheit der Mino­
ritätenkommission.
Sowohl von der ukrainischen Sozialdemokratie als auch von der 
russischen Sozialdemokratie wurde der Kommission umfangreiches 
Material vorgelegt. Dieses bildete die Grundlage der mehrstündigen 
Debatten in der Sitzung der Minoritätenkommission in Zürich im 
Jahre 1928. Der Vertreter der russischen Sozialdemokratie, Abra­
mowitsch, und die der ukrainischen Sozialdemokratie, Fedenko und 
Mazepa, konnten sich auf eine gemeinsame Resolution einigen. Na­
mens der Minoritätenkommission erstattete deren Vorsitzender, De 
Brouckere, in der Sitzung der Exekutive vom 26. Februar 1928 Be­
richt und legte die gemeinsame Resolution vor. Sie lautete:
„In der Atmosphäre der scharfen Nationalitätenkämpfe, auch der 
gegenseitigen nationalen Erbitterung, die immer noch in der Sowjet- 
Ukraine unter dem Einwirken der fürchterlichen Geschehnisse des Bür­
gerkrieges und der Judenpogrome herrscht, ist es doppelt notwendig, 
für die sozialistischen Parteien der einzelnen Nationen, die die Inter­
essen der Arbeiterklasse in dem Befreiungskampf ihrer Nation, an dem 
sie sich beteiligen müssen, vertreten wollen, ihre Selbständigkeit ge­
genüber der allgemeinen bürgerlich-nationalen Bewegung zu bewahren 
und alles zu vermeiden, was in den Arbeitermassen den Eindruck er­
wecken könnte, als ob die sozialistische Partei sich mit den bürger­
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liehen Chauvinisten und ihrer nationalen Taktik solidarisiere. Nur 
durch scharfe und klare Trennung von dem völkerverhetzenden Natio­
nalismus der bürgerlichen und kleinbürgerlichen Parteien, die bestrebt 
sind, die Massen vom Klassenkampf abzulenken und sie zum Kampf der 
Nationen zu mobilisieren, ist es möglich, die sozialistischen Parteien 
zu einer .dritten Macht“ zwischen und über den sich bekämpfenden 
Nationalismen zu machen.
Um den Nationalismus und die Reaktion erfolgreich zu bekämpfen 
ist es notwendig, daß die sozialistischen Parteien der einzelnen Nationen 
in den Ländern der Sowjetunion zu einander in Beziehungen treten, die 
das gegenseitige Vertrauen und die Solidarität der Arbeitermassen 
stärken.“
Die Resolution wurde von der Exekutive nach kurzer Debatte 
einstimmig angenommen.
Der dritte Fragenkomplex, mit dem sich die Minoritätenkom­
mission beschäftigte, ist der der nationalen Minoritäten des B a l ­
ka ns .  Der Sitzung der Minoritätenkommission vom 23. Februar 
1928 lagen Briefe des Genossen Sakasoff (Bulgarien) vor, in denen 
er die Abhaltung einer Konferenz zur Behandlung dieser Fragen, 
vorschlug. Es wurde beschlossen, eine Sitzung der Minoritätenkom­
mission anläßlich des Internationalen Kongresses in Brüssel abzu­
halten, die die Fragen der nationalen Minoritäten, die im m a z e ­
d o n i s c h e n  Problem zum Ausdruck kommen, zu prüfen.
Kurz vor dem Kongreß teilte jedoch die sozialdemokratische Ar­
beiterpartei Bulgariens mit, daß sie infolge der wirtschaftlichen Krise 
in Bulgarien, die durch die jüngste Erdbebenkatastrophe noch un­
geheuerlich verschärft wurde, nicht in der Lage sei, eine Delegation 
zum Brüsseler Kongreß zu entsenden, und ersuchte, die Sitzung in 
einem Zeitpunkt an einem dem Balkan näher gelegenen Orte abzu­
halten. Demgemäß wurde diese Sitzung der Minoritätenkommission 
vorläufig vertagt.
c) Konferenzen über technische Probleme des sozialistischen 
Zeitungswesens.
Die sozialistische Presse ist eines der wichtigsten Werkzeuge 
der Tätigkeit der internationalen Bewegung, wie dies zum Aus­
druck kommt in den 354 Tagblättern der Internationale, abgesehen 
von den Zeitschriften. Die S. A. I. war sich daher ständig der Not­
wendigkeit bewußt, eine ersprießliche Zusammenarbeit mit der 
Presse herzustellen. Der engere internationale Zusammenschluß der 
Zeitungsorganisationen der Arbeiterbewegung der einzelnen Länder 
wurde mit Recht als notwendig empfunden. Schon am Stuttgarter 
Kongreß der Zweiten Internationale und am Kongreß in Kopenhagen 
wurde die Frage berührt, jedoch mehr in bezug auf r e d a k t i o ­
n e l l e  Fragen. Überdies erwies sich der Zeitpunkt für einen orga­
nisierten Versuch in dieser Flinsicht als verfrüht.
Auf Grund eines Vorschlages des „Daily Herald“ kam eine Kon­
ferenz für die Beratung technischer Zeitungsfragen am Marseiller 
Kongreß der S. A. I. im Jahre 1925 zustande. (Siehe Marseiller Be­
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rieht Seite 315—16, 355, 374.) Etwa 70 Vertreter der sozialistischen 
Presse waren anwesend. Man beschloß, um den Austausch gegen­
seitiger Informationen fortzusetzen, ein Komitee zu wählen, das zu­
nächst beauftragt wurde, einen Fragebogen auszuarbeiten, der der 
Presse aller angeschlossenen Parteien übermittelt werden und zur 
Grundlage weiterer Fühlungnahme dienen sollte.
Dieser Fragebogen wurde während des Marseiller Kongresses 
auf der Grundlage eines Entwurfs ausgearbeitet, der schon von 
Robert Williams vom „Daily Herald“ vorbereitet worden war.
Im Laufe des Winters 1925/26 liefen zahlreiche Antworten ein 
und im Jahre 1926 waren die Vorbereitungen so weit gediehen, daß 
die „zweite Konferenz der S. A. I. für technische Zeitungsfragen“ für 
den 20. und 21. November 1926 nach Berlin einberufen werden 
konnte. Antworten lagen vor von 19 Parteien in 16 Ländern mit 
Bezug auf 276 Tagblätter. Keine Antworten waren von 9 Parteien 
für 32 Tagblätter eingegangen und 4 Parteien hatten unvollständige 
Antworten eingesandt, die über 11 Zeitungen keine Auskunft ent­
hielten. Nur ganz wenige Länder hatten Auskunft über Zeitschriften 
gegeben.
Die Berliner Konferenz tagte im Sitzungssaal des Hauptvorstan- 
des der Deutschen Sozialdemokratischen Partei und umfaßte 32 
Delegierte aus 11 Ländern. Man beschäftigte sich zunächst mit der 
Frage der Schaffung eines Internationalen Pressedienstes. Der Be­
darf nach den einzelnen Formen von Zeitungsstoff, an die man ge­
dacht hatte, und die Möglichkeiten ihrer Verwendung waren sehr 
verschiedenartig. Allgemeine Nachrichten, politische Informationen, 
Parteinachrichten und gezeichnete Artikel von führenden Persön­
lichkeiten der internationalen Bewegung entsprechen nur ln sehr 
ungleichem Maße den Wünschen der Presse der einzelnen Parteien.
Die Anschauungen über die Organisation eines solchen Presse­
diensteswaren dementsprechend verschieden. Für einen vorwiegend 
politischen Pressedienst schien es unangebracht, das Zentrum seiner 
Organisation vom Sitz des Sekretariats der S. A. I. zu verlegen. Mit 
Rücksicht auf allgemeine Nachrichten dagegen schien der gegen­
wärtige Sitz des Sekretariats nicht günstig gelegen. Vor allem aber 
kamen die materiellen Schwierigkeiten zum Ausdruck. Nur in ver­
hältnismäßig geringem Ausmaße waren die Presseorgane der der 
S. A. I. angeschlossenen Parteien imstande, Garantien für die öko­
nomische Seite der verschiedenen Pläne zu bieten. Die bemerkens­
werte Ausnahme war der Deutsche Sozialdemokratische Presse­
dienst. Diese Organisation versorgt schon (1927) unter anderem 
durch Ausländskorrespondenten, z. B. in London, 188 deutsche so­
zialistische Tagblätter mit einem internationalen sozialistischen 
Pressedienst, der einen Anfang darstellt. Die Grundlage dieses 
Pressedienstes ist völlig gesichert durch die zentralisierte wirt­
schaftliche Organisation des deutschen sozialistischen Zeitungs­
wesens. Sie war imstande, auf der internationalen Zeitungsausstel­
lung in Köln im Jahre 1928 eine eindrucksvolle Darstellung des
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Wachstums und der Bedeutung der sozialistischen Presse Deutsch­
lands zu geben, unterstützt durch die österreichische sozialistische 
Presse und durch die Ausstellung der italienischen antifaszistischen 
Presse im Kölner Volkshaus.
Schon jetzt kommt die deutsche Organisation Ersuchen nach Zu­
sammenarbeit und Beratung in technischen Fragen seitens der 
sozialistischen Presse anderer Länder entgegen und die sozialisti­
schen Ausländskorrespondenten, die in Berlin wohnen, können von 
den Hilfsmitteln des „Vorwärts“ und des Sozialdemokratischen 
Pressedienstes Gebrauch machen. In ähnlicher Weise zeigt der 
„Daily Herald“ in London sein Entgegenkommen wie dies schon 
vor dem Weltkrieg zwischen „L’Humanité“ und dem „Daily Herald** 
der Fall war.
Unter Berücksichtigung der ökonomischen Lage der sozialisti­
schen Presse, besonders außerhalb Deutschlands, mußte die Konfe­
renz ihre positiven Vorschläge entsprechend begrenzen. Man war 
darüber einig, daß ein Internationaler Sozialistischer Pressedienst 
angestrebt werden müsse. Das Büro der S. A. I. wurde ersucht, 
seinen bereits bestehenden Informationsdienst auszubauen und eine 
intensive Nachrichtenvermittlung zwischen der sozialistischen 
Presse der verschiedenen Länder in die Wege zu leiten. Der 
Wunsch nach einer permanenten Fachkommission, die dem Sekre­
tariat der S. A. I. bei dem Studium der Fragen hinsichtlich einer 
engeren Zusammenarbeit zwischen der sozialistischen Presse der 
verschiedenen Länder zur Seite stehen könnte, wurde ausge­
sprochen. Es wurden die folgenden Fragen besonders erwähnt:
Die intensivere Gestaltung des gegenseitigen Nachrichtenaus­
tausches mit dem Ziel der Schaffung eines internationalen Nach­
richtenbüros.
Die Ausnützung der gegebenen technischen Möglichkeiten.
Die Verbesserung der Herstellungsmethoden.
Die ökonomische Beschaffung des Druckereibedarfs.
Endlich soll zu gegebener Zeit eine neue Konferenz einberufen 
werden.
Bei der Konferenz wurde die Lage der sozialistischen Presse in 
den verschiedenen Ländern von betreffenden Delegierten ausführ­
lich dargestellt. Es kam die einmütige Entrüstung zum Ausdruck 
über die Unterdrückung der Pressefreiheit, unter der das arbeitende 
Volk in verschiedenen Ländern leidet, und die Überzeugung, daß, 
wie Robert Williams es formulierte, durch die Förderung der sozia­
listischen Arbeiterpresse dem Umsichgreifen diktatorischer Bestre­
bungen am besten Einhalt geboten werden kann.
Die dritte Pressekonferenz der S. A. I. wird am 11. August 1928 
während des Brüsseler Kongresses tagen.
II. 34
5. Das Sekretariat der S. A. I.
Der Beschluß der Exekutive der S. A. I. in Marseille, das Sekre­
tariat der S. A. I. von London nach Zürich zu verlegen, wurde am . 
1. Dezember 1925 durchgeführt. Die Absicht, durch eine möglichst 
zentrale Lage des Sekretariats die Verbindungen mit den Parteien 
zu erleichtern, ist durchaus geglückt und insbesondere kam dieser 
Vorteil in der Berichtsperiode in bezug auf die italienische Arbeiter­
schaft zur Geltung.
Gewisse Schwierigkeiten erwuchsen dem Sekretariat durch den 
Sitz in der Schweiz einzig in den Beziehungen zur schweizerischen 
Fremdenpolizei, aber auch diese gelang es im Laufe der Zeit zu 
reduzieren. Ein internationales Sekretariat kann schon wegen der 
sprachlichen Notwendigkeiten nicht darauf verzichten, einen erheb­
lichen Teil seiner Angestellten aus Ausländern zu wählen. Dazu 
kommt, daß in einer politischen Institution eine jede Anstellung ein 
gewisses politisches Vertrauen voraussetzt, so daß der Kreis der in 
Betracht Kommenden ein begrenzter ist. Nach anfänglichen Schwie­
rigkeiten hat die schweizerische Fremdenpolizei auch eingesehen, 
daß auf diese Gesichtspunkte Rücksicht zu nehmen ist und ein poli­
tisches Sekretariat nicht nach dem Schema, wie es etwa für ein 
Handelsbüro im Sinne des Inlandsarbeiterschutzes zweckmäßiger 
ist, behandelt werden kann.
Gelegentlich der Sitzung der Exekutive in Zürich im August 1926 
mußte das Sekretariat den Exekutivmitgliedern mitteilen, daß ihr 
öffentliches Auftreten bei politischen Versammlungen von den 
schweizerischen Behörden als eine Übertretung der Verpflichtungen 
aufgefaßt würde und die Möglichkeit des Verbleibens des Sekreta­
riates in der Schweiz in Frage stellen könnte. In dieser Sache er­
folgte ein ausführlicher Briefwechsel zwischen dem Sekretär der 
S. A. I. und den eidgenössischen Behörden. Die schweizerische so­
zialistische Presse wandte sich energisch gegen dieses Redeverbot 
und es kam auf Grund einer Interpellation des Genossen G r ä b e r  
im schweizerischen Nationalrat am 9. Oktober 1926 zu einer ein­
gehenden Auseinandersetzung. Als die Exekutive im Februar 1928 
wieder in Zürich tagte, waren diese Schwierigkeiten überwunden, 
die Züricher sozialdemokratische Partei konnte eine sozialistische 
Woche, in der eine Reihe von Mitgliedern der Exekutive als Redner 
auftraten, veranstalten. Im Rahmen dieser sozialistischen Woche 
fand auch eine Zusammenkunft der Exekutive mit den Vertretern 
der schweizerischen Sozialdemokratie im Belvoir-Park statt, an 
der für die schweizer Genossen Stadtrat K 1 ö t i und für die Exeku­
tive ihr Präsident H e n d e r s o n  sprach.
Die Arbeiten des Sekretariats sind in der Berichtsperiode immer 
stärker angewachsen. Trotzdem mußte mit Rücksicht auf die be­
grenzten zur Verfügung stehenden Mittel ohne wesentliche Erwei­
terung der Zahl der Mitarbeiter das Auslangen gefunden werden.
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Am Ende der Berichtsperiode hatte das Sekretariat neben dem Se­
kretär fünf Vollangestellte und zwei Halbangestellte. Dazu kamen 
eine Reihe von Hilfskräften, die im Maße der vorhandenen Arbeit 
herangezogen wurden und deren fünf in den Monaten der Kongreß­
vorbereitung nahezu permanent arbeiteten. Außerdem hatte das 
Sekretariat eine Reihe externer Mitarbeiter, die die Aufgabe hatten, 
die Presse jener Sprachen, die von den Sekretariatsangestellten 
nicht beherrscht werden, zu verfolgen und die notwendigen Über­
setzungen aus ihnen herzustellen.
Die Leitung des Übersetzungsdienstes ins Englische hatte Genosse 
Beresford K e m m i s , ins Französische Genossin May L a n d r y , 
und ins Deutsche Genosse Adolf S t u r m t h a l .  Die Kassengeschäfte 
wurden von Genossin Edith K e m m i s ,  die technischen Arbeiten 
von den Genossen Hans A d a n k , Anna ö  t z m a n n und Fran­
ziska S c h w i t z  besorgt. An der Redaktion der I. I. wirkten die 
Genossen B. K e m m i s  und S t u r m t h a l ,  an der der Frauenbei­
lage Genossin E. K e m m i s  und an der der Mitteilungen über die 
1 Lage der politischen Gefangenen Genossin Kathia A d l e r  mit. 
Bei einem so beschränktem Stab von Mitarbeitern, wie ihn das Se­
kretariat der S. A. I. zur Verfügung hat, ist ein fruchtbares Zusam­
menarbeiten nur auf Grund vollster Solidarität und ohne allzu ängst­
liche Abgrenzung der Arbeitsgebiete möglich. Der Sekretär kann 
allen seinen Mitarbeitern für die Opferwilligkeit, mit der sie oft 
übergroße Leistungen im Interesse der Sache zu vollbringen hatten, 
auf das wärmste danken.
Das Sekretariat der S. A. I. erstattete der Exekutive der S. A. I. 
bei jeder ihrer Tagungen einen schriftlichen Bericht, von dem die 
wesentlichen Teile in dem vorliegenden gedruckten Bericht Ver­
wendung gefunden haben. Die Exekutive nahm die Berichte des 
Sekretariats bei allen ihren Sitzungen zustimmend zur Kenntnis.
6. Das Archiv der S. A. I.
Der Krieg und die Wirren in der Arbeiterbewegung, die aus ihm 
hervorgingen, haben dem Archiv der Internationale, das sich bis 
1914 in Brüssel in voller Entwicklung befand, schweren Schaden 
zugefügt. Als Brüssel von der feindlichen Besetzung befreit war, 
trat eine stürmische Entwicklung zum Neuaufbau der belgischen 
Arbeiterbewegung ein. Der Platz des Maison du Peuple wurde zu 
eng und das Opfer waren zunächst die Räume, die die Internationale 
vor dem Kriege inne hatte. Die belgische Arbeiterpartei, die in 
jenen ersten Jahren auf Grund ihrer Kriegserlebnisse die Beteili­
gung an internationalen Konferenzen ablehnte, fühlte sich nicht 
mehr für die Internationale verantwortlich, und so hatten die 
Archive eine Zeitlang das Schicksal, als herrenloses Gut behandelt 
zu werden. Es soll hier die Odyssee, die diese Archive erlebten, 
nicht im einzelnen geschildert werden, wie sie zunächst von einem 
Raum im Maison du Peuple in den anderen, schließlich in das Ge­
ll. 36
bäude der Arbeiterhochschule von Uccle, und als dort kein Platz, 
in ein Nebengebäude transportiert wurden. Ein großer Teil der 
Bücher war mit der Bibliothek der Education Ouvrière vereint 
worden, die Akten und Teile der Zeitungsbestände übernahm 
schließlich, um sie vor dem Zugrundegehen zu bewahren, Genosse 
Huysmans persönlich in seine Wohnung nach Antwerpen. Einen 
Teil der Zeitungen übergab er, da er sie nicht anders unterbringen 
konnte, der Stadtbibliothek in Antwerpen.
Ein Teil der Dokumente der Internationale befand sich im Mo­
mente des Kriegsausbruchs außerhalb Belgiens. Die auf die I. In­
ternationale bezüglichen Dokumente wurden nämlich vom Sekre­
tariat der Internationale ebenso wie eine ganze Serie von Doku­
menten, die sich im Privatbesitz des damaligen Exekutivmitgliedes 
der Internationale, des belgischen Genossen Louis Bertrand befan­
den, in den letzten Jahren vor dem Krieg der Anton-Menger-Stif- 
tung in Wien leihweise überlassen, da diese als erste große Publi­
kation mit den Stiftungsgeldern eine Herausgabe der Dokumente 
zur Geschichte der I. Internationale vornehmen wollte. Mit dieser 
Arbeit wurde von der Menger-Stiftung der russische Genosse 
N. Rjasanow betraut. Es wurde ihm ermöglicht, sich dieser Arbeit 
einige Jahre hindurch vollständig zu widmen und die für diese Ar­
beit nötigen Reisen in Europa zu unternehmen. Der erste Band des 
Werkes sollte zum Internationalen Kongreß im August 1914 erschei­
nen und tatsächlich war auch im Momente des Kriegsausbruches 
jener Teil, der die Wiedergabe der Dokumente enthielt, in der 
Druckerei des Dietzschen Verlages in Stuttgart vollständig gesetzt. 
Die Dokumente blieben in der Kriegszeit in den Händen Rjasanows 
und er hat nach dem Kriege das gesamte Material, das er für diese 
Arbeit an verschiedenen Stellen entlehnt oder angekauft, dem 
Marx-Engels-Institut in Moskau, dessen Direktor er wurde, über­
geben.
. Die Bestände befanden sich also an vier Orten: 1. in der Biblio­
thek in Uccle; 2. in der Bibliothek in Antwerpen; 3. in der Privat­
wohnung von Huysmans; 4. in der Bibliothek des Marx-Engels- 
Instituts in Moskau.
Ein weiterer Teil der Materialien ist verloren gegangen und 
wohl nicht wieder erhaltbar. Es dürfte sich dabei vor allem um 
Lagerbestände an alten Kongreßprotokollen und dergleichen han­
deln. So konstatiert Genosse Huysmans, daß von den Kopenhagener 
Protokollen (1910) und von dem Stockholmer Bericht (1917), von 
denen vor dem Abtransport aus dem Brüsseler Volkshaus je einige 
Hundert Exemplare vorhanden gewesen sind, überhaupt nichts 
mehr vorgefunden werden konnte.
Die Exekutive der S. A. I. beschäftigte sich in ihren Tagungen 
vom April 1926, vom Februar 1927 und vom September 1927 mit 
der Frage der Wiederzustandebringung und Vereinigung der Be­
stände des ehemaligen Archivs. Bezüglich der bei Genossen Huys-
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mans befindlichen Materialien faßte die Exekutive in ihrer Sitzung 
vom Februar 1927 folgenden Beschluß:
Da Genosse Huysmans den Wunsch hat, auf Grund der bei ihm be­
findlichen Materialien eine Geschichte der Internationale vor dem Krieg 
zu schreiben, werden die bei ihm befindlichen Bestände ihm zu diesem 
Zweck leihweise überlassen, und zwar wird die Entleihungsdauer mit 
einem Jahr, gerechnet von seinem Austritt aus dem Ministerium an, 
fixiert. Spätestens soll jedoch die Rückgabe an die S. A. I. am 31. De­
zember 1928 erfolgen.
Bezüglich der anderen Bestände erhielt der Sekretär der S. A. I. 
den Auftrag, mit allen in Betracht kommenden Faktoren in Ver­
handlungen einzutreten. Er konnte in der Sitzung vom September 
1927 der Exekutive über den Erfolg dieser Bemühungen, die viel 
Zeit in Anspruch nahmen, folgendes berichten:
I. Die Bestände der Bibliothek der Arbeiterhochschule in Uccle 
wurden vom Sekretär der S. A. I. gesondert und bezüglich jener 
Bücher und Broschüren, wo Zweifel über das Eigentumsrecht be­
stehen konnten, im Einvernehmen mit Genossen Delsinne, dem 
Direktor der Arbeiterhochschule, die Entscheidung getroffen. Diese 
Bestände wurden im September 1927 in einem Möbelwagen nach 
Zürich transportiert.
Von den Beständen, die sich in Uccle befinden und der S. A. I. 
gehören, kann eine Reihe von Zeitschriftenserien, die für die Biblio­
thek des Sekretariats derzeit nicht unbedingt nötig sind und ande­
rerseits für die Zwecke der Bibliothek in Uccle verwendet werden 
können, in Uccle belassen werden. Der Bibliothek der Ecole Ouv­
rière Supérieure in Uccle würden diese Zeitschriftenserien leih­
weise überlassen werden, wobei sich das Sekretariat der S. A. I. 
das Recht Vorbehalten würde, jederzeit die Zurückgabe zu verlan­
gen, wobei eine Verständigung an die Bibliothek in Uccle minde­
stens zwei Monate vorher erfolgen würde. Außerdem würde die 
Bibliothek in Uccle die Verpflichtung übernehmen, daß, falls einmal 
die Bibliothek an einen anderen Ort verlegt oder aufgelöst werden 
sollte, das Sekretariat der S. A. I. vorher von dieser Absicht ver­
ständigt wird.
II. Die Stadtbibliothek in Antwerpen und die Stadtverwaltung 
Antwerpens haben mit äußerstem Entgegenkommen sich bereit er­
klärt, alle aus dem Archiv der Internationale stammenden und für 
dasselbe verwendbaren Bücher und Zeitschriften, die sich ln dieser 
Bibliothek befinden, wieder zur Verfügung zu stellen. Die Ermög­
lichung dieser Rückgabe, die dadurch erleichtert wurde, daß diese 
Bestände in der Antwerpener Bibliothek noch nicht in die Kataloge 
aufgenommen waren, ist vor allem der Vermittlung der Genossen 
Huysmans und Eckelers zu danken. Der Sekretär der S. A. I. hat 
in der Bibliothek in Antwerpen die in Betracht kommenden Be­
stände mit der außerordentlich entgegenkommenden Unterstützung 
der Herren Oberbibliothekar De Born und Bibliothekar L’Hermitte 
gesichtet und im vollen Einvernehmen mit dense’ben die für die
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S. A. I. in Betracht kommenden Bestände festgestellt. Dieselben 
wurden am 5. September 1927 per Automobil-Lastwagen zunächst 
nach Uccle und von dort gemeinsam mit den dort befindlichen Be­
ständen nach Zürich transportiert.
III. Die beim Genossen Huysmans befindlichen Bestände wur­
den vom Sekretär der S. A. I. durchgesehen und die Duplikate von 
Büchern, Broschüren und Kongreßprotokollen, sowie auch Exem­
plare von solchen Büchern, die für die Arbeit des Genossen Huys­
mans nicht direkt erforderlich sind, im Einvernehmen mit Ge­
nossen Huysmans zunächst nach Uccle transportiert, von wo aus 
sie gemeinsam mit den übrigen Beständen nach Zürich transportiert 
wurden.
IV. Bezüglich des in Moskau befindlichen Teiles des Archivs 
hatte der Sekretär der S. A. I. Gelegenheit, mit dem Direktor des 
Marx-Engels-Institutes Prof. N. Rjasanow persönlich zu sprechen. 
Letzterer hatte bereits unmittelbar vorher mit Genossen Louis Bert­
rand (Brüssel) bezüglich der diesem persönlich gehörenden Doku­
mente ein Abkommen getroffen, wodurch dieselben durch Kauf in 
den Besitz des Marx-Engels-Instituts übergehen. Die dem Brüsseler 
Archiv der Internationale selbst gehörenden Dokumente und Schrif­
ten werden im Marx-Engels-Institut herausgesucht und ein kleiner 
Teil wurde dem Archiv der S. A. I. bereits übergeben.
Die sämtlichen Bestände, die auf diese Weise erfaßt werden 
konnten, wurden nach Zürich verbracht und dort in einem dem 
Sekretariat angegliederten Bibliotheksraum, der für diese Zwecke 
installiert wurde, vorläufig provisorisch aufgestellt. Für die defini­
tive Aufstellung und Katalogisierung wurden die Gesichtspunkte in 
dem nachfolgend abgedruckten Exposé des Sekretärs der S. A. I. 
von der Exekutive in ihrer Sitzung im September 1927 gutgeheißen.
Der Aufgabenkreis des Archivs der S. A. I.
Seit der Internationale Kongreß in Paris im Jahre 1900 beschloß, 
daß der Sekretär der Internationale die Aufgabe habe, „das Archiv 
der Sozialistischen Internationale zu begründen“, hat die Entwick­
lung der Arbeiterbewegung und ihrer Institutionen derartige Fort­
schritte gemacht, daß das Problem, welche Aufgabe das Archiv der 
S. A. I. zu erfüllen hat, einer neuen Untersuchung bedarf. Damals 
und wohl bis zum Weltkrieg dachte man daran, mit dem Sekretariat 
eine große, möglichst umfassende Bibliothek and Dokumentensamm­
lung des internationalen Sozialismus zu verbinden. Heute dürfte 
eine Arbeitsteilung als zweckmäßig anzusehen sein. Das Archiv der 
S. A. I. wäre von diesem Standpunkt aus zu beschränken auf jene 
Bücher und Dokumente, die der unmittelbaren Arbeit des Sekreta­
riats dienen können. Es wäre also bei der Auswahl der praktische 
politische Zweck maßgebend, während das historisch und ökono­
misch wissenschaftliche Studium durch andere Institutionen zu för­
dern wäre. Sicher könnte eine große umfassende Bibliothek auch
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dem Sekretariat der S. A. I. bei seinen Arbeiten immer wieder von 
Nutzen sein. Aber die materiellen Mittel und Arbeitskräfte, die eine 
derartige Bibliothek erfordern würde, würden eine unverhältnis­
mäßig große Belastung darstellen gegenüber dem Nutzen, den eine 
eigene Bibliothek für das Sekretariat selbst bringen kann. Dazu 
kommt aber noch ein anderer Gesichtspunkt. Nach den Erfahrungen, 
die wir in verschiedenen Ländern und vor allem mit dem Archiv 
der Internationale gemacht haben, ist es unzweckmäßig, eine der­
artige Bibliothek mit dem Sekretariat einer Partei oder dem Sekre­
tariat der Internationale direkt zu verbinden. Die politisch aktiven 
Institutionen, wie sie die Sekretariate darstellen, erleben besonders 
in politischen bewegten Zeiten Schicksale, die der Konservierung 
und Weiterentwicklung einer wissenschaftlichen Bibliothek durch­
aus nicht förderlich sind. Diese Gefahren sind bei einem internatio­
nalen Sekretariat, da es nicht stabil an einen Ort gebunden ist, noch 
größer als bei einem Landessekretariat.
Der Aufbau einer großen Bibliothek des internationalen Sozialis­
mus bleibt ein außerordentlich wichtiges erstrebenswertes Ziel. Der 
Aufwand für eine solche Bibliothek ist aber nur gerechtfertigt, wenn 
sie nicht etwa bloß einem Sekretariat zur Verfügung steht, sondern 
wirklich der Arbeit aller theoretisch interessierten Sozialisten dient.
Die Schaffung der Bibliotheken der Sozialwissenschaften ist 
sicher Aufgabe des S t a a t e s ,  ebenso wie für andere Wissen­
zweige. Und in der Tat haben staatliche Bibliotheken und Universi­
tätsinstitute im Laufe des letzten Vierteljahrhunderts in immer stei­
gendem Maße in dieser Richtung gearbeitet; eine besonders starke 
Entwicklung in dieser Richtung ist seit dem Krieg in den Vereinig­
ten Staaten von Amerika und in Japan zu beobachten, während die 
in dieser Beziehung früher an der Spitze stehende Bibliothek des 
British-Museum gerade für die neuere Zeit immer erheblichere 
Lücken aufzuweisen beginnt und geradezu ein Mangel an Interesse 
für diesen Teil der Aufgabe sichtbar wird. Die größte Leistung 
auf diesem Gebiet hat die russische Sowjetregierung durch die 
reichen Mittel, die sie dem Marx-Engels-Institut in Moskau zur 
Verfügung stellte, vollbracht. Das Marx-Engels-Institut besitzt 
heute unzweifelhaft die weitaus größte internationale sozialistische 
Bibliothek und Dokumentensammlung. Es hat ein eigenes Gebäude 
von etwa 60 Räumen und hat durch den Ankauf einer großen Reihe 
von sozialistischen Privatbibliotheken sich der Vollständigkeit, die 
zu erreichen ist, schon sehr stark genähert. Für die Zukunft ist die 
Aufgabe dieser Bibliothek allerdings begrenzt, da sie nicht die ge­
samte sozialistische Literatur, sondern nur jene, die in mehr oder 
minder direkter Form an das Lebenswerk von Marx und Engels 
anknüpfen, aufzunehmen bestimmt ist. Trotz des wissenschaft­
lichen Wertes dieser Bibliothek wird sie, abgesehen von der großen 
Entfernung Moskaus, solange die Arbeiterbewegung gespalten ist, 
nur von bedingter Bedeutung für dieselbe sein. Nichtstaatlich, son­
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dern auf Grund einer privaten S t i f t u n g ,  wird das Institut für 
Sozialforschung in Frankfurt a. M. eine große Bibliothek schaffen, 
die gegenwärtig noch in den ersten Anfängen steht, aber infolge 
der erheblichen zur Verfügung stehenden Geldmittel rasch wachsen 
dürfte. Ebenso wird die Bibliothek des Internationalen Arbeits­
amtes in Genf insbesondere für moderne soziale Literatur von 
Wichtigkeit werden. Trotz dieser von Staaten oder Gesellschaften 
geförderten Bibliotheken bleibt für die sozialistische Bewegung 
noch immer die Aufgabe bestehen, für Bibliotheken, die ihren spe­
ziellen Zwecken dienen, zu sorgen. So haben fast alle der S. A. I. 
angeschlossenen Parteien größere oder kleinere Bibliotheken zur 
Unterstützung ihrer eigenen politischen Arbeit. Den Charakter von 
Bibliotheken, die auch einem weiteren Kreis zugänglich sind, haben 
soweit uns bekannt, folgende Institutionen:
a) Das Parteiarchiv der deutschen Sozialdemokratie in Berlin.
Es hat vor allem dadurch Bedeutung, daß ihm der Nachlaß von Marx 
und Engels zugefallen ist, und zwar sowohl die Bibliothek als auch die 
Manuskripte.
b) Die sozialwissenschaftliche Studienbibliothek bei der Kammer 
für Arbeiter und Angestellte in Wien.
In ihr sind eine Reihe wertvoller sozialistischer Bibliotheken als Leih­
gaben einverleibt, so vor allem die von Pernerstorfer und Viktor Adler 
durch die Sozialdemokratische Partei Österreichs und die von Anton 
Menger durch die Universität Wien.
c) Die Zentralstelle für soziale Literatur in Zürich.
Sie hat trotz bescheidener Mittel durch die lange Dauer ihres Be­
stehens einen stattlichen Bestand erreicht.
d) Die Bibliothek der Ecole Ouvrière Supérieure in Uccle.
Sie besitzt die gesamte Bibliothek von Hector Denis und ist vor 
allem dadurch von großem Wert für die Geschichte der Arbeiterbewe­
gung Belgiens und auch Frankreichs.
c) Das Archiv der Arbeiterbewegung Schwedens (Arbetarrörelsens 
Arkiv, Folkets Hus, Stockholm.)
Es enthält vor allem Dokumente von großer Wichtigkeit für die 
Arbeiterbewegung Skandinaviens.
Unter der direkten oder indirekten Kontrolle einer der der 
S. A. I. angeschlossenen Parteien stehen die Bibliotheken in Berlin, 
Wien, Uccle und Stockholm. In Zürich ist die Partei in der Ver­
waltung vertreten, aber deren Mehrheit ist bürgerlich.
Um eine große Bibliothek lebendig zu erhalten, sind recht er­
hebliche Geldmittel erforderlich. Es muß nicht nur die neue Litera­
tur immer sofort angeschafft werden, um den Lesern das aktuellste 
Material zur Verfügung zu stellen, sondern es ist auch ein erheb­
liches Personal nötig, um einen wirklichen geordneten Bibliotheks­
dienst zu ermöglichen. In dieser Richtung ist die Wiener Bibliothek 
weitaus am besten gestellt, sie hat das größte Budget für Anschaf­
fungen und den größten Personalstand.
Die Frage, ob seitens der S. A. I. eine internationale Bibliothek 
geschaffen werden soll, kann wohl erst in einer späteren Zeit zur
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Lösung kommen. Es wird dann die Frage entstehen, ob sie einer 
der bereits bestehenden Bibliotheken anzugliedern ist oder als voll­
ständig selbständiges Institut zu führen wäre. Aber auch im erste- 
ren Fall müßte ein starkes Gewicht darauf gelegt werden, daß für 
die Bestände der Bibliothek der S. A. I. ein vollständig gesondertes 
Inventar geführt wird, sodaß jederzeit die Isolierung dieser Biblio­
thek ohne Schwierigkeiten möglich ist.
Für die praktischen Erfordernisse des Augenblicks genügt die 
Entscheidung, daß sich das Archiv der S. A. I. auf die Aufgaben der 
aktuellen Politik zu beschränken habe. Aber auch da werden noch 
weitere Abgrenzungen notwendig sein, insbesondere in der Frage 
der Zeitungsliteratur. Während jedes Zeitungsblatt aus der Früh­
zeit der Arbeiterbewegung von großem historisch-dokumentari­
schem Wert ist, ist die sozialistische Zeitungsliteratur heute so an­
geschwollen, daß die Aufgabe der Sammlung kaum mehr von einer 
Zentralstelle zu bewältigen ist. Die Landesparteien sammeln die 
Organe ihres Landes, aber in manchen Fällen, wie in Deutschland, 
sind sie schon gezwungen, die Sammlung nach Provinzen oder 
anderen Abgrenzungen zu unterteilen. Für das Archiv der S. A. I. 
können nur die wichtigsten Hauptorgane zur dauernden Aufbewah­
rung in Frage kommen, wobei die Organe in einer der drei Kon­
greßsprachen für die praktische Arbeit besonders wichtig sind.
Das Sekretariat der S. A. I. schlägt auf Grund aller dieser Er­
wägungen vor, eine T e i l u n g  der vorhandenen Bestände in fol­
gende drei Gruppen vorzunehmen:
1. Bücher, Broschüren, Zeitungen und Dokumente, die dem 
Archiv des Sekretariats der S. A. I. einzuverleiben sind.
2. Bücher, Broschüren, Zeitungen und Dokumente, die getrennt 
aufzuheben sind, um später einer internationalen sozialisti­
schen Bibliothek zur Verfügung gestellt zu werden.
3. Zeitungsserien, die keine Hauptorgane darstellen und auch 
für die historische Entwicklung der Arbeiterbewegung nicht 
von ausschlaggebendem Interesse sind und daher den Archi­
ven der Landesparteien zur Verfügung zu stellen sind.
Die Gruppe 1 wird vor allem folgende Bücher, Broschüren, Zei­
tungen und Dokumente zu enthalten haben:
a) Literatur, die für die Geschichte der sozialistischen Parteien 
und der Internationale selbst von Belang sind.
b) Literatur, die für die aktuellen Probleme, vor denen die 
S. A. I. steht, wichtig ist.
c) Hauptwerke des Sozialismus.
d) Nachschlagewerke.
e) Zeitungs- und Zeitschriftenserien.
In die Gruppe 2 werden Werke zur Theorie und Geschichte def 
Arbeiterbewegung im allgemeinen und Werke der Nationalökono­
mie, Philosophie, Geschichte und anderer Wissenschaften gehören.
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C. Beziehungen zu anderen internationalen 
Organisationen.
1. Internationaler Gewerkschaftsbund.
Die Beziehungen zwischen der Sozialistischen Arbeiter-Inter­
nationale und dem Internationalen Gewerkschaftsbund treten im 
vorliegenden Bericht an so vielen Stellen in Erscheinung, daß es 
sich erübrigt, noch besonders zu betonen, daß die Schicksalsgemein- 
schaft der beiden Organisationsgebilde stets als selbstverständliche 
Tatsache anerkannt wurde. Die Vertreter beider Organisationen 
traten wiederholt zur Entscheidung wichtiger Fragen zu gemein­
samen Sitzungen zusammen, und außerdem bestand ein ständiger 
Verkehr zwischen den beiden Sekretariaten. Von den gemeinsamen 
Sitzungen seien folgende hervorgehoben:
11. Mai 1926 in Amsterdam: Englischer Generalstreik;
26. Februar 1927 in Amsterdam: Probleme der italienischen 
Arbeiterbewegung;
3. April 1927 in Paris: Kriegsgefahr in Südosteuropa und in 
China; Angriffe des Faszismus auf die internationalen Institutionen.
24. Juli 1928 in Köln: Probleme der italienischen Arbeiterbewe­
gung.
Außerdem wurde für die Organisation des Weltwanderungs­
kongresses, der im Juni 1926 in London stattfand, ein gemeinsames 
Komitee von drei Vertretern der S. A. I. und drei Vertretern des 
I. G. B. eingesetzt, das zwei Sitzungen abhielt. Auch die Kosten 
dieses Kongresses wurden von beiden Organisationen zu gleichen 
Teilen getragen.
Am Kongreß des I. G. B. in Paris im August 1927 war die S. A. I. 
durch den Sekretär Adler, Bracke (Frankreich) und Modigliani 
(Italien) vertreten. In der Begrüßungsansprache, die Adler lm Na­
men der Delegation hielt, führte er u. a. aus:
Zwei verschiedene Kriegsschauplätze bestehen: der politische und 
der wirtschaftliche. Das bedingt die Aufstellung zweier Armeen: der 
politischen Organisationen und der gewerkschaftlichen. Aber diese bei­
den Armeen rekrutieren sich aus derselben Masse: aus der Arbeiter­
klasse. Das Ideal, dem wir zustreben, ist, daß jeder Mann und jede Frau 
aus der Arbeiterschaft gleichzeitig in beiden Armeen organisiert ist, 
an beiden Aufgaben mitarbeitet. Diese Personalunion in jedem einzel­
nen Mitglied bedingt eine S c h i c k s a l s g e m e i n s c h a f t  der großen 
internationalen Organisationen, des I. G. B. und S. A. I. Trotz dieser 
engen Verknüpftheit sind die Sozialisten der Überzeugung, daß die Ge­
werkschaften ihre große Zukunftsaufgabe ebenso wie die Arbeit im 
täglichen Kampf am besten erfüllen, wenn sie in v o l l s t ä n d i g e r  
S e l b s t ä n d i g k e i t  u n d  A u t o n o m i e  an den Aufgaben arbeiten, 
die sie sich selbst setzen. Die Sozialisten glauben ihre Pflicht am besten
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zu erfüllen, indem sie dem gewerkschaftlichen Kampf a l s  g u t e  G e­
w e r k s c h a f t e r  d i e n e n .  Das Verhältnis der beiden Organisationen 
ist somit vollste F r e i h e i t  u n d  U n a b h ä n g i g k e i t  in Taktik und 
Organisation und doch h ö c h s t e  V e r b u n d e n h e i t  in Aufgabe 
und Ziel.
Die Probleme, die durch das Einheitsfrontmanöver Moskaus in 
bezug auf die Gewerkschaften entstanden, waren gleichzeitig poli­
tische Probleme ersten Ranges. Die S. A. I. hatte sich daher wie­
derholt mit ihnen zu beschäftigen und sie wurden besonders aus­
führlich behandelt in dem Memorandum, das das Sekretariat der 
S. A. I. der Exekutive der S. A. I. im April 1926 vorlegte, (D. D. 
Nr. 16, 22. April 1926, insbesondere Seite 15 bis 20) und in dem 
Artikel Adlers über den Pariser Kongreß des I. G. B. in I. I. vom 
13. August 1927.
2. Sozialistische Jugend-Internationale.
Zwischen der Sozialistischen Jugend-Internationale und der So­
zialistischen Arbeiter-Internationale bestand auch in dieser Be­
richtsperiode eine beständige Verbindung. Als Vertreter der Sozia­
listischen Jugend-Internationale in der Exekutive der S. A. I. wurde 
ihr Vorsitzender, Genosse Karl Heinz (Wien), wiedergewählt und 
nahm an den Sitzungen im April 1926 in Zürich und im September 
1927 in Brüssel teil. Als ständiger Vertreter der S. A. I. bei den 
Tagungen der Jugend-Internationale fungierte Genosse Arthur 
Crispien. Er war in ständiger Fühlung mit dem Sekretariat der 
Sozialistischen Jugend-Internationale in Berlin und nahm an deren 
Tagung im Schloß Hindsgavl in Dänemark vom 14. bis 18. Juni 1927 
und am 20jährigen Jubiläum der Gründung der Jugend-Internatio­
nale, das durch eine große Manifestation am 28. August 1927 in 
Stuttgart gefeiert wurde, teil.
Zwischen der Sozialistischen Jugend-Internationale, der Sozia­
listischen Arbeiter-Internationale und dem Internationalen Gewerk­
schaftsbund wurde auf Grund längerer Verhandlungen ein Jugend­
schutzprogramm vereinbart, dessen Text in der „I. I.“ 1927 Seite 
566 veröffentlicht ist.
3. Andere internationale sozialistische Organisationen.
Beziehungen mit den Internationalen Sozialistischen Erziehungs­
organisationen bestehen schon seit der Gründung der S. A. I.
Der „Internationale Sozialistische Verband für Arbeitersport 
und Körperkultur“ (Luzerner Sport-Internationale „L. S. I.“) hat sich 
in seiner Konferenz in Helsingfors im August 1927 auf den Boden 
der durch die S. A. I. vertretene Politik gestellt. Damit war die 
Möglichkeit näherer Beziehungen gegeben. Die S. A. I. war an der 
Konferenz in Helsingfors durch Genossen Crispien vertreten. Ge­
nosse Crispien erstattete der Exekutive im September 1927 aus-
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führlichen Bericht, worauf auf Antrag Grimm (Schweiz) beschlossen 
wurde:
Die Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale ersucht die 
angeschlossenen Parteien, in deren Länder eine selbständige Arbeiter- 
Turn- und Sportbewegung besteht, diese Bewegung nach Möglichkeit 
zu unterstützen und besonders auch der Radiobewegung ihre Aufmerk­
samkeit zu schenken.
Das Büro wird beauftragt, die Frage der Ausgestaltung der Bezie­
hungen zu der Luzerner Sport-Internationale erneut zu prüfen und einer 
der nächsten Sitzungen der Exekutive zu berichten.
Gelegentlich des Internationalen Arbeiter-Turn- und Sportfestes 
in Wien trat am 12. Juli eine K o n f e r e n z  d e r  A r b e i t e r ­
s e l b s t s c h u t z o r g a n i s a t i o n e n  zusammen, an der Genosse 
Bauer als Vertreter der S. A. I. teilnahm (D. D. Nr. 30). Die Kon­
ferenz, an der Organisationen der der S. A. I. angeschlossenen Par­
teien vertreten waren, beschloß die Gründung einer Internationalen 
Kommission zur Abwehr des Faszismus mit dem Sitz in Wien, die 
in enger Verbindung mit der S. A. I. ihre Tätigkeit durchführt. Sie 
gibt ein eigenes Mitteilungsblatt heraus. Zur gleichen Zeit tagte 
auch eine K o n f e r e n z  d e r  A r b e i t e r - S a m a r i t e r - O r -  
g a n i s a t i o n e n, die ebenfalls einen internationalen Zusammen­
schluß beschloß (I. I. Nr. 29).
4. Die Kommunistische Internationale und ihre Hilfsinstitutionen.
Mit der Kommunistischen Internationale und ihren Hilfsinstitu­
tionen hat in der Berichtsperiode keinerlei Verkehr stattgefunden. 
Die S. A. I. hatte die Aufgabe, die Zweideutigkeit mancher dieser 
Hilfsinstitutionen, die sich als „neutral“ gebärden, klarzulegen und 
es sind auch in einer Reihe von Parteien, die der S. A. I. ange­
schlossen sind, Beschlüsse gefaßt worden, die in diesem Sinne 
wirkten. Die allgemeine Stellungnahme zu diesen Hilfsinstitutionen 
kam in einem Artikel der I. I. vom 10. Februar 1927 zum Ausdruck, 
in dem die Geschichte der „Roten Hilfe“ als kommunistische Partei­
organisation dargestellt wurde, und der folgendermaßen beginnt: 
Die unangenehmste Aufgabe, zu der die Kommunisten das sozia­
listische Proletariat zwingen, besteht in der immer wieder nötig 
werdenden Aufdeckung ihres Einheitsfrontschwindels. So traurig 
der offene Kampf zwischen den proletarischen Parteien ist, so 
widerwärtig ist seine Vergiftung durch den planmäßigen Schwin­
del, den die Kommunisten vollständig systematisch in immer neuen 
Formen betreiben. Jeder solcher Versuch verbraucht sich natür­
lich nach gewisser Zeit, er wird durchschaut und verliert damit 
die Zugkraft für die „Harmlosen“, auf die er berechnet war. So 
ging es mit der „ I n t e r n a t i o n a l e n  A r b e i t e r h i l f e “ (IAH), 
deren Charakter als kommunistisches Parteiinstrument durch die 
Broschüren, die der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund und 
die Belgische Arbeiterpartei herausgaben, allgemein bekannt wurde. 
Während diese I. A. H. von vornherein von den Kommunisten als
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Instrument des Einheitsfrontmanövers bestimmt war, hat die „I n - 
t e r n a t i o n a l e  R o t e  H i l f e  (I.R .H.) eine bessere Vergangen­
heit. Sie wurde im Gegensatz zu der I. A. H. öffentlich als kom­
munistisches Parteiinstrument erklärt. Die beiden Institutionen, die 
oft miteinander verwechselt wurden, haben von vornherein sich 
auch in den Zielen, denen sie dienen wollten, oder wenigstens zu 
dienen Vorgaben, unterschieden. Die I. A. H. sollte den Charakter 
einer allgemein philantrophischen Organisation tragen, sie hat 
Sammlungen eingeleitet bei der Hungersnot in Rußland, in Deutsch­
land, bei der Überschwemmung in Belgien, kurz, sie stellten Ziele 
in den Vordergrund, für die auch jeder Bürgerliche einen Beitrag 
leisten konnte, wenn er an die Ehrlichkeit der Organisation glaubte. 
Die I. R. H. war dagegen von vornherein als Organisation auf­
gebaut, die dem politischen Kampf und seinen Opfern dienen sollte, 
öffentlich als kommunistisches Parteinstrument erklärt.
Niemand wird den Kommunisten das Recht bestreiten, für ihre 
Gefangenen in den Gefängnissen der kapitalistischen Staaten zu 
sorgen. Sie setzen damit nur die alten guten Traditionen der revo­
lutionären Arbeiterbewegung und insbesondere der russischen So­
zialisten fort. So lange die „Rote Hilfe“ diesen Charakter einer 
kommunistischen Hilfsinstitution trug, war gegen sie gar nichts 
einzuwenden. Nun aber, nachdem die I. A. H. ihr Renommée ein­
gebüßt hat, wird versucht, die I. R. H. zu Zwecken des Einheits­
frontmanövers umzustellen. Der Auftrag aus Moskau ist offenbar 
an alle Sektionen ergangen, denn jetzt wird in den verschiedenen 
Ländern verkündet : „Di e R o t e  Hi l f e  s o l l  k e i n e  P a r t e i ­
i n s t i t u t i o n  s e i n “. Die Erregung, die das internationale Pro­
letariat gegen den Faszismus erfüllt, soll dazu benützt werden, um 
eine „ M a s s e n o r g a n i s a t i o n “ zu schaffen, die unter der Lei­
tung der Kommunisten steht.
Künstlern, Professoren und anderen politisch weniger orientier­
ten Leuten können die Kommunisten versuchen einzureden, daß 
heute eine p o l i t i s c h e  Organisation möglich sei, die „keine 
Partei-Institution“ ist, und auch nicht aus einer offenen und bewuß­
ten Vereinbarung von politischen Parteien hervorgegangen ist. Bei 
der Ausbildung, die der politische Parteiapparat bei den sozialisti­
schen und kommunistischen Parteien erreicht hat, muß jede Hilfs­
organisation — soweit sie nicht rein philantropisch ist — notwen­
digerweise einem Parteiapparat u n t e r g e o r d n e t  sein und eine 
gemeinsame Institution kommunistischer und sozialistischer Par­
teien, die also beiden u n t e r g e o r d n e t  ist, wäre nur auf dem 
Wege der offenen und ehrlichen V e r e i n b a r u n g  zwischen die­
sen Parteien möglich. Eine solche Vereinbarung hat nie bestanden, 
sie ist von den Kommunisten nie gesucht worden und es wider­
spricht ihren Absichten und Interessen, eine Hilfsorganisation für 
politische Gefangene zu schaffen, die auf dem Boden der proleta­
rischen Demokratie aufgebaut ist.
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Besondere Hoffnungen knüpften die Bolschewisten an die Grün­
dung der „Liga gegen koloniale Unterdrückung und Imperialis­
mus“. Zu ihr nahm die Exekutive der S. A. I. in ihrer Sitzung vom 
September 1927 in folgender Resolution Stellung:
„Die Sozialistische Arbeiter-Internationale ist erfüllt von wärmster 
Sympathie für die Völker, die den Kampf gegen imperialistische und 
koloniale Unterdrückung führen, sie wird ihren Kampf nach wie vor auf 
das energischste unterstützen und alles, was in ihren Kräften steht, 
daran setzen, um die engste Fühlung mit den nationalen Befreiungs­
bewegungen dieser Völker zu pflegen.
Ihre Hauptaufgabe sieht die Sozialistische Arbeiter-Internationale 
aber in der Gruppierung der proletarischen Elemente dieser Völker 
unter der Fahne des internationalen Sozialismus, nicht aber in der 
Schaffung einer neuen internationalen Organisation, die sich den Zweck 
setzt, diese Elemente in einer allgemein-nationalen Bewegung aufgehen 
zu lassen oder ihre Interessen wie die Interessen der gesamten nationalen 
Bewegung den Interessen der Politik irgend einer Macht unterzuordnen. 
Daher glaubt die Exekutive, daß es nicht die Aufgabe der S. A. I. oder 
der ihr angeschlossenen Parteien sein kann, der sogenannten „Liga gegen 
koloniale Unterdrückung“ beizutreten.“
Zur vollen Klarstellung der Zusammenhänge veröffentlichte die
I. I. in ihrer Nummer vom 7. Oktober 1927 einen ausführlichen Ar­
tikel „Zur Geschichte der Liga gegen koloniale Unterdrückung“. 
Dieser Artikel trug dazu bei, die Verhältnisse, insbesondere in Hol­
land, wo sich eine Reihe von Sozialdemokraten der Liga ange­
schlossen hatten, zu klären. Der Sitz der Liga, der nach Paris 
verlegt worden war, um den Eindruck der Unabhängigkeit von 
ihrem Gründer, dem kommunistischen Abgeordneten Münzenberg, 
zu erwecken, wurde 1928 wieder nach Berlin zurückverlegt und 
steht nun ganz offen unter kommunistischer Leitung, die durch 
ihren Sekretär Münzenberg ausgeübt wird.
5. Andere internationale Verbände.
In einigen internationalen Verbänden sind gleichzeitig soziali­
stische und kommunistische Organisationen vertreten. Dies ist vor 
allem beim Internationalen Genossenschaftsbund der Fall, der den 
Schwierigkeiten dadurch auszuweichen sucht, daß er sich sowohl 
gegenüber der Sozialistischen Arbeiter-Internationale als der Kom­
munistischen Internationale als neutral erklärt. Sein Kongreß in 
Stockholm 1927 hat gezeigt, wie diese Gegensätze trotz aller Be­
mühungen dennoch in Erscheinung treten, und es ist an diesem 
Kongreß auch mehr als jemals früher deutlich geworden, daß sich 
die übergroße Mehrheit der Mitglieder des Internationalen Ge­
nossenschaftsbundes politisch zu den Grundauffassungen der S. A. I. 
bekennt.
II. 47
Noch wesentlich komplizierter ist die Lage in der Internationale 
Proletarischer Freidenker, wo die Kommunisten am Kongreß in 
Köln am 4. Januar 1928 es verstanden haben, diese Organisation 
für ihre Zwecke auszunützen. In Anbetracht dieser Verhältnisse 
war die S. A. I. nicht in der Lage, der Einladung zu diesem Kongreß 
Folge zu leisten (vergl. I. I. vom 28. Februar 1928, Seite 87, 88).
Die Exekutive der S. A. I. hatte sich auch einmal indirekt mit 
dem „Internationalen Büro sozialistisch-revolutionärer Parteien“, 
das in Paris besteht, zu beschäftigen. Der darauf bezügliche Brief­
wechsel mit der I. L. P. wurde in der I. I. 1928, Seite 88—94, ver­
öffentlicht.
Ebenso nahm die Exekutive der S. A. I. einen Bericht des Se­
kretariats der S. A. I. über „Sozialistische Liga des Neuen Ostens“ 
(vergl. I. I. 1928, Seite 95—100) zur Kenntnis.
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D. Die Finanzen der S. A. I.
Die Berichtsperiode umfaßt 214 Jahre, nämlich die Zeit vom 
1. Juli 1925 bis zum 31. Dezember 1927. Für das erste Halbjahr die­
ser Periode wurden die Rechnungen in englischen Pfund, vom 
1. Januar 1926 an in Schweizer Franken geführt. Im Hinblick auf 
diesen Wechsel der Währung, der durch die Übersiedlung des Se­
kretariats von London nach Zürich bedingt war, wurde es notwen­
dig, über das erste Halbjahr der Berichtsperiode gesondert zu be­
richten. Daher wurde der Bericht folgendermaßen gegliedert:
A. Kassenbericht über das zweite Halbjahr 1925 (Tabelle I).
B. Kassenbericht über die Jahre 1926 und 1927 (Tabelle II u. III).
C. „Internationale Information“.
D. Pressefonds.
E. Das Budget für 1928 (Tabelle IV und V).
F. Das Beitragssystem (Tabelle VI, VII und VIII).
G. Revision der Buch- und Kassenführung.
Der Kassierer der S. A. I., Van Roosbroeck, hat der Exekutive 
zunächst über jedes Semester und von 1927 an, da die finanzielle 
Lage als genügend stabil angesehen werden konnte, über das ganze 
Jahr schriftlich und mündlich Bericht erstattet. Aus diesen detaillier­
ten Berichten sind die wesentlichen Erläuterungen im folgenden 
zusammengefaßt:
A. KASSENBERICHT ÜBER DAS ZWEITE HALBJAHR 1925.
In das zweite Halbjahr 1925 fielen der Marseiller Kongreß und 
die Übersiedlung des Sekretariats von London nach Zürich, was 
außerordentliche Ausgaben in solcher Höhe bedingte, daß ein Ver­
gleich dieses Halbjahres mit der vorangegangenen Periode, über die 
im Marseiller Kongreßprotokoll (Seite 134—137) ausführlich berich­
tet wurde, schwer möglich ist.
In ihrer Sitzung im Januar 1925 hatte die Exekutive der S. A. I. 
beschlossen, daß das neue Beitragssystem, das der Marseiller Kon­
greß endgültig festzulegen hatte, bereits für das zweite Halbjahr 
1925 zur Grundlage zu nehmen sei. Dem entsprechend konnten den 
Parteien erst nach dem Marseiller Kongreß ihre Beiträge für dieses 
Halbjahr vorgeschrieben werden, was eine erhebliche Verzögerung 
der Zahlungen bedingte. Um den großen Ansprüchen dieser Periode 
rechtzeitig gerecht werden zu können, war es daher nötig, eine An­
leihe aufzunehmen. Diese wurde von der österreichischen sozial­
demokratischen Partei in der Höhe von 600 Pfund zur Verfügung
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Tabelle I. Bilanz
E i n n a h m e n :
O r d e n t l i c h e :
Saldovortrag vom 30. 6. 1925 .............................
£  s. d. £  s. d.
343. 4. 31/2
Beiträge:
Deutschland.......................................................... 661. 3. 5.
A m erik a .............................................................. 45. 1. 3.
Österreich (Deutsche)........................................ 250. 0. 0.
Belgien................................................................. 209.19. 6.
Bulgarien.............................................................. 7. 3. 8.
Dänemark .......................................................... 51. 5. 5.
D anzig ................................................................. 2. 0. 0.
Spanien ............................................... 63. 1. 1.
F innland .............................................................. 49. 0. 0.




Griechenland....................................................... 9. 9. 2.
Britisch-Guyana................................................... 9. 0.
Litauen........................................  .................. 2.14. 6.
Norwegen .......................................................... 1.16. 9.
Palästina .......................................................... 10. 0. 0
Polen P. P. S......................................................... 50. 2. 0.
Schweden.............................................................. 45. 6. 9.
Tschechoslowakei:
Tschechen ....................................................... 87. 5. 0.
Deutsche.......................................................... 45.19. 4.
Jugoslawien ....................................................... 5. 7. 9.
Summe................................................................. 2,056.13.11.
„1.1.“ und Bulletin ............................................ 53.17. 7.
Andere Publikationen........................................ 3. 3.
Bankzins.............................................................. 8. 4.
A u ß e r o r d e n t l i c h e :  
Kongreß von Marseille:
Kongreßbeiträge:
94 ä 25/— ....................................................... 117.10. 0.
158 ä 20/— ....................................................... 158. 0. 0.
169 ä 15/— ....................................................... 133. 0. 0.
Summe................................................................. 408.10. 0.
Verkauf von Büroeinrichtungsstücken in London 51.13. 8.
Darlehen der österreichischen P a r te i ............... 273. 0. 0.
3,187.11. 0i/2
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1. Juli bis 31. Dezember 1925.
A u s g a b e n :
Or d e n t l i c h e : £  s. d. £  s. d. £  s. d.
Büromiete, Reinigung, Beleuchtung,
Telephon........................................... 153.10. 8*2
Druckarbeiten und Vervielfältigung. . 200.19. 8.
Allgemeine Ausgaben (Marken, Papier,
Telegramme u s w .) .......................... 135. 2. 6.
Sekretär............................................... 350.11. 7.
Sekretariatsangestellte......................... 440. 5. 8.
Übersetzungsarbeiten.......................... 40. 5. 0.
Delegationen........................................ 237.19.11.
Exekutiv- und Bürositzungen . . . . 52.13. 0.
Bank- und Postscheckspesen . . . . 1. 7.10.
Summe der ordentlichen Ausgaben. . 1,612.15. IO1/2




Sekretariat............................................ 161. 2. 0.
Presse usw............................................ 68.10. 0.
Stenographie:
deutsch ............................................ 39. 0. 6.
französisch........................................ 24. 7. 3.
englisch............................................ 62.17. 5.
Bericht................................................... 43. 0. 0.
Papier, Fracht, Telegramme............... 16. 4. 6i/2
Lokalkomitee........................................ 65.14. 3.
Kursverlust beim Wechseln............... 3. 6. 4.
Subvention für streikende Marseiller
Bankbeamte.................................... 12.14.11.
Druckkosten des Kongreßberichtes. . 34.12. 9.
Rückvergütung eines zuviel bezahlten
Kongreßbeitrages............................. 10. 0.
Summe der Ausgaben für den Kongreß 655. 9. 2i/z
Reise- und Übersiedlungsspesen nach
London ............................................ 350. 0. 0.
Reise- und Obersiedlungsspesen nach
Zürich............................................... 190.10. 8i/2
Teil der Kosten der Büroeinrichtung
des Sekretariats in Zürich.............. 35.14. 1.
Verschiedenes..................................... 20.11.11.
Summe der außerordentlichen Ausgaben 1,252. 5.11.




Beiträge der angesdilossenen Parteien.1)
( In  S ch w e iz e r F ra n k e n .)
P a r t e i e n
G e le is te t  1926 G e le is te t 1927
T o ta l d e r
g e le is te te n  B e i tr ä g e
A u s s tä n d ig  
a m  31. 12. 1927fü r  d ie  P e r io d e  b is  
E n d e  1926 fü r  1927
fü r  d ie  P e r io d e  b is  
E n d e  1927 fü r  1928
A lle m a g n e  -  D e u t s c h l a n d .............................. 19 752,50 1 1 1 7 3 ,- 8 1 5 2 , - 20 1 6 9 , - 59 246,50
A m e rik a  (V e re in ig te  S ta a te n )  . . . . 2 7 6 2 , - 2 0 7 2 , - 4 8 3 4 , - 2 7 6 2 , -
A r g e n t i n i e n ............................................................ 1 7 4 6 , - 1 4 5 5 , - 3 2 0 1 , -
A r m e n i e n ............................................................ 585,45 3 6 0 , - 945,45 1 034,55
A u trich e  — Ö s te rre ic h : D e u tsc h e  .  . . 6 4 5 5 , - 3 000, - 4 2 6 0 , - 6 0 0 0 , - 19 7 1 5 , -
„ „ T sch ech en  . . . 6 8 0 , - 1 1 9 0 , - 1 8 7 0 , -
B e l g i e n .................................................................. 5 3 5 6 , - 7 1 8 6 , - 12 5 4 2 , -
B u l g a r i e n ............................................................ 9 6 0 , - 9 6 0 , - 1 6 8 0 , -
C h i n a ........................................................................ 5 0 , - 5 0 , - 2 2 5 , -
D ä n e m a r k ............................................................ 7 5 8 3 , - 6 0 8 4 , - 288,50 13 955,50
D a n z i g .................................................................. 1 2 5 , - 1 0 0 , - 2 2 5 , -
E s p a g n e  -  S p a n i e n ........................................... 1 3 2 0 , - 1 3 2 0 , -
E s t l a n d ................................................................... 336, 2 7 9 , - 6 1 5 , -
F i n n l a n d .................................................................. 2 875, 2 342, -c 5 2 1 7 , -
F r a n k r e i c h ............................................................. 8 100, - 7 2 0 , - 5 7 8 0 , - 2 5 0 0 , - 1 7 1 0 0 , -
G e o r g i e n .............................. .................................... 7 2 1 , - 7 2 0 , - 1 4 4 1 , - 5 3 9 ,-
G re a t B rita in  —  G ro ß b r i ta n n ie n :  L. P . . 19 7 0 8 , - 91,55 21 884,45 433,05 421 1 7 ,0 5
„ „ „  I. L. P . 2 9 6 3 , - 2 999,40 0,75 5 963,15
G r i e c h e n l a n d ...................................................... 2 7 5 , -
G u y a n e  A n g la ise  —  B ritis c h  G u ia n a  . . 122,50 122,50 63,50
H o l l a n d .................................................................. 5 6 2 1 , - 3 7 4 4 , - 9 3 6 5 , -
H o n g rie  —  U n g a r n .......................................... 3 0 0 0 , - 3 0 0 0 , - 1 5 0 0 , -
„  „ V i l a g o s s a g . . . . 1 8 0 , -
I t a l i e n ........................................................................ 3 8 4 0 , - 3 8 4 0 , -
L e t t l a n d .................................................................. 2 5 0 , - 7 9 2 , - 1 0 4 2 , - 3 8 6 , -
L i t a u e n .......................................... ...... 1 7 8 , - 1 7 8 ,- 1 4 2 , -
1 u x e m b u r g ............................................................ 2 2 1 , -
P a l ä s t i n a .................................................................. 4 0 0 , - 4 0 0 , - 2 7 3 2 , -
P o le n :  P . P . S .............................. ...... 1 0 3 4 , - 1 0 3 4 , - 6  2 9 7 , -
„  D eu tsch e  P a r t e i .............................. 1 6 5 , - 9 4 , - 2 5 9 , - 2 6 , -
„  U n a b h ä n g ig e  P a r t e i ........................ 263, -
P o r t u g a l .................................................................. 5 9 , - 5 9 , - 2 9 5 , -
R u m ä n i e n ............................................................ 2 7 0 3 , -
R u ß la n d : S . D ...................................................... 1 4 4 0 , - 1 4 4 0 , -
„  S . R ...................................................... 1 440, -
S c h w e d e n ............................................................ 7 9 2 8 , - 6 3 4 2 , - 4 9 7 , - 6 8 3 9 , - 2 1 6 0 6 , -
S c h w e i z .................................................................. 2 5 7 2 , - 2 572,
T s c h e c h o s lo w a k e i: T sch e ch en  . . . . 3 2 0 2 , - 2 8 2 7 , - 6 029,
„  D e u t s c h e ........................ 2 872,80 1 8 3 9 ,- - 4 711,80
„  P o l e n .............................. 1 6 9 , - 8 2 , - 251,
„  R u th e n e n  . . . . 7 0 6 , - 7 0 6 , -
T ü r k e i ........................................................................ 6 3 0 , -
U k r a i n e .................................................................. 7 2 0 , - 7 2 0 , - 9 6 0 , -
Y o u g o s la v ie  —  J u g o s la w ie n  . . . . 2 9 1 , - 2 9 1 , -
S u m m e : 100 765,25 21 326,55 90 621,85 3 6 2 3 0 ,3 0 248 943,95 24 354,05
i)  D ie s e  T a b e lle  i s t  n ac h  d e n  f r a n z ö s i s c h e n  N am e n  d e r  L ä n d e r  a lp h a b e tis c h  g e o rd n e t ,  w e s h a lb  w ir  in  j e n e n  F ä lle n ,  w o  im  D e u tsc h e n  e in e  a n d e re  R e ih e n fo lg e  
e rfo rd e rlich  w ä re , d e n  f ra n z ö s is c h e n  N am e n  d e s  L a n d e s  v o ra n s e tz e n .
gestellt. Es mußten jedoch nur 273 Pfund tatsächlich in Anspruch 
genommen werden. Sie wurden im Jahre 1926 (siehe Tabelle III) 
zurückerstattet.
Die Kosten des Marseiller Kongresses figurieren in der Tabelle I 
mit £ 655.9.2/4. Zu diesen Kosten kommen aber noch £ 20, die 
bereits im Juli 1925 für Übersetzungsarbeiten ausgegeben wurden 
(vergl. Marseiller Protokoll, Seite 137), und weitere Ausgaben für 
den Druck des Berichtes, die erst im Jahre 1926 und 1927 beglichen 
wurden und insgesamt 5607,10 Schweizer Franken oder rund 
£ 224.6.0 betrugen. Die Gesamtausgaben für den Marseiller Kon­
greß belaufen sich somit auf rund £ 900. Dabei wurden außerdem 
ein Teil der Druckkosten der Protokolle in den drei Sprachen (etwa 
£ 573) von den Parteien in Belgien, Deutschland und Großbritan­
nien getragen, der in folgenden Rechnungen natürlich nicht figu­
riert. Von den gesamten Kongreßausgaben der S. A. I. als solchen 
(£ 900) wurden nicht einmal die Hälfte durch die Delegiertenkarten 
aufgebracht, nämlich nur £ 408.10.0. Die übrigen Kosten von rund 
£ 491.10.0 mußten aus den laufenden Einnahmen gedeckt werden.
B. KASSENBERICHT ÜBER DIE JAHRE 1926 UND 1927.
In der Sitzung der Exekutive vom April 1926 wurden auf Antrag 
des Kassierers Van Roosbroeck die Parteien aufgefordert, in Zu­
kunft ein System der Vorausbezahlung der Beiträge einzuführen, irt 
der Art, daß jede Partei zumindest für das laufende Quartal, späte­
stens zu seinem Beginn, den Beitrag entrichtet, und im letzten Quar­
tal des Jahres eventuelle Korrekturen, die durch die Veränderung 
der Mitgliederzahl notwendig geworden, in Rechnung gezogen wer­
den. Als besonders erwünscht wurde bezeichnet, daß wenigstens 
die zahlungsfähigeren Parteien ihren Jahresbeitrag bereits zu An­
fang des Jahres vollständig leisten. Eine Reihe von Parteien haben 
dem Wunsche der Exekutive nach Zahlung von vornherein ent­
sprochen.
Die Tabelle II zeigt die effektiven Zahlungen, die die Parteien 
in den Jahren 1926 und 1927 geleistet haben. Die Gesamtsumme 
aller Beitragszahlungen in diesen zwei Jahren ist 248 943,85 Schwei­
zer Franken. Diesen gegenüber sind am 31. Dezember 1927 noch 
24 354,05 Franken ausständig gewesen. Da die S. A. I. über keinen 
Reservefonds verfügt, war eine geordnete Kassengebahrung nur 
dadurch möglich, daß sich einzelne Parteien, vor allem die Parteien 
in Deutschland, Schweden und Österreich bereit gefunden haben, 
ä conto des folgenden Jahres Zahlungen zu leisten. Diese Voraus­
zahlungen betrugen 1926 insgesamt 21 326,55 Frs., im Jahre 1927 
insgesamt 36 230,30 Frs.
Die außerordentlichen Ausgaben, die durch die Kosten des Mar­
seiller Kongresses, die Übersiedlung des Sekretariats von London 
nach Zürich und durch die Einrichtung des Sekretariats in Zürich 
erwuchsen, konnten nur durch einen Sonderbeitrag der Parteien
II. 53
II. 54
Tabelle in. Bilanz für 1926 und 1927.
(Schweizer Franken)
E i n n a h m e n :
1926 1927
Effektive P rä li -m in ie r te D iffe ren z Effektive
P rä li -
m in ie r te D iffe ren z
Saldo vom 1. Januar . . 8 061,47 8 061,47 10 358,29 10 358,29
Beiträge
bis Ende 1925 . . . . 5 396,—
„ „ 1926 . . . . 95 369,25 6 016,40
„ „ 1927 . . . . 21 326,55 84 605,45
122 091,80 122 478,10 -  386,30 90 621,85 121 724,90 — 31 103,05
* * 1928 . . . . — — — 36 230,30 — +  36 230,30
„I. I.“ und Bulletin . . . 4 293,94 1 500,— - 2 793,94 3 169,32 5 000,— — 1830,68
Andere Publikationen . . 15,05 — |- 15,05 — — —
Bank- u. Postscheckzinsen 104,55 — L 104,55 393,71 100,— +  293,71
Pressefonds.................. 50,— — - 50,— — — —
Verschiedenes............... 77,28 — - 77,28 8 - — +  8>~
SummederEinnahmen . . 134 694,09 132 039,57 +  2 654,52 140 781,47 137 183,19 +  3 598,28
A u s g a b e n :
1926 1927
Effektive P rä lim in ie r te Differenz Effektive P rä lim in ie r te Differenz
Or d e n t l i c h e :
Mietzins des Büros, Licht, Heizung, Reinigung. . . .
Druckarbeiten..................................................................
Gehälter: Sekretär und Vollangestellte.........................
Hilfskräfte: a) interne.......................................................
b) e x te rn e ...................................................
6 122,41 
1 538,75 
48 358,40 ) 
1 905,50 \ 


















— 2 711,81 




Versicherung der Angestellten..................................... 3 525,80 —. -  3 525,80 3 271,70 4 000,— - 728,30
Übersetzungen.................................................................. 3 725,80 
9 714,60
1 000,— - 2 725,80 2 417,20 2 000,— - 417,20
Materialien und Papier................................................... 4 000,— L- 5 714,50 14 217,25 10 000,— - 4 217,25
Delegationen und Reisekosten..................................... 8 617,55 12 000,— - 3 382,45 12 005,15 12 000,— 5,15 
- 2 256,45Büro- und Exekutivsitzungen........................................ 2 517,80 8 000,— -  5 482,20 6 256,45 4 000 —
Briefmarken, Telegramme, Telephon............................. 6 144,96 3 000,— - 3 144,96 9 603,04 7 500,— - 2 103,04
Zeitungen und Archiv.................................................... 1 285,80 1 000,— - 285,80 2 143,96 3 000,— -  856,04
Bank- und Postscheckgebühren......................... 182,— 100,- - 82 — 227,89 200,— +  27,89
Spezialartikel für „1.1.“ ................................................ 900,— 2 600,— - 1,700 — 2 300,— 2 600,— -  300,—
Verschiedenes.................................................................. 718,23 200,— -f 518,23 1 019,98 800,— 4- 219,98
Überweisung an den Matteottifonds (Beiträge aus Ländern
8 580,— 12 000,— -  3 420,—ohne Demokratie)....................................................... — — —
Ordentliche Ausgaben................................................... 95 927,50 102 900,— -  6 972,50 123 824,56 119 900,— +  3 924,56
Au ß e r o r d e n t l i c h e :
Büroübersiedelung London-Zürich................................. 1 018,90 [- 1 018,90
Büroeinrichtung............................................................... 9 854,55 
5 300,10
8000,— - 1 854,55 3 288,60 2 000,— 4- 1 288,60
Marseiller B ericht........................................................... 5 000,— - 300,10 307,— 800,— -  493,—
Weltwanderungskongreß................................................ 3 258,— 4 000,— -  742,— 6 265,30 3 750,— - - 2 515,30
Transport und Einrichtung des Archivs...................... — — — 5 202,65 5 000,— - - 202,65
Schreibmaschinen........................................................... 1 076,50 — +  1 076,50 688,75 2 000,— -  1311,25
Verschiedenes.................................................................. 72,50 2 450,— -  2,377,50 — — —
Rückzahlung der Anleihe................................................ 6 827,75 
1 000,—
6 828,60 0,85 — — —
Jugend-Internationale................................................... 1 000,— — 1 000,- 1 000,— —
Außerordentliche Ausgaben............................................ 28 408,30 27 278,60 +  1 129,70 16 752,30 14 550,— 4- 2 202,30
Saldo per 31. Dezember................................................ 10 358,29 1 860,97 +  8 497,32 204,61 2 733,19 -  2 528,58
Summe der Ausgaben................................................... 134 694,09 132 039,57 +  2 654,52 140 781,47 137 183,19 4- 3 598,28
ausgeglichen werden. Auf Antrag des Kassierers Van Roosbroeck 
wurde in der Sitzung der Exekutive im April 1926 einstimmig be­
schlossen, daß „ein Sonderbeitrag in der Höhe von einem Viertel 
des ordentlichen Jahresbeitrags von den Parteien pro Jahr 1926 
erhoben wird.“ Dieser Sonderbeitrag ist in den Einnahmen ge­
meinsam mit den ordentlichen Beiträgen für das Jahr 1926 angeführt 
(siehe Tabelle II und III).
In Tabelle III ist die Bilanz für 1926 und 1927 wiedergegeben. 
Die Einteilung der einzelnen Posten erfuhr im Laufe der Zeit ge­
wisse Verbesserungen. Um den Vergleich zu ermöglichen, wurde 
die Einteilung des Jahres 1927 zur Grundlage genommen.1)
Der Saldo vom 31. Dezember 1925, der in der Tabelle I mit 
£ 322.9.3 figuriert, wurde in der Tabelle III entsprechend der Um­
wechslung zu 8061,47 Schweizer Franken eingesetzt.
Wie aus dem Vergleich der Ausgaben mit dem jeweiligen Vor­
anschlag zu ersehen ist, halten sich die Gesamtsummen jeweils im 
vorausgesehenen Rahmen. In den einzelnen Posten treten Diffe­
renzen auf. So waren vor allem die Ausgaben für Materialien und 
Papier, sowie für Postgebühren in beiden Jahren wesentlich höher 
als der Voranschlag, was mit der Ausdehnung der Korrespondenz 
des Sekretariats aber vor allem mit der starken Steigerung des Um­
fanges der „Internationalen Information“ zusammenhängt. 1926 
waren die Ausgaben für die Sitzungen der Exekutive wesentlich 
niedriger als veranschlagt, da alle Sitzungen in Zürich stattfanden, 
im Jahre 1927 höher als veranschlagt, da die Sitzungen außerhalb 
der Schweiz abgehalten wurden.
Unter den außerordentlichen Ausgaben figurieren die Übersied­
lungskosten des Sekretariats von London nach Zürich im Jahre 1926 
mit 1018,90 Frs. Dazu kommen aber noch die bereits in der Bilanz 
für das zweite Halbjahr 1925 ausgewiesenen £ 190.10.814, die um­
gerechnet etwa 4763 Schweizer Franken ergeben, so daß die ge­
samte Übersiedlung mit ungefähr 5782 Franken zu beziffern ist. Für 
die Kosten der Einrichtung des Sekretariats in Zürich ergibt sich 
aus der Bilanz für 1926 und 1927 ein Gesamtbetrag von 13 143,15 
Franken. In der Bilanz für das zweite Semester 1925 sind in dieser 
Rechnung Ausgaben von £ 35.14.1 ausgewiesen, denen jedoch 
Einnahmen von £ 51.13.8 für den Verkauf der Möbel des Sekre­
tariats in London gegenüberstehen. Daraus ergibt sich ein Ein­
nahmeüberschuß von rund £ 16 oder 400 Schweizer Franken, so daß 
die gesamten Einrichtungskosten bis Ende 1927 mit rund 12,740 
Franken zu beziffern sind. Für den Transport der Bücher, die sich 
im Archiv der Internationale in Brüssel befanden, nach Zürich und 
für die Anschaffung von Bücherkasten und die Installation des
1) Die Ausgaben für Telephon, die im Jahre 1927 in den Posten „Brief­
marken, Telegramme, Telephon“ figurieren, sind im Jahre 1926 noch in 
den Posten „Mietzins des Büros“ enthalten.
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Bibliotheksraumes wurden 5202,65 Franken auf gewendet. Für die 
Kosten des Weltwanderungskongresses und für die Herausgabe des 
Berichtes darüber, die von der S. A. I. und dem Internationalen 
Gewerkschaftsbund zu gleichen Teilen getragen wurden, mußten 
von der S. A. I. insgesamt 9523,30 Frs., aufgewendet werden.
Der Saldo gibt jeweils den Gesamtbetrag der Guthaben in der 
Bank, auf den Postscheckkonten und in der Handkasse. Im Saldo 
ist vom 1. Januar 1927 an auch der Pressefonds enthalten, der, da 
er vorläufig nur 50 Franken beträgt, nicht getrennt geführt wurde.
Getrennt von der allgemeinen Rechnung wird die Abrechnung 
über den Matteotti-Fonds geführt. In den Rechnungen der S. A. I. 
erscheint er nur in dem Posten, wo über eine Zuwendung von der 
Kasse der S. A. I. an den Matteotti-Fonds berichtet wird. Während 
nämlich in früheren Jahren den Parteien in den Ländern ohne De­
mokratie der Mitgliedsbeitrag an die S. A. I. zum Teil oder voll­
ständig durch die Exekutive erlassen wurde, damit diese Summen 
von den Parteien für die Opfer des Kampfes verwendet werden 
können, hat die Exekutive in ihrer Sitzung vom Februar 1927 den 
Beschluß gefaßt, in Zukunft keine Beträge mehr direkt zu erlassen, 
sondern die Beiträge dieser Länder ohne Demokratie dem Matteotti- 
Fonds zuzuweisen und sie durch diesen den betreffenden Parteien 
wieder zuzuführen, um einerseits in den Bilanzen der S. A. I. ein 
klares Bild zu gewinnen, welche Summen der gesamten Beiträge 
für derartige Unterstützungszwecke verwendet werden, und ande­
rerseits auch in den Abrechnungen des Matteotti-Fonds in Erschei­
nung treten zu lassen, welche Hilfe die Parteien in den Ländern 
ohne Demokratie neben der direkten Unterstützung auf Grund der 
Sammlungsergebnisse durch die Erlassung der Beiträge an die 
S. A. I. erhalten. Für das Jahr 1927 waren diese Beiträge mit 12000 
Franken veranschlagt. Da aber nicht alle Parteien die Abrechnung 
bis Jahresschluß vorgenommen haben, wurde nur die Summe von 
8580 Franken dem Matteotti-Fonds überwiesen.
C. „INTERNATIONALE INFORMATION“.
Die „Internationale Information“ begann im September 1924 zu 
erscheinen. Während ursprünglich geplant war, ihr einen Umfang 
von etwa 3 bis 4 Seiten wöchentlich, also etwa von 180 Seiten jähr­
lich zu geben, stieg dieser Umfang schon im Jahre 1926 auf das 
Doppelte und im Jahre 1927 auf mehr als das Dreifache, nämlich 
auf 600 Seiten. Die „Internationale Information“ erfuhr eine Aus­
gestaltung durch folgende Beilagen:
„Dokumente und Diskussionen“, Archivbeilage der I. I.
„Frauenbeilage“.
„Mitteilungen über die Lage der politischen Gefangenen“.
Im Jahre 1927 erschien die 1.1. als solche in 65 Nummern mit 
einem Gesamtumfang von 410 Seiten, die D. D. in 14 Nummern im 
Gesamtumfang von 82 Seiten, die Frauenbeilage in 11 Nummern im
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Gesamtumfang von 78 Seiten und die „Mitteilungen über die Lage 
der politischen Gefangenen“, deren Herausgabe erst im Oktober 
1927 begann, in 6 Nummern im Gesamtumfang von 31 Seiten. Die 
Zahl der gesamten Aussendungen per Post betrug in diesem Jahre 
79 pro Sprache. Die Auflagen einer Nummer der I. I. in den ver­
schiedenen Sprachen waren Ende des Jahres 1927:
d e u tsc h ......................  343 Exemplare
französisch.................. 157 „
englisch......................  260 „
Gesamtauflage 760 Exemplare
Entsprechend der Steigerung des Umfanges und der Auflage der 
1.1. ist der Verbrauch an Papier und Materialien stets gestiegen. 
Er bezifferte sich im Jahre 1927 auf 450 000 Blatt Vervielfältigungs­
papier, 1800 Wachsplatten zur Vervielfältigung und eine ent­
sprechende Quantität Vervielfältigungsfarbe und Briefumschläge. 
Bei diesem Anwachsen der verbrauchten Quantitäten war es ge­
boten, nach Möglichkeit die Kosten herabzusetzen. Es wurden 
Offerten von verschiedenen Lieferanten eingeholt, und es gelang 
durch Abschlüsse für den Jahresbedarf und durch Übergang zu 
einer billigeren Qualität der Wachsplatten für die Zukunft erheb­
liche Ersparungen zu ermöglichen.
Die Abnehmer der „Internationalen Information“ erhalten auch 
die Beilagen sowie das Bulletin ohne Erhöhung der Abonnements­
gebühr.
Sämtliche Publikationen können auch von Einzelabnehmern be­
zogen werden.
Der Bezugspreis beträgt pro Vierteljahr:
S ch w eiz e r D eu tsch e
F ra n k e n  M ark
für Zeitungen bis zu 3 C00 Auflage...........................................7.50 oder 6.50
für Zeitungen über 3 000 Auflage.............................................15.— oder 13.—
für Zeitungen über 10 000 A uflage............................30.— oder 26.—
für Zeitungen über 50 000 A uflage............................45.— oder 39.—
für Wochenblätter, Revuen sowie für Abnehmer zur nur
persönlichen Information................................................... 7.50 oder 6.50
für Buchhandlungen und Zeitungsverschleijge, wo
Verwendung unkontrollierbar............................................45.— oder 39.—
Für die Zusendung mehrerer Exemplare an dieselbe Adresse wird 
für jedes weitere Exemplar nur ein Zehntel der obigen Ansätze in Rech­
nung gestellt.
Für Parteikorporationen, die die direkte Zusendung an ihre Mitglie­
der zum Zwecke persönlicher Information wünschen, wird bis zu zehn 
Exemplaren für jedes Exemplar Frs. 3,— oder Mk. 2,60 berechnet. Für 
jedes weitere Exemplar Frs. 2,— oder Mk. 1,75.
Einzelne Exemplare der „Internationalen Information“, oder deren 
Beilagen oder des Bulletins werden mit 60 Schweizer Centimes oder 50 
deutschen Pfennigen berechnet.
Von den 760 Exemplaren der Gesamtauflage gehen fast die Hälfte 
als Freiexemplare an Mitglieder der Exekutive, Sekretariate der 
der S. A. I. angeschlossenen Parteien, öffentliche Institutionen und 
als Tauschexemplare für andere Publikationen. Diese Kosten fallen 
selbstverständlich zu Lasten der Zentralkasse der S. A. I.
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Die Ansätze für den Einzelbezug der I. I. sind sehr niedrig ge­
halten, sie decken kaum die Kosten für die Materialien und das 
Porto eines Jahresexemplars. Auch die Höchstansätze für die großen 
Tageszeitungen sind im Hinblick auf die starke Verwendung, die 
die I. I. in der sozialistischen Presse erfährt, außerordentlich niedrig 
gehalten. Aber leider reagiert nur ein Teil der Zeitungen auf die 
allgemeinen Zahlungsaufforderungen, die ihnen periodisch zugehen. 
Es wurde daher für 1928 die Buchführung für die 1.1. reorganisiert, 
und so werden die Abonnenten in Zukunft individuelle Zahlungs­
anweisungen erhalten; wenn diesen nicht entsprochen wird, wird 
die Einstellung der Zusendung ins Auge gefaßt werden müssen. 
Es muß möglich sein, in Zukunft mindestens den doppelten Betrag 
an Abonnementsgebühren einzunehmen, wie bisher.
Infolge der Ausdehnung, die die I. I. erfahren hat, trat die Be­
deutung des gedruckten „Bulletins der S. A. I.“ in den Hintergrund. 
Es wurde versucht, im Jahre 1927 überhaupt ohne das Bulletin aus­
zukommen. Doch hat sich herausgestellt, daß gewisse orientierende 
Angaben von Zeit zu Zeit im Druck erscheinen sollen und daß auch 
die Festhaltung der Beschlüsse der Exekutive in einer gedruckten 
Ausgabe vorteilhafter ist. Daher wurde 1928 mit einer neuen Serie 
des Bulletins begonnen. Diese hat nun das Format der Protokolle 
der S. A. I., erscheint unperiodisch und wird den Abonnenten der 
I. I. als Beilage gratis übermittelt.
D. PRESSEFONDS.
In dem Bericht zur Exekutivsitzung im August 1926 stellte der 
Kassierer einen Antrag auf Schaffung eines Pressefonds der S. A. I., 
den er folgendermaßen begründete:
In die Kasse der S. A. I. laufen die ordentlichen Beiträge der Parteien 
und die Zahlungen für den Bezug der I. I. und des Bulletins ein. Außer­
dem gibt es aber Gelegenheiten, wo einzelne Organisationen oder Ge­
nossen bereit wären, f r e i w i l l i g e  B e i t r ä g e  für Zwecke der 
S. A. I. zu leisten. Für diese Möglichkeit ist bisher nicht vorgesorgt. Es 
besteht zwar nun der Matteotti-Fonds, der Spenden entgegennimmt, aber 
diese beziehen sich nicht auf die Gesamtarbeit der S. A. I., sondern bloß 
auf die Länder ohne Demokratie. Die geeignete Form wäre die Schaffung 
eines P r e s s e f o n d s ,  durch den selbstverständlich dem Matteotti- 
Fonds keinerlei Nachteil erwachsen darf. Dieser Pressefonds soll für 
besondere Leistungen, für die die normalen Mittel der S. A. I. nicht aus­
reichen, herangezogen werden, insbesondere soll nach und nach die 
finanzielle Basis für eine internationale Zeitschrift, die die S. A. I. her­
ausgibt, geschaffen werden.
Auf Empfehlung des Büros der S. A. I. hat die Exekutive in 
ihrer Sitzung vom August 1926 beschlossen, einen Pressefonds der 
S. A. I. zu schaffen, dem freiwillige Beiträge von Organisationen 
und Genossen zufließen sollen.
Die Schwierigkeiten, in die der große englische Bergarbeiter­
streik mit allen seinen Nachwirkungen die Arbeiterorganisationen 
in ganz Europa versetzt hat, ließen die Zeit als durchaus nicht gün­
stig zur Aufbringung freiwilliger Beiträge erscheinen. Es wurden
II. 59



































































































































































Großbritannien L. P............. 1 1 000 0001) V/4 38 20 000 21976 5 494
Deutschland.......................... 1 867 671 U/* 40 20 000 20 721 5 180
Österreich (Deutsche) . . . 3 546 124 3U 17 12 000 7 260 1 815
Belgien................................. 2 296 543 2) 1 17 16 000 7 186 1 797
Schweden .......................... 1 189 122 iv* 13 20 000 6 839 1 710
F rankreich .......................... 2 88 542 1 25 16 000 6 271 1 568
Dänemark .......................... 1 144 680 v u 12 20 000 6 084 1521
I ta l ie n ................................. 3 *u 16 12 000 3 840 *) 960
Holland................................. 1 41 184 v u 11 20 000 3 744 936
Tschechoslowakei(Tschechen) 3 114 975 su 8 12 000 2 947 737
F inn land ............................. 1 37 722 vu 7 20 000 2 815 704
A m erik a ............................. 1 15 000 VU 11 20 000 2 762 691Polen (P. P. S . ) .................. 3 61 560 3u 11 12 000 2 618 655
Ungarn................................. 3 68 3552) 3u 10 12 000 2 600 650
S c h w e iz ............................. 1 31 252 11,4 7 20 000 2 572 643
Tschechoslowakei (Deutsche) 3 57 616 *u 5 12 000 1839 460
Großbritannien (I. L. P.) . . 1 30 000 VU 2 20 000 1525 381
Rußland S. D........................ 3 34 6 12 000 1 440*) 360
Rußland S. R......................... 3 3U 6 12 000 1440*) 360
Argentinien.......................... 1 9 692 VU 4 20 000 1 164 291
Spanien................................. 2 8 555 1 5 16 000 1 056 264
Bulgarien............................. 3 30 126 3U 3 12 000 1 038 260
Palästina............................. 2 13 200 1 4 16 000 1 036 259
Armenien............................. 3 3/< 3 12 000 720*) 180
Georgien............................. 3 3U 3 12 000 720*) 180Ukraine................................. 3 3U 3 12 000 720*) 180
Österreich (Tschechen) . . 3 14 200 3U 3 12 000 680 170
Lettland................................. 1 5 000 vu 3 20 000 394 3) 99D anzig................................. 3 5 100 3 I 4 2 12 000 355 89
Polen (D eutsche)............... 3 8 406 3U 1 12 000 309 77
Rumänien............................. 3 3 000 3  4 4 12 000 2743) 69
Tschechoslowakei (Ruthenen) 3 5 150 sU 1 12 000 236 59
Estland................................. 2 4 500 1 2 16 000 228 3) 57
Litauen................................. 3 2 000 3U 2 12 000 1423) 36
Ungarn (Vilagossag) . . . . 3 3U 1 12 000 1203) 4) 30T ü rk e i................................. 3 5U 1 12 000 1203) (4) 30P o rtu g a l............................. 2 2 500 1 1 16 000 1183) 30
Jugoslawien......................... 3 4 000 3 /4 1 12 000 105 3) 26
China.................................... 3 3 500 3 ,4 1 • 12 000 1003) 25
Luxemburg.......................... 2 1 155 1 1 16 000 983) 25
Griechenland...................... 3 2 700 3U 1 12 000 903) 23
Polen (Unabh. Partei) . . . 3 2 500 3U 1 12 000 883) 22I s l a n d ................................. 3 2 4242) 3 !  4 1 12 000 873) 22
Tschechoslowakei (Polen) . 3 2 000 3U 1 12 000 823) 21
Britisch-Guyana................... 3 5372) 3U 1 12 000 663) 17
Summe 3 720 591 316 116 625 29 163
1) L a u t A rt. 24 is t  d ie  M a x im a lz a h l d e r  M itg l ie d e r , f ü r  d ie  B e i trä g e  zu  en tr ic h te n  s in d , a u t  e in e  M illio n  f e s tg e le g t .
2) L a u t A rt. 25 w e rd e n  b e i  P a r te ie n , d ie  g e w e rk s c h a f t l ic h e  O r g a n is a t io n e n  a l s  K o lle k tiv m itg l ie d e r  h a b e n , n u r  
5 0 %  d e r  M itg l ie d e r  v e r re c h n e t .
s) L a u t A rt. 27 b e z a h le n  P a r te ie n  u n te r  50 000 M itg lie d e rn  n u r  d ie  H ä lfte .
4) L a u t A rt. 28 z a h le n  i l le g a le  P a r te ie n , d e re n  M itg l ie d e rz a h l n ic h t  e rm itte lt  w e rd e n  k a n n , a n  S te l le  d e s  B e i­
t r a g e s  n a c h  d e r  M itg l ie d e rz a h l e in  z w e ite s  M al d e n  B e i tr a g  n a c h  K o n g re ß s tim m e n .
II. 60
daher in dieser Richtung zunächst keinerlei Schritte unternommen, 
aber der Vorschlag der Schaffung eines Pressefonds wird wieder 
aufzunehmen sein, sobald die Bedingungen ein günstiges Resultat 
erhoffen lassen.
E. DAS BUDGET FÜR 1928.
In Tabelle IV sind die Grundlagen für die Berechnung der Bei­
träge für die einzelnen Parteien, wie sie am 30. April 1928 bekannt 
waren, angeführt, und außerdem der aus diesen Angaben für sie für 
1928 errechnete Beitrag. Diese Summen können jedoch im Laufe 
des Jahres noch durch Änderungen der Mitgliederzahlen, der Zahl 
der Kongreßstimmen, oder der Ländergruppe, der die betreffende 
Partei zugeteilt ist, Änderungen erfahren.
In Tabelle V ist das Budget pro 1928 wiedergegeben, wie es zu 
Anfang dieses Jahres auf gestellt und der Exekutive in ihrer Sitzung 
vom Februar 1928 vorgelegt wurde.1) Es ist auf Grund der Rech­
nungsabschlüsse vom Jahre 1927 und der Erfahrungen bezüglich der 
Kosten des internationalen Kongresses, die in Marseille gemacht 
wurden, aufgestellt.
Die Kosten des Internationalen Kongresses in Brüssel wurden in 
Summe mit 40 000 Frs. veranschlagt. Sie sind höher als die Kosten 
des Marseiller Kongresses, da die Parteien, die damals das Opfer 
gebracht, den Verlag des Kongreßprotokolls zu übernehmen, den 
Wunsch ausgesprochen haben, daß beim nächsten Kongreß dieS.A.I. 
als solche die gesamten Kosten trage. Auf Grund der Angaben über 
die Kosten des Protokolls beim Marseiller Kongreß wurden die­
selben mit 24 000 Schweizer Franken in Rechnung gestellt. Durch 
die Einholung von Offerten von Parteidruckereien in verschiedenen 
Ländern gelang es, diese Arbeiten zu wesentlich günstigeren Be­
dingung zu vergeben als bei der Aufstellung des Budgets voraus­
gesetzt worden war. Es ist also mit einer gewissen Ersparnis bei 
diesem Posten zu rechnen. Ein Teil der Kosten des Druckes, aber 
wohl höchstens ein Viertel, wird später durch den Verkauf des Pro­
tokolls im Buchhandel hereingebracht werden können.
Zur Deckung der Ausgaben des Kongresses wurde in genau 
gleicher Weise vorgegangen wie beim Marseiller Kongreß. Ein Teil 
der Kosten wird aufgebracht, indem die Parteien (entsprechend 
§ 30 der Statuten) für jeden Delegierten, den sie entsenden, einen 
Beitrag leisten, der entsprechend den Ländergruppen mit 32, 26 und 
20 Frs. fixiert wurde. Auf Grund der Marseiller Erfahrungen ist mit 
etwa 11 000 Frs. Einnahmen aus diesen Leistungen für die Delegier­
tenkarten zu rechnen. Außerdem mußte aber wieder ein außer-
1) Da die Tabelle V sich auf den 1. Januar 1928, die Tabelle IV da­
gegen auf den 30. April 1928 bezieht, ist in der Summe der budgetierten 
Beträge infolge der in der Zwischenzeit vorgenommenen Rektifizierungen 
eine Differenz von 661 Frs. enthalten.
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Tabelle V.
E i n n a h m e n :
O r d e n t l i c h e :
Kassenbestand am 1. 1. 1928 ...............
Beiträge: Rückstände inbegriffen 1927 
Beiträge 1928 115 964,—
Vorauszahlungen für 1928 36 230,30
Beiträge — Vorauszahlungen für 1929
1.1. und B ulletin.................................
Bank- und Postscheckzinsen . . . .  
S u m m e........................................
A u ß e r o r d e n t l i c h e :  
Delegiertenkarten z. Brüsseler Kongreß 
Außerordentlicher Beitrag der Parteien
ä conto Kongreß.............................
Verkauf des Kongreßprotokolls . . . 
S u m m e................................................

















A u s g a b e n :
O r d e n t l i c h e :






Versicherung der Angestellten . . . .
Übersetzungen.....................................
Spezialartikel für „I. I.“ ......................
Papier und M aterialien......................
Delegationen und Reisekosten . . . . 
Büro- und Exekutivsitzungen . . . .  
Briefmarken, Telephon, Telegramme .
Zeitungen und Archiv..........................
Buchbinderarbeiten..............................
Bank- und Postscheckgebühren . . . 
Überweisungen an den Matteotti-Fonds 
(Beiträge aus Ländern ohne Demo­
kratie) ................................................
Verschiedenes.....................................
S u m m e..................................... ...  . .
A u ß e r o r d e n t l i c h e :
Anschaffung für Lager der Berichte des 
Hamburger u. Marseiller Kongreßes
Büroeinrichtung.................................
Schreib- u. Vervielfältigungsmaschinen 
Brüsseler Kongreß 1928, allgemeine
Ausgaben .........................................
Bericht vom Brüsseler Kongreß 1928 .
S u m m e ................................................
Saldo für 1929 .................................^
Summe der ordentlichen und außer­
ordentlichen Ausgaben ...................
S ch w e iz e r



























ordentlicher Beitrag von den Parteien in Rechnung gestellt wer­
den. Die Exekutive beschloß in ihrer Sitzung vom Februar 1928, 
diesen Extrabeitrag mit 25% der ordentlichen Beiträge der Par­
teien pro 1928 zu bemessen. Die Summen, die diesbezüglich auf die 
einzelnen Parteien entfallen, sind in der letzten Kolonne der Ta­
belle IV angeführt.
Die Haupteinnahmen der S. A. I. beruhen auf den Beiträgen der 
Parteien. Diese sind mit rund 116 000 Franken für das Jahr 1928 
veranschlagt. Von diesen Einnahmen sind mehr als 16 000 Franken 
dem Matteotti-Fonds zuzuweisen. Es ist also für die laufenden 
Ausgaben nur mit rund 100 000 Franken zu rechnen. Aber auch 
diese stehen nicht vollständig für die Bedürfnisse des Jahres 1928 
zur Verfügung. Es wurden bereits durch Vorauszahlungen der Par­
teien im Laufe des Jahres 1927 mehr als 36 000 Franken in An­
spruch genommen. Diesen stehen allerdings rückständige Beiträge 
von mehr als 24 000 Franken gegenüber. Wenn man annehmen 
würde, daß diese Rückstände im Laufe des Jahres 1928 vollständig 
bezahlt werden, so bleibt dennoch ein Passivum von 11671,64 Frs. 
bestehen, was sich folgendermaßen ergibt:
Vorauszahlungen pro 1928 ................................. 36 230,30
Rückständige Beiträge für Periode bis Ende 1927 24 354,05
Differenz 11 876,25 
Saldo am 31. XII. 1927 204,61
Passivum 11671,64
Es ist also tatsächlich aus den Beiträgen bloß eine Summe von 
rund 88 000 Franken zur Verfügung, zu denen noch etwa 5000 Frs. 
an Einkünften für Abonnementsgebühren der I. I. hinzukommen.
Das Gleichgewicht des Budgets war also nur unter der Voraus­
setzung herzustellen, daß einzelne Parteien sich wieder bereit fin­
den, im Laufe des Jahres 1928 ä conto ihrer Beiträge für das Jahr 
1929 Zahlungen zu leisten. Und zwar wurde diese Summe mit 
30 000 Franken in das Budget eingesetzt.
Die Ausgaben für 1928 wurden im Hinblick auf die außerordent­
lichen Erfordernisse des Internationalen Kongresses auf das be­
scheidenste bemessen. Andererseits konnte sich die Exekutive nicht 
der Einsicht verschließen, daß für die Dauer Vorkehrungen für eine 
Steigerung der Einnahmen nicht zu vermeiden sein werden. Das 
Sekretariat der S. A. I. ist an die Grenze der Leistungsfähigkeit, die 
mit den vorhandenen Mitteln erzielbar ist, gelangt, ja, die bisherige 
Leistung übersteigt schon die vorhandenen Mittel. Wenn die Arbeit 
in gleichem Maße anwächst — und das wird ohne Zweifel der Fall 
sein —, so ist es unbedingt nötig, die erforderlichen Mittel zur Ver­
fügung zu stellen. Die Exekutive hat daher beschlossen, von 1929 
an eine Erhöhung der Beiträge um 25% eintreten zu lassen. Auch 
dann wird das Sekretariat der S. A. I. im Vergleich mit anderen 




Die Regelung des Beitragssystems, die der Marseiller Kongreß 
(1925) vorgenommen hat, bedurfte später nur in einem Punkte der 
Interpretation. In der Sitzung der Exekutive im April 1926 wurde 
festgestellt:
„Die zu verrechnende Mitgliederzahl wird nach einem festen Stich­
tag berechnet, der nach der Wahl der Parteien der 1. Januar oder der 
im Parteitagsbericht bezeichnete Stichtag sein kann.“
Aus der Tabelle VI ist die Wirkung, die die Teilung in die drei 
Ländergruppen hat, ersichtlich. Drei Fünftel aller Parteien, näm­
lich 27 (Rubrik a) sind in der dritten Ländergruppe, also jener mit 
den niedrigsten Beiträgen. Betrachtet man jedoch die Zahl der Mit­
glieder (Rubrik b), so zeigt sich, daß weniger als ein Sechstel der 
Mitglieder in die dritte Ländergruppe entfallen. Zieht man zum 
Vergleich nur jene Zahl der Mitglieder heran, von der Beiträge er­
hoben werden (Rubrik c), so ist es immer noch nicht mehr als ein 
Viertel. Ebenso entfallen von den 316 Kongreßstimmen, die den 
Parteien zur Verfügung stehen, nur 113 auf die dritte Ländergruppe 
(Rubrik f). Den Hauptanteil an Mitgliedern haben die 11 Parteien 
der Ländergruppe I. Sie leisten mehr als die Hälfte aller Beiträge 
(Rubrik i). Ihre Leistung pro Kongreßstimme (Rubrik m) ist am 
größten. Dagegen wird sie im Durchschnittsbeitrag pro berechne­
tes Mitglied (Rubrik 1) von den Parteien der zweiten Ländergruppe 
im Durchschnittsbeitrag pro wirkliches Mitglied (Rubrik k) sogar 
auch von der dritten Ländergruppe übertroffen.
Tabelle VI.
Rubrik Ländergruppe I II III 1-fII-f-III
a Zahl der Parteien . . . 11 7 27 45
b Wirkliche Mitglieder­
zahlen ......................... 4 759 609 711 538 1 005 588 6476 735
c Der Beitragszahlung 
zugrundegelegte Mit­
gliederzahlen . . . . 2 371 323 414 995 934 273 3 720 591
d
Kongreßstimmen 
für legale Parteien . . 148 55 74 277
e für illegale Parteien . . — — 39 39
f für alle Parteien . . . 148 55 113 316
g
Gesamtbeitrag in Fr. 
für legale Parteien . . 70 596 15 993 20 916 107 505
h für illegale Parteien . . — — 9 120 9 120




pro wirkliches Mitglied . 0,0148 0,0225 0,0208 0,0166
l=g/c pro berechnetes Mitglied 0,0298 0.0385 0,0224 0,0289
m=i/f pro Kongreßstimme . . 477,— 291,— 266,— 369,—
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Von der Gesamtsumme der Beiträge aller Parteien, die 116 625 
Franken beträgt, entfallen 9120 Franken auf die illegalen Parteien.1) 
Diese sind sämtlich in der Ländergruppe III. Zur Berechnung der 
Durchschnittsbeiträge pro Mitglied (Rubrik k und 1) wurde daher 
die Gesamtsumme der Beiträge unter Ausschluß der illegalen Par­
teien (Rubrik g) herangezogen. Der Durchschnittsbeitrag pro be­
rechnetes Mitglied ergibt sich zu 2,89 Centimes, der Durchschnitts­
beitrag pro wirkliches Mitglied bloß zu 1,66 Centimes. Bei der Be­
rechnung des Durchschnittsbeitrages pro Kongreßstimme (Rubrik 
m) wurden die illegalen Parteien, die zusammen über 39 Kongreß­
stimmen verfügen, mit berücksichtigt. Der Gesamtdurchschnitt pro 
Kongreßstimme beträgt 369 Franken.
Wenn wir die Leistungen der einzelnen Parteien pro Mitglied 
resp. Kongreßstimme betrachten, so ergibt sich eine noch weit grö­
ßere Mannigfaltigkeit. In Tabelle VII sind die Beiträge angegeben, 
die die Parteien pro Mitglied und Jahr entrichten. Und zwar ist die 
angegebene Zahl der Gesamtbeträge geteilt durch die in Rechnung 
gezogene Mitgliederzahl. Bei den Parteien, wo nicht die wirkliche 
Mitgliederzahl für die Beitragszahlung in Rechnung gestellt wird, 
ist der Beitrag pro wirkliches Mitglied daneben in Klammern ge­
setzt. Den höchsten Beitrag pro Mitglied leisten die Vereinigten 
Staaten von Amerika, nämlich 18,1 Centimes, den niedrigsten Bei­
trag pro berechnetes Mitglied Österreich, nämlich 1,4 Centimes, pro 
wirkliches Mitglied, Belgien 1,2 Centimes und Großbritannien 0,7.
Unter dem Durchschnitt pro berechnetes Mitglied in den einzel­
nen Ländergruppen bleiben nur die vier größten Parteien, nämlich 
Großbritannien, Deutschland, Österreich und Belgien. Wollte man 
also irgend einen für alle Parteien gültigen Durchschnittsbeitrag pro 
Mitglied festsetzen, so würde man vor allem diesen großen Par­
teien eine starke Steigerung ihrer Lasten zumuten müssen. Ande­
rerseits würden aber gewisse andere Parteien lange nicht in dem 
Maße herangezogen werden, als es ihren Möglichkeiten und vor 
allem ihrem Einfluß in der S. A. I. entspricht.
Diese andere Seite zeigt die Tabelle VIII, in der die Leistungen 
der Parteien pro Kongreßstimme, über die sie verfügen, angeführt 
sind. Auch da sind wieder sehr erhebliche Schwankungen zu sehen. 
Der niedrigste Beitrag, pro Kongreßstimme gerechnet, ist 69 Frs., 
der höchste 763 Frs. Die Mannigfaltigkeit der Beiträge resultiert 
aus zwei Quellen. Die Parteien in der S. A. I. üben ihren Einfluß 
nicht rein schematisch nach der Zahl ihrer organisierten Mitglieder, 
sondern auch entsprechend ihrer Wählerzahl und dem Stand der 
Arbeiterbewegung in dem Lande überhaupt, wie er in der gewerk­
schaftlichen Organisation zum Ausdruck kommt. Andererseits be­
steht die Tendenz, den großen Parteien nicht ein ungebührliches 
Übergewicht über die kleinen Parteien zu geben. Dies wird erreicht, 
indem mit steigender Mitgliederzahl die für eine Kongreßstimme
*) Eingerechnet die Türkei, von der keine Mitgliederzahl bekannt ist.
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Tabelle VII.
L än  de r :










S c h w e iz ........................................ 8,2
L e ttla n d ........................................ 7,9
Palästina........................................ 7,8
F inn land ........................................ 7,5
Frankreich ................................. 7,1
L i ta u e ............................................ 7,1
Danzig . • ..................................... 7,0
B rit.-G uyana................................. 6,7
Estland............................................ 5,1












Belgien ........................................ 2,4 (1,2)
Großbritannien............................. 2,2 (0,7)
Ö ste rre ich ..................................... 1,4
Spezifizierung für Länder mit
mehreren Parteien:
Polen: P. P. S............................... 4,3
„ Unabhäng. S. P................. 3,5
„ Deutsche S. P. . « . . . 3,8
„ Alle P arte ien .................. 4,1
Tschechoslowakei: Tschech. S. P. . 2,6
„ Deutsche S. P . . 3,2
„ Ruthen. S. P. . 4,6
„ Poln. S. P. . . 4,1
„ Alle Parteien . 2,8
Grossbritannien: L P..................... 2,2 (0,7)
„ I. L. P.................. 5,1
„ Alle Parteien . . 2,2 (0,7)
Österreich: Deutsche S. P. . . . 1,3
„ Tschech. S. P. . . . 4,8
„ Alle Parteien . . . . 1,4
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Tabelle VIII.
B e itr a g  p ro  K o n g re ß s tim m e  in  S c h w e iz . F ra n k e n








































Ungarn, V ilagossag...................... 120
T ü rk e i............................................














Spezifizierung für Länder mit 
mehreren Parteien:
Polen: P. P. S.................................. 238
„ Unabhängige S. P................. 88
„ Deutsche S. P....................... 309
„ Alle P a rte ie n ...................... 232
Tschechoslowakei: Tschech. S. P. . 368
„ Deutsche S. P . . 368
„ Ruthen. S. P. . 236
„ Poln. S. P. . . 82
„ Alle Parteien . 340
Großbritannien: L. P....................... 578
L L. P.................... 763
„ Alle Parteien . . . 588
Österreich: Deutsche S. P.............. 427
„ Tschech. S. P. . . . . 227
„ Alle Parteien............... 397
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notwendige Mitgliederzahl steigt. Während auf die ersten zehn­
tausend Mitglieder drei, und auf die ersten hunderttausend Mitglie­
der zehn Kongreßstimmen entfallen, entfällt auf je weitere 50 000 
Mitglieder nur mehr je eine Kongreßstimme. Außerdem ist die Zahl 
der Kongreßstimmen für eine Partei mit 40 begrenzt.
Entsprechend diesem relativ kleineren Einfluß der hohen Mit­
gliederstände sind auch die Beiträge der großen Parteien relativ 
niedriger als die der kleinen. Entsprechend der Begrenzung der 
Kongreßstimmen auf 40 ist die Festsetzung getroffen, daß im Maxi­
mum eine Million Mitglieder einer Partei zur Beitragsleistung her­
angezogen werden. Diese Bestimmung trifft praktisch nur bei einer 
Partei zu. Dagegen ist die Senkung des Beitrages pro Mitglied mit 
steigender Mitgliederzahl von größter Bedeutung für das ganze 
Beitragssystem. Tatsächlich bestehen vier Kategorien von Mit­
gliedsbeiträgen.
Der Beitrag pro Mitglied beträgt in Centimes: 
für die Länder in der Gruppe I II
A. in Parteien bis 5 000 Mitglieder l7/8 U/2
B. in Parteien über 5000 Mitglieder
a) für die ersten 50000 Mitglieder 3s/4 3
b) für die zweiten 50000 Mitglieder 2'/2 2






Am stärksten von allen sind relativ die Parteien mit etwa 10 000 
Mitgliedern belastet, weil bei ihnen der höchste Beitrag pro Mitglied 
mit der relativ größten Zahl von Kongreßstimmen zusammenfällt.
Vergleicht man die Tabellen VII und VIII miteinander, so zeigt 
sich — wenn auch nicht ganz regulär, so doch in der Hauptsache —, 
daß je höher die Beiträge pro Kongreßstimme sind, um so niedriger 
pro Mitglied. So sind die drei Parteien, die in den drei Länder­
gruppen in der Tabelle VIII an der Spitze stehen, nämlich England, 
Österreich und Belgien, in der Tabelle VII die letzten.
Der Gedanke, durch den Beitrag pro Kongreßstimme eine ge­
wisse Kompensation zu dem Beitrag pro Mitglied zu schaffen, ist 
also im wesentlichen gelungen. Unterwirft man jedoch die abso­
luten Höhen der Beiträge der einzelnen Parteien, die in Tabelle IV 
berechnet und nach ihrer Höhe angeordnet sind, einer Durchsicht, 
so ergibt sich wohl klar, daß manche Parteien mehr leisten könn­
ten als sie durch das Beitragssystem verpflichtet sind. Daraus kann 
jedoch nicht die Konsequenz gezogen werden, daß das Beitrags­
system durch ein anderes zu ersetzen sei. Ein wirklich vollkom­
menes System auszuarbeiten ist wohl unmöglich, jedes wird irgend­
welche Schattenseiten aufweisen. Das gegenwärtige System hat 
jedoch den Vorzug, daß es keiner Partei untragbare Lasten zu­
mutet. Es fordert von keiner Partei mehr, als dem Maximum ihrer 
Leistungsfähigkeit entspricht.
Diese Rücksicht auf die Grenzen der Leistungsfähigkeit einzelner 
Parteien mußte andererseits dahin wirken, daß gewisse andere Par­
teien keineswegs bis zum Maximum ihrer Leistungsfähigkeit heran­
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gezogen werden konnten. Regeln, die von allen Parteien das Maxi­
mum der ihnen möglichen Leistung beanspruchen, sind bei der 
Mannigfaltigkeit der Bedingungen kaum aufstellbar. Und doch wäre 
es erwünscht, wenn die Parteien, deren Mittel es zulassen, einen 
höheren Beitrag an die Internationale leisten würden, als es durch 
das gegenwärtige System vorgeschrieben ist. Dies könnte nur auf 
dem Wege der F r e i w i l l i g k e i t  erreicht werden.
Das bisherige Beitragssystem muß bestehen bleiben, aber unser 
Vorschlag wäre, daß der auf Grund der in den Statuten fest­
gesetzten Regeln errechnete Beitrag als M i n i m a l b e i t r a g  be­
trachtet werden soll. Jene Parteien, deren finanzielle Lage es ge­
stattet, würden aber n a c h  e i g e n e m  E r m e s s e n  einen höhe­
ren Beitrag leisten. Wenn etwa eine Partei sich freiwillig bereit 
erklären würde, einen höheren Durchschnittsbeitrag pro Mitglied 
(oder auch pro Kongreßstimme) zu leisten als dem Minimalbeitrag 
für sie entspricht, so würde durch solche freiwillige Leistungen eine 
beträchtliche Steigerung der Einnahmen der S. A. I. ermöglicht 
werden, ohne jene Parteien, die zu solchen Opfern nicht in der 
Lage sind, belasten zu müssen. Es wäre dann in den Berichten über 
die Einnahmen der S. A. I. gesondert hervorzuheben, welche Summe 
die betreffende Partei als M i n i m a l b e i t r a g ,  welche sie als 
f r e i w i l l i g e n  Z u s a t z b e i t r a g  leistet.
Dieser freiwillige Beitrag könnte vor allem darauf basieren, daß 
die großen Parteien auf die Begünstigung verzichten, die sie vor 
den kleinen erfahren. Wenn sich eine Partei mit über 50 000 Mit­
gliedern freiwillig entschließen könnte, f ü r  a l l e  ihre Mitglieder 
den durch die Statuten vorgesehenen Maximalansatz, nämlich 3%  
Centimes in der Ländergruppe I (resp. 3 Centimes, resp. 2/4 Cen­
times in den anderen Ländergruppen) zu bezahlen, so wäre damit 
schon eine erhebliche Steigerung der Leistungen auf Grund der 
Freiwilligkeit erzielt.
Diese Form der Steigerung der Leistungen käme nur für die 
Parteien, die unter 5000 oder über 50 000 Mitglieder zählen, in Be­
tracht. Für die anderen Parteien und auch für die genannten, wenn 
sie ihre Leistungen noch weiter steigern wollten, müßte eine nach 
freiem Ermessen der Partei festzusetzende höhere Basiszahl pro 
Mitglied oder pro Kongreßstimme zum Ausgangspunkt genommen 
werden.
Es ist ganz klar, daß keineswegs alle Parteien, oder auch nur 
ihre Mehrzahl, in der Lage wären, noch eine freiwillige Belastung 
auf sich zu nehmen, für manche Parteien wäre dies aber sicher 
möglich.
Falls man es für zweckmäßig hält, die Möglichkeit des frei­
willigen Zusatzbeitrages in den Statuten zu erwähnen, so könnte 
das etwa in der Einfügung eines Paragraphen nach § 29 in folgen­
der Weise geschehen:
„§ 29 a. Der auf Grund der §§ 23—29 berechnete Beitrag gilt als
M i n i m a l b e i t r a g  der Partei. Jene Parteien, deren Mittel es erlau-
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ben, eine f r e i w i l l i g e n  Z u s a t z b e i t r a g  zu leisten, tun dies, in­
dem sie dem Sekretariat der S. A. I. bekannt geben, daß sie bereit sind, 
für alle ihre Mitglieder jenen Beitrag zu zahlen, der für die Kategorie 
1—50 000 Mitgliedern festgesetzt ist oder indem sie einen noch höheren 
Durchschnittsbeitrag festsetzen, den sie pro Mitglied oder pro Kongreß­
stimme leisten wollen. Die Differenz zwischen dem so berechneten Bei­
trag und dem Minimalbeitrag gilt dann als freiwilliger Zusatzbeitrag.“
Q. REVISION DER BUCH- UND KASSENFÜHRUNG.
Die Bücher und Belege wurden in Zürich vom Kassierer Van 
Roosbroeck nach Abschluß eines jeden Halbjahres geprüft. Durch 
die Einführung der amerikanischen Buchhaltung mit 1. Januar 1926 
wurde eine große Steigerung der Übersichtlichkeit der Rechnungen 
erzielt. Bei allen Revisionen wurden Bücher, Belege und Kasse 
in bester Ordnung gefunden und dem Sekretariat, insbesondere der 
Genossin E. Kemmis, die die Bücher in der ganzen Periode führte, 




In ihrer Sitzung vom 11. April 1926 hat die Exekutive der S. A. I. 
die Schaffung des „ M a t t e o t t i - F o n d s ,  Internationaler Hilfs­
fonds für die Arbeiterbewegung in den Ländern ohne Demokratie“ 
beschlossen und in dem Mai-Aufruf für 1926 diese neue Institution 
folgendermaßen begründet:
In hartem Ringen kämpfen die Arbeiter in allen Ländern der Reaktion. 
Aber ganz besonders aufreibend und schwer ist der Kampf in jenen Län­
dern, wo die D e m o k r a t i e  v o l l s t ä n d i g  u n t e r d r ü c k t  ist, wo 
nicht nur das Versammlungsrecht und die Pressefreiheit beschränkt, 
sondern nicht einmal aus dem Parlament die Anklage gegen das Gewalt­
regime an die Öffentlichkeit kommen, die Massen erreichen kann. Diese 
Länder bedürfen in noch weit höherem Maße als alle anderen der Be­
kundung der internationalen Solidarität der Arbeiterklasse. Die Exeku­
tive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale hat daher beschlossen, 
zur Erfüllung dieser Aufgabe einen besonderen Fonds zu schaffen. Er 
wird den Namen führen: Matteotti-Fonds, Internationaler Hilfsfonds für 
die Arbeiterbewegung in den Ländern ohne Demokratie. Sie ruft die 
einzelnen Parteien auf, am  10. J u n i ,  wenn sich der Todestag Matteottis 
zum zweiten Male jährt, den Grundstein zu diesem Fonds zu legen.
Den Genossen in den Ländern, in denen die Aktion der Arbeiterklasse 
um so viel schwerer ist, wollen wir wenigstens materiell in ihrem Kampfe 
beistehen, wollen die Opfer des Kampfes vor dem tiefsten Elend schützen.
Als die ersten Sammlungen für den Matteotti-Fonds in Angriff 
genommen werden sollten, brach der Generalstreik in England aus. 
Das Büro der S. A. I., das am 11. Mai in Amsterdam tagte, beschloß 
daher, in seinem Aufruf an die Sozialistischen Arbeiterparteien aller 
Länder zur Solidarität mit dem britischen Proletariat folgende Stelle 
aufzunehmen:
„Das Bureau der S. A. I. hat beschlossen, die für den 10. Juni in Aus­
sicht genommene Aktion für den Matteotti-Fonds auf die erste Juli­
woche zu verschieben, um im gegenwärtigen Augenblick alle Kräfte 
auf die Solidaritätsaktion für die britischen Arbeiter zu konzentrieren.“
Auch im Juli war der Moment für eine große internationale 
Aktion für den Matteotti-Fonds noch nicht gegeben. Nur in Öster­
reich gelang es anläßlich des großen Sportfestes im Juli 1926 in 
Wien eine größere Aktion zugunsten des Matteotti-Fonds zur 
Durchführung zu bringen.
Die Aufrufe für Beiträge zum Matteotti-Fonds wurden in der 
sozialistischen Presse immer wiederholt, aber zunächst war der 
Erfolg ein sehr geringer. Der durch viele Monate dauernde Berg­
arbeiterstreik nötigte nicht nur die britische Arbeiterbewegung, Son­
den auch die kontinentale Arbeiterbewegung, alle ihr zur Verfügung 




1. Mai 1926 bis
E i n n a h m e n  Schweizer
1926 1927 1 .1 . b is  1 0 .6 . 1928
I n s g e s a m t 
1. 5 .1 9 2 6  b i s  
10. 6. 1928
Saldo per 1. Januar . . . .  
Z uw en du ngen ln bar:
Von den der S. A. 1. ange-
23 618,65 19 686,63
sch lossenen Parteien: 
Deutschland.......................... 3 680 — 2 017,— 6 200,— 11 897,—
Österreich............................. 20 080,88 20 080,88







F inn land ............................. 389,61 389,61
F rankreich .......................... 640,— 640,—
Großbritannien I. L. P. . . . 125,35 114,15 239,50
Holland................................. 12 284,16 182,— 12 466,16
Lettland . . ' ...................... 81,30 81,30
Norwegen ............................. 666,75 666,75
Palästina............................. 100,— 100,—
Rumänien............................. 1 Q'* _
6 901*30
193,—
Schweden............................. 25 000,— 31 901.30
S c n w e iz ............................. 385,— 385,—
Tschechoslowakei: Tschechen 3 073,37 
1 767,50
3 073,37
„ Deutsche 1 767,50
Von verschiedenen
Organisationen:
„ F re ih e it“ (W ie n )  F r. 43 ,80 ; Ita l. P a r te i 
in  F ra n k re ic h  F r. 13,20; S ch w e iz . V er-
b a n d  d e s  P e r s o n a ls  öffentlich. D ie n s te
1 0 0 0 ; M a tte o tt ife ie r  Zürich  203,50; 
S o z ia l. P a r te i  L u g a n o  1 0 ; S oz. P a r te i 
Z ü rich  1 0 0 0 ; S e k tio n  Z u g  d e r  ita l. 
P a r te i  210 ;
S o z ia l. J u g e n d  d . S c h w e iz  5 2 ,50 ; „H et 
V o lk “ (A m s te rd a m ) 5 ;  F 6 d . s u i s s e
2 480,50
m e ta l l .  L u g a n o  20 ,50; M a ife ie r  B e rn  
2 0 7 ; 285,— 2 765,50
Von Einzelpersonen:
A n d re a s  S c h e u  (R a p p e rs w il)  2 0 ; M ax
V o g e l (Z ü r ic h )  100; J . v a n  A n ro o y  
(Z e h .)  2 5 ; O . Z o llin g e r  (Z eh .) 3 0 ;
G . F e r ry  iS . D ie, V o sg e s )  20; 
A n o n y m  (S te ie rm a rk )  5 ;  D r. S c h m id
175,—
31,55(O b e re n tfe ld e n )  6 ,5 5 ;
A rth u r  H e n d e rs o n , S e k re tä r  d e r  
B r i t is c h e n  A rb e ite rp a r te i 126,50; 126,15 332,70
Im V errech n u n g sw eg :
Von der Hauptkasse derS. A I. 
(Beiträge von Ländern ohne
13 920,—Demokratie)...................... 8 580,— 5 340,—




Franken A u s g a b e n
1926 1927 1.1. b is  1 0 .6. 1928
In s g e s a m t  
1. 5 .1 9 2 6  bis 
10. 6 .1 9 2 8
S u b ven tion en  ln bar:
Ungarn.................................




Unterstützung in Einzelfällen 
Matteottidenkmal...............


















9 5« 0 —
137,60
3 858,60
S u b ven tion en  
im V e r r e d in u n g sw e g :





I ta l ie n ......................  3 840
R u ß la n d .................. 1 440
Ukraine .................. 720 8 580,—
Ungarn...................... 1 500
I ta l ie n ......................  3 840 5 340,— 13 920,—
Saldo per 31. 12...................
Saldo per 10. 6. 1928 . . .








Summe der Ausgaben: 35 263,65 56 114,13 59 289,73 107 362,23
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Im Jahre 1927 waren die Verhältnisse etwas gebessert und es 
gelang vor allem den Parteien in Holland und in Schweden, größere 
Summen dem Matteotti-Fonds zuzuführen. Aber im Ganzen kann 
das Ergebnis der Aktion noch durchaus nicht als befriedigend be­
zeichnet werden. Aus der beigegebenen Tabelle ist zu ersehen, daß 
es vor allem kleine Parteien sind, die relativ erhebliche Beiträge 
leisten, während die großen Länder weit zurückstehen. Das Büro 
der S. A. I. hat sich wiederholt mit der Frage beschäftigt, wie die 
Einnahmen des Matteotti-Fonds erhöht werden können. Bei den 
Schwierigkeiten, in denen sich viele Parteien durch die Geldent­
wertung und durch andere ökonomische Umstände in ihrem Lande 
befinden, war es klar, daß keine bindende Regel aufgestellt werden 
könne. Es wurde aber den Parteien nahegelegt, mindestens 10% 
ihres Jahresbeitrages an die S. A. I. für den Matteotti-Fonds zu 
leisten. Einzelne Parteien haben dieser Aufforderung entsprochen. 
Andererseits haben einige Parteien, und zwar vor allem Schweden, 
Österreich und Holland, so große Beiträge an den Matteotti-Fonds 
geleistet, daß die Gesamtleistung in jedem der beiden Jahre, die der 
Fonds besteht, eine Höhe von etwa 40% der Gesamteinnahmen, die 
die S. A. I. aus Beiträgen erhält, hat. Daraus ist ersichtlich, daß, 
wenn auch die anderen Parteien Anstrengungen gleicher Art 
machen werden, wie die genannten, die Mittel des Fonds ganz 
außerordentlich gehoben werden könnten.
In der Sitzung des erweiterten Büros der S. A. I. am 4. April 
1927 wurde ein Komitee zur Behandlung der laufenden Arbeiten für 
den Matteotti-Fonds eingesetzt. In dieses Komitee wurden die Un­
terzeichneten gewählt. Dieses Komitee tritt nach Bedarf zusammen 
und erstattet der Exekutive und dem Büro der S. A. I. Bericht. Auf 
seinen Vorschlag wurde von der Exekutive der S. A. I. in ihrer 
Sitzung vom Februar 1928 die Ausgabe einer Matteottikarte für den 
1. Mai 1928 beschlossen. Es steht den Parteien frei, diese Karte zu 
einem beliebigen Preis zu verkaufen. Die Hälfte des Verkaufs­
preises fließt dem Matteotti-Fonds zu, mindestens aber 5 Schweizer 
Centimes pro Karte. Durch Schwierigkeiten bei der technischen 
Herstellung und beim Versand ist diese Aktion leider nicht in dem 
gewünschten Maße geglückt. Immerhin konnten über 200 000 Kar­
ten abgesetzt werden. Das materielle Ergebnis dieser Aktion wird 
erst im zweiten Halbjahr 1928 zu überblicken sein, in der vorlie­
genden Tabelle sind noch keine Eingänge für diese Karten verzeich­
net. Es wird sich empfehlen, für das Jahr 1929 wieder eine Karte 
herauszugeben, aber mit der Aktion schon zu einem wesentlich 
früheren Zeitpunkte einzusetzen.
Bezüglich der Ausgaben aus dem Matteotti-Fonds wurde stets 
an dem Grundsatz festgehalten, daß a l l e  Mittel des Fonds nur dem 
Unterstützungszweck zugute zu kommen haben. Daher werden alle 
Spesen administrativer und agitatorischer Art aus der allgemeinen 
Kasse der S. A. I. gedeckt. Die Verwendung der Mittel findet auf
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Grund der Verständigung der Verwaltung des Matteotti-Fonds mit 
den .sozialistischen Parteien in den Ländern ohne Demokratie und 
auf Grund von deren Vorschlägen statt.
Die diesem Bericht beigegebene Tabelle umfaßt die ersten zwei 
Jahre des Bestehens des Matteotti-Fonds. Die erste Sammlung 
sollte, wie erwähnt, am Todestag Matteottis, am 10. Juni 1926, statt­
finden, aber sie mußte aus den angegebenen Gründen vertagt wer­
den. Dennoch sind schon kurz nach dem Mai-Aufruf 1926 Beiträge 
zum Matteotti-Fonds eingegangen, sodaß wir, um ein klares Bild 
zu geben, die Zeitspanne von vollen zwei Jahren, also wieder bis 
zum Todestag Matteottis, am 10. Juni 1928, behandeln. Die gesamten 
Einnahmen des Fonds in diesen zwei Jahren, die auf Grund von 
Sammlungen und Einzelbeiträgen dem Fonds zugeflossen sind, be­
tragen 93 442,23 Schweizer Franken. Von diesen wurden dem 
Matteotti-Fonds durch die der S. A. I. angeschlossenen Parteien 
90 344,03 Franken zugeführt, während 2765,50 Franken von einzel­
nen Organisationen oder auf Grund besonderer Veranstaltungen 
aufgebracht wurden. Außerdem wurden noch durch direkte indivi­
duelle Zuwendungen 332,70 Franken aufgebracht.
Von diesen Sammlungsergebnissen wurden bisher 66 027,50 Frs. 
verausgabt, während sich am 10. Juni 1928 noch 27 414,73 Franken 
in der Kasse befanden. Von der ausgegebenen Summe wurde die 
größere Hälfte für Zwecke Italiens, ein Viertel für Ungarn und der 
Rest für Litauen, Rumänien und Rußland verwendet. Mit Rücksicht 
auf die geringe Höhe der zur Verfügung stehenden Mittel mußte 
mit äußerster Sorgfalt bei den Subventionen vorgegangen werden 
und konnte keineswegs in dem Maße wie es wünschenswert wäre, 
allen Anforderungen entsprochen werden.
Die Sozialistische Arbeiter-Internationale hat schon in der Exe­
kutivsitzung vom Juni 1924 die russischen Genossen ersucht, „die 
Beiträge, die für die Internationale bestimmt sind, für die Gefan­
genen in den russischen Gefängnissen zu verwenden“. Und ebenso 
hat sie damals bereits beschlossen, „auf die Erhebung der Beiträge 
aus Italien, in dem der Faszismus herrscht“, zu verzichten. Seither 
sind immer wieder den Parteien aus den Ländern ohne Demokratie 
die Beiträge an die S. A. I. erlassen worden. Auf Grund eines Be­
schlusses der Exekutive der S. A. I. in ihrer Sitzung im Februar 
1927 wurde beschlossen, diese Unterstützung, die den angeschlosse­
nen Parteien durch die Erlassung der Beiträge zuteil wird, auch in 
den Ausweisen des Matteotti-Fonds in Erscheinung treten zu lassen. 
Es handelt sich dabei nur um eine ordnungsgemäße Buchung dieser 
Beträge. In der Tabelle über den Matteotti-Fonds ist zu ersehen, 
daß die Kasse der S. A. I. dem Matteotti-Fonds in der Berichts­
periode 13 920 Franken überwiesen hat und dementsprechend den 
Parteien in den Ländern ohne Demokratie Beträge zur Deckung 
ihrer Beiträge an die S. A. I. zur Verfügung gestellt wurden. Diese 
Überweisungen an die Parteien sind in der Totalsumme gleich groß
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wie die Einnahme aus der Kasse der S. A. I., es kommen also kei­
nerlei durch Sammlungen aufgebrachte Barbeträge in dieser Rich­
tung zur Verwendung. Die 13 920 Franken sind, wie ersichtlich, 
eine Durchgangspost in der Rechnungslegung des Matteotti-Fonds.
Die Anforderungen an den Matteotti-Fonds steigen immer mehr, 
aber leider fehlen die Mittel, um allen Erfordernissen zu ent­
sprechen. Es ist daher notwendig, die Parteien daran zu erinnern, 
wenn irgend möglich trotz aller ökonomischen Schwierigkeiten, die 
die sich häufenden großen politischen Kämpfe mit sich bringen, 
wenigstens das seinerzeit festgesetzte Minimum von 10% dem 
Matteotti-Fonds zuzuwenden. Speziell ist aber diese Aufforderung 
an jene Parteien zu richten, die bisher überhaupt noch keinen Bei­
trag an den Matteotti-Fonds geleistet haben.
D as K o m itee  zu r  V e rw a ltu n g  d e s  M a tte o tti-F o n d s:  




Sozialistischen Arbeiter - Internationale
Bericht
vorgelegt der
Dritten Internationalen Frauenkonferenz der S. A. I.
und dem
Dritten Kongreß der S. A. I.






Die Frauen in der S. A. I.
1. Internationale Organisation.
Auf Antrag der Frauenkonferenz, die kurz vor dem Marseiller 
Kongreß stattfand, beschloß dieser die Einsetzung eines Internatio­
nalen beratenden sozialistischen Frauenkomitees der S. A. I. Dieser 
Beschluß wurde in der Berichtsperiode durchgeführt.
Die Exekutive der S. A. I. besprach wiederholt die Frage der 
Einsetzung eines solchen Komitees. In ihrer Sitzung vom 29. August 
1926 wurde ihr schließlich vom Sekretariat der S. A. I. ein Statu­
tenentwurf für ein internationales Frauenkomitee der S. A. I. vor­
gelegt.
Die Exekutive beschloß einstimmig, eine Konferenz von Vertre­
terinnen der in der S. A. I. organisierten Frauen für Dezember des­
selben Jahres nach Brüssel einzuberufen. Die Organisationen der 
verschiedenen Länder sollten entsprechend ihrer Stärke mit 1 bis 
höchstens 3 Delegierten vertreten sein. Der Zweck der Konferenz 
war die Beratung des vom Sekretariat ausgearbeiteten Statuten­
entwurfs für die Einsetzung eines Frauenkomitees und weiterer Vor­
schläge. Die Exekutive vertagte ihre endgültige Beschlußfassung 
über die Bildung des Frauenkomitees bis zu ihrer nächsten Sitzung.
BRÜSSELER KONFERENZ, DEZEMBER 1926.
Am 4. und 5. Dezember 1926 fand in Brüssel die von 18 Dele­
gierten aus 12 Ländern und 4 Gastdelegierten besuchte Konferenz 
statt. Ein ausführlicher Bericht über diese Tagung ist in der 
„Frauenbeilage“, Januar 1927, I. Jahrgang, Nr. 1, gegeben worden. 
Nach einer eingehenden Diskussion wurden die folgenden Statuten 
für das Frauenkomitee einstimmig angenommen:
In tern a tio n a le s  b era ten d es  F ra u en ko m itee  der S . A . I.
STATUTEN.
1. Um eine Verständigung über die Ziele und Methoden der Genossin­
nen in den verschiedenen Ländern zu ermöglichen, wird ein internatio­
nales beratendes Frauenkomitee eingesetzt, welches aus Vertreterinnen 
der nationalen Sektionen gebildet wird und dessen Aufgabe die Unter­
stützung der Exekutive der S. A. I. in Fragen, die für Frauen von beson­
derem Interesse sind, und die Organisierung von internationalen Frauen­
konferenzen ist, die anläßlich der internationalen sozialistischen Kon­
gresse stattfinden sollen. Dieses Komitee soll jedes Jahr mindestens 
einmal zusammenberufen werden.
2. Die Mitglieder des Frauenkomitees werden von den Vorständen der 
der S. A. I. angeschlossenen Parteien gewählt. Gemäß der Organisations­
bestimmungen im Lande soll die Wahl so vorgenommen werden, daß die
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Vertreterinnen im internationalen Frauenkomitee die wirklichen Ver­
trauenspersonen der in der Partei organisierten Frauen sind.
3. Die Frauenorganisationen der der S. A. I. angeschlossenen Parteien 
sind in dem internationalen beratenden Frauenkomitee durch ein, zwei 
oder drei Mitglieder für jedes Land oder, in Ländern mit mehreren Na­
tionen, für jede Nation vertreten, entsprechend einer von der Exekutive 
der S. A. I. festgelegten Einteilung, die periodisch revidiert wird.
4. Abstimmungen bei Versammlungen des internationalen beratenden 
Frauenkomitees erfolgen durch Handhochheben. Wenn Meinungsver­
schiedenheiten bestehen, wird zur Information der Exekutive der S. A. I. 
festgestellt, welche Länder und Nationen dafür resp. dagegen gestimmt 
haben.
5. Das Frauenkomitee wählt aus seiner Mitte ein Präsidium1) von 
5 Mitgliedern, das in der Zeit zwischen den Sitzungen des Frauen­
komitees dem Sekretariat der S. A. I. beratend zur Seite stehen wird, um 
die Kontinuität der Verbindung zwischen den organisierten Frauen der 
verschiedenen Länder zu verbürgen und das erforderlichenfalls von der 
Exekutive der S. A. I. zu einer Sitzung einberufen werden kann.
6. Die Verwaltungsarbeiten, die die internationale Frauenbewegung 
betreffen, fallen in die allgemeinen Aufgaben des Sekretariats der S. A. I., 
für die in letzter Instanz der Sekretär der S. A. I. die Verantwortung 
trägt.
Mit der praktischen Durchführung dieser Verwaltungsarbeiten, ins­
besondere der Korrespondenz mit den Frauenorganisationen der einzel­
nen Länder, den Mitgliedern des Frauenkomitees und dessen Präsidium 
wird nach Möglichkeit eine Mitarbeiterin des Sekretariats beauftragt, die 
diese Arbeit in ständigem Einvernehmen mit dem Sekretär durchführen 
wird.
Weiter wurde beschlossen, daß im Sinne des Paragraphen 3 der Sta­
tuten erhalten würden:
3 Vertreterinnen: Großbritannien und Deutschland.
2 Vertreterinnen: Österreich, Belgien, Dänemark, Schweden, Tsche­
choslowakei (1 Deutsche und 1 Tschechin), Polen.
1 Vertreterin: alle anderen Länder.
Die Exekutive der S. A. I. billigte in ihrer Sitzung in Paris am 
12. Februar 1927 einstimmig den von der Brüsseler Frauenkonferenz 
vorgeschlagenen Statutenentwurf. Die deutschen, dänischen und 
belgischen Delegierten enthielten sich bei der Abstimmung der 
Stimme. (Siehe Frauenbeilage, März 1927, Seite 15—16.)
SITZUNG DES PRÄSIDIUMS IN PARIS AM 31. JULI 1927.
Das Internationale Sozialistische Frauenkomitee wurde aufgefor- 
dert, eine Delegation zur Frauenkonferenz des Internationalen 
Gewerkschaftsbundes zu entsenden, die am 29. und 30. Juli 1927 in 
Paris stattfand. Das Präsidium beschloß, Genossin Susan Lawrence 
(Großbritannien) als Vertreterin des Frauenkomitees zu dieser Kon­
ferenz zu delegieren. Da auch andere Mitglieder des Präsidiums 
an der Konferenz der gewerkschaftlich organisierten Frauen teil- 
nahmen, wurde beschlossen, bei dieser Gelegenheit für den 31. Juli 
1927 eine Sitzung des Präsidiums einzuberufen. Es waren anwesend 
die fünf Mitglieder des Präsidiums und der Sekretär der S. A. I.
Ö Der ursprüngliche Name „Bureau“ wurde auf der Kölner Konferenz 
im Dezember 1927 in „Präsidium“ geändert.
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In dieser Sitzung wurde hauptsächlich die Einberufung einer Komi- 
teesitzung für Ende des Jahres besprochen und ihre Tagesordnung 
festgesetzt. (Siehe Frauenbeilage, Juli 1927, Seite 47—48.) Weiter 
wurde beschlossen, einen umfassenden Bericht über die soziali­
stischen Frauenorganisationen der einzelnen Länder vorzubereiten. 
Der endgültig zustandegekommene Vorschlag, das Frauenkomitee 
für Dezember 1927 nach Köln einzuberufen, wurde von der Exe­
kutive der S. A. I. in ihrer Sitzung in Brüssel am 11. September 1927 
gebilligt.
KOMITEESITZUNG IN KÖLN AM 10. UND 11. DEZEMBER 1927.
Am 10. und 11. Dezember 1927 fand demgemäß in Köln eine 
ordentliche Tagung des Frauenkomitees statt, der am 9. Dezember 
1927 eine Sitzung des Präsidiums vorausging. Die Hauptaufgabe 
der Konferenz war die Auswahl der Themen zur Beratung und Be­
richterstattung auf der Internationalen Sozialistischen Frauenkon­
ferenz, die anläßlich des Internationalen Kongresses der S. A. I. 1928 
stattfindet. (Frauenbeilage, Dezember 1927, Seite 75—77.) Folgende 
Themen wurden gewählt:
Punkt I. Die sozialistischen Forderungen der politischen Arbei­
terbewegung:
a) Für Mutter und Kind;
b) Für die Frau irfi Betrieb;
c) In der Fürsorge für Hilfsbedürftige.
Punkt II. Tendenzen zur Mobilisierung der Frauen in Kriegs­
zeiten.
Die Wahl des zweiten Themas wurde in folgender Resolution 
begründet, die gegen eine Stimme (Frankreich) bei zwei Stimm­
enthaltungen (Belgien) beschlossen wurde:
„In verschiedenen Ländern tritt die Absicht in Erscheinung, die Mo­
bilisation der Frauen zu militärischer Dienstpflicht gesetzlich festzulegen. 
Auch wenn es sich um Dienste nicht kombattanter Art handelt, sind das 
gefährliche Tendenzen zur weiteren Aufrüstung des Militarismus. Das 
Frauenkomitee der S. A. I. beschließt daher, auf die Tagesordnung der 
Internationalen Frauenkonferenz in Brüssel 1928 den Punkt zu setzen: 
„Tendenzen zur Mobilisierung der Frauen zu Kriegsdiensten.“
Die vom Frauenkomitee aufgestellte Tagesordnung wurde von 
der Exekutive der S. A. I. in ihrer Sitzung vom 25. Februar 1928 be­
stätigt. Die Exekutive setzte fest, daß jede Partei höchstens 20 
Delegierte zur D r i t t e n  I n t e r n a t i o n a l e n  S o z i a l i s t i ­
s c h e n  F r a u e n k o n f e r e n z ,  die am 3. und 4. August 1928 in 
Brüssel stattfindet, entsenden dürfe (Siehe Frauenbeilage, März 
1928, Seite 13). Der Konferenz werden Sitzungen des Komitees und 
des Präsidiums vorausgehen.
Die Mitglieder des I n t e r n a t i o n a l e n  S o z i a l i s t i s c h e n  
F r a u e n k o m i t e e s  sind:
Mariette Adam (Belgien), Lily Becker (Luxemburg), Fanny 
Blatny (Deutsche in der Tschechoslowakei), Eva Broido (Rußland,
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S. D. P.), Henriette Crone (Dänemark), Agnes Dollan (Großbritan­
nien, Labour Party), Gertrud Düby (Schweiz), Gertrud Hanna 
(Deutschland), Rahel Janaith (Palästina), Dorothy Jewson (Groß­
britannien I. L. P.), Marie Juchacz (Deutschland), Klara Kalnin 
(Lettland), Betty Karpiskova (Tschechoslowakei), Doroty Klus- 
zynska (Polen), A. Susan Lawrence (Großbritannien, Labour Party), 
Alma Ostra-Oinas (Estland), E. Ribbius Peletier (Holland), Alice 
Pels (Belgien), Marion Phillips (Großbritannien), Adelheid Popp 
(Österreich), Gabriele Proft (Österreich), Luise Saumoneau (Frank­
reich), Tony Sender (Deutschland), Hilda Seppälä (Finnland), Nelly 
Thüring (Schweden), Budzynska-Tylicka (Polen), Signe Vessman 
(Schweden), Athene Gaetanon Yannios (Griechenland).
Die Mitglieder des P r ä s i d i u m s  d e s  F r a u e n k o m i t e e s  
sind:
Marie Juchacz, Doroty Kluszynska, A. Susan Lawrence,
E. Ribbius Peletier, Adelheid Popp.
Die D e l e g i e r t e  d e s  F r a u e n k o m i t e e s  i n d e r  E x e ­
k u t i v e  d e r  S. A. I. ist Adelheid Popp, die das Frauenkomitee 
auch in der K o m m i s s i o n  z u r  U n t e r s u c h u n g  d e r  L a g e  
d e r  p o l i t i s c h e n  G e f a n g e n e n  vertritt.
VERTRETUNG IN ANDEREN KÖRPERSCHAFTEN:
Bei der Internationalen Gewerkschaftlichen Arbeiterinnenkonfe­
renz, die auf Veranlassung des Internationalen Gewerkschaftsbundes 
am 30. und 31. Juli 1927 in Paris stattfand, war das Sozialistische 
Frauenkomitee durch A. Susan Lawrence (Großbritannien) vertre­
ten. An dem Internationalen Kongreß genossenschaftlicher Frauen­
gilden in Stockholm am 12. und 13. August 1927 nahm für das Ko­
mitee Genossin Signe Vessman (Schweden) teil.
„FRAUENBEILAGE.“
Die Konferenz der in der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
organisierten Frauen, die am 4. und 5. Dezember 1926 in Brüssel 
stattfand, beschloß, das Sekretariat der S. A. I. aufzufordern, eine 
monatlich erscheinende „Frauenbeilage“ zur „Internationalen Infor­
mation“ herauszugeben. (Frauenbeilage, Januar 1927, Seite 13.) Im 
Laufe des Jahres 1927 erschienen 11 Nummern mit insgesamt 18 
Seiten. Im Jahre 1928 erschien durchschnittlich einmal im Monat 
eine sechs Seiten starke Frauenbeilage.
INTERNATIONALER SOZIALISTISCHER FRAUENTAG.
Die Einrichtung des „Internationalen Sozialistischen Frauentags“, 
die auf der Internationalen Sozialistischen Frauenkonferenz in 
Kopenhagen im Jahre 1910 begründet wurde, erhielt neuen Anstoß 
durch die Schaffung des Internationalen Sozialistischen Frauen­
komitees. Im Jahre 1927 wurde der Frauentag in vielen Ländern 
durch Massenversammlungen und Demonstrationen gefeiert, so in
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Österreich (Frauenbeilage 1927, Seite 17, 28); Großbritannien (Frau­
enbeilage 1927, Seite 17, 39); Deutschland (Frauenbeilage 1927, 
Seite 17); Tschechoslowakei (Frauenbeilage 1927, Seite 28); Holland 
(Frauenbeilage 1927, Seite 71); Estland (Frauenbeilage 1927, Seite
29) ; Frankreich (Frauenbeilage 1927, Seite 20, 29); Ungarn (Frauen­
beilage 1927, Seite 29); der Schweiz (Frauenbeilage 1927, Seite 18, 
20, 28) und Jugoslawien (Frauenbeilage 1927, S. 21). Im Jahre 1928 
fanden in Österreich imposante Kundgebungen statt (Frauenbeilage 
1928, Seite 7, 14, 21, 29). In Deutschland bildete der Frauentag einen 
Teil des allgemeinen Wahlkampfes (Frauenbeilage 1928, Seite 22,
30) . Auch in Belgien (Frauenbeilage 1928, Seite 3), in der Tschecho­
slowakei (Frauenbeilage 1928, Seite 14), Estland (Frauenbeilage 
1928, Seite 31), Frankreich (Frauenbeilage 1928, Seite 30), Lettland, 
Luxemburg (Frauenbeilage 1928, Seite 23), Schweiz (Frauenbeilage 
1928, Seite 22), und in Jugoslawien (Frauenbeilage 1928, Seite 22) 
wurden Versammlungen und Feiern durchgeführt. In Großbritan­
nien wurde ein ganzer Monat der besonderen Organisationsarbeit 
unter den Frauen gewidmet. In verschiedenen Ländern wurde der 
Frauentag bereits über zwei oder mehrere Wochen ausgedehnt.
TOTENTAFEL.
Das Internationale Sozialistische Frauenkomitee erlitt einen 
schweren Verlust durch den Tod seines Mitgliedes, N i n a  B a n g ,  
die am 25. März 1928 in Kopenhagen nach langer schwerer Krank­
heit verschied. (Frauenbeilage, April 1928, Seite 19.) Nina Bang 
war eine der beiden dänischen Delegierten im Internationalen So­
zialistischen Frauenkomitee, doch wurde sie durch ihre schwere 
Krankheit, die fast ein Jahr dauerte, an der Teilnahme an der Köl­
ner Konferenz im Dezember 1927 verhindert. Bei ihrem Begräbnis 
wurde im Auftrag des Internationalen Sozialistischen Frauenkomi­
tees ein Kranz niedergelegt, der die Inschrift trug: „Das Internatio­
nale Sozialistische Frauenkomitee — dem großen Vorbild unserer 
Bewegung“.
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2. Organisation der einzelnen Länder.
Der nachstehende Bericht betrifft die sozialistischen Frauenorga­
nisationen folgender Länder:
Die Berichte umfassen somit fast alle europäischen Länder, in 
denen eine organisierte sozialistische Frauenbewegung besteht. Ita­
lien und Rußland fehlen, da in diesen Ländern die sozialistische Be­
wegung gesetzlich verboten ist; Norwegen ist nicht angeführt, da 
die dortige sozialistische Partei der S. A. I. gegenwärtig nicht ange­
schlossen ist; in Spanien scheint erst der Anfang einer politischen 
sozialistischen Bewegung unter den Frauen zu bestehen, die aber 
immerhin zum Teil in der gewerkschaftlichen Arbeiterbewegung 
organisiert sind.
Die Berichte über die Organisation der Frauen sind in folgende 
Abschnitte eingeteilt:
I. S ta tis tik e n  der F rauenorgan isa tionen .
II. O rg a n isa tio n sm eth o d en .
III. B e so n d e re  T ä tig k e itsg e b ie te  der F ra u en sek tio n en .
IV. Z u sa m m en a rb e it m it v e rw a n d te n  O rgan isa tionen .
V. W e rb u n g  u n te r  den  F rauen  fü r  d ie  P arte i.
VI. M itg lied sch a ft, Z u la ssu n g  vo n  E in ze lm itg lied ern .
VII. F rauen  a ls D e leg ierte  in  der E x e k u tiv e  und  bei K o ngressen .
VIII. F rauen  a ls  P a rla m en tska n d id a tin n en .
IX. P resse .
X. Sch luß .
Die von den verschiedenen Ländern eingegangenen Berichte sind 
unter obigen Titeln in der auf Seite 1 (nach dem englischen Original) 
angegebenen Reihenfolge zusammengestellt.
*) Tschechische Partei und deutsche Partei.






















Ö sterre ich : Zahl der weiblichen Parteimitglieder: 30. 6. 1926: 
170427; 31. 12. 1926: 171347; 1928: 221 500, das sind 31.55%.
B e lg ie n :  Gegenwärtig insgesamt 157 380 Frauen, folgendermaßen 
organisiert: 20 000 in politischen Gruppen, 77 380 in Krankenkassen, 
60 000 in Gewerkschaftssektionen.
B u lg a rien : 1490, das sind 5,6%.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  Tschechen: 1923: 17 518, 1927: 18 822; Deut­
sche: gegenwärtig 24 000 Frauen in der Partei. Sie bilden ein Drittel 
aller Mitglieder.
D a n zig :  950, das sind 17,6%.
D ä n e m a rk : 48 469, das sind 32,6%.
E stla n d :  800 Frauen in der Partei, 16% der Mitglieder.
F inn land  ungefähr 8000. 2515 gehören der Sozialdemokratischen 
Frauenföderation an.
F ra n k re ic h : Es bestehen keine Statistiken, da die Partei nur 
wenig weibliche Mitglieder hat; wahrscheinlich nicht unter 1000, 
das sind gegen 1%.
D eu tsch la n d : Ende 1926: 165 492 Frauen von insgesamt 823 520 
Mitgliedern, das sind ungefähr 20%. Gegenwärtig 181541 von 
867 671, das sind 20,9%.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Großes Anwachsen der 
Mitgliederzahl, seit die Frauen im Jahre 1918 das Wahlrecht erhiel­
ten. Vorher waren nur wenige Tausend politisch organisiert, nun 
beträgt ihre Zahl zwischen 280 000 und 300 000. Das bezieht sich 
auf die Frauen, die den Frauensektionen angeschlossen sind; es gibt 
aber auch Frauen, die der Partei durch die Gewerkschaften ange­
hören, so daß sich die Gesamtzahl der Frauen auf etwa 380 000 be­
laufen dürfte. Genaue Zahlen können nicht gegeben werden, da 
viele Gewerkschaften keine eigenen Listen der weiblichen Mitglieder 
führen. — U n a b h ä n g i g e A r b e i t e r p a r t e i  : Ungefähr 14 000 
Frauen.
G riech en la n d : Ungefähr 200 Frauen.
H olland : Gegenwärtig 15 364 Frauen, das sind 29%.
U ngarn : Ungefähr 20 000 von insgesamt 190 000 Mitgliedern.
L e ttla n d :  858, das sind 22%.
L u x e m b u rg :  Gegenwärtig 250, das sind 20%.
P o len : Die neuesten Zahlen können nicht angegeben werden, da 
eine neue Mitgliederzählung der Gesamtpartei vorgenommen wird. 
Im letzten Jahre 9600 von insgesamt 61 560 Mitgliedern.
S c h w e d e n :  26 018 Frauen von insgesamt 189 122 Mitgliedern. 
5100 Frauen sind in einer sozialdemokratischen Föderation orga­
nisiert.
S c h w e iz :  etwas über 2000 Frauen.
Ju g o s la w ie n :  300.
I. STATISTIKEN DER FRAUENORGANISATIONEN.
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Ö sterre ich : Gemeinsame Organisation für Männer und Frauen; 
es besteht eine Zentralstelle und ein Frauenreichskomitee, bestehend 
aus 8 Mitgliedern in Wien und je einem Mitglied aus den Bundes­
ländern; es gibt Landes-, Kreis-, Bezirks- und Lokalorganisationen.
B e lg ie n :  Die Frauen sind gemeinsam mit den Männern in politi­
schen, Krankenkassen, genossenschaftlichen und gewerkschaftlichen 
Bewegungen organisiert. Doch wurden Frauensektionen gebildet, da 
die Partei erkannte, daß die Propaganda unter Frauen in eigenen 
Gruppen erfolgreicher ist. Sie sind mit wenigen Ausnahmen nicht 
autonom innerhalb der politischen oder Krankenkassenbewegung; 
sie widmen sich ausschließlich Bildungs- und Propagandazwecken.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n :  Zuerst waren Frauen und 
Männer in gemeinsamen Organisationen organisiert. Kurz vor dem 
Kriege erkannte man den Vorteil eigener Frauenorganisationen, da 
diese mehr Gelegenheit zu erfolgreicher Tätigkeit bieten; die Zu­
sammenarbeit mit der Männerorganisation blieb jedoch ungestört. 
Als Organisationsform dienen die Frauengruppen, die laut Partei­
statut von jeder Organisation zu bilden sind. In diesem Jahre be­
stehen 7 Gaugruppen, 19 Bezirksgruppen, 126 Ortsgruppen.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  D e u t s c h e :  Die sozialdemokratischen
Frauen haben keine besonderen Organisationen, sondern sind Mit­
glieder der Gesamtpartei. In den Ortsorganisationen der Partei bil­
den aber die weiblichen Mitglieder besondere Sektionen. In den 
Bezirken gibt es Frauenbezirkskomitees, in den Kreisorganisationen 
Frauenkreiskomitees und die Gesamtleitung liegt in den Händen 
des Frauenreichskomitees.
D ä n e m a rk :  Alle Frauen gehören den sozialdemokratischen Ver­
einen (den Parteiorganisationen) an. Es gibt keine selbständigen 
Frauengruppen oder Sektionen. Es besteht jedoch in Kopenhagen 
ein Frauendiskussionsklub oder Bildungsverein für weibliche Partei­
mitglieder.
E stla n d :  Gegenwärtig gibt es nur eine selbständige Frauenorga­
nisation in Reval; in den übrigen Teilen des Landes arbeiten die 
Frauen in gemeinsamen Organisationen mit den Männern. Innerhalb 
der Partei sollen in Kürze Frauengruppen gegründet werden. Die 
Frauenorganisation in Reval untersteht direkt dem Zentralkomitee. 
Sie besteht als selbständige Organisation innerhalb der Grenzen, die 
vom Parteitag in Resolutionen festgelegt wurden; sie trifft eigene 
Anordnungen, die vom Zentralkomitee bestätigt werden, und besteht 
aus 44 Mitgliedern. Die Exekutive besteht aus 5, die Kontrollkom­
mission aus 3 Mitgliedern.
F in n la n d : Es bestehen 80 Frauengruppen mit 2500 Mitgliedern. 
Die Mitglieder sind verpflichtet, außerdem der Partei anzugehören. 
Es gibt auch viele Frauen, die der Partei, aber nicht der Frauen­




F ra n kre ich : Die Frauen gehören der Partei unter denselben Be­
dingungen an wie die Männer, doch wurde auch eine besondere 
Gruppe von Frauen, die der Sozialistischen Partei (S. F. I. O.) an­
gehören, gegründet. Das gegenwärtige Statut sieht eine Zentral­
organisation vor, zu der alle aktiven Mitglieder im ganzen Lande 
gehören können, entweder einzeln oder durch Bildung von Orts­
oder Landesgruppen.
D eu tsch la n d : Die Frauen sind in mehr als 4000 Ortsgruppen der 
Partei organisiert und haben nahezu 1500 eigene Gruppen im gan­
zen Land.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Frauen werden Mitglie­
der der Arbeiterpartei, indem sie der Parteiorganisation ihres Wahl­
kreises beitreten. Diese einzelnen weiblichen Mitglieder bilden 
Frauensektionen der Kreisparteien. Ihre Zahl beträgt gegenwärtig 
mehr als 1700, es bestehen 30 Zentralkomitees, 36 Föderationen 
und 53 Beiräte. Für Männer besteht die gleiche Form der Mitglied­
schaft, aber bis jetzt wurden die Männersektionen in Stimmbezirks­
komitees organisiert. Nicht alle weiblichen Einzelmitglieder arbei­
ten in den Frauengruppen, obwohl sie dazu berechtigt sind. In 
manchen Fällen besteht neben der Frauengruppe eine gemischte 
Gruppe für Männer und Frauen und manchmal gibt es nur solche 
gemischte Gruppen. Letzteres ist hauptsächlich in Dörfern der 
Fall, wo es oft sehr schwierig ist, zwei Gruppen von Funktionären 
und zwei Versammlungslokale zu finden und wo die Frauen oft den 
größeren Teil der Mitgliedschaft bilden. Es können auch mehrere 
Frauensektionen in einem Wahlkreis sein. Wie daraus ersichtlich, 
daß in nur 615 Wahlkreisen rund 1700 Sektionen bestehen. Unser 
Ziel ist, in den Städten in jedem Bezirk (Wahlkreis für lokale Ver­
waltungsbehörde) und auf dem Lande in jedem Stimmbezirk (im 
allgemeinen jedes Dorf) eine Frauengruppe zu haben. Doch ist dies 
noch lange nicht vollständig durchgeführt.
G roßbritann ien : U n a b h ä n g i g e  A r b e i t e r p a r t e i  : Die 
Unabhängige Arbeiterpartei ist ein sozialistischer Verband, der der 
Reichsarbeiterpartei von Großbritannien angeschlossen ist. Seine 
weiblichen Mitglieder spielen eine große Rolle in ihrer eigenen Orga­
nisation und beim Ausbau der Organisation der Frauen in der 
Reichsarbeiterpartei. Die Bildung von Frauengruppen durch die 
Lokalorganisationen wird begünstigt, es entstanden derer eine große 
Zahl. Diese Gruppen sind geschlossene Sektionen innerhalb der 
Lokalorganisation, und die Frauen, die ihnen angehören, sind ordent­
liche Mitglieder der Lokalorganisation und nehmen neben der Arbeit 
in der Gruppe an der allgemeinen Tätigkeit der Organisation teil. 
Frauen, die nicht Parteimitglieder sind, können der Gruppe nicht 
beitreten, sondern müssen durch Mitgliedschaft bei der Lokalorga­
nisation zu der Gruppe kommen.
Bei der Oster-Konferenz 1928 wurde ein Reichsbeirat der Frauen­
gruppen gebildet. Referenten, die vom Parteivorstand der I. L. P. 
dauernd angestellt sind, können diesem Komitee nicht angehören.
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G riechen land : Die Sozialistische Partei Griechenlands hat außer 
den Frauen, die als Parteimitglieder angemeldet sind, eine eigene 
Gruppe sozialistischer Frauen, in der jugendliche Arbeiterinnen so­
zialistische Bildung erhalten.
H olland : In den ersten Jahren dieses Jahrhunderts wurden 
in verschiedenen Ortsgruppen der Partei Frauenpropaganda­
klubs gegründet. Im Jahre 1908 schlossen sich die bestehenden 
Frauenklubs zu einer Liga von Frauenklubs zusammen. Diese Liga 
wurde vom Parteitag 1914 offiziell anerkannt und bekam das Recht, 
zwei Delegierte zum Parteitag zu senden. Im Jahre 1925 wurden die 
Bestimmungen über das Verhältnis der Liga zur Partei revidiert, 
und es wurde bestimmt, daß die Partei von nun an 2 Sekretäre, einen 
für Männer und einen für Frauen, haben solle. Die Partei hat 600 
Ortsgruppen im ganzen Land, von denen über 200 Frauenklubs oder 
Frauenagitationskomitees haben; die anderen Ortsgruppen sind zu 
klein für eine eigene Frauenorganisation oder die örtlichen Verhält­
nisse sind der Eröffnung eines Frauenklubs ungünstig. Den Frauen­
klubs können nur Frauen beitreten, die bereit sind, gleichzeitig 
Parteimitglieder zu werden. Doch verpflichtet Parteimitgliedschaft 
nicht zum Beitritt zum Frauenklub, wozu eine eigene Eintrittserklä­
rung nötig ist.
U ngarn : Leider mußte das Frauensekretariat der Partei aus 
finanziellen Gründen geschlossen werden. Dies bedeutet einen 
schweren Schlag für die Organisation der Frauen in der Partei. Die 
Organisationsmethoden sind denen in Deutschland und Österreich 
ähnlich: Frauenreichskonferenzen, Frauenbezirkskomitees. Auch die 
gewerkschaftlichen Frauensektionen arbeiten in gleicher Art wie die 
in Deutschland und Österreich, doch mit dem großen Unterschied, 
daß für die politische Bewegung viel geringere Möglichkeiten be­
stehen.
L e ttla n d :  Im großen und ganzen läßt sich die erwerbstätige Frau 
schwierig organisieren. Die Gründe dazu sind die besonders niedri­
gen Frauenlöhne in Lettland und die veraltete Hauswirtschaft, die 
keine technischen Neuerungen im Hauswesen des lettischen Prole­
tariats erfahren hat. Besondere Hemmung erfahren die Parteiorga­
nisationen durch die noch bestehenden Überlieferungen aus der 
illegalen Zeit, als die Massen geschlossen hinter der Partei standen, 
doch zur Partei nicht gehörten. In den Arbeiterkreisen herrscht noch 
der Gedanke, daß zur Partei nur die aktiv tätigen Genossen gehören. 
Infolgedessen lassen sich die Frauen schwer organisieren, aber sie 
stimmen gewissenhaft für die Parteiliste bei den Wahlen. 55 Prozent 
aller in Riga für die Partei abgegebenen Stimmen waren Frauen­
stimmen.
Es gibt in Lettland keine selbständige Frauenorganisation. Die 
Frauen werden in der Gesamtpartei organisiert und bilden 22%  
aller organisierten Genossen. Laut dem Parteistatut können bei 
den Lokalorganisationen Frauensektionen gebildet werden. Jede 
Parteigenossin hat das Recht zur Mitarbeit in der Frauensektion,
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ist aber dazu nicht gezwungen. Das Frauenkomitee jedes Bezirkes 
wird in der allgemeinen Mitgliederversammlung der Parteigenossin­
nen gewählt. Die Jahreskonferenz der Genossinnen wählt das 
Frauenzentralkomitee oder das Frauenzentrum, das eine Genossin 
mit beratender Stimme ins Zentralkomitee delegiert. In allen größe­
ren Städten gibt es Frauensektionen.
L u x e m b u rg :  Geplant ist, die Frauen in Ortsgruppen zu vereini­
gen — wie auch die Parteiorganisation auf Ortsgruppen aufgebaut 
ist — die mit dem örtlichen Parteivorstand in Verbindung stehen. 
Als Frauengruppen unterstehen sie dem Frauenkomitee, das aus 
Delegierten der Ortsgruppen und einem (weiblichen) Vertreter der 
Parteileitung besteht.
P o le n : Die Frauen werden wie die Männer durch Unterzeich­
nung einer Beitrittserklärung Mitglied der Partei, wenn sie von 
zwei Mitgliedern eingeführt sind. Zur Förderung der Agitation und 
Kulturarbeit werden den Ortskomitees Frauenausschüsse angeglie­
dert. Ein Frauenzentralkomitee wird von der Jahreskonferenz ge­
wählt.
S c h w e d e n :  Es bestehen 198 Frauenklubs, auf 17 Distrikte ver­
teilt. Die Frauen sind durch Frauenklubs in dem Frauenbund orga­
nisiert und werden durch kollektiven Beitritt zur entsprechenden 
Arbeitersektion Mitglieder der Sozialistischen Partei. Zur Stärkung 
der Propaganda und des Bildungswesens und, um den Mitgliedern 
die Möglichkeit zu geben, Genossinnen aus anderen Distrikten zu 
treffen, stehen die verschiedenen Klubs der Provinzorganisationen 
miteinander in Verbindung. Diese Provinzorganisationen heißen 
„Frauendistrikte“. Die Klubs zahlen einen bestimmten Mitgliedsbei­
trag per Quartal an die Distrikte und an den Bund. Jeder Frauen­
klub hat das Recht, dem Bund beizutreten, sofern er der sozialde­
mokratischen Partei angehört und deren Satzungen anerkennt. Unter 
der gleichen Bedingung sind Frauen, die Gewerkschaften angehören, 
berechtigt, Mitglieder des Frauenbundes zu werden.
S c h w e iz :  Die Frauen gehören der Partei unter denselben Bedin­
gungen wie die Männer an. Man bemüht sich in allen größeren 
Parteisektionen Frauengruppen zu gründen. Diese sind nicht selb­
ständige Organisationen, sie sind nach denselben Prinzipien wie in 
Deutschland, Österreich usw. aufgebaut. Im Jahre 1925 bestanden 
29 Frauengruppen, im November 1927 43. Der Fortschritt zeigt sich 
auch in der Beschickung der Konferenzen: Im Jahre 1925 waren nur 
40 Delegierte, November 1927 90 Delegierte und 24 Gäste.
III. BESONDERE TÄTIGKEITSGEBIETE DER FRAUENSEKTIONEN.
Darunter ist die neben der allgemeinen Parteiarbeit geleistete 
Arbeit der Frauengruppen innerhalb der Sozialistischen Parteien zu 
verstehen.
Ö sterre ich : Politische Aufklärung der Frauen durch besondere 
Frauenversammlungen, Frauenschulen, Exkursionen, Besichtigun­
gen, Vorträge, Lichtbilder. Frauenversammlungen finden jederzeit
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statt, außerdem aber zu besonderen Anlässen, wie „Frauentag“, zur 
Wahlbewegung. Im Jahre 1927 fanden 1717 Versammlungen statt. 
In den 21 Wiener Bezirken und im ganzen Land werden stets zahl­
reiche Versammlungen abgehalten.
B e lg ie n :  V e r s a m m l u n g e n :  Die lokalen Komitees treten 
allwöchentlich oder alle 14 Tage zusammen, Distriktkomitees mo­
natlich und Provinzkomitees alle 3 Monate. Das Reichskomitee hält 
ungefähr alle 3 Monate eine Sitzung ab. In jedem Monat finden 
lokale Frauenversammlungen statt; Bezirksversammlungen werden 
alle 3 Monate, Provinzversammlungen alle 3 oder 6 Monate abge­
halten, Reichsversammlungen je nach Gelegenheit, aber womöglich 
alle 3 Monate.
Die Frauensektionen versuchen, die Frauen der Arbeiterklasse 
politisch, intellektuell und moralisch zu erziehen und mit Gemein­
schaftsgeist zu beseelen. Diese Erziehung geschieht in politischen 
Gruppen oder Hilfsvereinen auf Gegenseitigkeit, durch Versamm­
lungen, Diskussionen, Lektüre mit Besprechung aller Fragen, die für 
Frauen von besonderem Interesse sind. Es werden Exkursionen mit 
erklärenden Vorträgen in die verschiedenen öffentlichen Fürsorge­
anstalten organisiert. Praktische Kurse im Kochen und Flicken wer­
den abgehalten, von Lektüre und sozialistischen Gesprächen beglei­
tet; auch Kurse für hygienische Kinderpflege finden statt. Die Ge­
nossenschaftsgruppen sind im besonderen mehr damit beschäftigt, 
das genossenschaftliche Ideal zu propagieren, ohne aber dabei die 
allgemeine Bildung zu vernachlässigen. Bei ihren Versammlungen 
behandeln sie Fragen wie rationelle Einteilung der Hausarbeit, 
öffentliche Waschanstalten, Lebensmittelverfälschung, der Kampf 
gegen Trusts usw. Schließlich sind die Unterhaltungsgruppen, wie 
Chöre, Turnriegen, Theatergilden, sehr geeignet, Frauen heranzuzie­
hen. Die Zusammenarbeit von Gewerkschaftssektionen, dem Frauen­
reichskomitee und den lokalen gewerkschaftlichen und politischen 
Föderationen wird angebahnt. Die Fragen allgemeiner nationaler 
oder internationaler Politik werden in den Parteiversammlungen 
erörtert, zu denen die weiblichen Mitglieder Zutritt haben und in 
denen ihnen jede Gelegenheit geboten wird, ihre Meinung zu äußern.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n  : Die Aufgabe der Frauengrup­
pen ist die Propagandaarbeit für die Partei. Sie geben den Frauen 
eine günstige Gelegenheit, im öffentlichen Leben zu arbeiten, und 
die besondere Arbeit der Frauen trägt viel bei zu dem günstigen 
Stand der Gesamtpartei. V e r s a m m l u n g e n :  In den Jahren 1923 
bis 1926 fanden 2066 Ausschußsitzungen, 1782 öffentliche Versamm­
lungen, 943 Vorträge und 722 Kurse statt. Besondere Tätigkeit der 
Frauen ist auf dem Gebiete des Bildungswesens, der sozialen Für­
sorge und des Arbeiterturnvereins zu verzeichnen. In letzterem sind 
über 12 000 Frauen organisiert. Es gibt auch Frauenschulen und 
praktische Näh- und Kochkurse. Medizinische Vorträge haben große 
Anziehungskraft auf Frauen.
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T sc h e c h o s lo w a k e i:  D e u t s c h e :  Frauenversammlungen finden 
nach Bedarf statt, als Regel gilt eine Frauenversammlung im Monat. 
Aufgabe aller Frauensektionen, die ein Teil der Parteiorganisation 
sind, und der Bezirks- und Kreiskomitees, sowie des Frauenreichs­
komitees ist die Agitation unter den Frauen, Schulung und Erziehung 
der weiblichen Parteimitglieder.
D ä n e m a rk :  Frauen Versammlungen finden regelmäßig in jedem 
Wahlkampf statt. Der Parteitag (Juni 1927) hat einen ausführlichen 
Bericht über Agitationsmethoden als Richtlinien für die Parteiorga­
nisationen angenommen. Hier ist auch in einem besonderen Teil 
die Agitation unter den Frauen besprochen worden. Man hält es 
nicht für angebracht, besondere Frauenvereine zu errichten. Da­
gegen wird den Organisationen empfohlen, eine besondere Tätigkeit 
für die Frauen vorzubereiten, wie besondere Vorträge für Frauen, 
Studienzirkeln über besondere Frauenfragen; Versammlungen für 
die weiblichen Arbeiter größerer Betriebe; briefliche Propaganda 
nach den Adressen der Wählerlisten mit besonderem Material 
für die verschiedenen Kategorien der arbeitenden Frauen (Fa­
brikarbeiterinnen, Bureauangestellte, Krankenpflegerinnen, Lehre­
rinnen usw.); häufiger als früher große öffentliche Frauenversamm­
lungen; Propaganda Versammlungen in den Gewerkschaften mit 
weiblichen Mitgliedern; Kurse und Abendschulen, um die Frauen 
zur aktiveren Teilnahme an der Parteiarbeit in den Organisationen, 
in der Genossenschaftsbewegung, in den Gemeinderäten und im 
Parlament zu erziehen. Der Parteivorstand beschäftigt sich zur­
zeit mit der Ausführung dieser Beschlüsse.
E stla n d :  Die Frauenorganisationen wurden hauptsächlich ge­
gründet, um die Frauen zu organisieren und ihr politisches Interesse 
zu erwecken, aber sie beschäftigen sich auch mit der Arbeit bei den 
Kindern. Allgemeine Frauen v e r s a m m 1 u n g e n finden im Be­
darfsfälle statt. In der Regel kommen die Frauengruppen einmal in 
der Woche zur Diskussion oder zu einem Vortrag mit anschließen­
der Diskussion über verschiedene Fragen zusammen. Dazu werden 
auch Nichtmitglieder zugelassen. Die Frauenorganisationen in Reval 
gründeten eine Hausgehilfinnengewerkschaft und halfen bei der O r­
ganisation. Die Frauenorganisation hat aktiven Anteil an den 
letzten Parlamentswahlen (1926) genommen. Ihre Mitglieder spra­
chen in 119 Propagandaversammlungen und sie veröffentlichte ein 
eigenes Flugblatt. Sie nahm auch lebhaften Anteil an der Gemeinde­
wahl in Reval und veranstaltete Versammlungen vor den Wahlen.
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Organisation drei Aus­
schüsse: 1. Organisationsausschuß zur Gründung der Frauenorga­
nisationen in anderen Städten und Sektionen auf dem Lande und 
zur Anwerbung neuer Mitglieder und der Organisationsarbeit in den 
Fabriken, wo viele Frauen arbeiten. 2. Heimausschuß, dessen Auf­
gabe die Organisation der gemeinsamen Zusammenkünfte ist, wie 
Teeabende, Handarbeitsabende, Weihnachtsbescherungen für die
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Kinder und Unterhaltungsabende, wo politische Tagesfragen bespro­
chen werden. 3. Politischer Ausschuß zur Organisation der Agita- 
tionsversammlungen und Redaktion der Frauenecke in der Partei­
zeitung; außerdem waren tätig ein Fürsorge- und Hygieneausschuß 
und einer für Literatur und Kunst.
F in n la n d : Die Frauenföderation leistet wichtige Arbeit bei den 
Arbeiterkindern und agitiert auch für Abstinenz. Sie veranstaltet 
Vorträge über Kinderfürsorge und hat Flugblätter über diese Frage 
mit finanzieller Unterstützung des Staates veröffentlicht. Im 
März wird im ganzen Lande der „Frauentag“ gefeiert. Gründung 
von Arbeitsgemeinschaften und Fragen der beruflichen Ausbildung 
waren die wesentlichsten Programmpunkte. Die gesammelten Gel­
der sollen zur Unterstützung von jugendlichen Arbeiterinnen, die 
die Arbeiterhochschule besuchen wollen, verwendet werden. Der 
Bund gewährt jährlich zwei Freiplätze für Studentinnen. Man will 
versuchen, in jedem Jahre Frauenschulen zu veranstalten.
F ra n kre ich : Allgemeine V e r s a m m l u n g e n  werden alle drei 
Monate abgehalten. In jedem Jahr findet gleichzeitig mit der Tagung 
des Nationalrats der Partei eine Versammlung in Paris statt. Dieser 
Versammlung wird ein Bericht über Mitgliederstand und Finanzen 
der Gruppe vorgelegt, und es werden das Büro und die Ausschüsse 
gewählt. Im März wird eine „Frauenwoche“ veranstaltet. Spezial­
nummern der Frauenzeitung werden jährlich am „Frauentag“ ver­
teilt. Vierteljährlich finden allgemeine Versammlungen statt, die 
sich mit der Propaganda beschäftigen.
D eu tsch la n d : Die Frauengruppen richten ihre Tätigkeit sehr 
stark auf die Erziehung zur Teilnahme der Frauen an Veranstaltun­
gen der Partei für die Gesamtmitgliedschaft (Mitgliederversamm­
lungen, öffentliche Kundgebungen, Versammlungen, Kurse usw.). 
Daneben halten sie zur E r g ä n z u n g  und zur Ausfüllung von 
Lücken eigene Veranstaltungen ab (öffentliche Versammlungen, 
Frauenabende, Konferenzen, Tagungen, Kurse, Arbeitsgemeinschaf­
ten, unterhaltende, bildende und festliche — sogenannte Frauen­
feierstunden). In allen besonderen Veranstaltungen der Frauen be­
schäftigt man sich mit politischen, sozialpolitischen, kulturellen und 
sozialen Fragen, wobei aber immer der Standpunkt der Frau etwas 
betont wird.
öffentliche Frauenversammlungen und 26 Bezirkskonferenzen 
werden abgehalten. In den meisten Ortsgruppen werden regel­
mäßige „Abende“ abgehalten. Auch Frauenschulen werden regel­
mäßig in den verschiedenen Orten oder Bezirken veranstaltet.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i :  Die Hauptaufgabe ist 
die allgemeine Arbeit zur Gewinnung der Frauen für die Organi­
sation. Es besteht eine eigene Abteilung der Parteileitung mit einer 
Frauensekretärin und Hilfspersonal und neun Frauenorganisatorin- 
nen, eine für jeden der Organisationsbezirke, in die England, Schott­
land und Wales eingeteilt sind. Es gibt ebensoviele männliche Or­
ganisatoren.
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Z u s a m m e n f a s s u n g  v o n  F r a u e n s e k t i o n e n :  1. In 
den Wahlkreisen: In ländlichen Wahlkreisen werden die Frauen­
sektionen in Föderationen vereinigt. Solche Föderationen haben 
einen Zentralausschuß von Delegierten der Sektionen und ver­
anstalten regelmäßig gemeinsame Zusammenkünfte. Die Ausschüsse 
tagen im allgemeinen einmal im Monat. Die allgemeinen Versamm­
lungen oder Konferenzen werden vierteljährlich abgehalten. In 
städtischen Wahlkreisen werden gewöhnlich Zentralkomitees oder 
Ausschüsse aus Delegierten der Frauen in diesem Gebiet gebildet. 
Ihr Zweck ist, die Frauen des gesamten Wahlkreises bei gemein­
samen Bildungsveranstaltungen miteinander in Verbindung zu brin­
gen, die Mitgliederwerbung zu fördern und die Gründung neuer 
Sektionen, wo ein Verlangen danach besteht, zu unterstützen. Sie 
fassen auch die Organisationsarbeit und die Wahlpropaganda zu­
sammen. 2. In mehreren Wahlkreisen: Es werden Frauenbeiräte 
für mehrere Wahlkreise gebildet. Manchmal umschließen diese eine 
Grafschaft mit mehreren Wahlkreisen, wie Durham; manchmal 
einen Teil einer Grafschaft wie East Kent; in manchen Fällen nur 
eine große Stadt mit mehreren Wahlkreisen wie London und Bir­
mingham. In einigen Fällen (z. B. London, Manchester, Glasgow) 
steht der Beirat in besonderer Verbindung mit der Arbeiterpartei 
dieses Gebiets, die Vertreterinnen entsendet und finanzielle Hilfe 
gewährt. Die Arbeit des Beirats ist hauptsächlich: a) die Arbeit 
der Frauensektionen in den Wahlkreisparteien zusammenzufassen; 
b) Arbeiterinnenkonferenzen zu organisieren; c) eine Liste von Red- 
nerinnen für den Distrikt anzufertigen; d) die Gründung von Frau­
ensektionen zu veranlassen; e) die Bildungsarbeit zu organisieren 
und Eintagsschulen, Sommerschulen usw. zu veranstalten. Das kann 
als Minimaltätigkeit der Beiräte bezeichnet werden. Die Arbeit des 
Beirats in Durham ist das beste Beispiel für weitere Entwicklungs­
möglichkeiten. Dieser Beirat gründete einen Fonds zur Unter­
stützung der Parlamentskandidatur einer vor ihm gewählten Frau, 
falls sie für einen Wahlkreis in seinem Gebiet aufgestellt werden 
sollte. Der Beirat besteht im allgemeinen aus einem Mitglied aus 
jedem Wahlkreis und den Funktionärinnen (Vorsitzende und Sekre­
tärin). In einigen Beiräten sind auch Vertreterinnen von Gewerk­
schaften, die weibliche Mitglieder haben, und von Frauengilden der 
Genossenschaften. Die Beiräte treten vier bis acht Mal im Jahr 
zusammen, die meisten halten zwei oder drei Konferenzen ab. Ge­
wöhnlich zerfallen diese Konferenzen in zwei Teile, eine vertrau­
liche Vormittagssitzung und eine öffentliche Nachmittagssitzung. 
An der vertraulichen Sitzung nehmen nur die Delegierten der 
Frauensektionen teil; Gäste, die Mitglieder von Frauensektionen 
sind, werden ebenfalls zugelassen. Zur öffentlichen Veranstaltung 
werden Delegierte von Frauengruppen und -Organisationen ein­
geladen, die zum Anschluß an die Arbeiterpartei berechtigt wären. 
Auch Gäste werden eingeladen. Delegierte müssen Frauen sein. Als 
Gäste können auch Männer eingeladen werden. Um einen Begriff
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von ihrer Größe zu geben, seien die Besuchszahlen von typischen 
Konferenzen angeführt. Die niedrigeren Zahlen stammen aus länd­
lichen Bezirken:
Beirat: Zahl der Teilnehmer: Datum:
Durham............................  1000 . . . .  Febr. 1926
Monmouth........................  800 . . . .  Sept. 1926
Westwales................................  400. . . . Sept. 1925
London............................  400 . . . .  Okt. 1925
East Glamorgan.............. 350 . . . .  März 1926
South Staffs.....................  300 . . .  . Jan. 1926
Liverpool and District . . . .  250 . . . .  Apr. 1926
Edinburgh und S. E. Schottland 250 . . . .  Mai 1926
Devon.......................................  200 . . .  . Okt. 1926
East Middlesex.........................180. . . . Okt. 1926
Hampshire..........................160 . . . .  März 1926
Die Frauensektionen kommen in der Regel einmal wöchentlich 
zusammen. Manche alle 14 Tage, wenige nur einmal im Monat. Ihre 
Arbeit liegt auf dem Gebiet des Bildungswesens, für die Wahlen 
und in geselliger Hinsicht. Gefordert wird, daß monatlich vier Ver­
sammlungen mit folgender Tagesordnung abgehalten werden sollen:
a) Geschäftssitzung (dabei kann auch ein Referat sein, wenn man 
glaubt, der geschäftliche Teil werde nicht viel Zeit einnehmen);
b) Referat; c) Administrative Fragen; d) Geselliger Abend. Dies 
ist ein allgemeiner Plan, der den örtlichen Verhältnissen jeweils an­
gepaßt wird. Es folgt eine typische Tagesordnung einer allgemeinen 
Mitgliederversammlung:
1. Protokoll.
2. Geschäfte, die sich aus dem Protokoll ergeben.
3. Korrespondenz: a) Von der lokalen Arbeiterpartei, b) Von 
der Generalsekretärin.
4. Antrag, eine Deputation an den Gemeinderat zu schicken, be­
treffs Vertretung der Frauen im Wohnungsausschuß.
5. Bericht der Delegierten über die vom Beirat veranstaltete 
Konferenz.
6. Bericht der Delegierten des Zentralkomitees der lokalen 
Arbeiterpartei.
7. Begrüßung der Referentin durch die Vorsitzende.
8. Referentin: Genossin X. über Arbeitslosigkeit unter den 
Frauen.
9. Fragen und Diskussion.
10. Ankündigungen der Literatursekretärin über die bei der Ver­
sammlung zum Verkauf aufliegende Literatur.
11. Nächste Versammlung — Datum, Ort und Redner.
12. Allfälliges.
Manche Sektionen stellen ein Programm für die Zeit von Sep­
tember bis April auf. Während des Sommers sind die Veranstal­
tungen nicht so formell und die meisten Sektionen kommen im 
August nicht zusammen. Referenten sind öfter Frauen als Männer,
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obwohl sich auch männliche Genossen zur Verfügung stellen. Dies 
trifft besonders für die Vertreter der lokalen Behörden zu. Man 
bemüht sich, die Frauen an das öffentliche Sprechen zu gewöhnen, 
indem man aus Broschüren oder aus „The Labour Woman“ (Die 
Arbeiterfrau) vorlesen läßt. Die meisten jungen Rednerinnen machen 
ihre ersten Versuche bei den von den Beiräten veranstalteten Kon­
ferenzen.
J ä h r l i c h e  V e r a n s t a l t u n g e n :  F r a u e n m o n a t :  Der 
ganze Juni ist der besonderen Tätigkeit der Frauen gewidmet. Die 
Sektionen entfalten allgemein besondere Tätigkeit zur Gewinnung 
neuer Mitglieder und anderer Propagandaarbeit. Fast alle diese 
Arbeit vollzieht sich außerhalb der geschlossenen Räume. Es sind 
dies Versammlungen im Freien, in den Bezirken, Massenagitation 
in den Straßen, Gartenfeste, Plakate und Massenversammlungen. 
Die meisten Sektionen veranstalten irgend einen jährlichen Ausflug, 
auch gegenseitige Besuche der Sektionen sind häufig. Neben diesen 
Veranstaltungen nehmen die Ortsgruppen an den vom Beirat orga­
nisierten Demonstrationen teil. Es handelt sich um Demonstrationen 
innerhalb einer Grafschaft, die meist in der Form von Umzügen vor 
sich gehen, wobei Frauen mit Fahnen hinter den Musikkapellen 
marschieren, manchmal von Gruppen von Kindern und Erwachsenen 
gefolgt. Nach dem Umzug findet eine Massenversammlung mit Re­
ferenten der Reichspartei, Genossen und Genossinen, statt. Die Zahl 
der Teilnehmer an diesen Demonstrationen schwankt zwischen 
wenigen Hundert und vielen Tausenden und betrug in Durham, der 
bestorganisierten Grafschaft, bereits 20 000. Der Ort der Demonstra­
tion ist gewöhnlich in jedem Jahr ein anderer.
R e i c h s k o n f e r e n z  d e r  A r b e i t e r f r a u e n :  Jährlich 
findet an einem anderen Ort eine zweitägige öffentliche Frauen­
reichskonferenz statt. Die Vertretung an dieser Konferenz ist folgen­
dermaßen festgesetzt: Je zwei Delegierte für Frauensektionen oder 
lokale Arbeiterparteien; je eine Delegierte für Frauenbezirkssek­
tionen; bis zu 30 Delegierte von Reichsorganisationen mit weib­
lichen Mitgliedern, die der Arbeiterpartei angeschlossen oder in dem 
permanenten, gemeinsamen Komitee vertreten sind. An der im Mai 
1928 abgehaltenen Konferenz nahmen 660 Delegierte teil. Der öffent­
lichen Konferenz geht eine eintägige, vertrauliche Sitzung voran, 
in der Organisationsfragen besprochen werden. Diese Konferenz 
ist nur den Delegierten der Frauensektionen und Arbeiterparteien 
zugänglich, da sie sich ausschließlich mit Organisationsproblemen 
beschäftigt. Alle Vorbereitungen für diese Konferenz werden von 
der Arbeiterpartei getroffen. Den Vorsitz führt die Generalsekretä­
rin. Für ganz S c h o t t l a n d  findet jährlich unter der Mitarbeit 
der schottischen Exekutive eine Frauenkonferenz statt mit ähnlichen 
Delegationsbedingungen wie bei der englischen Konferenz. Die 
Organisation der Frauen ist in Schottland weniger ausgebreitet als 
an anderen Orten, und einige Wahlkreise sind nur wenig durch­
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organisiert. Da die Reichskonferenz stets südlich der Grenze gegen 
Schottland abgehalten wird, ist diese besondere schottische Konfe­
renz sehr wichtig. Manche Probleme liegen auch in Schottland 
anders. Die Gesetzgebung ist für Schottland teilweise verschieden 
und es bestehen auch gewisse eigene Regierungseinrichtungen.
Die Beschlüsse der Reichsfrauenkonferenz werden dem Partei­
tag nicht automatisch zur Bestätigung vorgelegt. Ein Bericht über 
die Verhandlungen ist dem Bericht des Parteivorstandes an den 
Parteitag angeschlossen und in diesem Dokument sind auch 
Resolutionen enthalten, die dem Parteivorstand von der Frauen­
konferenz besonders empfohlen werden. Die Frauenkonferenz des 
Jahres 1927 entsandte eine Deputation an den Parteivorstand zur 
Darlegung ihrer Ansichten in einer bestimmten Frage. Der Partei­
vorstand empfing diese Deputation und berichtete daüber an den 
Parteitag. Einige der von der Frauenkonferenz beschlossenen Re­
solutionen wurden auch von Kreisparteien oder Reichsorganisa­
tionen zur Tagesordnung des Parteitags eingesandt. An der Frauen­
konferenz von Mai 1928 wurden folgende Resolutionen angenom­
men: 1. daß die Dauer der Jahreskonferenz auf drei Tage ausge­
dehnt werden soll; 2. daß die Konferenz das Recht haben soll, dem 
Reichsparteitag drei Resolutionen zu unterbreiten; 3. daß die Orga­
nisation der Partei so geändert werden solle, daß vier weibliche 
Mitglieder des Parteivorstandes von der Reichskonferenz der Frau­
en der Arbeiterpartei durch geheime Wahl bestimmt werden.
T a g e s - ,  W o c h e n e n d - ,  S o m m e r s c h u l e n :  Diese
werden hauptsächlich von den Beiräten organisiert, doch halten 
auch manche Sektionen, Föderationen und Zentralkomitees selb­
ständige Eintagsschulen. Die Sommerschulen sind am meisten aus­
gebildet und auch am erfolgreichsten. In Durham, Northhumber- 
land, London und Yorkshire fanden solche in den letzten drei Jah­
ren statt. Sie dauern gewöhnlich eine Woche und werden in einem 
Landhaus in schöner, ruhiger Lage abgehalten. Einige Hörerinnen 
erhalten Freiplätze von den Frauensektionen oder lokalen Partei­
organisationen im Bezirk des Beirats. Die anderen tragen die Kosten 
selbst. Die Freiplätze werden auf Grund von Prüfungen über be­
stimmte Bücher und Broschüren und Fragen der Parteiarbeit, die 
zu Beginn des Winters angekündigt werden, gewährt. Die Prüfung 
findet im Frühjahr statt. Manchmal bilden die wöchentlichen Vor­
träge einen Zyklus über ein Thema mit demselben Referenten; in 
anderen Fällen über ein Thema mit verschiedenen Referenten, 
manchmal handeln sie über verschiedene Themen und werden von 
verschiedenen Referenten gehalten. Die Erfahrung lehrte, daß es 
günstiger sei, sich möglichst zu konzentrieren. An den Wochenend­
schulen finden gewöhnlich fünf Veranstaltungen statt. Manchmal 
werden sie in der Nähe des betreffenden Ortes abgehalten, sodaß 
die meisten Teilnehmerinnen daheim schlafen können. Eintags­
schulen beschäftigen sich meistens mit der Ausbildung zur Arbeit
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in den Sektionen und zu Funktionär innen. Im Jahre 1926 zum Bei­
spiel organisierte der Beirat von South Wales eine Eintagsschule 
in jedem Wahlkreis. Dabei wurden meistens drei Veranstaltungen 
abgehalten, eine Morgenveranstaltung über die Arbeit in den Grup­
pen und die Pflichten der Funktionärinnen; eine nachmittags über 
Wahlpropaganda und abends über Fragen der Lokalverwaltung.
Während der acht Monate der Bergarbeiteraussperrung bestand 
die Tätigkeit der Beiräte fast ausschließlich in der Beschaffung von 
Geldern und deren Verteilung an die Familien der Bergarbeiter. Es 
wurden insgesamt 313 000 Pfund gesammelt.
Bei der Konferenz im Mai 1928 verpflichteten sich die Frauen, 
10 000 Pfund als ihren Beitrag für den nationalen Kampffonds der 
Arbeiterpartei aufzubringen.
U n a b h ä n g i g e  A r b e i t e r p a r t e i :  Die Frauengruppen in 
der Unabhängigen Arbeiterpartei, die eigene Versammlungen ver­
anstalten, fördern neue Mitglieder und bilden sie heran, um sie zu 
erfolgreicher Parteiarbeit zu befähigen. Sie bemühen sich, Frauen 
als Agitatorinnen und Kandidatinnen für das Parlament und die 
Lokalbehörden auszubilden. Sie leisten besondere Propagandaarbeit 
unter den Frauen durch Organisation von Konferenzen, Versamm­
lungen und Diskussionen. Einige Gruppen haben Theatersektionen, 
Chöre und gesellige Veranstaltungen verschiedener Art.
G riechen land : Die Mitglieder der Frauengruppe kommen wöchent­
lich ein- oder zweimal für zwei Stunden zusammen, Parteiführer 
sprechen über soziale Probleme, Organisationsfragen, allgemeine 
Probleme der Partei, der Internationale und des Internationalen 
Sozialistischen Frauenkomitees.
H o lla n d : Während des Winters kommen die Frauenklubs meist 
einmal im Monat zusammen. Diese V e r s a m m l u n g e n  sind manch­
mal Besprechungen über Organisationsfragen, manchmal Vorträgen 
und Diskussionen gewidmet. Die Themen der Vorträge stammen aus 
dem Gebiet der Politik, des Gewerkschafts-, Genossenschafts-, 
Bildungswesens, der Hygiene, manchmal Fragen des Haushalts, 
neue Bücher usw. Neben diesen Monatsversammlungen organisie­
ren viele Gruppen Lesezirkel. Diese bestehen aus 10 bis 12 Frauen, 
die wöchentlich oder alle 14 Tage Zusammenkommen. Sie beschäf­
tigen sich mit dem Lesen von Büchern und Broschüren, der Be­
sprechung von Tagesereignissen usw. Das Niveau dieser Leseklubs 
ist natürlich sehr verschieden, je nach der Bildung der Teilnehme­
rinnen und den Fähigkeiten der Leiterin. Um die Leiterinnen mit 
Themen für die Zirkel zu versorgen, gibt die Liga in kurzen Zwi­
schenräumen einfache Artikel über Tagesfragen heraus, die eigens 
zu diesem Zweck geschrieben sind. Vortragszyklen von 4 bis 6 
Abenden werden von den Klubs mit Hilfe der Liga organisiert. Im 
Jahre 1925 war eine Rednerin im Lande tätig und sprach überall 
über das Thema: „Das Kind und die Gemeinschaft“. Im Winter
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1926-1927 — es war dies das Jahr der Gemeindewahlen — stellte 
die Liga eine Serie von 4 Vortragsprogrammen über sozialistische 
Gemeindepolitik mit Lichtbildern zusammen, diese machten die 
Runde durch viele Gruppen. Die Mitglieder zeigten großes Interesse 
dafür. Kurz vor Weihnachten 1926 wurde eine umfassende Propa­
ganda für die Abrüstung begonnen, ein zu diesem Anlaß heraus­
gegebenes Flugblatt wurde in vielen tausenden Exemplaren ver­
kauft. Dies wurde 1927 wiederholt. Da es sich zeigte, daß es 
schwierig ist, jüngere Mädchen und Frauen zum Eintritt in die Klubs 
zu gewinnen, haben einige Gruppen eigene Lesezirkel für Jugend­
liche gegründet. Es werden natürlich nur Mädchen zugelassen, die 
bereits das Alter erreicht haben, das sie zur Mitgliedschaft in der 
Jugendorganisation berechtigt. Außerdem veranstalten viele Klubs 
ein- bis zweimal im Jahre öffentliche Versammlungen. Dabei gibt 
es in der Regel musikalische Vorträge und Rezitationen. Die Grup­
pen organisieren auch für ihre Mitglieder Exkursionen nach inter­
essanten Orten, Kinderfeste am 1. Mai, zum St. Nikolausfest und zu 
Weihnachten. In kleineren Parteisektionen, wo es nicht genug 
Frauen gibt, um eine eigene Frauengruppe zu gründen, versucht die 
Liga trotzdem, die Frauen für Frauenarbeit zu interessieren und 
einige von ihnen zur Verteilung von Flugblättern und der Frauen­
zeitung zu gewinnen. Oft ist es in einer solchen kleinen Sektion 
möglich, einen Frauenlesezirkel zu eröffnen. Zu diesem Zwecke 
wird die Hilfe eines Mitglieds des Frauenklubs einer Nachbarsektion 
erbeten. In manchen Teilen des Landes gründete die Liga eine 
Zentralstelle, wo eine kleine Gruppe von Frauen aus den Klubs des 
Kreises zum Studium zusammenkommt. Das Ziel dieser Kurse ist, 
die Schülerinnen zu fähigen Leiterinnen von Gruppen oder Lese­
zirkeln zu machen. Außerdem wurde im September 1926 ein vier­
zehntägiger Kursus veranstaltet. Eine kleine Zahl sorgfältig aus­
gewählter Frauen nahm an diesem vierzehntägigen Kursus teil, 
während dessen sie in einem schönen Landhaus wohnten. Sie ver­
werteten dann ihre Kenntnisse zum Nutzen der Bewegung. Wäh­
rend des Sommers organisierte die Liga Wochenendausflüge von 
Freitag nachmittag bis Montag morgen auf das Land. Sie sind zur 
Erholung bestimmt, doch gibt es auch Vorträge über Themen von 
allgemeinem Interesse, gute Musik, literarische Darbietungen und 
naturwissenschaftliche Studien, wodurch die Erholung verschönt 
und veredelt wird. Für manche Hausfrauen sind diese Wochenende 
außerordentlich reich an Erhebung.
U ng a rn : In Ungarn ist jede Tätigkeit gegenwärtig durch das 
Eingehen des Frauensekretariats sehr behindert. Im März und April 
wurden in der Hauptstadt und in den Provinzen Frauentage ge­
feiert, die überall große Begeisterung hervorriefen. Sie bildeten die 
erfolgreichsten sozialistischen Demonstrationen seit vielen Monaten. 
In Hinblick auf die gegenwärtigen Zustände in Ungarn wurden sie 
nicht als rein politische Veranstaltungen organisiert, sondern brach­
ten auch literarische und künstlerische Darbietungen.
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Neben diesen Veranstaltungen fanden fast keine eigenen Frauen­
versammlungen statt. Doch gab es einige Parteiversammlungen, bei 
denen Frauen über Frauenfragen sprachen. Das unbeschreibliche 
Elend der ungarischen Arbeiterfrauen bedroht die Propaganda­
arbeit. Für die Funktionärinnen gibt es wöchentliche Übungs­
schulen, die sich zum Teil mit praktischen Organisations- und Agi­
tationsfragen und auch mit theoretischen Problemen des Sozialis­
mus beschäftigen. Auch gibt es Vorträge über allgemeine Kultur­
erscheinungen. Gleichzeitig gibt es andere Funktionärschulen, nicht 
eigens für Frauen, an denen jedoch weibliche Parteimitglieder in 
verhältnismäßig großer Zahl teilnehmen. Der Kampf um die Er­
weiterung des Wahlrechts — für Männer und Frauen — und beson­
ders für die geheime Wahl wird fortgesetzt und steht im Vorder­
grund der Forderungen der Partei.
L u x e m b u r g : Jährlich soll ein Frauentag stattfinden, auf welchem 
allgemeine Fragen propagandistischer und politischer Art behandelt 
werden. Die Frauengruppen gründen lokale Agitations- und Ak­
tionsstätten unter dem Namen „Foyer de la Femme“. Allwöchent­
lich (je nach Bedarf mehrmals) können sämtliche proletarische 
Frauen, auch wenn sie nicht politisch oder gewerkschaftlich organi­
siert sind, sich dort versammeln. Es wird ihnen in allen Fragen und 
Angelegenheiten Rat, Auskunft und möglichst praktische Hilfe er­
teilt, Bücher und Zeitschriften zur Verfügung gestellt, Vorträge 
über soziale, hygienische und politische Fragen geboten, kurz die 
Frauen finden im „Foyer“ Belehrung und Unterhaltung. Die Ge­
werkschaftsheime haben uns bereitwilligst die nötigen Räume frei­
gestellt. Unter den Auspizien der „Foyers“ sollen zu Weihnachten 
Kinderbescherungen stattfinden, wie sie bisher in einzelnen Ort­
schaften durch Partei und Gewerkschaften, unter Mitwirkung der 
Genossenschaften organisiert wurden. Ebenso soll auch die Arbei­
terwohlfahrt gepflegt werden.
P o len : Das Zentralfrauenkomitee leitet die Agitations-, Kultur- 
und Versammlungsarbeit im ganzen Lande. Es werden spezielle 
Frauenversammlungen organisiert, deren Zahl jährlich mehrere 
Hundert erreicht. Der „Frauentag“ ist eine große Demonstration im 
ganzen Lande und soll für die wirkliche Gleichberechtigung der 
Frau werben. Das Zentralfrauenkomitee leitete gemeinsam mit 
den Kinderfreunden einen dreimonatigen Kursus für die Pflegerin­
nen der Kinderkrippen, der von 35 Schülerinnen besucht wurde. Es 
wurden auch Vorträge über Sozialismus gehalten.
S c h w e d e n :  Die Tätigkeit der Frauenklubs besteht darin, bei den 
Frauen für den Anschluß an die sozialdemokratische Partei zu agi­
tieren; ferner durch Vorträge und Diskussionen die Kenntnisse über 
den Sozialismus und die Stellung der Frau im Gemeinwesen zu er­
weitern und zu vertiefen. Weiter, die Frauen für soziale und poli­
tische Fragen zu interessieren, sowie auch für die Arbeiterbewegung 
und das Genossenschaftswesen. Die Frauenklubs befassen sich auch
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mit der Organisation der Studien ihrer Mitglieder, wobei die all­
gemeine staatsbürgerliche Erziehung im Vordergrund steht. Die 
Kommunalgesetze werden bleißig studiert, wobei die Frauen sich 
sehr für Schulfragen, Armen- und Kinderpflege interessieren. Die 
Mitgliederversammlungen finden mindestens einmal im Monat statt. 
Viele Klubs kommen alle 14 Tage zusammen.
S c h w e iz :  Die Ffauengruppen haben die Aufgabe, neue Mitglieder 
zu werben, Erziehungsarbeit zu leisten und sich für spezielle Frau­
enforderungen einzusetzen. Auf der Frauenkonferenz wurden Richt­
linien in der Frage der Schwangerschaftsunterbrechung, Mutter­
schaftsversicherung, Eheberatungsstellen und des Kampfes für das 
Frauenwahlrecht festgelegt. Die ordentlichen Versammlungen fin­
den in den meisten Gruppen monatlich statt. An vielen Orten kom­
men die Frauen alle 14 Tage zusammen. An geselligen Abenden 
wird oft vorgelesen, während die Genossinnen arbeiten. „Frauen­
tage“ werden im ganzen Land veranstaltet. Von Zeit zu Zeit wer­
den Sommerfahrten und Arbeitsgemeinschaften organisiert.
IV. ZUSAMMENARBEIT MIT VERWANDTEN ORGANISATIONEN.
Ö sterre ich : Es besteht Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften, 
Kinderfreunden und allen anderen Kulturorganisationen.
B e lg ie n :  Sozialistische Frauen können Mitglieder der öffentlichen 
Hilfskomitees (Lokalorganisationen) sein; sie beteiligen sich an 
halb- und teilweise kommunalen Arbeiten, wie Krippen, Waisen­
häusern, Kinderheimen, Schulausschüssen und Bekleidungsaktionen. 
Sie haben Delegierte in der Internationale gegen den Alkoholismus, 
der Liga gegen den weißen Sklavenhandel, der Internationalen Liga 
für Frieden und Freiheit. Sie versuchen in diese Organisationen 
sozialistisch-demokratischen Geist hineinzutragen und wenden sich 
gegen die bürgerliche Auffassung von Wohltätigkeit und Fürsorge.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n :  Von großer Bedeutung ist 
die Zusammenarbeit der Frauen mit dem Arbeiterturnverein beson­
ders wegen der Kinder und mit dem Verein „Svepomoe“ (Selbst­
hilfe), der sich dem Wohl der Arbeiterkinder widmet und Sommer­
kolonien, Bäder, Ausflüge u. ä. organisiert.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  D e u t s c h e  : Alle Frauensektionen arbeiten 
im engsten Einverständnis mit der Partei, von der sie ein Teil sind. 
In Erziehungsfragen arbeiten sie häufig mit dem Arbeiterverein 
„Kinderfreunde“ und mit dem sozialistischen Jugendverband zu­
sammen.
E stla n d :  Die Zusammenarbeit mit den anderen Parteiorganisa­
tionen besteht in gemeinsamen Versammlungen aller Mitglieder der 
Parteiorganisationen in Reval, die zur Stellungnahme zu politischen 
Tagesfragen von Zeit zu Zeit einberufen werden. Außerdem werden 
sogenannte Konferenzen aller Organisationen in Reval einberufen, 
die einen Parteiausschuß für Reval wählen. Zu diesen Konferenzen 
werden Delegierte von den Organisationen entsandt. Auch nimmt
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die Organisation durch Delegierte am Parteitag teil. Gemeinsame 
Unternehmungen mit anderen Revalschen Organisationen, Gesell­
schaftsabende, Exkursionen usw. werden veranstaltet.
F inn land : Die Frauenföderation arbeit mit dem Sozialdemokrati­
schen Abstinentenbund zusammen, beide Organisationen haben 
einen gemeinsamen Agitator, gewöhnlich eine Frau; von den Orts­
gruppen beider Organisationen gemeinsam werden Versammlungen 
veranstaltet und im Parteiorgan angekündigt. Mehrere Bezirks­
gruppen der Frauenföderation sind als solche dem Abstinentenbund 
angeschlossen. Kindergruppen werden gewöhnlich vom Frauen- 
und Abstinentenbund gemeinsam gegründet und geführt.
F ra n kre ich : Es besteht keine Zusammenarbeit mit anderen
Organisationen.
D e u tsch la n d : Die Frauengruppen arbeiten von Fall zu Fall mit 
der Arbeiterjugend, den Kinderfreunden, der Arbeiterwohlfahrt, den 
Konsumgenossenschaften und den Gewerkschaften zusammen.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Die Arbeit der Gruppen 
wird mit der anderer Organisationen von arbeitenden Frauen durch 
den permanenten gemeinsamen Ausschuß gewerkschaftlicher Frau­
enorganisationen in Verbindung gebracht. Dieser Ausschuß ist fol­
gendermaßen zusammengesetzt: Vertreterinnen der Arbeiterpartei, 
des Generalrats der Gewerkschaften, der genossenschaftlichen 
Union, der Frauengilde der Genossenschaften, der Frauengilde der 
Eisenbahnergewerkschaft, der Frauengilde der vereinigten Gewerk­
schaft der Lokomotivführer und Heizer und von Organisationen, 
die der Arbeiterpartei oder dem Gewerkschaftskongreß ange­
schlossen sind und eine große Zahl weiblicher Mitglieder haben, 
im ganzen Reich verbreitet sind und vom Ausschuß bestätigt wer­
den.
Sein Zweck ist: 1. Die Interessen der arbeitenden Frauen zu 
vertreten und für ihre Vertretung an lokalen, nationalen oder inter­
nationalen Komitees oder ähnlichen Körperschaften, die von der 
Regierung oder anderen Behörden eingesetzt sind und Fragen von 
besonderem Interesse für die Frau behandeln, zu sichern. 2. Poli­
tische Richtlinien für die in solchen Komitees vertretenen Arbeiter­
frauen auszuarbeiten und sie über die für ihre Arbeit wichtigen 
Angelegenheiten zu informieren. 3. Gemeinsame Aktionen durch 
die Presse, Deputationen, Versammlungen und andere Mittel durch­
zuführen bei Anlässen von Bedeutung für die gesamte Bewegung, 
bei denen eine gemeinsame Aktion aller Arbeiterinnen erfolgreich 
sein kann. 4. Dem Parteivorstand der Arbeiterpartei als Beirat in 
Frauenfragen zu dienen. Als Beirat des Parteivorstandes der Ar­
beiterpartei in Frauenfragen macht der Ausschuß Vorschläge zur 
Tagesordnung der Reichskonferenz der Frauen der Arbeiterpartei 
und legt dieser Konferenz Berichte und Resolutionen über diese 
Themen vor. Die Arbeiterpartei ist in diesem permanenten gemein­
samen Ausschuß durch die vier weiblichen Mitglieder des Partei-
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Vorstandes der Arbeiterpartei vertreten, außerdem durch vier 
Frauen, die direkt von den Frauengruppen und Lokalorganisationen 
der Arbeiterpartei gewählt werden. Zu diesem Zweck wird das 
Land in vier Kreise eingeteilt, so daß die Möglichkeit besteht, 
Frauen zu wählen, die sowohl lokal als auch im ganzen Reich be­
kannt sind. Die Wahl geht in brieflicher Abstimmung vor sich und 
ihre Ergebnisse werden in der vertraulichen Konferenz über Orga­
nisationsfragen, die unter Abschnitt 3 beschrieben ist, mitgeteilt. 
Die weibliche Mitgliederzahl der Arbeiterpartei besteht nicht nur 
aus weiblichen Einzelmitgliedern. Auch die in den angeschlossenen 
Organisationen organisierten Frauen haben das Recht, an der Ar­
beit in der Kreispartei teilzunehmen. So besteht z. B. ein Bezirks­
komitee nicht nur aus den männlichen und weiblichen Einzelmit­
gliedern, sondern aus allen Mitgliedern der angeschlossenen Ge­
werksschaftssektionen und sozialistischen Organisationen, die ihren 
Sitz in diesem Stimmkreis haben. Einige Gewerkschaften haben 
Frauenbeiräte, die sich mit Fragen von speziellem Interesse für 
ihre Mitglieder beschäftigen. Die Gesellschaft der Fabier hat eine 
Frauengruppe und die unabhängige Arbeiterpartei einen Frauen­
beirat und einige ihrer Sektionen haben eigene Frauengruppen. Die 
Genossenschaften sind zwar der Arbeiterpartei nicht angeschlossen, 
doch stellen sie mit der Arbeiterpartei gemeinsam Kandidaten auf 
und es besteht ein enger Zusammenhang. Frauen der Arbeiterpartei 
haben viele Jahre hindurch in enger Zusammenarbeit mit der ge­
nossenschaftlichen Frauengilde gearbeitet. Viele dieser Gilden sind 
auch an Kreisorganisationen der Arbeiterpartei angeschlossen.
Z u s a m m e n a r b e i t  mi t  a l l g e m e i n e r  P a r t e i a r b e i t .  
Der Zusammenhang zwischen den Frauengruppen und den Partei­
organisationen ist sehr eng. Mitglieder der Frauengruppen arbeiten 
in den Stimmkreisorganisationen und nehmen großen Anteil an 
jedem Wahlkampf, da sie bei Gemeinde- und Parlamentswahlen den 
Großteil der Parteiarbeiter ausmachen. Sie leisten viel Arbeit bei der 
Haus- und Massenorganisation, Kolportage, den Schreibarbeiten 
und der Aufbringung von Geldern.
Der permanente gemeinsame Ausschuß prüft und entscheidet 
jede Einladung zur Entsendung von Delegierten in andere Aus­
schüsse und Versammlungen.
G roßbritann ien : U n a b h ä n g i g e  A r b e i t e r p a r t e i :  Die 
Frauen in der Unabhängigen Arbeiterpartei arbeiten mit denen in 
der Arbeiterpartei zusammen und senden von Zeit zu Zeit auch 
Delegationen an andere Organisationen.
G riechen land : Die Frauengruppen arbeiten in der Propaganda 
für den Pazifismus, das Frauenwahlrecht und Frauen- und Kinder­
gesetzgebung mit der Internationalen Frauenliga Griechenlands zum 
Schutze junger Mädchen zusammen.
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H olland : Da in Holland keine Kinderfreunde- oder Arbeiterwohl- 
fahrtsbewegung besteht, war die Frage einer Zusammenarbeit mit 
solchen Körperschaften nicht gestellt.
P o len : Das Zentralkomitee der Frauen und die Frauenortsgrup­
pen stehen in Verbindung mit dem „Kinderfreund“ und den Gewerk­
schaften.
S c h w e d e n :  In Fällen, wo Fragen besprochen werden, die von 
großem allgemeinen Interesse sind, arbeitet die Frauenföderation 
mit anderen Frauenorganisationen zusammen. So z. B. waren sie 
derselben Meinung über die Stellung der Frau in der allgemeinen 
Versicherung.
S c h w e iz :  Die Frauengruppen arbeiten im besten Einvernehmen 
mit allen proletarischen Organisationen. Sie suchen auch ganz spe­
ziell Verbindung mit der Turnerbewegung und den Naturfreunden, 
da aus diesen Organisationen neue Kräfte zu gewinnen sind. Die 
Frauengruppen als solche arbeiten nicht mit anderen Frauenorgani­
sationen für die Durchsetzung des allgemeinen Wahlrechts zusam­
men. Ein diesbezüglicher Antrag wurde mit 79 zu 12 Stimmen von 
der Jahreskonferenz im November 1927 abgelehnt.
V. WERBUNG UNTER DEN FRAUEN FÜR DIE PARTEI.
Ö sterre ich : Hauptsächlich durch Flugblätter, Versammlungen 
und Vorträge.
B e lg ie n :  Die erfolgreichsten Methoden sind: a) Hausagitation, 
die für alle Zwecke angewandt wird. Ein eigener Programmentwurf 
bietet den Agitatorinnen ein wirksames Hilfsmittel und gibt das 
nötige Selbstbewußtsein und Ansehen, b) Theaterveranstaltungen, 
Musikabende, Tanzveranstaltungen, Kunstausstellungen (wobei Ver­
kauf der Ausstellungsobjekte zugunsten des Agitationsfonds oder 
einer Lotterie stattfindet). All diese Veranstaltungen sind meist 
von einem sozialistischen Bildungsvortrag begleitet, c) Veranstal­
tung von Tees mit Vorträgen, d) Vorführungen der sachverständi­
gen Zubereitung nahrhafter Speisen, e) Fonds für Ausflüge und 
Fahrten, f) Zu besonderen Anlässen Versammlungen in Sälen oder 
im Freien in der Nähe von Fabriken, Diskussionen in Gast- oder 
Cafehäusern, Ausflüge in Automobilen. Dabei werden Broschüren, 
Aufrufe, Beitrittserklärungen und Zeitungen verteilt und im ganzen 
Lande werden Plakate angeschlagen. (Ein Beispiel ist die gegen­
wärtige Propaganda für die sechsmonatige Militärdienstzeit, zu 
deren Gunsten die Frauen eine Petition organisierten, die großen 
Erfolg hatte.) g) Verwendung des Kinos zur Propaganda, h) Müt­
terversammlungen. Diese wurden 1927 zum erstenmal veranstaltet 
und erwiesen sich als ein vorzügliches Mittel, mit den Frauen in Ver­
bindung zu kommen und sie für uns zu gewinnen, i) Zur Ausbildung 
von Vertrauenspersonen werden sozialistische Lokal-, Bezirks-, 
Provinz- und Reichsschulen abgehalten. Diese hatten ausgezeichne­
ten Erfolg und brachten unserer Bewegung über 20 junge Ver­
trauenspersonen. j) Agitationsflugblätter: diese werden zu niedrigen
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Preisen verkauft und versorgen die Gruppenführerinnen mit dem 
nötigen Material, um die Versammlungen interessant zu gestalten. 
Sie enthalten Themen für einfache und klare Vorträge, Ratschläge 
für die reibungslose Abhaltung von Versammlungen, ein Literatur­
verzeichnis, Gedichte und sozialistische Lieder.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n  : Hauptsächlich durch persön­
liche Propaganda, wozu geschulte Agitatorinnen, Rednerinnen und 
Funktionärinnen nötig sind. Diese werden in der sozialistischen 
Parteischule ausgebildet, an der Kurse über die Ziele und Aufgaben 
der Frauenbewegung für Frauen abgehalten werden.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  D e u t s c h e  : Bisher wurden Werbeaktionen 
größeren Stils immer gleichzeitig mit der Werbung von Männern 
für die Partei durchgeführt. Erst in letzter Zeit wurde versucht, be­
sondere Werbeaktionen unter den Frauen zu veranstalten, da dies 
mehr Erfolg verspricht. Die Frauen werden jedoch nicht für die 
Frauensektionen, sondern direkt für die Partei gewonnen.
D ä n e m a rk :  Nach den Erfahrungen in Dänemark ist die einzige 
Form der Werbetätigkeit, die bedeutende Erfolge hat, die Hausagi­
tation. Sie findet bei Männern und Frauen gleichzeitig statt. Die 
Agitatoren wandern von Haus zu Haus, verteilen Flugblätter und 
bemühen sich überall, Gespräche mit Männern und Frauen anzu­
knüpfen. Eine solche Agitation findet in Kopenhagen und in den 
größeren Städten regelmäßig einmal im Jahre statt. In dieser Weise 
ist es uns gelungen, unsere Organisation verhältnismäßig stark zu 
erhalten, auch was die Zahl der weiblichen Mitglieder betrifft.
F in n la n d : Im Jahre 1928 war der ganze Monat März der Agita­
tionsarbeit unter den Frauen gewidmet. Da es nur wenige Redne­
rinnen gibt, ist ein ganzer Monat besser als eine Woche.
F ra n kre ich : Durch Versammlungen und persönliche Einzelpro­
paganda durch die Mitglieder.
D e u tsc h la n d : Durch Hausagitation mit mehrmaligen Besuchen, 
Broschüren, Sonderausgaben von Zeitungen, Flugblätter, mündliche 
Einladung zu Versammlungen, besonders auch durch die Frauen­
feierstunden. Die Adressen werden durch das Parteibüro (die 
Frauen der Mitglieder), die Gewerkschaften und Betriebsvertrauens­
leute usw. vermittelt.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Die Frauen werden für 
die Kreisparteien hauptsächlich durch die Bemühungen der Frauen­
gruppen gewonnen. Eine Frauengruppe wird gegründet durch Ein­
berufung der einzelnen weiblichen Mitglieder der Kreispartei, die 
ihre eigenen Funktionärinnen wählen und beschließen, eigene Ver­
sammlungen abzuhalten und ihre Geschäfte selbständig zu führen. 
Solche Versammlungen werden von den Vorständen der Kreispar­
teien einberufen.
G riechen land : Die Frauen werden nach einer sechsmonatigen 
Vorschule in die Partei aufgenommen, falls die sozialistische Frauen­
gruppe dem zustimmt.
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H olland : Durch persönliche Propaganda, Versammlungen, die 
Verbreitung von Literatur, gesellige Veranstaltungen usw.
U ngarn : Die beruflich organisierten Frauen werden durch das 
gewerkschaftliche Frauenkomitee zur Partei gebracht. Die Haus­
frauen werden durch Hausagitation gewonnen.
P o len : Die Frauen werden für die Partei durch Versammlungen, 
Vorträge und Hausagitation geworben.
S c h w e iz :  Durch Propaganda Versammlungen, gesellige Unterhal­
tungen und Hausagitation.
VI. MITGLIEDSCHAFT, ZULASSUNG VON EINZELMITGLIEDERN.
Ö sterre ich : Beitritt der Frauen zur Parteiorganisation erfolgt 
unabhängig von der Parteizugehörigkeit des Gatten. Die weiblichen 
Parteimitglieder zahlen ihre Mitgliedsbeiträge, die gleich hoch wie 
die der Männer sind, selbständig. Die Frau kann Mitglied einer poli­
tischen Organisation sein, ohne daß es der Mann sein muß.
B e lg ie n :  Die Frauen gehören der Partei einzeln an. Manchmal, 
in einigen Bünden arbeitender Frauen zahlen verheiratete Frauen 
nur halbe Beiträge. Gewerkschaftlich organisierte Frauen sind 
durch ihre Zentralen der Partei angeschlossen; die Mitglieder der 
Krankenkassen durch ihre Föderationen und die genossenschaftlich 
organisierten Frauen durch die Genossenschaften.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n  : Nicht immer lassen die orga­
nisierten Männer auch ihre Frauen in die Partei einschreiben; im 
Gegenteil. Es ist die Pflicht und Hauptaufgabe der Frauengruppen 
dafür zu sorgen, daß auch die Gattinnen in die Reihen der Partei 
kommen.
D e u t s c h e  : Der Eintritt der Frauen in die Partei erfolgt 
selbständig, Mitgliedschaft des Mannes schließt die der Frau nicht 
ein.
D ä n e m a rk :  Die Frauen sind selbständige Mitglieder mit eigenen 
Mitgliedskarten. Die Mitgliedschaft erfolgt nicht automatisch 
durch den Beitrittt der Ehemänner. Der Mitgliedsbeitrag ist halb so 
hoch wie der der Männer und beträgt in den Städten 2 Kronen, in 
den Landbezirken 1,60 Kronen jährlich.
E stla n d :  Frauen sind nur dann Parteimitglieder, wenn sie selb­
ständig ein Gesuch einreichen, zwei Parteimitglieder als Bürgen an­
geben und von der Parteiversammlung als Mitglieder bestätigt 
werden.
F inn land : Die Frauen der Parteigenossen werden nicht als Mit­
glieder betrachtet. Bezirksorganisationen oder Ortsgruppen können, 
was allgemein der Fall ist, einen niedrigeren Beitrag für die Frauen 
verlangen, doch betrifft dies nur die Beitragsleistung an die Orga­
nisationen, die Zahlung an die Partei ist für alle Mitglieder die 
gleiche.
F ra n kre ich : Die Frauen treten der Partei einzeln, nach eigenem 
Willen bei.
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D e u tsch la n d : Der Eintritt der Frauen erfolgt vollkommen selb­
ständig und hat mit der Mitgliedschaft der Männer nichts zu tun. 
Es kommt vor, daß Mann und Frau in verschiedenen politischen 
Parteien organisiert sind oder daß der Mann politisch indifferent ist.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Frauen sind in der selben 
Weise wie die Männer Mitglieder der Wahlkreisparteien. Die Namen 
der Frauen und Männer werden von der Kreispartei in verschiede­
nen Listen geführt. Eine Frau, die der Partei beitritt, hat das Recht, 
Sektionsversammlungen zu besuchen. Derzeit ist der niedrigste 
Beitrag 1 Schilling im Jahr für Männer und 6 Pennies für Frauen 
oder 1 Penny pro Woche für Männer und Frauen.
U n a b h ä n g i g e  A r b e i t e r p a r t e i  : Die Frauen treten der 
Partei einzeln bei.
G riechen land : Die Frauen gehören der Partei unter eigenem 
Namen an, aber den gesetzlichen Vorschriften entsprechend, mit 
Erlaubnis ihrer Gatten.
H olland : Die Frauen können nicht durch Mitgliedschaft bei einer 
anderen Organisation oder durch ihre Männer Parteimitglieder wer­
den. Sie müssen eine eigene Beitrittserklärung abgeben. Den 
Frauenklubs dürfen nur die Frauen beitreten, die zugleich auch be­
reit sind, sich in der Partei organisieren zu lassen. Andererseits 
schließt Parteimitgliedschaft Klubmitgliedschaft nicht ein, für letz­
tere ist eine eigene Beitrittserklärung notwendig. Die Klubmitglieder 
sind nicht zu eigenen gesonderten Beiträgen verpflichtet, da die 
Kosten für die Arbeit des Klubs von der Ortsgruppe der Partei auf­
gebracht werden müssen.
U ng a rn : Die Partei hat nur Einzelmitglieder; Mitgliedschaft der 
Frauen erfolgt nicht automatisch mit der der Männer.
L e ttla n d :  Bei der Aufnahme in die Partei wird die Frau als eine 
selbständige Persönlichkeit betrachtet, die den Parteibeitritt von 
ihrer eigenen Überzeugung und nicht von ihrem Ehemann abhängig 
macht. Es gibt sehr viele Parteigenossen, deren Frauen nicht zur 
Partei gehören. Die Hausfrauen, die keine Erwerbsarbeit haben, 
zahlen geringere Beiträge.
L u x e m b u rg :  Die Frauen treten der Partei selbständig bei.
P o len : Die Frauen treten der Partei selbständig bei.
S c h w e d e n :  Die Frauen treten der Partei in derselben Weise wie 
die Männer bei, manchmal in Gruppen durch Zugehörigkeit zu einer 
Organisation, manchmal durch direkten Eintritt in die Lokalorgani­
sationen der Arbeiterpartei. Auch durch Frauenklubs, Gewerkschaf­
ten, sozialistische Vereine sind Frauen der Partei angeschlossen.
S c h w e iz :  Frauen sind selbständige Parteimitglieder. In den 
meisten Fällen leisten Frauen gleich hohe Beiträge wie die Männer, 
doch ist dies nicht einheitlich in der ganzen Schweiz.
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Ö sterre ich : Die Zentralstelle der Frauenorganisationen des Bun­
desgebietes, das Frauenzentralkomitee, wählt die in den Parteivor- 
stand zu entsendenden Mitglieder, die Frauenlandeskomitees in den 
Ländern entsenden ihre weiblichen Delegierten in den Landespartei­
vorstand, derselbe Vorgang vollzieht sich in den Kreis-, Bezirks- und 
Lokalorganisationen. Die weiblichen Delegierten zu den Parteitagen 
werden von den Bezirkskonferenzen (Zusammenfassung von Lokal­
organisationen) entsendet. Bis zu 1000 Mitglieder entsenden 1 De­
legierten, Bezirksorganisationen mit über 1000 Mitgliedern haben 
das Recht, zwei Delegierte zu entsenden.
B e lg ie n :  Frauen werden in gleicher Weise wie die Männer als 
Delegierte zu den Kongressen entsendet, die Kosten werden von den 
Föderationen getragen.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n  : In allen Organisationen wer­
den entsprechend dem Parteistatut weibliche Delegierte gewählt. 
Entsprechend der Zahl der organisierten Frauen werden weibliche 
Delegierte an den jährlichen Parteitag gesandt. Es wurden zwei 
Frauen in den Vollzugsausschuß der Partei gewählt, eine ist im 
Parteivorstand.
D e u t s c h e :  In den oberen Parteiinstanzen sind die Frauen 
ihrer zahlenmäßigen Stärke entsprechend vertreten, in den breiteren 
Organisationen läßt die Vertretung der Frauen noch zu wünschen 
übrig. Der Parteivorstand versucht immer wieder, die Organisatio­
nen zu entsprechender Vertretung der Frauen in den Leitungen zu 
veranlassen. Auf den Parteitagen sind die Frauen nie ihrer Zahl 
entsprechend vertreten, da viele Organisationen nicht die Mittel 
haben, mehrere Delegierte zu entsenden und dann meist nur einen 
Genossen wählen. Doch wächst die Zahl der weiblichen Delegierten 
in jedem Jahre.
D ä n e m a rk :  Es bestehen keine eigenen Bestimmungen über die 
Vertretung der Frauen. Gegenwärtig sind 3 Frauen Mitglieder des 
Parteivorstandes.
E stla n d :  Bis jetzt wurde noch keine Frau in den Parteivorstand 
gewählt, obwohl an den Parteitagen Genossinnen vorgeschlagen 
wurden. Im Parteiausschuß in Reval ist eine Frau. Erst am letzten 
Kongreß war die Frauenorganisation von Reval nur durch Frauen 
vertreten. Die gemischten Organisationen haben sehr wenige 
Frauen entsandt, und da Frauen nur mit absoluter Mehrheit gewählt 
werden können, erhielt die Kandidatin von Reval nicht genügend 
Stimmen, um in den Parteivorstand zu kommen. In der Parteikon­
ferenz von Reval hat die Revaler Frauenorganisation ein Viertel 
der Stimmen.
F inn land : Die Frauenföderation ist wie andere sozialistische 
Organisationen nach den Statuten zur Vertretung auf dem jähr­
lichen Parteitag und bei den Sitzungen des Parteivorstandes be­
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rechtigt, doch haben sie nur beratende Stimme. Derzeit ist eine 
Frau im Parteivorstand, die in gleicher Weise wie die anderen Mit­
glieder gewählt wurde.
F ra n kre ich : Frauen werden zu den Parteikonferenzen nicht 
eigens delegiert. Wenn Frauen auf ihnen vertreten sind, so wurden 
sie unter denselben Bedingungen wie die Männer gewählt.
D eu tsch la n d  : Die Frauen werden von der Mitglieder- oder Dele­
giertenversammlung in die Vorstände (Ort, Bezirk) vorgeschlagen. 
Meistens verständigen sich die Genossinnen vorher. Bei der zah­
lenmäßigen Mandatszuteilung (Zahl der Delegierten nach der Par­
teimitgliedschaft) an die Organisation zum Parteitag wird regel­
mäßig vom Parteivorstand darauf aufmerksam gemacht, daß die 
Frauen ihrer Stärke entsprechend beteiligt werden sollen. Para­
graph 5 des Parteistatuts lautet: „In allen Leitungen der Organisa­
tionen und zu allen Delegationen ist den weiblichen Mitgliedern im 
Verhältnis ihrer Zahl eine Vertretung zu gewähren.“
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Die Frauengruppen sind 
zur Vertretung in den allgemeinen Ausschüssen der Lokalorganisa­
tionen der Arbeiterpartei, in denen sie organisiert sind, berechtigt. 
Die Zahl der zu ernennenden Frauen wird von der betreffenden 
Lokalorganisation bestimmt und kann bis zu 10 betragen. Auch für 
die Vertretung der Frauen in den Vorständen ist gesorgt.
F ü r  d a s  g a n z e  R e i c h :  Der Parteivorstand der Arbeiter­
partei besteht aus 13 Vertretern der angeschlossenen Organisa­
tionen, 5 Vertretern von Wahlkreisparteien und 4 Frauen, die alle 
durch die Delegierten am Parteitag der Arbeiterpartei gewählt 
werden. Jede angeschlossene Organisation, das sind Reichsgewerk­
schaften, sozialistische Vereine und Wahlkreisparteien, ist berech­
tigt, eine Frau als Kandidatin für die Liste C (die Frauenliste) zu 
nominieren und 2 Frauen, wenn die Mitgliederzahl 500 000 über­
steigt. Solche Kandidatinnen müssen nicht Mitglieder der vorschla­
genden Organisation sein. Der Vorstand des schottischen Partei­
ausschusses ist in ähnlicher Weise zusammengesetzt. Dort sind 
6 Vertreter von Gewerkschaften, 4 Vertreter von sozialistischen 
Vereinen, 4 Vertreter von Wahlkreisparteien und 2 Frauen. Auf dem 
J a h r e s p a r t e i t a g :  Jede Wahlkreispartei ist zur Entsendung 
eines Delegierten zum jährlich stattfindenden Parteitag berechtigt, 
es kann dies ein Mann oder eine Frau sein. Wenn die Zahl der 
organisierten weiblichen Einzelmitglieder 500 übersteigt, kann noch 
ein Delegierter gesandt werden, doch m uß dies eine Frau sein.
U n a b h ä n g i g e  A r b e i t e r p a r t e i :  Die weiblichen Mitglie­
der in jedem Parteikreis wählen eine Frau in den Reichs-Frauen­
beirat, die den Reichsvorstand der Partei in allen Fragen, die 
Frauen betreffen, berät und weibliche Delegierte für Konferenzen, 
Ausschüsse usw. vorschlägt.
G riechen land : Es gibt keine Frauen im Parteivorstand. Die De­
legationskosten werden nicht von der Partei getragen. Sie zahlt
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nur zwei Drittel der Gehälter der Funktionärinnen der Frauen­
gruppen. Die Frauen müssen die Auslagen von ihrem Monatsein­
kommen bestreiten.
H o lla n d : Obwohl die Frauen ein Viertel aller Parteimitglieder 
ausmachen, haben sie keinen entsprechenden Anteil an den lei­
tenden Funktionen. Dieser wird auch nicht durch eigene Bestim­
mungen gesichert. In dem aus 13 Mitgliedern bestehenden Partei­
vorstand sind nur zwei Frauen, eine davon ist Frauensekretärin. 
Nur wenige Frauen werden an den Parteitag delegiert, da die mei­
sten Lokalorganisationen zur Entsendung nur eines Delegierten be­
rechtigt sind, der dann gewöhnlich ein Mann ist.
U ng a rn : Es ist in den Parteistatuten nicht vorgesehen, daß die 
Frauen ihrer Zahl entsprechend in den Parteiinstanzen (leitenden 
Körperschaften) vertreten sein sollen. Das Frauenkomitee hat neben 
denen der zwei gewählten Delegierten und der weiblichen Funk­
tionäre noch zwei Stimmen auf dem Parteitag.
L e ttla n d :  Ins Zentralkomitee der Partei wurde auf dem letzten 
Kongreß eine Frau gewählt. Auch in den Lokal- und Bezirks­
komitees der Partei sitzen ein bis zwei Frauen. Bei den Wahlen zu 
den genannten Parteiinstitutionen treffen die Genossinnen keine 
besonderen Vorkehrungen.
L u x e m b u rg :  Geplant ist, daß die Parteiortsgruppen bei der Wahl 
ihrer Delegierten zum Parteitag die Zahl der weiblichen Parteimit­
glieder berücksichtigen und daß die Versammlung, in welcher die 
Frauen gleichberechtigte Mitglieder sind, auch Frauen als Delegierte 
bezeichnen. Nach Möglichkeit werden auch Frauen in die örtlichen 
Parteivorstände gewählt. Der Parteileitung gehört ebenfalls eine 
Frau an. In zwei Gemeinderäten haben wir je eine Genossin von 
insgesamt drei weiblichen Gemeinderäten. Falls geeignete Kräfte 
vorhanden sind, werden bei den Parlamentswahlen ebenfalls weib­
liche Kandidaten bezeichnet.
P o len : Das Zentralsekretariat der Partei sorgt dafür, daß sowohl 
in örtlichen Ausschüssen, als auch im Parteivorstand Frauen ver­
treten sind. Es bestehen Schwierigkeiten bei der Entsendung von 
weiblichen Delegierten an den jährlich stattfindenden Parteitag, 
doch sind stets einige vertreten.
S c h w e d e n :  Die Frauen sind ebenso wie die Männer berechtigt, 
als Delegierte an den Parteitagen und anderen Delegiertenver­
sammlungen teilzunehmen und Mitglieder der Vorstände in allen 
Parteiorganisationen zu sein. Doch enthält das Parteistatut keine 
eigenen Bestimmungen, daß Frauen gewählt werden müssen. Die 
Vertretung der Frauen in den verschiedenen leitenden Körperschaf­
ten der Partei hängt zum größten Teil davon ab, welchen Anteil 
die Frauen selbst daran nehmen.
S c h w e iz :  Im geschäftsführenden Ausschuß der Partei sind zwei 
Frauen. Drei Frauen können in den Parteivorstand gewählt werden.
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Ö sterre ich : Die Wahl der Frauen zur Parlamentskandidatur er­
folgt in den Wahlkreiskonferenzen, vorbehaltlich der Zustimmung 
der Reichskonferenz. Derzeit gibt es 6 Nationalrätinnen, 3 Bundes- 
rätinnen, 204 Gemeinderätinnen, 82 Ortsschulrätinnen, 1 Landes­
schulrätin, 3 Stadtschulrätinnen, 134 Bezirksrätinnen, 166 Fürsorge- 
rätinnen. Die Partei hat 62 eigene Referentinnen.
B e lg ie n :  Nach dem Parteistatut haben Frauen sowie Männer, die 
seit drei Jahren ordentliche Parteimitglieder sind, und die auch in 
den Genossenschaften, den Krankenkassen und in den Gewerk­
schaften organisiert sind, das Recht als Kandidaten (nicht für das 
Parlament, da die Frauen in Belgien das Parlamentswahlrecht nicht 
besitzen) aufzutreten. Bis jetzt ist jedoch nur eine Frau Mitglied 
des Senats; sie wurde von der Partei vorgeschlagen und kooptiert. 
Vier Mitglieder unserer Organisation sind im Provinzialrat, 35 Ge­
meinderätinnen.
T sc h e c h o s lo w a k e i:  T s c h e c h e n  : Es werden gemischte Kandi­
datenlisten für die Parlaments- und Gemeindewahlen aufgestellt. 
Frauen werden auf Vorschlag des Zentralfrauenkomitees in die 
Listen aufgenommen und werden an solchen Stellen kandidiert, wo 
ihre Wahl wahrscheinlich ist. Derzeit sind sie in der Nationalver­
sammlung in sehr geringer Zahl vertreten. Im Parlament ist eine 
Frau (B. Karpiskova), und eine ist im Senat (Ecksteinova). Dies 
steht in keinem Verhältnis zur Zahl der organisierten Frauen. Das 
Verhältnis der gewählten Frauen zu den Männern ist 1:29 im Par­
lament und 1:14 im Senat.
D a n zig :  4 sozialistische Frauen im Parlament.
D e u t s c h e :  Bei den letzten Parlamentswahlen (1925) haben 
in fast allen Wahlkreisen auch Genossinnen kandidiert. Unter den 
17 Abgeordneten der Partei sind zwei Frauen.
D ä n e m a rk :  Im Abgeordnetenhaus sitzt nur eine Sozialdemokratin. 
(Es sind da überhaupt nur drei Frauen von 149 Abgeordneten). Im 
Senat ist ihre Zahl größer. Da sind acht Frauen von 76 Mitgliedern, 
zwei davon sind sozialdemokratisch. Dies wird durch die Wahl­
methode bewirkt. Die Wähler bestimmen durch Proportionalwahl 
Wahlversammlungen und diese wählen durch Proportionalwahl die 
Mitglieder des Senats. Die Wahlen für das Abgeordnetenhaus da­
gegen sind direkt. In größeren Bezirken sind es Proportionalwah­
len. Doch besteht jeder Bezirk aus Wahlkreisen und der Wahlkampf 
findet in diesen statt. In jedem solchen Kreis stellt jede Partei nur 
einen Kandidaten auf. Dadurch wird die Aufstellung von weiblichen 
Kandidatinnen erschwert. Vielleicht hat auch bis jetzt die besondere 
dänische Form der Wahlversammlungen in dieser Beziehung eine 
Rolle gespielt. Die Wähler Versammlungen werden nämlich von 
allen Parteien gemeinsam veranstaltet. In jeder Versammlung 
spricht nur je ein offizieller Redner von jeder Partei, nämlich der
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Kandidat. Die Redezeit ist für alle gleichbegrenzt. Jede Versamm­
lung wird dadurch eine drei-, vier- oder sechsseitige Diskussion zwi­
schen den Kandidaten und solchen Rednern, die sich daran beteiligen 
wollen. Bisher stellten alle Parteien nur wenige Kandidatinnen auf. 
Bei den Gemeindewahlen sind die Kandidatinnen zahlreicher. So 
sind in der Stadtverordnetenversammlung von Kopenhagen von 31 
Sozialdemokraten 5 Frauen. Übrigens bestand bisher in Kopenhagen 
die Regel, daß bei den Senats- und Gemeindewahlen den Frauen 
eine bestimmte Anzahl auf den Kandidatenlisten gesichert ist.
E stla n d :  Bei den Parlaments- und Gemeindewahlen in Tallinn, 
wo mehrere Parteiorganisationen nebeneinander arbeiten, werden 
die Listen so zusammengestellt, daß von jeder Organisation wenig­
stens ein Vertreter Aussicht hat, gewählt zu werden. Bis vor kur­
zem waren stets weibliche Mitglieder im Parlament, derzeit gibt es 
jedoch keine. Eine Frau war gewählt worden, doch mußte sie zu­
rücktreten, da sie bereits Stadträtin in Reval war und die Partei­
statuten es verbieten, daß zwei solche Posten von einem Mitglied 
besetzt werden. Acht weibliche Parlamentskandidatinnen.
F in n la n d : Die Frauen nehmen keine besondere Stellung ein. Die 
Fraktion hat 9 Frauen. In der sozialistischen Regierung war eine 
Frau (Miina Sillanpää) Staatssekretärin für das Ministerium für 
soziale Fürsorge bis zum Rücktritt der Regierung Ende 1927.
F ra n k re ic h : Die Frauen haben keine politischen Rechte. Im Juni 
1928 vertagte der französische Senat die Debatte über das Frauen­
wahlrecht mit einer Majorität von 176 zu 23 Stimmen.
D eu tsch la n d : Die Frauen werden in gleicher Weise wie die
Männer als Parlamentskandidatinnen aufgestellt. Sie werden in den 
einzelnen Wahlkreisen nach verschiedenen Systemen gewählt. Ent­
weder durch den Parteitag des Bezirks oder durch Urwahl in den 
Unterbezirken. Die erste Form ist gebräuchlicher. 20 sozialdemo­
kratische Vertreterinnen im Parlament. 63 Kandidatinnen wurden 
aufgestellt.
G roßbritann ien : A r b e i t e r p a r t e i  : Die Kandidaten werden 
nach bestimmten Regeln von den Wahlkreisparteien gewählt. Wenn 
eine Wahl erfolgt ist, wird der Kandidat dem Reichsparteivorstand 
vorgeschlagen. Wenn ihn dieser bestätigt, so ist der Genosse Kan­
didat für die Partei. Angeschlossene Vereine können eine Liste von 
Mitgliedern anfertigen, für die sie, wenn sie als Kandidaten auf­
gestellt werden, die Kosten der Wahlpropaganda zu zahlen bereit 
sind. Wahlkreisparteien, die einen Kandidaten auswählen, können 
einen von dieser Liste oder ein anderes Parteimitglied bestimmen. 
Da es wenige angeschlossene Vereine mit weiblichen Mitgliedern 
gibt und wenige von diesen in ihren Organisationen an hervor­
ragender Stelle stehen, ist die Zahl der Frauen gering. Derzeit 
wurden 28 Frauen als Kandidatinnen bestätigt. Im Unterhaus sind 
von sieben Frauen drei Sozialistinnen. Die Frage der weiblichen
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Kandidaten wurde auf der letzten vertraulichen Konferenz im Mal 
besprochen und es wurde folgende Resolution beschlossen:
„Im Hinblick darauf, daß es einstimmig als im Interesse der Arbeiter­
partei liegend angesehen wird, Möglichkeiten zur Aufstellung einer grö­
ßeren Zahl von (besonders verheirateten) Arbeiterinnen als Kandidatin­
nen zu finden, wird beschlossen, daß der Parteivorstand aufgefordert 
werden soll, Wege zu diesem Ziel zu beraten. Die Konferenz ist der 
Meinung, daß ein solcher Plan für das ganze Reich aufgestellt werden 
müsse, doch soll dieser nicht mit lokalen Vorschlägen in Widerspruch 
geraten. Die Konferenz ist der Ansicht, daß die einzelnen Sektionen 
bereit sein werden, kleine Beiträge zu einem Wahlfonds zusammenzu­
steuern, von dem ein großer Teil für die Wahlausgaben von Frauen, die 
aus der Liste ausgewählt wurden, gesichert wird. Wir schlagen vor, daß 
alle Sektionen Kandidaten angeben und sie durch briefliche Abstimmung 
in die Kandidatenliste der Arbeiterpartei aufgenommen werden sollen, 
nachdem ihre Namen und nähere Angaben über sie veröffentlicht 
wurden.“
G riechen land : Frauen sind in Griechenland politisch rechtlos, 
doch kämpfen sie gegenwärtig für das Wahlrecht zu den Gemeinde­
behörden.
H olland : In der Zweiten Kammer hat die Partei 24 Sitze, zwei 
davon werden von Frauen eingenommen. In der Ersten Kammer ist 
unter 11 Abgeordneten der Partei eine Frau. Es bestehen keine Be­
stimmungen über die Aufstellung von Frauen als Parlamentskandi­
datinnen. Es besteht das Proportionalwahlsystem.
U ngarn : Nach dem Parteistatut können Frauen so wie Männer 
vom Parteivorstand als Parlamentskandidatinnen aufgestellt wer­
den, wenn sie seit mindestens 5 Jahren in der Partei organisiert sind.
L e ttla n d :  Keine Frau im Parlament; 4 Kandidatinnen.
P o len : Es bestehen große Schwierigkeiten für die Kandidatur 
von Frauen. Die Partei hat drei weibliche Abgeordnete, zwei im 
Sejm und eine im Senat.
S c h w e d e n :  In Schweden besteht gleiches aktives und passives 
Wahlrecht für Frauen und Männer. Im Oberhaus sind 5 Abgeord­
nete, in den Provinziallandtagen 7, in Stadt- und Gemeinderäten 
sind 126 Mitglieder, 47 in Erziehungsbehörden, 103 in Armenrechts­
behörden, 74 in Institutionen der Kinderfürsorge und 35 in Pensions­
räten.
S c h w e iz :  In der Schweiz besteht kein Frauen Wahlrecht.
IX. PRESSE.
Ö sterre ich : Es erscheinen 2 Frauenzeitungen, ein Monatsblatt 
für die politisch organisierte Frau, welches obligatorisch ist; jedes 
weibliche Parteimitglied erhält nach Entrichtung seines Mitglieds­
beitrages die monatlich erscheinende Zeitung „Die Frau“ frei zuge­
stellt. Sie hat eine Auflage von 221 500 Exemplaren. Dann gibt es 
auch ein Wochenblatt „Die Unzufriedene“, für die politisch nicht 
organisierten Frauen, mit einer Auflage von 151 000 Exemplaren.
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B e lg ie n :  Es gibt zwei Frauenzeitungen, eine in französischer 
Sprache: „La voix de la femme“ (Die Frauenstimme), mit einer Auf­
lage von 12 000 und eine flämische: „De Stern der Vrouw“ (Die 
Frauenstimme) mit einer Auflage von 8000. Sie erscheinen beide 
monatlich und sind in einigen Distrikten obligatorisch. Sie werden 
von einer Genossenschaft herausgegeben, die ohne Unterstützung 
der Partei von den Frauengruppen allein erhalten wird.
T sc h e c h o s lo w a k e i: T s c h e c h e n :  Die „Zenske Noviny“
(Frauenzeitung) hat eine Auflage von 6000 Exemplaren. Außerdem 
erscheint eine Zeitung für arbeitende Frauen „Zajiy Zen“ (Frauen­
interessen). Erstere ist ein Wochenblatt, herausgegeben von 
B. Karpiskova und nur von Frauen geschrieben.
D e u t s c h e  : Die Partei gibt das einmal im Monat erscheinende 
Frauenblatt „Gleichheit“ heraus, das alle weiblichen Parteimitglieder 
bekommen. Seine Auflage ist 28 000. Einige Gewerkschaften bezie­
hen die „Gleichheit“ für einen Teil ihrer weiblichen Mitglieder.
D ä n e m a rk :  Es besteht keine eigene Frauenzeitung.
E stla n d :  Es besteht keine eigene Frauenzeitung, aber in der 
Parteipresse erscheinen monatlich Artikel über Fragen von beson­
derem Interesse für Frauen.
F in n la n d : Die Liga gibt zweimal im Monat eine illustrierte Zei­
tung für Arbeiterinnen mit dem Titel „Toveritar“ heraus, die eine 
Auflage von 2000 hat. Herausgeberin ist die Sekretärin.
F ra n kre ich : Es besteht eine monatlich erscheinende Frauen­
zeitung, die von Louise Saumoneau redigiert wird.
D e u tsc h la n d : Es besteht eine Frauenzeitung „Die Genossin“, die 
ein Informationsorgan für die Parteifunktionärerinnen ist. Sie hat 
eine Auflage von 25 000 Exemplaren. Die „Frauenwelt“ ist für die 
breite Masse der Frauen, die noch nicht politisch organisiert sind. 
Daneben gibt es ungefähr 140 Frauenbeilagen zu Tageszeitungen, 
die mehr oder weniger politisch betont sind.
G roßbritann ien : L a b o u r P a r t y :  Die Partei gibt ein Monats­
blatt „The Labour Woman“ (Die arbeitende Frau) heraus, das von 
der Generalsekretärin der Frauen geleitet wird, außerdem auch 
Flugblätter und Broschüren, die die Arbeit der Organisation dar­
legen und Themen von besonderem Interesse für Frauen behandeln.
I. L. P. Es existiert keine eigene Frauenzeitung, doch erscheinen 
Artikel über Fragen von besonderem Interesse für die Frauen im 
„New Leader“, dem Organ der I. L. P.
H olland : Es gibt ein Wochenblatt für Frauen, „De Proletarische 
Vrouw“ (Die Proletarierin), das im Jahre 1905 gegründet wurde 
und von C. Pothuis-Smit herausgegeben wird. Dieses Blatt bringt 
die sozialistischen Ideen vor jene Frauen, die keinen anderen Kon­
takt mit der Bewegung haben. Im Jahre 1928 stieg die Auflage von 
20 000 auf 40 000, weil die Gewerkschaft der Fabrikarbeiter be­
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schloß, die Frauen ihrer Mitglieder darauf zu abonnieren. Die Mit­
glieder der Klubs sollen sich das ganze Jahr hindurch bemühen, die 
Zahl der Abonnenten zu vermehren, und die meisten Klubs erfüllen 
diese Aufgabe ausgezeichnet. Ungefähr ein Viertel der Nummern 
werden von den Frauen selbst ausgetragen. Dieses wöchentliche 
Austragen ist ein gutes Mittel, Abonnentinnen festzuhalten, die sonst 
vielleicht wieder verloren gingen. Die Liga gibt regelmäßig Bro­
schüren heraus, die von den Mitgliedern der Klubs auf Straßen, 
Plätzen und bei Versammlungen verkauft oder in den Häusern ver­
teilt werden. So gelangen viele unserer Broschüren in die Hände 
von Außenstehenden.
U ngarn : Die Frauenbewegung hat eine Zeitung „Nomunkas“, 
welche jetzt nur mehr monatlich als sechs Seiten starkes Heft er­
scheint. Früher war sie reichhaltiger und erschien wöchentlich, 
später alle 14 Tage und wurde kürzlich aus finanziellen Gründen 
verkleinert. Neben Politik und Weltwirtschaft bringt das Blatt auch 
eine literarische und eine Kinderbeilage. Es ist ein steter Wunsch 
der Frauenbewegung, daß die weiblichen Parteimitglieder die Zei­
tung für den Mitgliedsbeitrag ohne weitere Kosten erhalten sollen. 
Der letzte Parteitag nahm eine diesbezügliche Resolution an, die 
jedoch leider bis nun nicht ausgeführt werden konnte. In der 
„Nepszava“ veröffentlicht die Frauengruppe jeden Sonntag einen 
eigenen Artikel für Frauen.
L u x e m b u rg :  Als Organ gibt es die „Schaffende Frau“, die als 
wöchentliche Beilage zum Parteiorgan erscheint. Die Agitation 
unter den Frauen wird durch die „Foyers“ am zweckmäßigsten 
besorgt.
P o len : Eine Frauenzeitung „Glos Kobiet“ (Frauenstimme) er­
scheint monatlich. Die Broschüre „Frauen, herein In unsere Reihen“ 
ist in einer Auflage von 40 000 Exemplaren erschienen. Vor den 
Gemeindewahlen wurden 200 000 Flugblätter für die Frauen verteilt.
S c h w e d e n :  Die Zeitschrift des Frauenbundes „Morgenbris“ er­
scheint monatlich in 12—15 000 Exemplaren.
S c h w e iz :  Bis jetzt besteht noch keine eigene Frauenzeitung. 
Doch gibt die Zentrale eine Frauenkorrespondenz heraus, die mo­
natlich allen schweizerischen Parteiblättern zugeschickt wird. Von 
Zeit zu Zeit erscheint auch ein Mitteilungsblatt, das an die Leiterin­
nen der Frauengruppen geht und den Zweck hat, den Kontakt der 
Zentrale mit den Gruppen und der Gruppen untereinander herzu­
stellen. Die Zentrale gibt auch ein Referentenverzeichnis heraus, 
hat eine Bücherliste zusammengestellt und eine Broschüre für die 
Funktionärinnen herausgegeben. In nächster Zeit wird eine Agita­
tionsbroschüre erscheinen.
X. SCHLUSS.
Aus der beigefügten statistischen Tabelle ist ersichtlich, daß die 
in den vorliegenden Abschnitten gegebenen Informationen sich auf
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ungefähr eine Million organisierter Frauen beziehen. Die allgemei­
nen Berichte der betreffenden Länder bestätigen, daß ein steter, in 
manchen Fällen langsamer, Fortschritt in der zahlenmäßigen Stärke 
zu verzeichnen ist; sicherlich hat sich die Bewegung seit der Spal­
tung vor dem Hamburger Kongreß im Jahre 1923 entschieden er­
holt. Ein wesentliches Ereignis in der Frauenorganisation in allen 
Ländern ist die Feier des internationalen sozialistischen Frauen­
tages, der nun eine hauptsächliche Stütze der Agitationstätigkeit 
unter den Frauen geworden ist und immer mehr in vielen Fällen auf 
einen ganzen Monat ausgedehnt wird. Dieser Tag wird in den ver­
schiedenen Ländern zu verschiedenen Zeiten gefeiert, wie es den 
besonderen Verhältnissen entspricht; es kommen Rednerinnen aus 
verschiedenen Ländern, um den internationalen Charakter des Er­
eignisses zu betonen, doch muß dies erst ausgebaut werden. In 
allen Ländern wird großer Wert auf eine eigene Frauenzeitung 
gelegt und man kann sehen, um wieviel stärker die Frauenorgani­
sationen sind, die eine solche Waffe besitzen, mit Ausnahme Frank­
reichs, wo es eine Frauenzeitung gibt und die Bewegung doch sehr 
langsam vorwärts schreitet. Dies ist natürlich dem Fehlen des 
Frauenwahlrechts zuzuschreiben, das auch in Belgien (doch besteht 
dort trotzdem eine relativ starke Frauenorganisation in der Partei), 
Bulgarien, Griechenland, in der Schweiz und in Jugoslawien fehlt. 




Organisation der sozialistischen Frauen.
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Arbeiterpartei . . . 300 0001) IO2) 382 000 10 ja 7 — 3 — 28 1 M.
Österreich.................. 221 500 31 174 991 23 ja 759 208 6 6 6 3 34 1 M. 1 W.
Deutschland . . . . 181 541 21 679 000 15 ja 33 — 20 — 63 1 M. t V.
Dänemark.................. 48 469 33 49 514 16 ja 156 000 3 8 1 2 3
Schweden.................. 26 018 14 34 868 9 ia 325 000 7 1 5 — 15 1 M.
Tschechoslowakei:
Deutsche . . . . 24 000 33 53 000 25 ja 6) 5) 2 — 20 1 M.
Belgien....................... 20 000 3 60 000 10 nein3) 1 — 1 — 2  M .  1 f ra n z ö s .
1 f lä m is c h
U ngarn....................... 20 0004) 11 15 746 13 ja 1 M.
Tschechoslowakei:
Tschechen . . . . 18 822 16 63 253 18 ja 10 4 1 1 mehrere 1 M. 1 W.
Holland....................... 15 364 29 12 180 6 ja 235 400 6 1 2 1 9 1 W.
Großbritannien:
Unabhäng. Arb.-P. . 14 000 46 5)
Polen............................ 9 600 16 35 547 12 ja 305 400 9 3 2 1 9 1 M.
F in n la n d ................... 8 000 27 15 000 19 ja 125 000 16 — 9 — 18 1 V.
Schweiz....................... 2 000 6 12 564 8 nein
B ulgarien.................. 1 490 6 2 100 14 nein
Frankreich.................. 1 000 1 79 110 14 nein 1 M.
D anzig ....................... 950 18 1 672 8 ja 9 — 4 — 4
Lettland....................... 858 22 4 331 23 ja 135 000 — — — — 4 1 M.
E stland....................... 800 16 714 14 ja 50 000 — kein — — 8
Oberhaus
Jugoslawien . . . . 300 8 3 657 14 nein 1 W.
Luxemburg.................. 250 20 300 2 ja 5 800 1 — — — — 1 W.
Griechenland . . . . 200 7 8 097 14 nein
915 162 1 687 644 107 24 55 9 19
0 Annähernd. — 2) Bezieht sich auf den Prozentsatz der als Einzelmitglieder organisierten Frauen. Außerdem sind Frauen 
durch die Gewerkschaften kollektiv angeschlossen, deren genaue Zahl unbekannt ist. Der tatsächliche Prozentsatz ist daher höher. — 
3) Für Gemeindebehörden besteht beschränktes Wahlrecht. — 4) In dieser Zahl sind die durch die Gewerkschaften kollektiv angeschlosse­
nen Frauen inbegriffen. — 5) Siehe andere Partei in dem betreffenden Land. —  M —  rnnnntiirh W  — wA h^pritUr-h v — viArvohn4örrt#v
Die angesdilossenen Parteien.
Die nachfolgende Übersicht über die Organisation und Tätigkeit 
der der S. A. I. angeschlossenen Parteien wurde vom Sekretariat der 
S. A. I. ausgearbeitet und den Parteien zur Richtigstellung vorge­
legt. Ausgenommen davon waren Norwegen, wo die S. A. I. gegen­
wärtig keine angeschlossene Partei hat, und die U. S. P. Polens, so­
wie die Türkei, wo die organisatorischen Verhältnisse ungeklärt 
sind. Von folgenden Parteien ist bis zum 18. Juli 1928 keine Richtig­
stellung eingelaufen: Britisch-Guyana, China, Luxemburg, Portugal, 
Rußland (S. R.), Tschechoslowakei (Ruthenische Partei).
Bei den Angaben über die P a r t e i m i t g l i e d e r z a h l  sind 
soweit als möglich die neuesten Zählungen verwertet worden. Der 
Stichtag ist also nicht einheitlich.
Dasselbe gilt von den Angaben über die Stärke der G e w e r k ­
s c h a f t e n .  Hier wurde in einigen Fällen, wo keine anderen Daten 
zur Verfügung standen, das Fünfte Jahrbuch des I. G. B. (1925) zu 
Hilfe genommen. Wo nicht anders angegeben, sind nur die dem 
I. G. B. (Amsterdam) angeschlossenen Organisationen und solche 
ähnlicher Richtung angeführt.
Die Angaben über die Stärke der kommunistischen Parteien sind 
soweit möglich den offiziellen Quellen, so den Ergebnissen allge­
meiner Wahlen oder den Veröffentlichungen der kommunistischen 
Internationale (Internationale Pressekorrespondenz, z. B. Nr. 60 vom 
26.6.1928) und Veröffentlichungen der kommunistischen Parteien 
selbst entnommen.
Die gebrauchten Abkürzungen sind:
bei den Namen der Zentralorgane bedeutet (in Klammern) T =  
Tagblatt, W =  Wochenblatt, Hm =  Halbmonatsschrift M =  Mo­
natsschrift ;
bei den Namen der Vertreter in der S. A. I. bedeutet (in Klam­




S o z ia lis tisc h e  P a rte i.1)
(Partido Socialista.)
Gegründet: im Jahre 1892.
Parteimitgliederzahl: 10 000 (einschließlich Frauen); aufgeteilt in 250 Grup­
pen, über das ganze weite Gebiet der Republik zerstreut. Die Gruppen 
bilden 7 Föderationen in 7 Provinzen; ferner besteht eine Föderation 
in der Hauptstadt und eine im nationalen Territorium La Pampa.
Gewerkschaften: Es bestehen drei zentrale Arbeiterorganisationen. 1. Der 
Argentinische Gewerkschaftsbund (Confederación Obrera Argentina) 
mit 120 000 Mitgliedern. Er ist dem Internationalen Gewerkschaftsbund 
angeschlossen und unterhält gute Beziehungen zu der Sozialistischen 
Partei. 2. Die Argentinische Gewerkschaftsunion (Unión Sindical Ar­
gentina), geleitet von syndikalistischen Elementen. Sie besitzt 11000 
Mitglieder, steht nicht in Beziehung zur Sozialistischen Partei und ist 
keiner Internationale angeschlossen. 3. Die Argentinische Gebietsföde­
ration (Federación Regional Argentina), eine Vereinigung mit anarchi­
stischem Einschlag, deren Mitgliederzahl nicht genau bekannt, aber 
sicherlich unbedeutend ist. Sie hat auch keine Beziehungen zur So­
zialistischen Partei und ist keiner Arbeiterinternationale angeschlossen. 
Im übrigen gibt es noch Gewerkschaften, welche zu keiner der 
genannten Organisationen gehören. Einige von ihnen sind von Bedeu­
tung, zum Beispiel diejenige der Buchdrucker und die der Textilarbeiter.
Sozialistische Jugend: Es hat sich kürzlich eine zentrale Organisation ge­
bildet, welche die ganze sozialistische Jugend unter dem Titel Sozialisti­
scher Jugendbund (Confederación Juvenil Socialista) vereint. Statuten­
gemäß müssen alle jungen Leute, die das 18. Jahr überschritten haben, 
in die sozialistische Partei eintreten. Die sozialistische Jugendorgani­
sation, die auch eine weibliche Gruppe hat, organisiert unter der Ägide 
des Bundes jährliche Fußballtourniere, macht antimilitaristische Pro­
paganda und arbeitet aktiv an der Parteipropaganda mit. Am Anfang 
war die Jugendbewegung auf Buenos Aires beschränkt, aber sie ist auf 
gutem Wege, auch im Innern des Landes Bedeutung zu gewinnen. Ge­
genwärtig besitzt der Bund 50 Jugendsektionen mit insgesamt 2500 Mit­
gliedern.
Frauenorganisation: Es besteht keine besondere Organisation für die
Frauen. Die Partei besitzt eine Frauensektion.
Bildungsorganisation: Die sozialistischen Zentren sind zu gleicher Zeit Kul­
turorganisationen. Alle besitzen öffentliche Bibliotheken und organisie­
ren Vorträge und Kurse für Anfänger und Fortgeschrittene. Es gibt 
jedoch noch andere Zentren mit ausschließlichem Bildungscharakter, 
die, ohne der Partei angeschlossen zu sein, mit ihr zusammenzuarbeiten.
Parteipresse: 3 Tagblätter, 32 Wochenblätter, 1 Zeitschrift.
Zentralorgan: La Vanguardia (T.), Rivadavia 2150, Buenos Aires.
Parlamentarische Vertretung: 2 Abgeordnete von 158, 1 Senator von 30 im 
Nationalkongreß und 4 Abgeordnete in der Legislative der Provinz 
Buenos Aires.
Wählerstimmen: Ungefähr 90 000 bei den Wahlen 1928.
Ordentlicher Parteikongreß: Jedes zweite Jahr, gewöhnlich im Monat
Oktober.
0  Der vorliegende Bericht ging dem Sekretariat der S. A. I. am 12. Juni 
1928 von der Partido Socialista in Argentinien zu. Es war mit Rücksicht 
auf den Zeitpunkt der Drucklegung nicht mehr möglich, ein Einvernehmen 
mit der argentinischen Partei bezüglich eventueller Änderungen dieses Be­
richtes herzustellen. Wir geben daher die Übersetzung des spanischen 
Wortlautes des Berichtes, wie er uns zugegangen ist, wieder und haben 
versucht, in Anmerkungen einige Erläuterungen und Ergänzungen zu geben.
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Zentralkomitee: Generalsekretär: Jacinto Oddone.
Parteisekretariat: Casa del Pueblo, Rivadavia 2150, Buenos Aires. 
Vertreter in der S. A. I.: 1 Mitglied im Exekutivkomitee, Neuwahl bevor­
stehend.
Die argentinische sozialistische Partei wirkt in einem vorwie­
gend agrarischen und dünn besiedelten Lande von drei Millionen 
Quadratkilometern Flächenraum, in dem der Großgrundbesitz über 
ungeheure Flächen unbebauten Bodens herrscht, ein beträchtlicher 
Prozentsatz der Bevölkerung Analphabeten sind und wo die bürger­
lichen Parteien politisch und moralisch die Mentalität dieser Bevöl­
kerung widerspiegeln. Das Land ist in 14 Provinzen mit eigenen 
Provinzialparlamenten und eigenen Provinzialregierungen einge­
teilt. Die sozialistische Partei besitzt vier Vertreter im Provinz­
parlament von Buenos Aires. Ihre Hauptstärke entwickelt sie in 
dieser Provinz.
Bei den Gemeindewahlen der Provinz Buenos Aires.im Novem­
ber 1927 hat die Partei mehrere Erfolge gehabt, von denen wir den­
jenigen von Mar del Plata in Erinnerung bringen, wo die Gemeinde 
während ungefähr 10 Jahren von Sozialisten verwaltet wurde. Im 
Verlaufe dieser Wahlen hatte die Partei gegen die vereinigten kon­
servativen Kräfte und gegen die heftigen Angriffe der aus unseren 
Reihen Ausgestoßenen, die die „Unabhängige Sozialistische Par­
tei“ gebildet haben, zu kämpfen. Der Wahlkampf in der Ge­
meinde Mar del Plata ist ohnegleichen in der politischen Geschichte 
Argentiniens. Mehr als 91,1% der Wähler übten ihr Stimmrecht 
aus. Die sozialistische Partei erhielt 2019 Stimmen gegenüber 1619 
der Konservativen Partei und sie vermochte sich dadurch die Herr­
schaft in der Gemeindeverwaltung zu erhalten. Im Jahre 1926 zählte 
die Partei 1700 Stimmen.
Im April des laufenden Jahres fanden die Gemeindewahlen der 
Provinz Mendoza statt. Die Partei erhielt 6437 Stimmen, was eine 
Erhöhung um 100% gegenüber dem Vorjahre bedeutet; sie eroberte 
die „Minorität“ in fünf Gemeindeverwaltungen.2)
2) Das Wahlsystem in Argentinien beruht auf Listen, d. h. jeder Wähler 
verzeichnet auf seinem Stimmzettel eine Reihe von Kandidaten, es kennt 
aber keinen Proporz, verhindert aber immerhin, daß eine Partei alle Man­
date erhalten kann. Der Weg hierzu ist, daß der Wähler auf seinem Stimm­
zettel nur eine Zahl von Kandidaten verzeichnen darf, die kleiner ist (ge­
wöhnlich zwei Drittel) als die Hälfte der Abgeordneten, die zu wählen sind. 
So waren bei den Wahlen 1928 in Buenos-Aires 18 Abgeordnete zu wählen, 
jeder Wähler hatte aber nur das Recht, 12 Namen auf seinen Stimmzettel 
zu schreiben, und entsprechend enthalten auch die Kandidatenlisten, die die 
Parteien aufstellen, nur 12 Namen. Jeder Wähler kann aus allen vorhan­
denen Parteilisten jene Namen auswählen, die er will, und es werden, ganz 
abgesehen von der Liste, auf der sie stehen, jene Kandidaten für gewählt 
erklärt, die die meisten Stimmen erhalten haben. Die 12 Erstgewählten — 
um bei dem Beispiel der Abgeordnetenwahlen in Buenos Aires zu bleiben — 
werden als gewählte der „Majorität“, die sechs weiteren als die der „Mino­
rität“ bezeichnet. Wenn die Wähler sich an die offiziellen Parteilisten hal­
ten, so fallen der stärksten Partei 12 Mandate, der zweitstärksten Partei 
sechs Mandate zu, und alle anderen Parteien gehen leer aus.
IV. 4
Am 1. April fanden im ganzen Lande, ausgenommen in den na­
tionalen Territorien, die an den Wahlen in die Kammern und in die 
Regierung nicht teilnehmen, die Präsidentschaftswahlen3) statt, und 
in einigen Provinzen, sowie in der Hauptstadt, die Wahlen in den 
Nationalkongreß. Die sozialistische Partei nahm an der Präsident­
schaftswahl in allen Provinzen teil, ausgenommen in Salta, wo es 
keine angeschlossene Organisation gibt; ebenso beteiligte sie sich 
an den Parlamentswahlen in allen Provinzen, die Abgeordnete wäh­
len. Die Partei hat in den Provinzen Buenos Aires und Tucuman 
eine Zunahme ihrer Wählerstimmen verzeichnen können. In San 
Juan wurde die Eroberung der „Minorität“ der sozialistischen Wahl­
männer für die Präsidentschaft und die Vizepräsidentschaft der Re­
publik infolge der Entwicklung der bürgerlichen Kräfte verhindert. 
In der Hauptstadt machten sich die Sozialistische Partei und die 
Unabhängige Sozialistische Partei (diese von den bürgerlchen und 
den konservativen Kräften unterstützt, die sich für ihre Kandidaten 
einsetzten) die „Minorität“ in der Nationalversammlung streitig. Die 
Sozialistische Partei siegte in allen reinen Arbeiterwahlsektionen, 
wogegen die Unabhängigen in allen Sektionen im Stadtzentrum, wo 
sich die Bevölkerung hauptsächlich aus Wählern der bürger­
lichen Klasse zusammensetzt, den Sieg davontrugen. In diesen 
Wahlkreisen gaben die proletarischen Massen für die Sozialistische 
Partei 45 225 Stimmen ab.4)
3) Die Wahlen des Präsidenten und Vizepräsidenten finden in Argen­
tinien nach dem gleichen System wie in den Vereinigten Staaten von Ame­
rika statt. Die Wähler in den einzelnen Provinzen wählen Wahlmänner 
und diese wählen erst den Präsidenten und Vizepräsidenten. Auch diese 
Wahlmännerwahlen finden nach dem System der begrenzten Kandidaten­
listen statt. Die Sozialistische Partei hat für den Posten des Präsidenten 
Mario Bravo, für den des Vizepräsidenten Nicolas Repetto kandidiert.
4) Die Abgeordneten für das Parlament werden für vier Jahre gewählt, 
doch wird jedes zweite Jahr die Hälfte des Parlaments erneuert. So kamen 
diesmal für ganz Argentinien nur 80 Mandate zur Besetzung, während die 
andere Hälfte erst 1930 zur Wiederwahl kommt. Von den 1 855 106 Wäh­
lern Argentiniens entfallen auf die Bundeshauptstadt 303 712. Es wurden im 
ganzen 277 401 Stimmen abgegeben. Von diesen entfielen auf die bürgerliche 
Liste des siegreichen Präsidentschaftskandidaten Yrigoyen durchschnittlich 
etwa 126 500 Stimmen, im Maximum, d. h. bei dem nach dem System der 
freien Listen an die Spitze gelangten Kandidaten Talens dieser Liste 127 441 
Stimmen. Dieser Liste fallen 12 Mandate der „Mehrheit“ zu. Um die „Min­
derheit“ rangen die „Sozialistische Partei“ und die „Unabhängige Sozialisti­
sche Partei“. Die beiden Parteien erwiesen sich in der Hauptstadt als nahe­
zu gleich stark. Aber schließlich erhielten die „Unabhängigen“ einen Vor­
sprung, der bewirkte, daß ihnen die sechs Mandate der „Minderheit“ zu­
fielen. Ihre Liste erhielt im Durchschnitt 49 000 Stimmen, im Maximum 
51,273, die auf I r a m a i n  fielen. Die „Sozialistische Partei“ brachte es im 
Durchschnitt auf 44 500 Stimmen mit dem Maximum von 45 225, die auf 
Enrique D i c k m a n n entfielen. Um diese Resultate richtig einzuschätzen, 
muß daran erinnert werden, daß 1924 die sozialistische Liste die „Mehrheit“, 
also 12 Mandate erobert hatte. Ihr Vorsprung gegenüber der stärksten bür­
gerlichen Partei, den Yrigoyenisten, war allerdings nur 2000 Stimmen. Bei 
den Wahlen von 1926 war diese bürgerliche Partei schon wieder im Vor­
sprung, obwohl die Stimmenzahl der Sozialisten um nahezu 6000 gestiegen 
war. So war der Besitzstand der Sozialisten im Parlament, soweit die Bun­
desstadt in Betracht kommt, gegründet auf die „Mehrheit“ von 1924 und die
IV. b
Bei der Wahl eines Senators für die Hauptstadt erreichte die 
Partei die „Minorität“.* 5 *)
Vom 9. bis 11. Oktober 1927 fand der 19. Nationalkongreß statt, 
der erste seit der Spaltung. Es war einer der bestbesuchten und 
fruchtbarsten, welche die Annalen der Partei zu verzeichnen haben. 
Der Kongreß faßte wichfige Beschlüsse, die der Urabstimmung der 
Parteimitglieder unterbreitet werden. Nachher werden sie den Sta­
tuten der Partei beigefügt werden. Ein Beschluß stellt die Unver­
einbarkeit eines Parlamentssitzes oder eines JRegierungsamtes mit 
der Mitgliedschaft im Exekutivkomitee oder in der Exekutivver­
sammlung der Föderationen fest und erklärt, daß nur ein Drittel der 
Mitglieder dieser Körperschaften dem Parlament oder der Behörde 
angehören dürfe. Ein anderer Beschluß untersagt den Mitgliedern 
die kirchliche Trauung. Ein dritter Beschluß verbietet ihnen, sich 
beruflich oder geschäftlich mit Glücksspielen abzugeben. Ferner 
nahm der Kongreß das Wahlprogramm für die Aprilwahlen 1928 an 
und bereinigte das sozialistische Aktionsprogramm für die Gemein­
deverwaltung.
„Minderheit“ von 1926. Bei den Wahlen von 1928 war von vornherein nicht 
mit der Möglichkeit zu rechnen, wieder die Mehrheit für die Sozialisten zu 
gewinnen. Das Bürgertum hatte sich um Yrigoyen, der für die gleichzeitig 
stattfindende Präsidentschaftswahl kandidierte, zusammengeschlossen, und 
es wäre auch bei voller Einigkeit aller sozialistischen Kräfte wohl kaum 
möglich gewesen, diesmal wieder zur „Mehrheit“ zu werden. Aber die Spal­
tung der Partei im August 1927 machte es ganz sicher, daß nur die Minder­
heitsmandate in Frage kommen konnten.
In Buenos Aires selbst weisen die beiden sozialistischen Parteien z u ­
s a m m e n  einen kleinen Fortschritt gegenüber dem Ergebnis von 1926 auf. 
Damals hatte der sozialistische Spitzenkandidat 63 605 von 195 619 abgege­
benen Stimmen, also 32,5%. Diesmal hatte die Sozialistische Partei 16,3 und 
die Unabhängige Sozialistische Partei 18,4, also beide zusammen 34,7% der 
Stimmen erhalten.
Vor der Spaltung hatte die einige Sozialistische Partei 19 Vertreter in 
der Kammer und zwei in Senat. Jetzt haben beide Parteien zusammen nur 
10 Vertreter in der Kammer und einen im Senat.
Bei der Spaltung waren 11 Abgeordnete zu den Unabhängigen über­
gegangen, 8 verblieben in der alten Fraktion. Die Unabhängigen haben ihre 
6 Mandate in Buenos Aires behauptet (Iramain, Bunge, Pinedo, Zaccanini, 
Giusti und Muzio) und weitere zwei Mandate (De Tomaso und Spinetto), 
die sich erst 1930 wieder zur Wahl zu stellen haben. Die Unabhängigen 
haben ihre drei Mandate in der Provinz verloren. Die Sozialistische Partei 
hat ihre bisherigen sechs Mandate in Buenos »Aires eingebüßt, die von den 
Bürgerlichen, die diesmal die Mehrheit hatten, erobert wurden. Sie hat in 
der Kammer nur mehr zwei Vertreter: Adolfo Dickmann und Nicolas Repetto.
5) Im Senat hatte die Sozialistische Partei vor der Spaltung zwei Ver­
treter: Dr. J u s t o  und Dr. Mario B r a v o .  Durch den Tod Justos am 
8. Januar 1928 wurde eine Ersatzwahl in Buenos Aires nötig. Bei dieser 
siegte der bürgerliche Kandidat Molinari, während es Nicolas Repetto, dem 
Kandidaten der Sozialistischen Partei, gelang, die zweithöchste Stimmen­
zahl, nämlich 43 342, zu erlangen, während der Kandidat der Unabhängigen 
Sozialistischen Partei, Dr. Spinetto, an die vierte Stelle kam und nur 29 409
Stimmen erhielt. Im Senat ist also nur die Sozialistische Partei, und zwar 
durch Dr. Mario Bravo vertreten.
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Seit dem Monat 1927 ist den Statuten der Partei ein Projekt des 
verstorbenen Genossen Dr. Justo einverleibt, das in der Urab­
stimmung angenommen worden war. Dieser Artikel regelt die 
Mitgliederbeiträge nach dem Einkommen. Nach diesem Projekt ent­
richten die Mitglieder, die ein höheres Arbeitseinkommen als $ 3000 
per Jahr haben, dem Fonds ihrer Sektion $ 0,05 für die ersten $ 100, 
welche diesen Betrag überschreiten, und der Beitrag erhöht sich 
um einen halben Centavo für je hundert folgende Pesos. Die Ein­
kommen aus Kapital oder Grundrente werden wie folgt versteuert: 
5 Centavos für die ersten hundert Pesos und progressive Erhöhung 
um einen halben Centavo für je hundert weitere Pesos. Wenn das 
jährliche Netto-Einkommen der beiden Kategorien $ 10 000 nicht 
übersteigt, wird der Beitrag um 10% für jede nicht verdienende Per­
son reduziert, ohne Rücksicht auf die dem Mitglied zur Last fallen­
den Personen (Kinder und Brüder unter 18 Jahren, alte Eltern, In­
validen usw.)
Die Eingänge aus diesen Beiträgen werden von den sozialisti­
schen Zentralen verwaltet und sind für Unterrichtszwecke, die 
wissenschaftliche und künstlerische Volksbildung und andere soziale 
Ziele bestimmt.
Die argentinische sozialistische Partei tritt nun, nach dem Aus­
schluß der Mitglieder, die ihre Doktrinen und Methoden verfälsch­
ten, in eine der günstigsten Perioden ihres inneren Lebens ein. Nach 
verschiedenen erfolgreichen und erbitterten Kämpfen gegen die 
bürgerlichen Kräfte setzt sie mit unvergleichlichem Enthusiasmus 
zähe ihre edle Mission fort, das Volk zu erziehen. Hierfür wandelt 
sie jedes sozialistische Zentrum in eine Schule um, zu der jeden 
Abend zahlreiche Arbeiter pilgern. Dank diesem ausdauernden und 
methodischen Vorgehen hofft die Partei in Zukunft, schöne Erfolge 
ernten zu dürfen, die sie in den Stand setzen, den Marsch des So­
zialismus seinen erhabenen Zielen entgegen, zu beschleunigen. Es 
dürfte wohl der Erwähnung wert sein, daß die Partei heute mehr 
Mitglieder zählt als zu dem Zeitpunkt, wo diejenigen ausgeschieden 
wurden, die sich nun unabhängige Sozialisten nennen.
Andere Arbeiterparteien:8)
Die Kommunistische Partei, welche in der Hauptstadt eine beschränkte An­
zahl von Mitgliedern und einige Anhänger im Innern des Landes zählte, 
hat sich vor kurzem in drei Gruppen gespalten: 1. Die Kommunistische 
Partei, die der III. Internationale angeschlossen ist; 2. die Kommunisti­
sche Arbeiterpartei und 3. die Kommunistische Partei der Argentinischen 
Region. Diese letztere, kürzlich gegründet, hat im Gesetzgebenden Rat 
ein Mitglied, das vordem die Kommunistische Partei vertrat, aus der 
es ausgeschlossen wurde. Bei den letzten Wahlen in Buenos ^ires er­
hielt die Kommunistische Partei 2040 Stimmen, die Kommunistische Ar­
beiterpartei 532 und die Kommunistische Partei der Argentinischen Re­
gion 2082. Keine der drei Gruppen ist im Parlament vertreten.
8) Partido Socialista Independiente. Gegründet im August 1927. Erster 
Kongreß am 28. und 29. Januar 1928. Er beschloß u. a. ein Gesuch um Auf­
nahme der Partei in die S. A. I. zu stellen. Tagblatt „La Libertad“ Buenos 
Aires, Rodriguez Pena 70.
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R evo lu tio n ä re  A rm e n isc h e  F ö d era tio n  D a sc h n a k tzu tiu n
Daschnaktzutiun.
Gegründet: im Jahre 1890.
Parteimitgliederzahl: 59 560 (einschließlich Emigration).
Gewerkschaften: 40 000 vor der bolschewistischen Okkupation (1920). 
Jugendorganisation: (Studenten- und Schülerorganisationen) 680. 
Frauenorganisation: 64 Gruppen oder Sektionen, unter verschiedenen Be­
zeichnungen, wie „Armenian Relief Corps“, „Rotes Kreuz“ usw. 
Bildungsorganisation: einzelne Gruppen.
Parteipresse: Fünf Tagblätter, sechs Blätter, zwei- oder dreimal wöchent­
lich erscheinend, zwei Monatszeitschriften.
Zentralorgan: „Droschak“ 3, Avenue Beau-Sejour, Genf.
Parlamentarische Vertretung: 73 von 82 im Jahre 1920, vor der Besetzung. 
Wählerstimmen: 196 000 im Jahre 1920.
Ordentlicher Parteitag: Laut Entscheidung des letzten Kongresses alle 
zwei Jahre.
Parteivorstand : 5 Mitglieder und 3 Stellvertreter.
Parteisekretariat : A. Isahakianz, 21, Rue Alphonse Haussaire, Enghien-les- 
Bains. (S. & O.) Frankreich.
Vertreter in der S. A. I.: Isahakianz (E).
Die Partei Daschnaktzutiun ist die älteste politische Partei und 
zugleich die einzige revolutionäre Organisation innerhalb des 
schwergeprüften armenischen Volkes. Die Leidensgeschichte dieses 
Volkes unter türkischer Herrschaft ist bekannt. Die immer wieder­
kehrenden Armeniermassaker haben wiederholt das Entsetzen und 
die Empörung der zivilisierten Welt erregt. Ihre Grausamkeit stei­
gerte sich während des Krieges zur planmäßig betriebenen Aus­
rottung eines ganzen Volkes.
Nach dem Zusammenbruch der Kriegsfronten genoß das armeni­
sche Volk eine kurze Zeit der Freiheit. Von 1918 bis 1921 bestand 
die unabhängige armenische Republik. In ihr verfügte die Födera­
tion Daschnaktzutiun als die stärkste politische Partei des arbeiten­
den Volkes über die unbestrittene Majorität in der Wählerschaft 
sowie im Parlament und bildete die Regierung. Bevor sie jedoch 
recht mit dem Aufbau eines modernen Staates ^auf den Trümmern 
der Vergangenheit, des Krieges und der Sklaverei beginnen konnte, 
brach neue Knechtschaft herein. Das Land wurde von russischen 
und den mit ihnen verbündeten kemalistischen Truppen besetzt und 
schmachtet seither geteilt unter doppelter Fremdherrschaft, russi­
scher und türkischer. Die Bolschewisten setzten sogleich mit einem 
Vernichtungskampf gegen die Partei Daschnaktzutiun ein. Die Par­
tei wurde als außerhalb des Gesetzes stehend erklärt, die Gewerk­
schaften und die Presse unterdrückt und die Führer eingekerkert.
Armenien.
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Die Partei, weit davon entfernt, durch diese schrecklichen Er­
eignisse vernichtet worden zu sein, steht noch aufrecht, tätig und 
einflußreich. Sie denkt nicht daran, die Sache ihres Volkes zu ver­
lassen, diese durch Ströme von Blut geheiligte, des Mitgefühls der 
ganzen Welt sichere Sache. Sie wird weiter nach Maßgabe ihrer 
Kräfte die Schicksale der armenischen Demokratie leiten, dieser 
Demokratie zwischen Hammer und Amboß, zwischen der kemalisti- 
schen Oligarchie und der kommunistischen Tscheka. Die schmerz­
lichen Verluste, die wir in sieben Jahren ununterbrochenen Krieges 
erlitten haben, die fürchterlichen Aderlässe durch die Türken und 
Bolschewisten haben zweifellos die Reihen der Partei dezimiert, aber 
sie erneuert sich durch frische Elemente der Intellektuellen und der 
Arbeiterjugend in der großen armenischen Diaspora.
Die gegenwärtige Situation der Partei kann folgendermaßen 
zusammengefaßt werden:
Armenien ist weiterhin zwischen der Kemalistischen Türkei und 
der Union der Sowjetrepubliken geteilt. Keine von beiden will ihre 
Herrschaft aufgeben und ihr Opfer seine Unabhängigkeit zurück­
gewinnen lassen, obwohl dies für den Frieden im nahen Osten von 
größter Bedeutung wäre.
Unter diesen Verhältnissen setzt die Revolutionäre Armenische 
Föderation ihren Kampf gegen die Kemalistische und die Sowjet­
regierung fort. Sie behält ohne Abschweifung jene Linie der Politik 
bei, die die Vereinigung der beiden Teile Armeniens und die Unab­
hängigkeit des geeinigten Armeniens zum Ziele hat.
Die verbündeten Mächte, die sich feierlich verpflichtet hatten, 
dieses geeinte und unabhängige Armenien zu schaffen, haben ge­
glaubt, ihre Gewissen zu erleichtern, indem sie einiges taten, um 
die Hunderttausende armenischer Flüchtlinge, die sich in zahlreichen 
Ländern aufhalten, zu unterstützen. Auf der anderen Seite fand der 
Völkerbund, der die Zulassung Armeniens als Mitgliedsstaat auf die 
Tagesordnung der Völkerbundsversammlung von 1920 gesetzt hatte 
und als unbeteiligter Zuschauer dem ungleichen Kampfe, den Arme­
nien gegen diese beiden großen Nachbarn im Norden und Süden 
ausfocht, und der Verteilung seines Gebietes zwischen Rußland und 
der Türkei zusah, keine bessere Lösung, als die Ausarbeitung eines 
Projektes unter der Leitung von Dr. Nansen, um die Flüchtlinge 
nach Sowjet-Armenien zurückzuführen und sie dort anzusiedeln.
Die Revolutionäre Armenische Föderation ließ sich durch die 
Absicht, die die Mächte damit verfolgten, daß sie Verpflichtungen 
wesentlich politischer Art mit Aktionen der öffentlichen Wohltätig­
keit vertauschten, nicht täuschen. Sie hat ihre Position keineswegs 
aufgegeben und fordert nach wie vor die Rechte Armeniens. An­
dererseits hielt sie es nicht für richtig, diesem Projekt Hindernisse 
in den Weg zu legen. Das Resultat der Beratungen dieses Projektes 
war allerdings ein komplettes Fiasko. Das Projekt der Heimschaf­
fung der armenischen Flüchtlinge, das von Dr. Nansen ausgearbeitet 
wurde, ist, wie es kommen mußte, ein Projekt geblieben, und wenn 
die Flüchtlinge in kleinen Gruppen sich in verschiedenen Ländern
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niederlassen, so ist dies mehr ihrer persönlichen Initiative und ihrer 
persönlichen Arbeit zu verdanken als einem einmütigen und groß­
herzigen Vorgehen der betreffenden Regierungen.
Was die eigentliche Tätigkeit der Partei „Daschnaktzutiun“ be­
trifft, so zerfällt sie in zwei Kategorien: die Tätigkeit in Armenien 
und die in der Emigration.
In Armenien führt die Revolutionäre Armenische Föderation trotz 
Aufrechterhaltung der Forderung nach der nationalen Unabhängig­
keit, das Werk des Wiederaufbaues und des Anschlusses der Pro­
vinzen und Regionen, die mit Gewalt von Armenien abgetrennt 
wurden, weiter. Die Bevölkerung aller dieser Gebiete fordert un­
ablässig, selbst unter der Diktatur der Sowjets, das Recht, sich mit 
Armenien gemäß dem Selbstbestimmungsrecht der Völker zu ver­
einigen. Die Revolutionäre Föderation arbeitet gleichzeitig weiter 
daran, den Übeltaten der Bolschewiki an den armenischen Arbeiter­
massen entgegenzutreten und ihre Folgen zu mildern. Die lebhafte 
Propagandaarbeit, welche die Partei hierfür leistet, wie auch die Kri­
tik an den Grundlagen und den Wirkungen der Sowjetdiktatur finden 
im Volke begeisterte Zustimmung.
In ihrer Erbitterung über die Volkstümlichkeit, deren sich die 
Tätigkeit der Föderation in Armenien erfreut, setzen die Bolschewiki 
ihre Verfolgungen gegen sie fort. Der Bericht, der dem Marseiller 
Kongreß vorgelegt wurde, verzeichnet bereits die ersten Phasen 
dieser Verfolgungen.
Mit derselben Heftigkeit sind sie 1926 und besonders 1927, wo 
der „Daschnaktzutiun“ eine schlimmere Verfolgungsphase erlebt hat 
als je seit 1921, weitergegangen. Die Sowjetpolizei hat im Frühjahr 
und im Sommer 1927 auf die einfache Anklage, Propaganda gemacht 
zu haben oder illegale Publikationen zu besitzen, mit Massenverhaf­
tungen geantwortet. Einzig in der Stadt Erivan schätzt man die Zahl 
der in diesem Jahre verhafteten Personen auf 400. Im folgenden 
Jahre hat die Tscheka ihre Methoden geändert: anstatt Massenver­
haftungen vorzunehmen, hat sie jeden Tag kleine Gruppen ins Ge­
fängnis geworfen, die dann abtransportiert wurden, meist in große 
Entferungen von ihrem Wohnort, bis nach Sibirien. Ende 1927 gab 
es allein in Armenien 1200 Gefangene, ohne die von Transkaukasien 
und den benachbarten Distrikten zu zählen.
Eine gänzlich unerwartete Folge der letzten Verfolgungen war 
die Flucht vieler Bauern und Arbeiter in das Gebirge, die aus Furcht 
vor der Verhaftung noch nicht wieder nach ihren Wohnstätten zu­
rückgekehrt sind und fortfahren, einzeln oder in Gruppen, illegal zu 
leben. Damit besteht eine dauernde Gefahr blutiger Konflikte.
Die Tätigkeit der Partei in der Emigration besteht hauptsächlich 
darin, die weitzerstreuten Massen ihrer Nationsgenossen zu organi­
sieren, ihr kulturelles Niveau soweit wie möglich zu steigern, sie mit 
den sozialen und politischen Prinzipien der Partei vertraut zu machen 
und sie zum Bekenntnis zu diesen Prinzipien zu veranlassen.
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So sind große Organisationen in den Vereinigten Staaten, in 
Frankreich, auf dem Balkan, in Syrien, in Persien, in allen Ländern, 
wo Trümmer des armenischen Volkes ihre Zuflucht gefunden haben, 
entstanden, die auf die Befreiung ihres Vaterlandes warten, um wie­
der dorthin zurückzukehren.
Die Parteipropaganda erfolgt insbesondere bei der armenischen 
Jugend und den jungen Waisen, die einen beträchtlichen Teil des 
Volkes bilden.
Die Tätigkeit der Partei „Daschnaktzutiun“ unter den armeni­
schen Frauen verdient ebenfalls hervorgehoben zu werden. Es ist 
ihr gelungen, die Frauen, die mehr oder weniger nach orientalischer 
Weise erzogen wurden, zu erreichen und sie mit den modernen Prin­
zipien der Frauenbewegung bekannt zu machen, was keine leichte 
Arbeit war. So ist eine große Anzahl von Frauenvereinigungen ent­
standen, die unter verschiedenen Namen im Zusammenhang mit der 
Partei arbeiten. Dank dieser energischen Tätigkeit der Revolutionä­
ren Armenischen Föderation genießt sie gegenwärtig unter den 
Massen der Armenier im Ausland sehr große Popularität. Ihre 
Preßorgane sind zahlreicher und verbreiteter als alle andern zu­
sammen. Ihre Vorträge und öffentlichen Versammlungen sind stets 
gedrängt voll. Bei allen politischen und Gemeinde-Wahlen sind 
die Kandidaten der Partei stets an der Spitze der Liste.
Alle Anstrengungen der bolschewistischen Gruppen im Ausland, 
die Tätigkeit der Partei „Daschnaktzutiun“ zu hindern und ihrer 
immer wachsenden Popularität Abbruch zu tun, sind erfolglos ge­
blieben.
Andere Arbeiterparteien:
Die Zahl der kommunistischen Parteimitglieder in Armenien beträgt nach 
ihren Parteiorganen gegenwärtig 2500. Die Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb der russischen Kommunistischen Partei haben sich innerhalb 
der armenischen Kommunistischen Partei sehr stark ausgewirkt, was 
die weitere Entwicklung ihrer Kräfte lähmt.
Literatur:
Die Tätigkeit der armenischen Sozialrevolutionäre Partei „Daschnaktzu­
tiun“, 1914 bis 1923, dem Internationalen Kongreß von Hamburg 1923 
vorgelegt (französisch und deutsch).
Bulletin der S. A. I., 1. Jahrgang, Nr. 3.
Bericht zum Marseiller Kongreß 1925, Seite 143/45.
Internationale Information 1926, Seite 151, 1927, Seite 570/71.
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A rb e iterp a rte i.
(Parti Ouvrier Beige.)
Gegründet: im Jahre 1885.




Bildungsorganisation: Arbeiterbildungszentrale, Arbeiterhochschule. 
Parteipresse: 8 Tagblätter, 29 Wochenblätter, 7 Halbmonatsschriften,
29 Monatsschriften, 7 andere periodische Schriften.
Zentralorgan: „Le Peuple“ (T.) 35, rue des Sables, Bruxelles. „De Volka- 
gazet“ (T.), 22 Somersstraat, Antwerpen. „Vooruit“ (T.), Lieven De- 
winnestraat 27, Gent.
Parlamentarische Vertretung: 78 von 187; Senat 60 von 153. 
Wählerstimmen: 820 650 (39,44%) im April 1925 (Proportionalwahlrecht, 
Männer).
Ordentlicher Parteitag: alljährlich, am ersten Sonntag im Juni. 
Parteivorstand (Büro des Generalrats): Vandervelde, de Brouckere, 
J. Wauters, Bouchery, Delattre, Genossin Spaak, Debunne, Fesler, Van 
Belle, Balthazar, Vandemeulebroucke; Vertreter der Gewerkschafts­
kommission: Mertens, Solau, Märtel; Vertreter des Genossenschafts­
verbandes: Serwy, Cnudde, Donnay; Vertreter des Verbandes der 
Hilfskassen: Jauniaux: Vertreter der sozialistischen Presse: Eekelers; 
Joseph van Roosbroeck, Generalsekretär.
Parteisekretariat: Maison du Peuple, rue Joseph Stevens 17, Brüssel. 
Vertreter in der S. A. I.: Vandervelde (B. E.), de Brouckere (E.), Van Roos­
broeck, Stellvertreter und Kassierer der S. A. I.
Die Periode seit dem Marseiller Kongreß war eine der schwie­
rigsten, die die Belgische Arbeiterpartei zu überwinden hatte. Heute, 
da diese Schwierigkeiten bereits hinter ihr liegen, kann festgestellt 
werden, daß die Partei mit gesteigerter Macht aus dieser Epoche 
hervorgegangen ist.
Im Juni 1925 war die Partei in eine Koalitionsregierung mit 
den Christlichen Demokraten eingetreten, die im Parlament über 
eine starke Mehrheit verfügte. Die oberste Aufgabe dieser Regie­
rung war die Sanierung der Staatsfinanzen. Die Koalitionsregierung 
versuchte, die neuen Lasten, die die Bevölkerung zu diesem Zweck 
übernehmen mußte, möglichst gerecht aufzuteilen. Gegen diese 
Bemühungen und gegen die übrigen demokratischen Reformen, die 
von der Regierung geplant wurden, vor allem auf dem Gebiet des 
Militärwesens, richtete sich der Ansturm der Großbourgeoisie. Da 
sie auf demokratischem Wege, im Parlament, zu schwach war, um 
die Regierung zu stürzen, entfesselte sie einen erbitterten Kampf
Belgien.
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auf außerparlamentarischem Gebiet. Faszistische Garden tauchten 
auf, die, obwohl an Zahl schwach, mit Unterstützung der Banken, 
der Industrie und des Großhandels in aggressivster Weise vorgingen.
in glänzender Schlagfertigkeit griff hier die Belgische Arbeiter­
partei ein. In wenigen Wochen waren Rote Milizen ins Leben ge­
rufen, die am 1. Mai 1926 in eindrucksvoller Zahl aufmarschierten. 
Ihr Erscheinen allein ließ den faszistischen Spuk in alle Winde zer- 
flattern.
Aber damit gab sich das Großkapital noch nicht geschlagen. 
Eine wütende Pressekampagne, die eine Panik stiftete, eine unab­
lässige Hetze gegen die Regierung im Ausland, brachten die Ver­
handlungen über den Abschluß einer Stabilisierungsanleihe zum 
Zusammenbruch. Der Plan der Stabilisierung scheiterte und der 
belgische Franken stürzte. Damit geriet die finanzielle und wirt­
schaftliche Lage des Landes in ernste Gefahr.
So war die demokratische Koalitionsregierung durch die Finanz­
mächte geschlagen und genötigt, zurückzutreten. Nach vergeblichen 
Bemühungen der Regierungsbildung durch BerTsozialistischen Vor­
sitzenden der Kammer, Brunet, wurde eine Regierung Jaspar ge- 
bildet (18. Mai 1926), der 4 Sozialisten, 4 Katholische und 2 Liberale, 
darunter der Bankier Francqui angehörten. Die belgische Arbeiter­
partei sah sich zur Teilnahme an dieser Regierung veranlaßt, um 
dadurch die Stabilisierung des Franken fördern, den Franken retten 
zu können. Die Regierung setzte sich denn auch ausschließlich das 
Ziel, die Währung zu stabilisieren, und nahm die Bedingungen der 
Arbeiterpartei an, wonach die bestehende Sozialversicherung nicht 
angetastet werden dürfe und Mietengesetze und die Ratifikation 
der Achtstundentags-Konvention beschlossen werden sollten. Dem­
gemäß erfolgte auch am 28. Juli die bedingungslose Ratifikation der 
Washingtoner Achtstundentags-Konvention.
Die Gemeindewahlen vom 10. Oktober 1926 zeigten, daß die 
Taktik der Partei bei der Arbeiterschaft auf Verständnis und Billi­
gung gestoßen war. In einer Situation, deren Schwierigkeit einen 
Rückgang der sozialistischen Stimmen befürchten ließ, und trotz 
aller kommunistischen Angriffe, erzielte die Arbeiterpartei einen 
Gewinn von 470 Sitzen und bestätigte so in glänzender Weise ihren 
Wahlsieg vom Jahre 1925.
Í Ein außerordentlicher Kongreß, der zu Weihnachten 1926 ab­gehalten wurde, hatte sicFT mit “der Frage zu befassen, ob und unter welchen Bedingungen die Mitarbeit in der Regierung fortzusetzen 
sei, da die Stabilisierung als technischer Prozeß vollzogen war. Der 
Parteitag beschloß, diese Frage nicht selbst zu lösen, sondern ihre
¡Beantwortung der Partei in der Form eines Referendums zu über­lassen. Diese Abstimmung fiel zugunsten der Fortsetzung "der Re­gierungsbeteiligung aus, indem sich 372 758 Mitglieder für, 171062 
gegen die Regierungsbeteiligung aussprachen. Schon damals wurde
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in aller Klarheit bteont, daß der Waffenstillstand der Parteien nur 
so lange fortgesetzt werden könne, bis die Stabilisierung vollkom­
men gesichert sei. Im Laufe des Jahres 1927 trat der Kampf der 
Arbeiterpartei für die Einführung der sechsmonatigen ^Dienstzeit 
immer mehr in den Vordergrund. Der LandesverteidigungsminisfeF“- 
lehnte es unter dem Druck des Militärs ab, Vorschläge in diesem 
Sinne zu machen. Angesichts der Massenkampagne der Arbeiter­
partei schlug er endlich vor, die Frage in einer Kommission zu be­
handeln, stellte aber die Bedingung, daß die sozialistischen Minister I 
unterdessen ihre Tätigkeit für die Herabsetzung der Dienstzeit ein­
stellen sollten. Dieser Vorschlag wurde abgelehnt, was zu einer i 
Regierungskrise führte.
Die im Novembey 1927 neugebildete Regierung umfaßt die Katho­
lischen und die Liberalen. Die Arbeiterpartei steht zu ihr in schar­
fer Opposition. Sie führt eine kraftvolle Kampagne für die sechs- 
monalTge'Dienstzeit, für die neunjährige Dauer der Pachtverträge 
und den Ausbau der Sozialversicherung. Der Widerhall, den diese 
Parolen in den Massen gefunden haben, hat die Position der Arbei­
terpartei außerordentlich gekräftigt.
Gegenüber den kommunistischen Einheitsfront- und Spaltungs­
manövern in der Form der Internationalen Arbeiterhilfe, der Inter­
nationalen Roten Hilfe usw. hat die Belgische Arbeiterpartei am 
23. Februar 1927 in einem Beschluß Stellung genommen, der die 
Mitgliedschaft an solchen Organisationen mit der Zugehörigkeit zur 
Belgischen Arbeiterpartei für unvereinbar erklärt.
Ein Beweis des Vertrauens der gesamten Internationale in die 
Kraft der Belgischen Arbeiterpartei war es, daß diese beschloß, das 
Denkmal zu Ehren Matteottis in die Obhut der belgischen Arbeiter­
schaft zu geben, bis es im befreiten Italien seinen Platz finden kann. 
Die Enthüllung des Denkmals, die am 11. September 1927 unter 
großer Teilnahme der Brüsseler Arbeiterschaft erfolgte, gestaltete • 
sich zu einer außerordentlich eindrucksvollen Kundgebung inter­
nationaler Solidarität.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei (1500 Mitglieder nach kommunistischen Angaben). 
Bei den letzten Wahlen erhielt sie 29 422 Stimmen (0,39%) und 2 Man­
date. Die Partei hat unter den Auseinandersetzungen in der Kommu­
nistischen Internationale besonders stark gelitten, da sich zunächst im 
Zentralkomitee die Anhänger des Stalinkurses und Trotzky’s gleich 
stark gegenüberstanden. Erst unter stärkstem Druck gelang es einen 
Beschluß durchzusetzen, der die Opposition, darunter einen Abgeord­
neten, aus der Partei ausschloß.
Auch die c h r i s t l i c h e n  D e m o k r a t e n  sind zu nennen, die ebenso wie 
die Kommunisten zu den schärfsten Gegnern der sozialistischen Be­
wegung gehören. Allerdings handelt es sich dabei eigentlich nicht um 
eine Partei, da die christlichen Demokraten in enger Verbindung mit 
den Katholisch-Konservativen stehen. Meistens sind sie mehr Katholiken 
als Demokraten und ihre Stimmabgabe erfolgt fast immer gemeinsam 
mit den Katholisch-Konservativen.
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Die christlich-demokratische Bewegung drückt sich wesentlich in einer 
ganzen Anzahl gewerkschaftlicher, genossenschaftlicher und Kranken- 
kassen-Instituten aus, sowie in religiösen, Erziehungs-, musikalischen und 
Sportvereinigungen. Ihre ganze Tätigkeit ist geleitet von einem deut­
lichen antisozialistischen Geist. Ein Großteil ihrer Institutionen ist 
überhaupt nur deshalb geschaffen worden, um die sozialistische Arbeit 
innerhalb der gläubigen Arbeitermassen zu erschweren.
Ihre Gewerkschaften, von denen manche im flämischen Sprachgebiet eine 
gewisse Ausdehnung besitzen, greifen oft als Streikbrecher sozialisti­
scher Streiks und als Gegner der Bewegung der sozialistischen Ge­
werkschaften ein.
Literatur:
Emile Vandervelde; Le Parti Ouvrier Beige 1885—1925, Brüssel 1925 (fran­
zösisch).
Sehr umfangreiche Parteitagsberichte mit reichem statistischen Material.
Internationale Information, insbesondere Jahrgang 1927, Seite 8 ff. und 535 ff.
Bericht zum Kongreß in Marseille.
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Britisch Guyana.
A rbeiter-U n ion .
(Labour Union.)
Gegründet: im Jahre 1919.
Parteimitgliederzahl: 1073 ,davon 341 Frauen.








Parteivorstand: Sekretär H. Critchlow.
Parteisekretariat: Labour Union, 142 Regent Street, Lacytown, Georgetown. 
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Seit 1925 hat sich die junge Arbeiterorganisation dieser Kolonie 
stark entwickelt und ein kräftiges Wachstum gezeigt. Ende Juli 
1925 war Critchlow, der Sekretär der Organisation bei der in Lon­
don abgehaltenen British Commonwealth Conference anwesend. Er 
erstattete einen Bericht über die wirtschaftlichen und politischen 
Verhältnisse in dieser Kolonie, wobei er auch von den Zielen sprach, 
für die die Arbeiter dort kämpfen, und den Anfängen der Organisa­
tion mit der Begründung eines Arbeiterverbandes im Jahre 1919. Bei 
diesem Aufenthalt in Europa war Qenosse Critchlow in der Lage, 
mit führenden Mitgliedern der Internationale und mit Vertretern der 
Britischen Arbeiterpartei und der Gewerkschaften Fühlung zu 
nehmen.
Nach seiner Rückkehr, Ende August 1925, richtete die British 
Guyana Labour Union eine Einladung an die Internationale, sich an 
der ersten Arbeitskonferenz von Guyana und Westindien, die vom 
12. bis 14. Januar 1926 in Georgetown abgehalten wurde, vertreten 
zu lassen. Das Sekretariat der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
teilte darauf mit, daß der Abgeordnete F. 0. Roberts als Delegierter 
der Britischen Arbeiterpartei bei der Konferenz anwesend sein und 
der neuen Organisation im Namen der Internationale die herzlich­
sten Grüße und die besten Wünsche überbringen werde.
Diese Konferenz, deren Vorsitzender Roberts war, gab zum ersten 
Male Gelegenheit, die vielen lebenswichtigen Probleme zu diskutie­
ren, die British Guyana durch das Aufeinanderstoßen verschiedener 
Rassen bei einer Bevölkerung von wenig mehr als 300 000 zu lösen 
hat. Die Arbeiterklasse ist durch einen Wahlzensus, der das Wahl­
recht an hohen Besitz knüpft, vom aktiven und passiven Wahlrecht 
ausgeschlossen und nahezu gänzlich ohne soziale Maßnahmen. Etwa
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fünf Sechstel der Einwohner bestehen aus Negern und Indern. Die 
Schwierigkeiten im Verhältnis zwischen den Weißen und Farbigen 
sind verhältnismäßig gering. Andererseits bietet die Tendenz der 
indischen Arbeiter, die Löhne zu unterbieten, ein schwieriges Pro­
blem, da sie dadurch beitragen, den Kampf des kleinen Arbeiterver­
bandes um die Fixierung eines Minimallohnes und die allgemeine 
Erhöhung des sehr niedrigen Lebensstandards der Arbeiter zu ver­
eiteln. Gegenwärtig sind die Arbeiter in der Reis- und Zuckerindu­
strie, welche die einzig wichtigen der Kolonie sind, immer noch jeder 
Art von Ausbeutung ausgesetzt und haben keine Hilfe, außer dem, 
was der Verband für sie tun kann. Infolge ihrer Armut senden viele 
Eltern ihre Kinder zu früh an die Arbeit. Das Gesetz erlaubt Kinder­
arbeit vom 9. Altersjahr an, in der Praxis lassen aber die Plantagen­
besitzer Kinder vom 7. Altersjahr an arbeiten. Damit ist natürlich 
ein außerordentlich tiefer Stand des Erziehungswesens, sowie der 
Umstand, daß die meisten Kinder die Schule nicht besuchen, ver­
knüpft. All diesen Fragen schenkte die Konferenz ihre Aufmerksam­
keit. In der sozialen und wirtschaftlichen Gesetzgebung wurde ein 
Minimalprogramm für den Arbeiterschutz formuliert. Es wurde ver­
langt, daß die Summe, die als Vorbedingung des Wahlrechtes in 
Gemeindeangelegenheiten gilt, auf einen angemessenen Betrag her­
untergesetzt werde, eine Reform des Gerichtswesens und eine 
Reform des Gefängniswesens nach dem englischen System gefor­
dert. Andere Fragen, wie die Schaffung des Postens eines Arbeits­
kommissärs für die westindischen Kolonien in England und der 
Vorschlag einer Eisenbahn ins Hinterland, um British Guyana mit 
dem Innern des Landes zu verbinden, wurden nach Diskussion 
vertagt.
Der wichtigste konkrete Beschluß der Konferenz betraf die Grün­
dung eines Arbeiterverbandes für British Guayana und die angren­
zenden Kolonien Westindiens unter dem Titel „Guianese and West 
Indian Federation of Trade Unions and Labour Parties“, ebenso die 
gleichzeitige Annahme einer Resolution, welche sich für die Notwen­
digkeit einer politischen Föderation dieser Kolonien aussprach und 
die Erteilung „irgend einer Form der Selbstverwaltung, um ihre 
eigenen Angelegenheiten durch ein Kolonialparlament, analog den 
Dominions, zu erledigen“. Durch die Ernennung einer Kommission 
wurde das Erforderliche getan, um dem Beschluß gemäß einen Ar­
beiterverband ins Leben zu rufen. Es wurde beschlossen, daß eine 
zweite Konferenz in nächster Zeit diese und die anderen, nicht ge­
lösten Fragen weiter erwägen solle.
Die Wirkung dieser erfolgreichen Konferenz, bei welcher zum 
ersten Male viele brennende Fragen besprochen wurden, war ein 
deutlicher Anstoß für die noch kleine Arbeiterbewegung in diesen 
entfernten Kolonien. Der Arbeiterverband hat sich durch seine ent­
schlossene Haltung in verschiedenen Streiks bereits als eine Macht 
erwiesen, mit der man rechnen muß. Er versucht gegenwärtig ein 
eigenes Parteiblatt zu schaffen, das seine Entwicklung weiter för­
dern wird. Ein wichtiger Schritt wurde auch durch die Fühlung-
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nähme mit der Britischen Arbeiterbewegung getan. Sie wird, falls 
nötig, das Kolonialamt überwachen oder im Unterhaus eingreifen. 
Ein Gesetzentwurf, wonach die Kolonie in Britisch Guyana von einer 
sich selbstverwaltenden Kolonie zu einer Kronkolonie werden soll, 
liegt gegenwärtig dem Unterhaus vor.
Andere Arbeiterparteien: Keine.
Literatur:
Report of First British Guiana and West Indies Labour Conference, 12.—14.
Januar 1926, Georgetown, 1926 (englisch).
Report of First British Commonwealth Labour Conference (besonders Sei­
ten 82—85), London 1925 (englisch).




S o c ia ld em o kra tisch e  A rb e iterp a rte i.
(Bulgarska Rabotnitscheska Socialdemokratitscheska partia.)
Gegründet: im Jahre 1893.
Parteimitgliederzahl: 30 126 und 1490 Mitglieder des „Sozialistischen 
Frauenbundes“.





Parteipresse: 1 Tagblatt, 9 Wochenblätter, 1 Monatsschrift.
Zentralorgan: „Narod“ (T.), Rue Dondukoff 37, Sofia.
Parlamentarische Vertretung: 10 von 272.
Wählerstimmen: 60 000. )
Ordentlicher Parteitag: alljährlich, gewöhnlich im Monat Oktober. 
Parteivorstand: Janko Sakasoff, Krestju Pastuchoff, K. Bozielieff, W. Da- 
mianoff, H. Hristoff, Gr. Tschesmedschief, K. Luitscheff, D. Boduroff, 
E. Neikoff.
Parteisekretariat: H. Hristoff, Rue Dondukoff 37, Sofia.
Vertreter in der S. A. I.: J. Sakasoff (E.).
Zehn Jahre nach dem Weltkrieg ist Bulgarien noch immer ein 
Land voll innerer Unruhe, gequält vom Terror einer faszistischen 
Regierung und unter dem Druck ungelöster, schwerwiegender 
Probleme.
Die Periode des Bürgerkrieges ist auch jetzt noch nicht endgül­
tig abgeschlossen. Die Amnestie vom 4. Februar 1926 hat nur einen 
Teil der politischen Gefangenen befreit, hunderte schmachten noch 
immer in den Kerkern. Die bulgarische Sozialdemokratie hat nicht 
davon abgelassen, ihre Forderung nach einer vollständigen Amne­
stie stets wieder zu erheben. Auch im Ausland hat die internationale 
sozialistische Solidarität sich zum Sprachrohr dieses Verlangens 
gemacht. Am 10. März 1927 hat Vandervelde im Völkerbundsrat 
in öffentlicher Sitzung auf die Notwendigkeit hingewiesen, durch 
eine Amnestie zur Befriedung des Landes beizutragen.
Die Kommunistenprozesse gehen, wenn auch in vermindertem 
Maße, weiter. Unangenehme Beobachter, wie der deutsche Reichs­
tagsabgeordnete Kurt Rosenfeld, der als Rechtsanwalt an einem 
Prozeß gegen Kommunisten teilnehmen wollte, werden ausgewiesen.
An dem Terror der Regierung gegen die Arbeiterbewegung hat 
auch der Regierungswechsel sehr wenig geändert, der am 5. Januar 
1926 erfolgte. Liaptscheff trat an die Stelle Zankoffs, dessen Person 
bei den Anleiheverhandlungen, die Bulgarien damals führte, hinder­
lich erschien. Innenpolitisch war dieser Personenwechsel ohne 
große Bedeutung, das System blieb unverändert.
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Auch die wirtschaftliche Situation des Landes hat keinerlei 
Besserung erfahren. Die Arbeitslosigkeit besteht unvermindert wei­
ter und das Flüchtlingselend hat trotz der Anleihe an Bulgarien im 
Jahre 1926, deren Zustandekommen von der Sozialdemokratie und 
durch den Bericht Vanderveldes im Völkerbund wesentlich geför­
dert wurde, nicht erheblich abgenommen. Die Flüchtlinge stellen 
eine schwere Last für die Gemeinden und den Staat dar. Sie bilden 
eine scharfe Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt, drücken die Löhne 
und steigern die Arbeitslosigkeit.
Die Erdbebenkatastrophe des Jahres 1928 hat die wirtschaft­
lichen Schwierigkeiten des Landes noch ungeheuerlich gesteigert. 
Die sozialdemokratische Arbeiterpartei Bulgariens wandte sich in 
einem Schreiben an das Sekretariat der S. A. I., um durch die Par­
lamentsfraktionen der der S. A. I. angeschlossenen Parteien eine 
Herabsetzung der Reparationslast zu erlangen, wie dies im Frie­
densvertrag vorgesehen ist. Das Büro der S. A. I. hat sich in seiner 
Sitzung im Juni 1928 diese Forderung zu eigen gemacht.
Durch die außenpolitische Situation Bulgariens ist diese Lage 
noch verschlimmert worden. Die komplizierten Verhältnisse der 
Nationalitäten auf dem Balkan einerseits, die kriegshetzerischen 
Umtriebe des italienischen Faszismus auf dem Balkan, der im bul­
garischen Faszismus seinen Bundesgenossen fand, andererseits, 
stellen eine dauernde Gefährdung des Weltfriedens dar. Das Mani­
fest der Exekutive der Sozialistischen Arbeiter-Internationale im 
Februar 1927, das auf diese Gefahr hinwies, hat in Bulgarien den 
stärksten Widerhall gefunden. Die bulgarische Sozialdemokratie 
hat stets mit größtem Nachdruck eine Politik der Verständigung mit 
den Nachbarstaaten gefordert.
Eine Reihe von Wahlen, die in der Berichtsperiode stattfanden, 
haben bewiesen, daß die Partei dem ungeheuren Druck des faszi­
stischen Terrors erfolgreich Widerstand leistet. Die Kreiswahlen 
vom 14. November 1926 brachten der Regierung 48% der Stimmen, 
aber dank dem reaktionären Wahlgesetz 60% der Mandate. Beson­
ders in den Städten war die Position der Regierung schwach, da 
dort der Terror nicht so ungehindert vor sich gehen konnte, wie auf 
dem flachen Lande. Die Sozialdemokraten erzielten 6% der Stim­
men, was unter den gegebenen Umständen als ein recht günstiges 
Resultat angesehen werden muß.
Den Sobranjewahlen vom 29. März 1927 ging ein erbitterter 
Kampf voran, um das undemokratische Wahlgesetz zu ändern, das 
der Regierung, auch wenn sie nur eine Minderheit der Stimmen er­
hält, die Mehrheit der Mandate verbürgt und den Abschluß von 
Wahlkoalitionen erzwingt. Dieser Kampf blieb erfolglos. Die sozial­
demokratische Partei schloß sich daher mit den Kleinbauern und 
den Kleinhandwerkern zum „eisernen Block“ zusammen, der 300 000 
Stimmen, das sind rund 30% der Stimmen und 62 Mandate erhielt. 
Die Sozialdemokratie erhielt davon 10 Mandate. Die Regierung
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erzielte ungefähr 45% der Stimmen, bekam aber trotzdem 170 von 
272 Mandaten, also die übergroße Mehrheit. Auch diesmal zeigte 
sich die starke Verschiedenheit zwischen der Wirksamkeit des 
Terrors in den Städten und auf dem flachen Lande. In der Haupt­
stadt Sofia erhielt die Regierung nur 4 von 11 Mandaten.
Innerhalb der Partei ist in der Berichtsperiode eine Klärung zu 
verzeichnen, die für die weitere Entwicklung von größter Bedeu­
tung sein wird. Der Parteitag vom Januar 1926 schloß Assen 
Zankoff und Dimo Kasassoff aus der Partei aus. Damit ist die Partei 
endgültig vom Gespenst des Staatsstreiches befreit, mit dem beide 
persönlich, ohne Zustimmung der Partei, verbunden gewesen 
waren. Die klare Oppositionsstellung der Sozialdemokratie zur 
Regierung ist somit auch nach außen hin deutlich besiegelt worden. 
Die Ausgeschlossenen versuchten durch die Gründung einer „Sozia­
listischen Föderation“ Verwirrung in die Reihen der Arbeiterschaft 
zu tragen und eine Parteispaltung herbeizuführen. Die Wahlen vom 
Mai 1927 haben gezeigt, daß dieses Beginnen vergeblich war. Die 
Föderation hat nicht einmal im ganzen Lande die Stimmenzahl, die 
für ein Mandat erforderlich ist, erlangt.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei ist illegal. Entstand aus der Partei der „Engherzi­
gen“, während die „Weitherzigen“ die heutige Sozialdemokratie bilden. 
Bis zum Staatsstreich des Jahres 1923 war die Mehrzahl der bulgari­
schen Arbeiter kommunistisch. Nach dem Septemberaufstand 1923 
wurde die kommunistische Partei aufgelöst und verboten. Unmittelbar 
vor .dem Aufstand 1925 wurden die kommunistischen Abgeordneten, 
von denen inzwischen zwei ermordet worden waren, aus dem Parla­
ment ausgeschlossen. Anfang 1927 haben die Kommunisten mit Be­
willigung der Regierung Liaptscheff die „Arbeiterpartei“ gegründet. Sie 
nahm an den Wahlen vom Mai 1927 teil und erhielt 4 Mandate. — 
Sozialistische Föderation: siehe oben.
Literatur:
Protokoll des Internationalen Kongresses in Marseille.
Internationale Information, insbesondere Jahrgang 1926, Seite 10/3. D. D. 9. 
Jahrgang 1927, Seite 274, 565.
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China.
S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P a rte i C hinas.
Europäisches Sekretariat: Nr. 10 Boite Postale, Bois-Colombes (Seine)
France. Sekretär: Wang Kien, gewählt im außerordentlichen Kon­
greß am 14. 11. 1926.
Wir geben im folgenden den Bericht, den die Chinesische Partei 
der Sitzung der Exekutive der S. A. I. vom 12. 2. 1927 in Paris vor­
legte, sowie die Rede des Genossen Yang Kantao in vollem Wort­
laut wieder:
Die Vorgeschichte der Situation in China.
Z u sa m m e n fa sse n d e r  B e r ic h t der C h inesischen  D elega tion , v o rg e le g t  
d er P a riser  S itz u n g  der E x e k u tiv e  d er  S . A . /.
Das System der Konzessionen und der Exterritorialität, gegrün­
det auf die ungleichen Verträge, vergiftet gleichzeitig das Leben 
Chinas im Innern und nach außen. Wir wollen hier nur zusammen­
fassend an seinen Ursprung und seine Konsequenzen erinnern, weil 
es verderblich ist
für den Weltfrieden, da es China seiner Unabhängigkeit und der 
Gleichheit gegenüber den anderen Nationen beraubt,
für die Entwicklung des internationalen Sozialismus, da es den 
Proletariern Chinas ein kapitalistisches Joch auferlegt, ohne Mög­
lichkeit sich zu verteidigen,
für die friedliche Entwicklung des chinesischen Volkes, indem es 
den Bürgerkrieg hervorruft und unterhält.
I. Ursprung.
Es ist nicht notwendig, bis zum Vertrag mit Rußland, der 1689 in 
Nertschinsk unterzeichnet wurde, zurückzugreifen, der übrigens hin­
fällig ist.
Der Ausgangspunkt der gegenwärtigen Beziehungen Chinas mit 
den auswärtigen Mächten war der Vertrag von Nanking mit Groß­
britannien, der am 29. August 1842 infolge des Opiumkrieges unter­
zeichnet wurde. Es ist erinnerlich, daß die Stadt Kanton bombar­
diert wurde, weil sie es abgelehnt hatte, die Einfuhr dieses Giftes 
zu gestatten. China mußte eine Entschädigung von 21 Millionen 
Dollars bezahlen.
Bald darauf folgten die Verträge von 1843 mit Großbritannien, 
1844 mit den Vereinigten Staaten und Frankreich, die das System 
der Konzessionen und der Exterritorialität begründeten.
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Infolge der französisch-englischen Feldzüge von 1857—1859 
(Brand des Sommerpalastes), die mit den Verträgen von 1859 und 
1860 abschlossen, wurde dieses System noch verschlimmert.
Neue Beschränkungen der Rechte Chinas auf seinem eigenen 
Gebiet wurden ihm nach dem Feldzug von Tonkin und Formosa 
(Vertrag von 1884) von Frankreich auferlegt.
Die neue Ära der Beute mittels der Pachtverträge (Pacht ohne 
Pachtzins, was also soviel bedeutet wie gewöhnliches Eigentum) 
eröffnete der chinesisch-japanische Krieg von 1894—1895, der die 
militärische Schwäche Chinas offenkundig machte. Deutschland zog 
zuerst daraus Gewinn, indem es Kiautschau an sich riß, dann folgte 
Rußland mit Port Arthur und Ta-Lien-Van, England mit Wai-Hai- 
Wei und Kio-Lang, Frankreich mit Koun-Tscheou-Wan (1898) bis 
zu Italien, das, übrigens erfolglos, sich die Bucht von San-Man zu­
sprechen lassen wollte.
Eine Reihe von Erpressungen entriß China zugunsten verschie­
dener Ausländer alle Arten von wirtschaftlichen Handels- und indu­
striellen Konzessionen. So fand der Boxer-Aufstand (1900), obwohl 
er seinem Wesen nach mehr den Charakter einer Bewegung zu­
gunsten der Mandschu-Dynastie trug, reiche Nahrung in der ent­
standenen Wut. Er endete bekanntlich mit dem Protokoll vom 
7. September 1901, das den Gipfel der fremden Eroberungen dar­
stellte. Das war der Augenblick, wo das chinesische Volk schwer 
angegriffen und in seinen Interessen verletzt, zum eigenen Bewußt­
sein kam und in die Führung der Staatsgeschäfte eingreifen wollte. 
Von da an beginnt die zehnjährige politische Krise, die 1911 zur 
chinesischen Revolution führte.
Von da an ist das chinesische Volk zu einem Rechnungsfaktor 
geworden und läßt, nicht aus blindem Fremdenhaß, sondern aus dem 
Gefühle seines Rechts auf Selbstbestimmung, seinen Widerstand 
spüren. Ein Beispiel dafür: die berüchtigten 21 Forderungen Japans 
aus dem Jahre 1915, die niemals Anwendung finden werden, solange 
sie nicht revidiert sind.
II. Folgeerscheinungen
1. F ür d en  W e ltfr ie d e n .
Die in den Jahren 1842 und 1858 von den Engländern und den 
Franzosen eingeführte Kontrolle der Zölle hat das Maximum des 
Einheitstarifs auf 5%  des Wertes aller Waren, gleichgültig wel­
cher Art, festgesetzt. Das ist bereits ein schwerer Angriff auf die 
Interessen, ebenso des Landes selbst, wie die der anderen Länder, 
da ja dadurch weder die Landesprodukte zeitweise geschützt oder 
zeitweise dem internationalen Handel zugänglich gemacht werden 
können, noch die Einfuhr der für die Entwicklung Chinas unumgäng­
lich notwendigen ausländischen Produkte erleichtert werden kann.
Aber was noch wichtiger ist, der Wert der Waren wird alle 10 
Jahre durch internationale Übereinkunft festgelegt. Solche Ober-
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einkünfte gab es 1859, 1912, 1918. Die Wertbestimmungen können 
nach Ablauf der zehnjährigen Periode nur mit einmütiger Zustim­
mung aller Konzessionen besitzenden Mächte geändert werden. Da 
nun die Verträge mit den verschiedenen Staaten zu verschiedenen 
Zeitpunkten abgeschlossen wurden, fällt ihr Ablauf sozusagen nie­
mals zusammen, und unter dem Vorwand, daß die ReviSionsfrist 
bereits abgelaufen ist, steht es jedem der Konzessionsstaaten frei, 
die Wertbestimmungen während der neuen Periode fortbestehen zu 
lassen. In nahezu 50 Jahren, in der Zeit von 1858—1902, war 
eine neue Vereinbarung nicht möglich. Es ist nicht notwendig, 
im einzelnen darzulegen, wie diese künstliche Stabilisierung bei den 
bekannten Preisveränderungen schwer auf der Entwicklung der 
chinesischen Industrie und der finanziellen Lage Chinas lastet.
Entweder werden die ausländischen Mächte durch ihre Bürger 
selbst dazu veranlaßt werden, auf diesen Mißbrauch der Macht auf 
ökonomischem Gebiet zu verzichten, oder es wird die Gefahr von 
Komplikationen infolge der wachsenden Wut gegen die Ausländer 
entstehen.
Hinsichtlich der Exterritorialitätsprivilegien genügt es, darauf 
hinzuweisen, welches ihr Charakter ist, um verständlich zu machen, 
daß sie nicht nur China den Rang einer Kolonie gegenüber den aus­
ländischen Mächten anweisen, sondern auch zwischen diesen Mäch­
ten selbst unablässig wirtschaftliche Rivalitäten schaffen, die die 
schwersten Konflikte hervorrufen können.
Die konsularische Jurisdiktion, die durch die Artikel 15, 16 und 
17 des Vertrages von Tien-Tsin (1858) mit Großbritannien, der den 
Vertrag von 1843 ersetzte, ferner durch die Artikel 21 und 25 des 
Vertrages von 1844 mit Amerika und durch Artikel 25, 27 und 28 
des Vertrages aus dem gleichen Jahre mit Frankreich errichtet 
wurde, bringt gegenüber denselben Tatbeständen, je nach der Na­
tionalität des Angeklagten verschiedene Gesetze in Anwendung, 
ermangelt an Möglichkeiten, das Zeugnis von Angehörigen verschie­
dener Nationalitäten zu erhalten, schafft Komplikationen und lange 
Dauer der Prozesse, und steht im Widerspruch mit dem Erfordernis 
der Unparteilichkeit des Urteils, da die Konsuln zugleich Richter 
und Beteiligte gegenüber ihren Staatsangehörigen sind.
Wenn die konsularische Jurisdiktion auch nach und nach ver­
schwindet, so besteht sie heute dennoch mit allen ihren Fehlern.
Die Gemischten Gerichtshöfe aber in den Konzessionen entziehen 
den chinesischen Behörden völlig die Befugnis der Rechtsprechung, 
nicht nur über die Ausländer, sondern selbst über chinesische Staats­
bürger, die auf dem Gebiete der Konzessionen wohnhaft sind.
Die fremden Mächte haben sich auf diese Weise daran gewöhnt, 
China als eine leichte Beute ohne Gegenwehr anzusehen und so 
kam es auch, daß ihm am Ende des Krieges nach 1919 Schantung 
gestohlen wurde.
Ein Volk, das an seinem Wiederaufstieg arbeitet, kann ein der­
artiges Joch nicht lange ertragen. Es muß ihm umsomehr Hilfe ge-
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leistet werden, sich davon zu befreien, als die Konferenz und die 
Bemühungen der imperialistischen Mächte, ihren Einfluß zu stei­
gern, ernste Kriegsgefahren entstehen lassen. Die Beweise hierfür 
werden im letzten Abschnitt vorgebracht werden.
2. F ür d ie  A rb e ite rk la sse .
Nur ihren eigenen Gesetzen gehorchend, unter Mitschuld oder 
gefälligem Zusehen ihrer Konsuln, haben die fremden Unternehmer 
das chinesische Proletariat einer richtigen Sklaverei unterwerfen 
können.
Die Last des Kapitalismus wird verdoppelt durch das fremde 
Joch. Von den 1 740 556 Spindeln, die in den Baumwollspinnereien 
von Schanghai im Jahre 1925 in Tätigkeit waren, gehören 962 432 
Engländern oder Japanern. Die Arbeitsbedingungen sind grauen­
haft.
Wenn man ein Beispiel für die Vergrößerung der Last, die in 
solcher kapitalistischer Ausbeutung das ausländische Joch, gestützt 
auf die Exterritorialitätsprivilegien, darstellt, haben will, so kann 
man es in Schanghai in der Arbeit von Kindern unter 12 Jahren 
finden.
In einer englischen Fabrik “The British Yangtzepoo-Cotton-Mill” 
sind von 3800 Angestellten 700 Kinder, Knaben und Mädchen, unter 
12 Jahren. In der größten chinesischen Baumwollspinnerei „The 
Sansing Cotton Mill“ ist die Proportion, obwohl sie natürlich noch 
immer zu groß ist, doch nur 430 Kinder auf insgesamt 5339 Arbeiter.
Ist es noch notwendig hinzuzufügen, daß dieses Privileg der 
maßlosen Ausbeutung, das den Fremden zugesichert ist, infolge der 
Konkurrenz die Einführung und Anwendung von Kinderschutz­
gesetzen in den von Chinesen geleiteten Fabriken verhindert?
Die Arbeit in den Fabriken von Schanghai vollzieht sich im all­
gemeinen in zwei Schichten, einer Tag- und einer Nachtschicht. 
Die elenden Löhne, brutale Behandlung durch die fremden Werk­
meister, Frauen- und Kinderarbeit, alles ist verschärft und überall 
aufrecht erhalten durch die Möglichkeit für die Fremden, jeder An­
wendung eines Gesetzes, sofern ein solches besteht, zu entgehen.
Die Ausländer sind durch ihre Armeen, ihre Marine, die frei­
willigen Kräfte, die die Kapitalisten organiseren, und für die die 
Regierungen Waffen und Munition liefern, geschützt.
Muß man an die schmerzvollen Ereignisse von Schanghai im Mai 
1925 erinnern, wo sich die nationale Würde des chinesischen Volkes 
anläßlich eines Streiks gegen die britischen Schlächtereien und Un­
gerechtigkeiten empörte? Man hat von ihnen in Europa und in der 
ganzen Welt gehört. Sie haben zur Organisation der Arbeiter in 
Gewerkschaften beigetragen. Sie haben bittere Erinnerungen hin­
terlassen.
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3. F ür d ie  fried liche  E n tw ic k lu n g  im  Innern  C hinas.
Es ist der ausländische Imperialismus, der, bald geeint, bald in 
innere Gegensätze gespalten, den Bürgerkrieg in China hervorruft 
und verlängert.
Nach dem Weltkrieg war der innere Kampf zwischen Wu-Pei-Fu 
und der vom General Su geführten Organisation An-Fou im Jahre 
1920 eine Rückwirkung des Kampfes zwischen England und Ame­
rika einerseits und Japan andererseits. Zwei imperialistische Grup­
pen bekämpften sich in diesem Zusammenstoß zweier militärischer 
Rotten.
Während des Krieges war.Japan, das aus den Schwierigkeiten 
der anderen Mächte und seiner Nachbarschaft Gewinn zog, die 
wichtigste imperialistische Macht in China geworden. Es gelang 
ihm, sich der früher von Deutschland besetzten Gebiete, der Pro­
vinz von Chanroug und des reichen Gebietes von Tsin-Tac zu be­
mächtigen. Infolge seines Druckes auf Yuan-Chi-Kai, den diktato­
rischen Präsidenten des Nordens, an den es die berüchtigten 21 
Forderungen richtete, konnte es seinen Machtbereich auf die Koh­
lengruben und die Eisenbahnen ausdehnen. Die japanische Staats­
bank erhielt das Privileg, die chinesische Industrie zu finanzieren. 
Japan erhielt das Recht, Instruktionsagenten in die chinesische 
Armee zu entsenden. Es erhielt Vertreter und Ratgeber im chine­
sischen Außenministerium. Kurz, infolge des Krieges hatte es einen 
überwiegenden Einfluß auf das wirtschaftliche und politische Leben 
und die Verwaltung Chinas erworben.
Nach Beendigung des Krieges wenden sich die Vereinigten 
Staaten und mit ihnen England wieder den Profiten in China zu. 
Sie fanden dort ein gestärktes Japan, das ihnen mit Erfolg die 
Märkte, deren sie für ihre Kapitalien bedurften, streitig machte. Um 
diesen Rivalen aus dem Wege zu schlagen, ohne nach außen hin 
sichtbar eine Hand zu rühren, nahmen sie zu den Konflikten zwi­
schen den chinesischen Militärführern Zuflucht.
Das, was im Jahre 1922 geschah, stellt zum Teil eine Wieder­
holung dessen dar, was 1920 geschehen war. Warum sieht man im 
Mai 1922 Tschang-Tso-Lin im Krieg gegen Wu-Pei-Fu?
Die Bourgeoisie von Schantung hatte sich wie üblich auf das 
Kapital jener Macht gestützt, die in ihrem Gebiet Einfluß hatte. Nun 
war ihr das deutsche Kapital entzogen und sie somit zur leichten 
Beute geworden. Andererseits werden die großen Häfen vom eng­
lischen und amerikanischen Kapital, die zentralen Provinzen vom 
englischen Kapital, die Mandschurei vom japanischen Kapital be­
herrscht. Daraus entspringen die Hindernisse für die Zentralisation 
des Landes.
Tschang-Tso-Lin, der die drei Ostprovinzen beherrscht und hin­
sichtlich des Unterhaltes seiner Armee und seiner Einnahmen mit 
der chinesischen Handelsbourgeoisie verbündet ist, besonders mit 
jener, die den Getreidehandel betreibt (Transport des Getreides aus
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der Mandschurei nach dem ganzen Norden Chinas und Ausfuhr ins 
Ausland), verbündet ferner durch das chinesische Handelskapital 
mit Japan, bemüht sich, seinen Machtbereich auszudehnen. Er 
braucht dazu gleichzeitig eine Stärkung seiner militärischen Kräfte, 
die Sicherung seiner Transporte und die Kräftigung seiner Macht 
in dem bereits eroberten Gebiete. Wu-Pei-Fu hingegen sucht in um­
gekehrter Richtung seine Macht gleichzeitig nach Norden und Süden 
auszudehnen. So kommen die Interessen der chinesischen Militär­
führer in Konflikt. Die Bedeutung ihrer Konflikte wäre aber nicht 
so groß, wenn nicht der ausländische Imperialismus sie aufstacheln 
und schüren würde.
Was bedeuten nun die Kämpfe des Jahres 1924 im Norden und 
im Innern Chinas?
Angeblich, um die Ordnung herzustellen, das Eigentum und das 
Leben der Fremden, die in Gefahr sind, zu sichern, nimmt der aus­
ländische Imperialismus eine drohende Haltung ein. Seine Forde­
rungen sind bekannt. (Ausdehnung der neutralen Zone, ausländische 
Kontrolle der Eisenbahnen usw.)
Gleichzeitig erregen sie neue Verwirrungen. Die Amerikaner 
haben nicht genug Geduld, um zu warten, daß Japan durch ihre 
wirtschaftliche Konkurrenz gezwungen werde, vor dem Yankee- 
Kapital zurückzuweichen und nach und nach seinen Einfluß verliere. 
Sie ziehen aus dem Zeitpunkt Gewinn, wo Japan infolge des großen 
Erdbebens geschwächt ist, um den Kampf zwischen Tschang-Tso- 
Lin und Wu-Pei-Fu, der wieder auflebt, zu vergiften. Gemeinsam 
mit England bemüht sich Amerika, die Spuren des Einflusses des 
japanfreundlichen Führers An-Fou in Tse-Kiang auszutilgen, dessen 
Generalgouverneur wenigstens nominell den Hafen von Schanghai 
in seiner Gewalt hat, den sechstgrößten der Welt nach dem Ton­
nengehalt der Schiffe, die er auf nimmt, und über den 60% der chine­
sischen Ausfuhr geleitet werden.
Aus diesen Gründen befindet sich gerade an der Grenze der 
Einflußzonen Japans, Englands und Amerikas der Herd des Kampfes 
im Zentrum und Norden Chinas, an jenem Kreuzweg, wo sich die 
Interessen des fremdländischen Imperialismus kreuzen, in der Um­
gebung von Schanghai und Schan-Hai-Kouan.
Dieser Kampf in Mittel- und Nordchina muß daher als ein Kampf 
um den wirtschaftlichen Einfluß angesehen werden: Amerika und 
England gegen Japan.
Im Jahre 1924 besiegt Tschang-Tso-Lin Wu-Pei-Fu, der von 
Feng-Yu-Siang verraten und verlassen wird, der japanische Ein­
fluß ist daher im Norden gestärkt und sucht nach dem Zentrum 
Chinas vorzudringen.
Es ist bekannt, wie Feng-Yu-Siang mit Unterstützung Sowjet­
rußlands, das ebenfalls aus dem Bürgerkrieg Chinas Gewinn zu zie­
hen suchte, den Versuch machte, Tschang-Tso-Lin und Wu-Pei-Fu 
zu unterwerfen, um die vorgebliche Rote Armee zu bekämpfen.
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Diese Verbindung richtete sich gegen die Kanton-Regierung, die die 
Russen natürlich auch zu unterstützen vorgeben.
Feng wurde angesichts des Bündnisses der beiden militärischen 
Diktatoren gezwungen, nach Rußland zu fliehen.
Was die Armee von Kanton betrifft, die sich auf die demokra­
tische Bewegung des erwachenden Volkes stützt und sich gegen 
die Regierung von Peking wendet, so bekämpft sie gleichzeitig den 
chinesischen Militarismus und den fremden Imperialismus.
Denn in dem einen wie in dem anderen bestehen Gefahren für 
den Weltfrieden und für die Freiheit Chinas.
R e d e  d es  G en o ssen  Y a n g  R antao .
Werte Genossen!
Wir sind der Exekutive der Internationale außerordentlich dafür dank­
bar, daß sie uns das besondere Recht zuerkannt, die Situation unseres 
Landes darzulegen, die unglücklicherweise eine Frage von größter Bedeu­
tung für die ganze Welt bildet.
Wir danken zunächst allen Genossen unserer Internationale für die 
Hilfe, die sie uns in dem Kampfe für die Unabhängigkeit Chinas und die 
Befreiung der chinesischen Arbeiter gewähren. Es sei uns erlaubt, ganz be­
sonderen Dank an die englischen und französischen Genossen zu richten, 
die Gelegenheit haben, einen mutigen Kampf gegen den Imperialismus ihrer 
Regierungen zu führen.
Wir wollen Ihre Zeit nicht zu sehr in Anspruch nehmen, indem wir in 
die Vergangenheit zurückblicken, um zu erklären, wie der fremde Im­
perialismus das chinesische Volk und vor allem die Arbeiterklasse Chinas 
unter seinem Joch hält. Die Beziehungen Chinas mit der Außenwelt sind 
jedoch noch immer auf alte und ungleiche Verträge gegründet, die ihm mit 
Gewalt auferlegt wurden und aus einer Epoche stammen, wo der Einfluß der 
Unterdrückung und Ausbeutung, der von der alten „Gesellschaft des eng­
lischen Indiens“ ausgeübt wurde, noch bestand. Deshalb ist ein kurzer hi­
storischer Überblick nötig. Zu diesem Zwecke verteilen wir einen schrift­
lichen Bericht und beschränken uns hier auf das, was die gegenwärtige 
Lage der Dinge betrifft, um so kurz und klar wie möglich darzulegen, wer 
wir sind und was wir von Euch, unseren internationalen Brüdern, erwarten.
Seit dem Augenblick, wo infolge eines Kampfes, der von 1901 bis 1911 
dauerte, die chinesische Revolution ausbrach, hat sich in der Entwicklung 
des Landes eine tiefgehende Wandlung vollzogen: in Zukunft muß man 
sich darauf gefaßt machen, daß sich das chinesische Volk allen Unterneh­
mungen, die gegen seine nationalen Interessen und die Interessen der Ar­
beiterklasse gerichtet sind, entgegenstellt. Beispiele hierfür gibt es im 
Überfluß.
Was macht die Stärke des auswärtigen Kapitalismus aus und versetzt 
ihn in die Lage, die Arbeiterklasse auszubeuten, indem er aus den unge­
heueren natürlichen Schätzen, die China birgt, Profit zieht?
Daran sind vor allem die veralteten Verträge schuld, die in der Folge 
der Kriege von 1842 und 1856 abgeschlossen wurden. Sie habe zur Folge:
Erstens: die fremde Kontrolle der Zölle und die zwangsweise Begren­
zung der Zolltarife. Zweitens: die Konzessionen und die Exterritorialitäts­
privilegien.
Die Kontrolle über die Zölle versperrt den Weg zur Entwicklung der 
Produktivkräfte von 400 Millionen Menschen und zwingt das Volk zur 
Armut und Elend. Die Arbeitskraft ist in einem so dicht bevölkerten Lande 
natürlich in Überfluß vorhanden und trotzdem kann das chinesische Volk
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seine Rohstoffe nicht mittels industrieller Produktion bearbeiten. Die aus­
ländischen Kapitalisten widersetzen sich nämlich im Wege der Zollkontrolle 
und der Beschränkungen der Tarife einer Ausdehnung des chinesischen 
Außenhandels.
Sie schaden damit nicht nur den Interessen des chinesischen Volkes, 
sondern auch denen ihrer eigenen Volksgenossen, da unter normalen Be­
dingungen der Tauschverkehr zwischen zwei Ländern für beide nützlich 
ist. Das, was sie im Auge haben, ist aber ein eingeschränkter Handel, den 
sie unter Überprofiten für sie monopolisieren, an Stelle eines ausgedehnten 
Handels, der nur mäßige Gewinne ergäbe.
Die Exterritorialität stellt die Ausländer außerhalb der chinesischen 
Gesetze und außerhalb der Kontrolle durch die chinesischen Behörden.
Dort, wo die für ein bestimmtes Gebiet gewissen Ausländern zum 
Zwecke des Aufenthaltes und des Handels zugestandenen Konzessionen 
ihren alten Charakter bewahrt haben, wie in Tientsin, Hankau, Kanton und 
in anderen Städten, bleiben wenigstens die chinesischen Gesetze für die in 
den Konzessionen wohnhaften Chinesen anwendbar.
Anders steht es aber in der internationalen Konzession von Shanghai. 
Infolge der Revolution von 1911 ernannten die ausländischen Konsuln selbst, 
unter offensichtlicher Verletzung der Bestimmungen der Verträge, die 
Richter für den Gemischten Gerichtshof, der bestimmt war, die Streitfälle, 
in denen Ausländer als Kläger gegen Chinesen auftraten und jene, die 
zwischen Chinesen selbst bestanden, zu schlichten.
So ist die Konzession von Schanghai ein souveräner Staat geworden, 
verwaltet von einer Oligarchie lediglich im Interesse der Ausländer mittels 
einer Beamtenschaft, die sich um die Person des Sekretärs des Gemeinde­
rates gruppiert.
Die chinesischen Gesetze sind daher nicht mehr für die Chinesen an­
wendbar. Die Vorteile, die das Unternehmertum daraus zieht, um die Ar­
beiter zu unterdrücken, sind leicht verständlich.
Die von den Ausländern errichteten Fabriken, errichtet, nicht um die 
chinesische Industrie zu entwickeln, sondern um der Industrie ihrer Länder 
Konkurrenz zu machen, arbeiten daher unter den schrecklichsten Arbeits­
bedingungen, wie sie vor einem Jahrhundert in Europa bestanden. Darüber 
unterrichtet der Bericht der „Shanghai Child Labour Commission“ (Schang- 
haier Kinderarbeit-Kommission) von 1924, der zum Beispiel die außer­
ordentlich große Anzahl von Kindern unter 12 Jahren, die in den von Eng­
ländern, Amerikanern und Italienern geleiteten Fabriken beschäftigt sind, 
zeigt.
Aus unserem Bericht ist zu ersehen, daß, wenn der fremde Kapitalis­
mus die chinesische Arbeiterklasse in der Unterdrückung hält, der auslän­
dische Imperialismus, der sich daraus ergibt, den Bürgerkrieg in China 
hervorruft und verlängert.
Es genügt, die Situation zusammenzufassen:
Der Kampf, der in Zentral- und Nordchina vor sich geht, muß als ein 
Kampf um den Einfluß zwischen Amerika und England einerseits, Japan 
andererseits angesehen werden, wobei die Offensive vom Anglo-amerika- 
nischen Kapital ergriffen wurde.
Die Details darüber sind täglich in den Blättern zu lesen. Sie sind ge­
zwungen, oft gegen ihren Willen, zu publizieren, daß die Armee von Kanton 
die großen Fortschritte auf einem Großteil des chinesischen Gebietes, die 
bekannt sind, nur infolge der Sympathie, die sie bei der Bevölkerung ge­
nießt, machen kann. Die Armee von Kanton repräsentiert den im chine­
sischen Volk entstandenen Willen, die nationale Selbständigkeit und die 
Freiheit des Volkes zu fordern.
Nach den schmerzlichen Ereignissen des Jahres 1925 in Schanghai hat 
sich die Konföderation der Arbeitergewerkschaften fest gegründet und
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haben sich auch die Bauernvereinigungen organisiert. Sie bilden eine Quelle 
der Kraft für die Regierung von Kanton.
Die Regierung von Kanton ist weder eine fremdenfeindliche, noch eine 
bolschewistische Regierung, sie ist eine demokratische Regierung, die vom 
Kouo-Min-Tan beherrscht wird.
Was ist der Kouo-Min-Tan? Er besteht in Wahrheit aus drei Gruppen:
1. die nationalistische Gruppe, der rechte Flügel des Kouo-Min-Tan;
2. die demokratische Gruppe, der linke Flügel des Kouo-Min-Tan, der 
in diesem Augenblick den größten Einfluß auf die Politik ausübt, weil er 
das Zentrum für alle zugleich gegen die Regierung von Peking und gegen 
den fremden Imperialismus gerichteten Forderungen bildet;
3. die bolschewistische Gruppe, die, da die Russen nicht nur auch 
Fremde sind, sondern die zahlenmäßig stärkste Gruppe von Fremden auf 
dem Gebiete Chinas bilden, das Vertrauen des chinesischen Volkes weder 
hat, noch haben kann, so daß der Einfluß, den sie abgesehen von einigen 
Vertrauten oder Werkzeugen ausübt, als Null angesehen werden kann. Der 
Bolschewismus dient den Fremden ganz besonders als Vorwand, um ihre 
Haltung zu rechtfertigen.
Der Kouo-Min-Tan hat zunächst den Widerstand gegen die Anmaßung 
der fremden Mächte verkörpert, die unter dem Vorwand, die Ordnung, die 
sie am meisten zu stören beigetragen haben, indem sie den einen Führer im 
Kampf gegen den andern hielten, wiederherzustellen, eine Ausdehnung der 
neutralen Zone verlangten, oder mit anderen Worten, eine Ausdehnung der 
Konzessionen und die Errichtung einer besonderen Überwachung der Eisen­
bahnen, was die fremde Kontrolle über das ganze Eisenbahnnetz bedeutet 
hätte.
Gegenwärtig verkörpert der Kouo-Min-Tan die Forderung nach Unab­
hängigkeit, an die sich stets mehr oder weniger die inneren Freiheiten 
knüpfen. Diese Parole sammelt heute so verschiedene Tendenzen.
Sicherlich wird man in mehr oder weniger langer Zeit innerhalb des 
Kouo-Min-Tan schwere Spaltungen erfolgen sehen, weil er eine Vereinigung 
mehrerer Parteien darstellt, wo die Ideen und der Wille zur Tat häufig in 
Gegensatz geraten. Die Übereinstimmung kommt durch den Kampf in der 
Gegenwart zustande.
Selbstverständlich unterstützen wir mit allen unseren Kräften den ge­
meinsamen Kampf für die Eroberung der Unabhängigkeit und der Freiheit 
des Volkes und unsere Genossen nehmen mit allen ihren Kräften an dem 
Kampf in allen Provinzen Chinas teil. Aber in diesem Kampf selbst wollen 
wir uns nicht mit jenen vermengen, die, sei es aus Interesse, sei es infolge 
von Illusionen, nicht sehen können oder sehen wollen, daß die Elemente, 
die in China zugunsten der Unterdrückung durch die Fremden Im Felde 
stehen, innerhalb Chinas selbst bestehen und die Selbstbestimmung nach 
außen hin nur zugunsten der Unterwerfung eines großen Teiles des Volkes 
in anderen Formen oder für andere Nutznießer der Ausbeutung gewähren 
würden.
Wir wollen angesichts aller Schwierigkeiten unsere marxistische Ein­
stellung bewahren. Wir wollen offen kämpfen, um die Lehre von Marx zu 
verbreiten und die proletarischen Kräfte in Übereinstimmung mit der Tak­
tik unserer sozialistischen Internationale zu organisieren. Das ist das ein­
zige Mittel, das wir besitzen, um all dem entgegenzutreten, was das Stre­
ben nach Unabhängigkeit nach außen und nach Freiheit im Innern zu einem 
Rassenkampf entarten lassen will, der nichts anderes täte, äls den 
Klassenkampf in gefährlicher Weise zu verhüllen, der immer mehr in 
das Bewußtsein der Arbeiterklasse übergehen muß, damit sie ihn in ihrem 
Lande und vereinigt in der internationalen Aktion der Arbeiterklasse führe.
Das ist unsere Arbeit und unser Ziel. Die Genossen aus allen Ländern 
können auf unsere Treue, unsere Ergebenheit und Ausdauer unter den Be­
dingungen, die wir soeben in aller Kürze angegeben haben, zählen.
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Ein Fortschritt ist uns nur dann möglich, wenn die Internationale uns 
dazu verhilft, das Vertrauen des chinesischen Volkes und der chinesischen 
Arbeiter zu verdienen.
Wir glauben das Recht zu haben, das den Proletariern und den sozia­
listischen Parteien aller Länder, die in der Internationale organisiert sind, 
zugestanden ist, den Kampf zu beginnen, indem wir die nächsten Forderun­
gen des chinesischen Volkes tatkräftig und ausdauernd unterstützen. Diese 
Forderungen lauten:
1. Sofortige Zurückziehung der fremden Truppen; Verbot, militärische 
Kräfte nach China zu schicken.
2. Vollständige Selbständigkeit des chinesischen Zollwesens.
3. Abschaffung der Konzessionen und der Exterritorialitätsprivilegien.
4. Aufhebung der Verträge, die die Unabhängigkeit Chinas beseitigen, 
und Ersetzung derselben durch neue Verträge, die auf der Gleich­
heit Chinas mit allen anderen Mächten beruhen.
Wir sind im voraus überzeugt, daß das internationale Proletariat mit 
allen Mitteln, über die die hier vertretenen Parteien verfügen: parlamen­
tarische Aktion, Pressefeldzüge, öffentliche Kundgebungen, dem chinesischen 
Volke seine Hilfe gewähren wird, den Imperialismus der ganzen Welt dazu 
zwingen wird, dem Drucke zu weichen und so dazu beitragen wird, neue 
Kräfte in den Dienst der Sache der s o z i a l e n  R e v o l u t i o n  und des 
Weltfriedens zu stellen.
So bitten wir Sie, schon jetzt den Ausdruck unserer tiefgefühlten Dank­




S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P artei.
(Socialdemokratisk Forbund i Danmark.)
Gegründet: 1871.
Parteimitgliederzahl: 1. Januar 1928 148 492, davon 48 469 Frauen. 
Gewerkschaften: 309 885.
Jugendorganisation: 11 325.
Frauenorganisation: Es besteht keine besondere politische Frauenorganisa­
tion.
Bildungsorganisation: Arbeiterbildungsbund, Arbeiterhochschule. 
Parteipresse: 64 Tagblätter, 2 Monatsschriften.
Zentralorgan: „Social-Demokraten“ (T.) Nörre Farimagsgade 49, Kopen­
hagen.
Parlamentarische Vertretung: Zweite Kammer (Folketing) 53 von 149
(35,6%); erste Kammer (Landsting) 25 von 76 (32,9%). 
Wählerstimmen: 497 106 (37,2%) 1926.
Ordentlicher Parteitag: alle vier Jahre.
Parteivorstand: Vorsitzender Th. Stauning; Stellvertreter Fr. Andersen;
Kassierer: Kluewer; Sekretär: Aising Andersen.
Parteisekretariat: Rosenornsallee 12, Kopenhagen, V.
Vertreter in der S. A. I.: Th. Stauning (E.), Carl F. Madsen (E.).
Ungefähr 2%  Jahre konnte die sozialdemokratische Regierung 
in Dänemark am Ruder bleiben: vom 23. April 1924 bis zum 13. De­
zember 1926. Mit den Radikalen verfügte sie über eine Majorität 
von einer Stimme im Unterhaus. Im Oberhaus bestand aber eine 
konservative Mehrheit.
Nichtsdestoweniger gelang es der sozialdemokratischen Regie­
rung, wichtige Fragen zu lösen. Das G e l d w e s e n ,  das unter der 
vorigen Regierung in ein völliges Chaos geraten war, wurde stabi­
lisiert. Im S t a a t s h a u s h a l t  wurde Ordnung geschaffen und 
die Staatsschulden erheblich verringert. Verschiedene Rohstoffzölle 
und indirekte Steuern wie auch Eisenbahn-, Post-, Telegraph- und 
Telephontaxen wurden herabgesetzt. Die Verhältnisse der S t a a t s ­
a n g e s t e l l t e n  und der alten Staatspensionäre wurden bedeu­
tend verbessert und eine G e m e i n d e - B o d e n s t e u e r  durch­
geführt. Die A b r ü s t u n g s v o r l a g e  wurde — etwas geändert 
— mit Hilfe der Radikalen im Unterhaus am 12. März 1926 an­
genommen.
Außerdem hat die Partei nicht nur eingehende Erfahrungen in 
der Handhabung des Verwaltungsapparates des Staates erreicht, 
sondern auch dadurch einen bedeutenden Einfluß ausgeübt, und 
durch großzügige Reformvorlagen auf allen Gebieten der Gesetz­
gebung (Schulwesen, Strafgesetz, Bodenreform, Sozial- und Arbei­
tergesetzgebung) hat die Regierung grundlegende Arbeit für die 
künftige Tätigkeit geleistet.
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Die Hauptschwierigkeiten erwuchsen, als die Regierung daran 
ging, die Arbeitslosigkeit und den Steuerdruck auf die Minder­
bemittelten zu erleichtern. Die Landwirtschaft, die ein Drittel der 
Bevölkerung beschäftigt, ist nicht imstande, dem Bevölkerungs­
überschuß Beschäftigungsmöglichkeit zu verschaffen. Die Regie­
rung plante daher, zum Ausbau und zur Rationalisierung der In­
dustrie durch eine Reihe von positiven Vorschlägen und Einführung 
von Kontrollmaßnahmen im Interesse der Verbraucher und der 
Arbeiter beizutragen. An diesen Vorschlägen ging die Zusammen­
arbeit der Radikalen und der Sozialdemokraten in die Brüche. Aber 
auch unter der folgenden Regierung der Bauernlinken blieb die 
Wirtschaftskrise bestehen, und es sind noch immer die positiven 
Vorschläge der sozialdemokratischen Partei, die die Öffentlichkeit 
in dieser Beziehung vor allem beschäftigen.
Die Ansprüche der Konservativen auf umfassende Schutzzölle, 
die eine gewisse Interessengemeinschaft mit den Arbeitern der be­
treffenden Industrien aufzuzeigen schienen, und die Tatsache, daß 
die Partei die Regierung innegehabt hatte und diesen Ansprüchen, 
die auch von verschiedenen Gewerkschaften unterstützt wurden, 
nicht entgegenkommen konnte, ließen auf keine günstigen Wahl­
aussichten schließen. Die Partei, die schon bei den Wahlen im Jahre 
1924 einen Gewinn von 80 000 Stimmen hatte, erreichte trotzdem 
bei den Wahlen am 2. Dezember 1926 einen Gewinn von 27 000 
Stimmen, eine Steigerung ihres Prozentanteils an den Stimmen von 
36,6 auf 37,2 und eine Gesamtstimmenzahl von ungefähr 500000.
Die jetzigen Regierungsparteien (Konservative und Bauernlinke) 
haben sich zu einer rücksichtslosen „sozialen Reaktion“ zusammen­
gefunden. Sie haben brutal die soziale Gesetzgebung eingeschränkt 
und die Löhne der Staatsangestellten herabgesetzt. Die ersparten 
Millionen wurden den Wohlhabenden als Steuererleichterungen zu­
geteilt, ebenso haben sie das kommunale Stimmrecht eingeschränkt. 
Außerdem hat die Sozialdemokratie (bis jetzt mit Erfolg) gegen 
eine „Zuchthausvorlage“ gegen die Gewerkschaften kämpfen müs­
sen. Bei der Lösung der „Landmandsbankfrage“ hat die Partei einen 
wesentlichen Einfluß gemäß ihrem prinzipiellen Standpunkt (Staats­
bank) ausgeübt.
Die Partei, die die Industriearbeiterschaft nahezu völlig erfaßt 
hat, hat noch bedeutende Reserven in den Städten. Um den end­
gültigen Sieg zu erkämpfen, muß die Partei aber einen noch größe­
ren Teil der Landarbeiter und der Kleinbauern gewinnen. Jetzt 
wird ein Drittel der sozialdemokratischen Stimmen in den Land­
bezirken abgegeben; die organisatorische Stärke der Partei — 1006 
sozialdemokratische Organisationen in einer Gesamtzahl von 1400 
Gemeinden — ist ein Vorzeichen neuer Wahlerfolge. Der Kongreß 
in Vejle 1927 zeigte ebenso wie der Kongreß in Odense im Jahre 
1923, daß die Organisation in steter Entwicklung ist. Die Partei, die 
damals etwa 128 000 Mitglieder zählte, hatte jetzt etwa 150 000. Im
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Jahre 1927 war ein Zuwachs von 3792 Mitgliedern zu verzeichnen. 
Sowohl die Jugendbewegung als -die Arbeiterbildungsorganisation 
konnten von einem erfreulichen Fortgang berichten. Auch auf den 
entlegenen Faeror-Inseln ist die Partei im Aufstieg. Im Januar 1927 
hatte die Partei dort über 1000 Stimmen bei einer Einwohnerzahl 
von 16 000, und nach den Wahlen im Februar 1928 bildet sie mit 
zwei Vertretern das Zünglein an der Wage zwischen den beiden 
bürgerlichen Parteien mit 10 und 11 Vertretern im Landtag. Seit 
Mai 1927 hat sie ihre eigene Tageszeitung (Förya Socialdemokrat).
Andere Arbeiterparteien:
Die Kommunisten sind in völliger Auflösung begriffen. Bei den Wahlen im 
Jahre 1924 hatten sie 6219 Stimmen und im Jahre 1926 5689. Ihr Stim­
menmaterial betrug 0,5% bzw. 0,4%.
Literatur:
„Internationale Information“ 1925—1928, siehe insbesondere 1.1. 1926, Nr. 11, 
Seite 2, Seite 47, 247, 259; I. I. 1927, Seite 18, 285, 297.
E. Wiinblad og Aising Andersen: Det danske Socialdemokratis Historie 
1871—1921 (dänisch).
Parteitagsprotokolle, Jahresberichte „Faeroerne“ af Folketingsmand Hans 
Nielsen in Arbejderens Almanak, Kopenhagen 1927, S. 48—53 (dänisch).
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Danzig.
S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P artei.
Gegründet: im Jahre 1919.






Zentralorgan: „Danziger Volksstimme“ (T.), Am Spendhaus 6, Danzig. 
Parlamentarische Vertretung: 42 von 120.
Wählerstimmen: 61 588 im November 1927 (Proportionalwahlrecht, Männer 
und Frauen).
Ordentlicher Parteitag: alljährlich, gewöhnlich im Monat April. 
Parteivorstand: Sekretär J. Mau.
Parteisekretariat: Weissmönchenhintergasse 1/2, Danzig.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Die Geschichte Danzigs seit 1925 ist die Geschichte ständigen 
Fortschrittes. Der Umfang des von Danzig vermittelten Handels 
steigt ständig und die Stadt hat die Entwicklung einer bedeutenden 
eigenen Industrie zu verzeichnen. Die Beziehungen zu Polen, die 
seit der Gründung der freien Stadt Danzig durch den Versailler 
Friedensvertrag nichts weniger als ruhig gewesen waren, haben 
einen deutlichen Umschwung zum besseren genommen. Der Ein­
fluß der sozialdemokratischen Partei ist in demselben Ausmaß wie 
die Verbesserung der Lage der Stadt gewachsen. Bevor die Stadt 
zu einem selbständigen Staat wurde, war die Partei ein Bestand­
teil der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und steht auch 
jetzt noch in inniger geistiger Verbindung mit ihr. Die Partei hat 
nun durch Zusammenarbeit mit den polnischen Sozialisten entschei­
dend zu einer freundlicheren Haltung in den Beziehungen zu Polen 
beigetragen. Um den reaktionären Nationalismus der Bürgerschaft 
in Danzig selbst zu bekämpfen, beteiligten sich die Sozialdemokra­
ten an einer Koalitionsregierung mit den Demokraten und dem 
Zentrum von August 1925 bis Oktober 1926. Die Bedeutung dieser 
Arbeit in diesem Teil Europas, wo stets eine Welle des extremen 
Nationalismus droht, läßt sich kaum überschätzen.
Der jährliche Parteikongreß vom 17. bis 18. April 1926 hieß die 
Regierungspolitik der Partei gut und der Aufstieg der Mitglieder­
zahlen, sowie die Wahlerfolge der Partei haben das Zutrauen ge­
zeigt, das die Partei gewonnen hat. Im Jahre 1926 stieg die Mit­
gliederzahl von 3427 auf 4270 und im Jahre 1927 auf 5418. Die Kreis­
tagswahlen im Mai 1927, in drei Bezirken, fügten 1800 Stimmen zur 
Stimmenzahl der früheren Wahlen hinzu. (23 sozialdemokratische
IV. 36
Kreistagsabgeordnete von 64). Bei den Wahlen vom 13. November 
1927 erhielt die Partei noch 12 Abgeordnete zu den früheren 30 im 
Volkstag. Die Stimmenzahl der Partei war von 39 755 auf 61 588 
gestiegen. Die Regierungspartei — die Deutschnationalen — und 
die Deutschvölkischen verloren zusammen 13 von 40 Abgeordneten. 
Daraufhin wurde ein Sozialdemokrat zum Volkstagspräsidenten ge­
wählt und im Januar 1928 eine neue Koalitionsregierung gebildet, 
die aus 8 Sozialdemokraten, 4 Zentrumsabgeordneten und 2 Demo­
kraten besteht.
Die kommunistische Partei hat die ganze Zeit an Boden ver­
loren. Sie hat zum Sturz der sozialdemokratischen Koalitionsregie­
rung im Oktober 1926 beigetragen, ist aber außerstande gewesen, 
eine begründete Opposition gegen die sozialdemokratische Politik 
der wirtschaftlichen und politischen Verständigung mit Polen auf 
Grundlage der bestehenden Verträge und der Verfassungs- und 
Verwaltungsreform, verbunden mit der Erweiterung der Sozial­
gesetzgebung zu führen. Sie hat mehrere Spaltungen erlebt. Sechs 
kommunistische Volkstagsabgeordnete waren der Sozialdemokra­
tischen Partei vor den letzten Wahl wieder beigetreten und die 
kommunistischen Stimmen fielen von 14 982 auf 11695. Die Man­
date sanken von 11 auf 8.
Literatur:
Marseiller Bericht 1925
Internationale Information 1925—1928, siehe insbesondere 1.1. 1926, Seite 72, 
209; 1927 Seite 206, 253, 433, 533; 1928 Seite 20, 114.
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Deutschland.
S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P a r te i ( S . P. D .).
Gegründet: durch den Allgemeinen Deutschen Arbeiterverein (Lassalle) 1863 
und die Sozialdemokratische Arbeiterpartei (Eisenacher) 1869; ver­
einigt im Juli 1875.
Parteimitgliederzahl: 867 671, davon 181541 Frauen.
Gewerkschaften; 4 976 971.
Jugendorganisation: 55 342, davon 19 000 weibliche.
Frauenorganisation: 181 541.
Bildungsorganisaion: Reichsausschuß für sozialistische Bildung; Arbeits­
gemeinschaft der Kinderfreunde.
Parteipresse: 195 Tagblätter, mehrere Wochenblätter und Monatsschriften. 
Zentralorgan: „Vorwärts“ (T.), Berlin SW. 68, Lindenstraße 3. 
Parlamentarische Vertretung: 153 von 491.
Wähler stimmen: 9 146 165 (20. Mai 1928).
Ordentlicher Parteitag: alljährlich.
Partei Vorstand: Vorsitzende: Arthur Crispien, Hermann Müller, Otto Wels. 
Kassierer: Bartels, Ludwig. Sekretäre: Marie Juchacz, Stelling, Ditt- 
mann, Hans Vogel, Max Westphal.
Parteisekretariat: Berlin S.W. 68, Lindenstraße 3.
Vertreter in der S. A. I.: Crispien (E.), Müller (E.), Wels (E. B.).
Der Wahlsieg der deutschen Sozialdemokratie bei den Wahlen 
vom 20. Mai 1928 hat den Schlußpunkt unter die Periode gesetzt, 
in der die deutsche Republik von einer Koalition bürgerlicher Par­
teien regiert wurde, in der Gegner der republikanischen Staats­
form, die Deutschnationalen (Deutschnationale Volkspartei) ver­
treten waren. Die Sozialdemokratie steigerte ihre Stimmenzahl von 
7 880 058 auf 9 146 165, ihren Anteil an der Gesamtstimmenzahl von 
26 auf 29,6% und ihre Mandatszahl von 131 auf 153. Zugleich er­
höhten die Kommunisten ihre Stimmenzahl von 2 708176 auf 
3 262 584, ihren Anteil an der Gesamtstimmenzahl von 9 auf 10,2% 
und ihre Mandatszahl von 44 auf 54. Auf der anderen Seite hatten 
die bürgerlichen Parteien, abgesehen von der politisch richtungs­
losen Wirtschaftspartei, schwere Verluste zu verzeichnen, allen 
voran die Deutschnationalen, deren Demagogie während ihrer Re­
gierungsbeteiligung rettungslos bloßgestellt worden war.
Die Folge dieses Wahlergebnisses ist die Notwendigkeit einer 
Zusammenarbeit zwischen der Sozialdemokratie, die zur weitaus 
stärksten Partei im Reichstag geworden ist, und bürgerlichen Par­
teien, da eine Regierungsbildung nur bürgerlicher Parteien infolge 
ihrer Zersplitterung wenigstens auf absehbare Zeit nicht in Frage 
kommen konnte. Nach Bemühungen zur Bildung einer Großen Koa­
lition (Sozialdemokraten, Demokraten, Zentrum, Bayerische Volks­
partei und Deutsche Volkspartei), die an der reaktionären Haltung 
der Deutschen Volkspartei scheiterten, gelang es schließlich Her­
mann Müller, eine Regierung zu bilden, in der wohl alle Parteien
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der Großen Koalition vertreten sind, jedoch ohne Bindung der Frak­
tionen. Die Sozialdemokratie ist vertreten durch Hermann Müller 
(Reichskanzler), Severing (Inneres), Hilferding (Finanzen) und 
Wissell (Arbeit).
Die Entwicklung der politischen Verhältnisse Deutschlands in 
der Berichtsperiode, die mit dem glänzenden Wahlausgang vom 
20. Mai 1928 schloß, setzt ein in einem Zeitraum, in dem die Sozial­
demokratie die Folgen des Ruhrabenteuers und der Inflation zu 
überwinden begann.
Das erste Halbjahr 1926 brachte den Kampf um die Enteignung 
der Fürsten. Nachdem der Parteiausschuß sich am 19. Januar da­
hin entschieden hatte, daß, um eine Zersplitterung des Kampfes zu 
vermeiden, ein gemeinsamer Antrag der sozialdemokratischen und 
kommunistischen Partei erfolgen solle, kam unter dem Vorsitz eines 
Vertreters des deutschen Gewerkschaftsbundes in einer gemein­
samen Beratung beider Parteien ein Antrag zustande, der die völlige 
Enteignung des Vermögens der vormals regierenden Fürsten vor­
sah. Die beiden Parteien kamen überein, die Aktion für das Volks­
begehren gesondert zu führen. Trotzdem hatte der Parteivorstand 
der deutschen Sozialdemokratie Anlaß, in einem Aufruf an die Par­
teimitglieder festzustellen, daß die kommunistische Partei die Für­
stenenteignungskampagne entgegen der getroffenen Vereinbarung 
für die Zwecke ihrer Partei auszubeuten suchte.
Der Erfolg des Volksbegehrens war über Erwarten groß. Es 
erfolgten nicht weniger als 12516 673 Eintragungen. Gegenüber den 
Stimmenzahlen, die auf die beiden proletarischen Parteien im De­
zember 1924 entfallen waren, bedeutete dies einen Zuwachs von 
nahezu 2 000 000 Stimmen. Umso schwieriger wurde der Kampf im 
Volksentscheid. Die deutsche Regierung hatte den Entwurf für ver­
fassungsändernd erklärt, so daß die Abgabe von 20 000 000 Stimmen 
zugunsten des Volksbegehrens notwendig war. Alle bürgerlichen 
Parteien mit Ausnahme der Demokraten, die die Stimme freigaben, 
erklärten sich gegen das Begehren. Sie forderten ihre Anhänger 
zur Stimmenthaltung auf, so daß sie die Möglichkeit hatten, alle 
Mittel des Terrors, besonders in den agrarischen Gebieten, gegen 
die Wähler anzuwenden. Trotzdem gelang es, die Stimmenzahl 
noch auf 14 455 184 zu erhöhen. Gegenüber der Stimmenzahl der 
proletarischen Parteien eine Steigerung auf 139,4%. Es waren also 
große Wählermassen der Parole der bürgerlichen Parteien nicht 
gefolgt.
Die Sozialdemokratie versuchte zunächst den Erfolg des re­
publikanischen Vorstoßes, da die völlige Enteignung nicht durch­
gesetzt worden war, in den parlamentarischen Verhandlungen über 
die Abfindung der Fürsten auszuwerten. Als dies nicht gelang, sah 
sich die preußische Regierung genötigt, um einem Urteilsspruch 
reaktionärer preußischer Richter zu entgehen, einen Abfindungs­
vertrag mit den Hohenzollern zu treffen.
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In der gesamten Berichtsperiode befand sich die deutsche So­
zialdemokratie in Opposition. Zwar wurden Versuche zur Bildung 
einer Großen Koalition unternommen, sie scheiterten jedoch an dem 
Widerstand der Deutschen Volkspartei. Der Regierung Marx, die 
das zweite Kabinett Luther ablöste, folgte eine neue Regierung Marx 
unter Einschluß der Deutschnationalen. Von Ende Januar 1927 an 
regierte in Deutschland der Besitzbürgerblock, in dem die Deutsch­
nationalen eine reaktionäre Innenpolitik mit dem Verzicht auf ihre 
Parteigrundsätze in der Außenpolitik erkauften.
Wenngleich auch der reaktionäre Zug in der deutschen Regie­
rung es nicht verhindern konnte, daß die Politik des Augleichs und 
der Verständigung mit Frankreich fortgesetzt wurde, so hat den­
noch der Eintritt der Deutschnationalen in die Regierung den Fort­
gang der Entspannung zwischen Deutschland und Frankreich we­
sentlich gehemmt. Der Eintritt Deutschlands in den Völkerbund im 
September 1926 und die sich daran anschließenden direkten Unter­
handlungen zwischen dem deutschen und dem französischen Außen­
minister ließen wesentliche Fortschritte in der Befriedung des Ver­
hältnisses zwischen den beiden Ländern erhoffen. Seit dem Eintritt 
der Deutschnationalen in die deutsche Regierung und der Bildung 
der Regierung der Nationalen Union in Frankreich ist jedoch ein 
völliger Stillstand auf diesem Gebiet zu verzeichnen.
Der Parteitag von Heidelberg (13. bis 18. September 1925) be­
schloß ein neues Parteiprogramm, dem auf dem Kieler Parteitag 
(22. bis 27. Mai 1927) das Agrarprogramm folgte.
In organisatorischer Hinsicht sind außerordentlich erfreuliche 
Erfolge zu verzeichnen. Die Charakterlosigkeit der Deutschnatio­
nalen und die reaktionäre Politik der Regierung haben große Massen 
der deutschen Wählerschaft in die Reihen der Sozialdemokratie ge­
führt. Die Parteimitgliederzahl beträgt gegenwärtig 823 520 und ist 
in weiterem starken Anstieg begriffen. Alle Einzelwahlen, die in der 
jüngsten Zeit stattgefunden haben, kündeten bereits die großen Er­
folge der deutschen Sozialdemokratie bei den Reichstagswahlen an. 
Daneben ist noch die Festigung der inneren Verhältnisse der Partei 
hervorzuheben. Der Parteikonflikt in Sachsen ist durch den Aus­
schluß von 23 ehemaligen Abgeordneten — Führern ohne Heer — er­
ledigt worden, wodurch die Schlagfertigkeit der Partei wesentlich 
gesteigert wurde.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei. Die Mitgliederzahl wird von der Kommunistischen 
Internationale mit 124 729 angegeben. Gegenüber den Zahlen, die 1925 
genannt wurden, bedeutet dies einen Rückgang um 220 000, also um weit 
mehr als die Hälfte. Die parlamentarische Vertretung der Partei im 
vergangenen Reichstag ist durch Parteikonflikte in mehrere Gruppen 
gespalten worden. Zu den zahllosen Gruppen, die sich aus der Kom­
munistischen Partei losgelöst haben, gehören die Linken Kommunisten- 
Leninisten, die bei den Wahlen insgesamt rund 80 000 Stimmen, aber 
kein Mandat erhielten. Kurz vor den Wahlen spaltete sich von ihnen 
die Gruppe Maslow-Ruth Fischer wieder ab.
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Die aus der Gruppe, die die Einigung von Nürnberg nicht mitmachen wollte, 
hervor gegangenen zwei Organisationen sind vollständig bedeutungslos. 
Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (Theodor 
Liebknecht) erhielt 20 725 Stimmen und kein Mandat. Der „Soziali­
stische Bund“ (Ledebour) wagte keine Stimmenzählung mehr und for­
derte seine Anhänger auf, kommunistisch zu stimmen.
Die „Alte Sozialdemokratische Partei“ entstand aus der aus der sächsichen 
Sozialdemokratie ausgeschlossenen Gruppe und verfolgt nationalistische 
Tendenzen. Vor den Wahlen wurde die Organisation auf ganz Deutsch­
land ausgedehnt. Sie erhielt 65 573 Stimmen und kein Mandat. In der 
Arbeiterbewegung völlig einflußlos.
Kommunistische Arbeiterpartei: Von der Kommunistischen Partei abgespal­
ten; verfolgt syndikalistische Tendenzen. Poale Zion: Siehe Seite . . .
Literatur:
Parteitagsprotokolle.
Seit 1926 erscheint das vom Vorstand der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands herausgegebene „Jahrbuch der deutschen Sozialdemo­
kratie“.
Internationale Information; insbesondere: 1926, Seite 3/1, 5/3, 50, 206; 1927: 
Seite 55, 259; 1928: Seite 185, 253.
Bericht des Internationalen Kongresses in Marseille.
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Estland.
S o z ia lis tisc h e  A rb e iterp a rte i.
(Esti Sotsialistlik Tööliste Partei.)
Gegründet: im Jahre 1925 (1917).
Parteimitgliederzahl: 4500, einschließlich Frauen.




Parteipresse: 1 Tagblattt, 2 Wochenblätter, 1 Monatsschrift (Jugendblatt). 
Zentralorgan: „Rahwa Söna“ (T.), V. Pärnu 31, Postfach 367, Reval. 
Parlamentarische Vertretung: 24 von 100.
Wählerstimmen: 119 914 (22,87%) 1926. (Proportionalwahlrecht, Männer 
und Frauen.)
Ordentlicher Parteitag: alljährlich, gewöhnlich im ersten Jahr es viertel. 
Parteivorstand: Vorsitzender: A. Rei, Stellvertreter K. Ast. M. Püüman; 
Kassierer: K. Wirma; Sekretäre: Piiskar und Weimann; Internationaler 
Sekretär: J. Wain.
Parteisekretariat: V. Pärnu 31, Postfach 367, Tallinn.
Vertreter in der S. A. I.: A. Rei (E.).
Der Belagerungszustand, der nach dem Kommunistenputsch im 
Dezember 1924 über das Land verhängt wurde, ¿ A u zv t noch an. 
Er wurde im Dezember 1927 auf das ganze Jahr 1928 verlängert. 
Zwar ist er im Laufe der Zeit auf Reval, die Eisenbahnen und die 
Gebiete an der russischen Grenze beschränkt worden, aber für die 
Arbeiterbewegung ist er noch immer verhängnisvoll. Die Sozial­
demokratie hat wiederholt versucht, zuletzt am 15. Dezember 1927, 
Amnestiegesetzvorlagen durchzubringen. Anläßlich des zehnten 
Jahrestages der Republik wurden 32 politische Gefangene, darunter 
26, die zu Zwangsarbeit verurteilt waren, freigelassen. Es ist un­
bekannt, wie viele politische Verurteilte noch in Haft sind. Der 
Belagerungszustand hatte über 200 Todesstrafen und über 700 
Jahre Gefängnisstrafen zur Folge und wird auch gegen die Streik­
bewegungen verwendet.
Die Arbeitsbedingungen im Lande sind von der Rückständigkeit 
der maschinellen Ausrüstung der Industrie bestimmt. Die Woh­
nungsnot wirkt sich auch auf die psychische Lage der Arbeiter aus. 
In Reval waren z. B. im Frühjahr 1926 auf 34 347 Wohnungen 45 330 
Haushaltungen, zu verzeichnen, d. h. 11000 Haushalte mit 20 bis 30 
Tausend Menschen besaßen keine eigene Wohnung; 75 von 100 
waren Einzimmerwohnungen. Nach den Berechnungen der „Revue 
Internationale du Travail“ verhielten die Löhne in Reval im Okto­
ber 1925 sich zu den Löhnen in London wie 37 zu 100. Ein weiteres 
Beispiel von dem Lohnstand gibt der mittlere Lohn in der Textil­
industrie im Oktober 1926, der 11 Schweizer Franken pro Woche
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betrug. Die Arbeitslosigkeit ist sehr groß, aber in Zahlen schwer 
festzustellen, weil die Registrierung durchaus ungenügend ist. Der 
Achtstundentag sollte durch eine Verordnung von 1918 gesichert 
werden. Aber diese Verordnung sieht keine Strafmaßnahmen vor. 
Die Arbeiter in den Gewerkschaften und die sozialistische Parla­
mentsfraktion müssen den Achtstundentag selbst verteidigen. Das 
Washingtoner Abkommen über den Achtstundentag ist nicht ratifi­
ziert. Da in Estland Arbeitslosigkeit herrscht, erlauben die Gewerk­
schaften nur in Ausnahmefällen bis zu zwei Überstunden, wofür 
50% Zuschlag zu leisten ist. Über diesen Zuschlag entstehen oft 
Konflikte.
Die Vereinsfreiheit ist verfassungsmäßig gewährleistet. Die Ar­
beiterklasse, die unter diesen Arbeitsverhältnissen zu leiden hat, 
ist aber schwer organisierbar und vermag daher auch nicht dieses 
Recht durchzusetzen. Dennoch haben die Gewerkschaften, die dem 
Internationalen Gewerkschaftsbund angeschlossen sind, schon über 
6000 Mitglieder. Etwaige Streikbewegungen zielen in der Regel 
darauf hin, die Lohnauszahlung überhaupt zu erreichen. Im Jahre 
1925 waren nur 26,6% der Streikbewegungen nicht darauf gerichtet, 
Lohnerhöhungen zu erhalten.
Die Parteitätigkeit ist unter diesen Verhältnissen natürlich über­
aus erschwert. Es ist der Arbeiterschaft fast nicht möglich, Mit­
gliedsbeiträge zu entrichten. Eine Frauenorganisation gibt es erst 
seit dem Jahre 1925. Das Zentralorgan der Partei „Rahwa Söna“ 
besteht im II. Jahrgang und erscheint sechsmal wöchentlich, die 
anderen Parteiblätter nur zweimal wöchentlich. Die Kongresse 
werden aber regelmäßig abgehalten und durch Konferenzen wird 
die Zusammenarbeit mit den Bruderparteien in Lettland und Litau­
en gepflegt. Die Wahlen zeigen einen steten Aufstieg der Partei. 
Bei den Wahlen vom Mai 1926, wo man eine durchschnittliche Wahl­
beteiligung von 72% verzeichnen konnte, erreichte die sozialdemo­
kratische Partei 119 000 von 552 000 Stimmen — 22,87%. Das heißt 
32 000 mehr als in 1923, wo sie 18,7% erhielt. Sie bekam 24 von 
100 Mandaten. Die Kreiswahlen vom 20. März 1927 zeigten eine 
Verdoppelung der Stimmenzahl für die Sozialisten. Sie konnten mit 
58 gegen früher 29 Vertretern in die Kreisräte einziehen. Der Auf­
stieg vollzog sich ausschließlich auf Kosten der reaktionären Bauern­
partei.
Während der Periode nach dem Kommunistenputsch hat die so­
zialistische Arbeiterpartei vor der schwierigen Frage der Regie­
rungsbeteiligung gestanden. Das Problem wurde zugunsten der 
Regierungsbeteiligung gelöst, indem zwei Genossen als Eisenbahn­
minister und Informationsminister an der Regierung teilnahmen, und 
dort bis Juni 1926 geblieben sind. Die Absicht war, eine Milderung 
der Reaktion herbeizuführen und ungesetzliche Repressalien gegen 
die Kommunisten zu bekämpfen. Es ist dies nur in ganz geringem 
Ausmaß gelungen. Der Parteitag vom April 1925 hieß aber mit vier
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Fünftel Mehrheit die Regierungsbeteiligung und das Verhalten der 
Genossen in der Regierung gut.
Die schon bestehenden Jugendvereine der Partei bildeten im 
Jahre 1925 ein Zentralbüro. Jetzt zählt der sozialistische Jugend­
verband Estlands 20 Ortsgruppen mit ungefähr 500 Mitgliedern. 
1926 wurde eine sozialistische Studentengruppe gegründet, 1927 ein 
Arbeitersportverband. Beide gehören ihrer internationalen Organi­
sation an.
Andere Arbeiterparteien:
Nach dem Dezemberputsch (1924) haben die Kommunisten sich als solche 
nicht mehr gezeigt. Von den Wahlen im Jahre 1926 traten drei Abge­
ordnete, die von den Kommunisten zur Partei übergegangen waren, 
wieder aus und gründeten eine selbständige Organisation, „Estlands 
Arbeiterpartei“. Ungefähr 2 Monate vor der Wahl wurde die „Arbeiter­
partei“ aufgelöst und dann nach einigen Tagen von neuem erlaubt. 
Durch diese Auflösung wurde die „Arbeiterpartei“ als kommunistisch 
vor den Massen dargestellt und sie bekam 5 Mandate. Einer von die­
sen Abgeordneten wurde in Sowjetrußland verhaftet wegen Unterschla­
gung einer Summe zum Nachteil der III. Internationale.
Literatur:
„Internationale Information“ 1925—28, siehe insbesondere Jahrgang 1926, 
Seite 54, 90, 106; D.D. 54; 1927 Seite 234; 1928 Seite 114, 201.
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Finnland.
S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P arte i.
(Suomen Sosialidemokraattinen Puolue.)
Gegründet: im Jahre 1899.
Parteimitgliederzahl: (Ende 1926): 37 722, davon 10 133 Frauen. 
Gewerkschaften: (Ende 1927): 75 846 (dem I. G. B. nicht angeschlossen). 
Jugendorganisation: (Ende 1927): 4193.
Frauenorganisation: 2515.
Bildungsorganisation: ein unabhängiger Bildungsverband, der auch vom 
Staat unterstützt, aber im Einvernehmen mit der Partei geleitet wird. 
Parteipresse: 1 Tagblatt, 4 sechsmal wöchentlich, 8 dreimal wöchentlich 
erscheinende Zeitungen, dazu ein Frauenorgan, ein Jugendorgan und 
ein Witzblatt.
Zentralorgan: „Suomen Sosialidemokraatti“ (T.), Sirkuskatu 3, Helsinki. 
Parlamentarische Vertretung: 60 von 200.
Wählerstimmen: 257 572 (28,3%) im Juli 1927, Proportionalwahlrecht, Män­
ner und Frauen.
Ordentlicher Parteitag: alle drei Jahre.
Parteivorstand: Vorsitzender: Matti Paasivuori; Stellvertreter Rieti Itkonen;
Kassierer: Emil Sallila; Sekretär: K. H. Wiik.
Parteisekretariat: Sirkuskatu 3, Helsinki (Helsingfors).
Vertreter in der S. A. I.: Wiik (E.).
Seit der Selbständigkeit des finnischen Staates und dem Bürger­
krieg von 1918 hat sich das innere Leben Finnlands im großen 
ganzen ruhig entwickelt und die Sozialdemokratie wieder einen 
bedeutenden Sieg errungen, obwohl sie leider gezwungen ist, auch 
gegen eine nicht unbedeutende kommunistische Bewegung zu 
kämpfen. Zwar ist die früher so radikale Bauernschaft zum Teil 
unter konservativ-agrarischen Einfluß geraten, was zu einem aus­
gesprochenen Schutzzollsystem, zu einem Stillstand der sozial- 
reformatorischen Tätigkeit und zu umfassenden, teilweise gesetz­
widrigen Maßnahmen gegen die kommunistische Agitation geführt 
hat. Um so größere Bedeutung fällt der sozialdemokratischen Partei 
als Triebfeder der Entwicklung zu.
Die Partei hielt im Februar 1926 ihren 14. Parteitag ab. Ein 
Gemeinde-, ein Steuer- und ein Schulprogramm wurden angenom­
men, das Verhältnis zu den Kommunisten präzisiert und durch eine 
besondere Resolution die Teilnahme der sozialdemokratischen Par­
tei an der Regierung prinzipiell gestattet, doch nur unter der Vor­
aussetzung, daß sowohl der Parteirat als auch die Reichstagsfrak­
tion mit je Zweidrittelmehrheit den entsprechenden Beschluß fassen. 
Die Regierung darf nur auf der Grundlage eines bestimmten, von 
den zur Regierungskoalition gehörenden Parteien gebilligten Pro­
gramms gebildet werden.
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im Juli 1927 fanden Reichstagswahlen statt. Die Sozialdemokra­
tie behauptete ihre Stellung, bekam einen Zuwachs von ein paar 
tausend Stimmen und genau dieselbe Anzahl Mandate wie bei den 
Wahlen von 1924, nämlich 60.
Der Parteivorstand protestierte in einem an die esthnische Re­
gierung im Mai 1926 gesandten Telegramm gegen die in Estland 
gefällten Todesurteile, im August 1927 in einem Schreiben an die 
litauische Regierung gegen den Terror in Litauen und forderte Ende 
1927 die russische Regierung auf, eine wirkliche Amnestie auch für 
politische Gefangene durchzuführen. Auch an der Bewegung zu­
gunsten von Sacco und Vanzetti war die Partei beteiligt.
In den letzten Jahren war die Partei besonders bestrebt, ihre 
innere Tätigkeit reicher zu entfalten und ihre Stellung in der Arbei­
terschaft zu stärken. Zum Gebrauch der Ortsgruppen wurden Hand­
bücher veröffentlicht, Radio-Apparate verbreitet usw. Zwischen 
den verschiedenen, unter sozialdemokratischer Führung stehenden 
zentralen Arbeiterorganisationen wurde eine engere Zusammen­
arbeit eingeleitet, um die Propaganda planmäßiger zu gestalten. 
Vom 16. bis 24. Oktober 1926 fand eine allgemeine Werbewoche 
der sozialdemokratischen Partei statt, sie war sorgfältig vorbereitet 
und brachte 11046 neue Mitglieder. Im November 1926 wurden 
vom Parteivorstande in den verschiedenen Teilen des Landes so­
wohl lokale Versammlungen als auch distriktweise Delegiertenver­
sammlungen von Steuerpflichtigen abgehalten; diese haben nach­
drücklich die Forderungen der sozialdemokratischen Partei hin­
sichtlich einer Steuerreform erhoben und sie zur Kenntnis der Be­
hörden gebracht. Da die Lage der kürzlich vom Frondienst los­
gelösten, selbständig gewordenen Kleinbauern (ehemaligen Klein­
pächtern) immer noch schwierig ist und staatliche Hilfe erfordert, 
wurde im März 1927 vom Parteivorstand ein Kongreß von Klein­
bauern nach Helsinki einberufen; er war zahlreich besucht und 
stellte sich ganz auf den Standpunkt der sozialdemokratischen Par­
tei. Eine Kommission von Vertretern der Kleinbauernschaft wurde, 
mit Genehmigung des Kongresses, vom Parteivorstand eingesetzt, 
um diesem in die Kleinbauernschaft berührenden Angelegenheiten 
behilflich zu sein. Im November 1927 fand in Helsinki eine Ver­
sammlung von sozialdemokratischen Gemeindevertretern aus allen 
Teilen des Landes statt; die zum Gebiete der Gemeindeverwaltung 
gehörenden Fragen sind für die Arbeiter von besonderer Wichtig­
keit, seitdem im Jahre 1918 das allgemeine kommunale Wahlrecht 
eingeführt wurde. Bei den Gemeindewahlen im Dezember 1925 er­
hielten die Arbeiter insgesamt 3711 Mandate (von 10 849), wovon 
die Sozialdemokraten etwa 2700.
Als im Dezember 1926 die damalige bürgerliche Koalitionsregie­
rung gestürzt wurde, beschloß die Partei, die neue Regierung zu 
bilden, und zwar eine rein sozialdemokratische, nachdem die Ver­
handlungen mit bürgerlichen radikalen Gruppen zwecks Bildung
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einer Koalitionsregierung gescheitert waren. Das vom Parteirat 
angenommene Regierungsprogramm forderte Steuerreformen, 
Schaffung einer Sozialversicherung, Minderung der Ausgaben für 
militärische Zwecke, Herabsetzung der militärischen Dienstzeit u. a. 
Die Regierung, die von V. Tanner geleitet wurde, stützte sich auf 
eine äußerst knappe Mehrheit, welche außerdem heterogen war 
(Sozialdemokraten, Kommunisten, schwedische Partei). Die Erfolge 
konnten deshalb nicht groß sein. Doch gelang es, ein Amnestie­
gesetz durchzusetzen, welches den Arbeitern die ihnen wegen ihrer 
Teilnahme an dem Bürgerkriege von 1918 geraubten bürgerlichen 
Rechte wiedergab. Wichtige soziale Reformen, vor allem die So­
zialversicherung, wurden auf die Tagesordnung gebracht und kön­
nen kaum mehr von derselben entfernt werden, bevor sie gelöst 
worden sind. Den Kleinbauern wurde die Erlangung billiger Kre­
dite ermöglicht. Einige wichtige Lebensmittelzölle wurden herab­
gesetzt. Das Ansehen der Sozialdemokratie stieg infolge der Tätig­
keit ihrer Regierung. Dieselbe >Vurde aber unausgesetzt von den 
in der Opposition stehenden finnischen bürgerlichen Parteien in 
unloyaler Weise angegriffen, und besonders in den wichtigen 
Steuerfragen konnte auch die schwedische Partei nicht weit ge­
trieben werden. Die sozialdemokratische Regierung demissionierte 
infolgedessen im Dezember 1927.
Die danach vom Bauernbund gebildete Regierung hat in ihrem 
Programm mehrere der Forderungen der sozialdemokratischen Re­
gierung nachgeahmt, scheint sich aber mit der Verwirklichung der­
selben nicht zu beeilen.
Die gewerkschaftliche Landeszentrale steht immer noch unter 
kommunistischer Führung. Seit dem Gewerkschaftskongreß 1926 
haben aber die Sozialdemokraten ein Drittel der Sitze in den zen­
tralen Organen. Seit Ende 1927 haben die sozialdemokratischen 
Gewerkschafter an mehreren Orten eigene Diskussionsklubs gebil­
det, um die Angelegenheiten der gewerkschaftlichen Bewegung in 
ihrer Mitte zu erörtern und ihre Stellung in derselben zu stärken. 
Sie fordern den Anschluß der Landeszentrale an den Internationalen 
Gewerkschaftsbund. Die übrigen Zweige der Arbeiterbewegung — 
die Genossenschaftsbewegung, der Sport-, der Bildungs-, der 
Theater- und der Musikerverband der Arbeiter werden von Sozial­
demokraten geleitet. Auch ein sozialdemokratischer Abstinenzver­
band wirkt mit Erfolg.
Im Herbst 1928 wird die sozialdemokratische Partei einen Kon­
greß von sozialdemokratischen Gewerkschaftern einberufen, Ver­
sammlungen von sozialdemokratischen Gemeindevertretern und 
eine Werbewoche anordnen; diese beabsichtigt vor allem, die 
Jugend zu organisieren.
Der Arbeitersportverband, der schon 1925 33 650 Mitglieder 
hatte, gehört der Luzerner Sport-Internationale an, und war im
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August 1927 in der Lage, den Kongreß dieser Internationale in Hel- 
singfors aufzunehmen. Die Beziehungen der Partei zu diesem Ver­
band, ebenso wie zu dem Arbeiterbildungsverband, sind sehr gut.
Der Frauenbund, der im Jahre 1900 gegründet wurde, ist vor­
züglich organisiert und entfaltet eine rege Tätigkeit innerhalb der 
Arbeiterbildung und der sozialen Fürsorge. 12 von den 60 Reichs­
tagsabgeordneten der sozialdemokratischen Partei sind Frauen. 
Minister für soziale Fürsorge in der sozialdemokratischen Regie­
rung war Genossin Sillanpaa, Mitglied des Internationalen Soziali­
stischen Frauenkomitees.
Andere Arbeiterparteien:
Eine legale kommunistische Parteiorganisation gibt es nicht, wohl aber eine 
illegale, welche von Rußland aus geleitet wird. Stimmenzahl der Kom­
munisten 1927: 109 939, Mandate: 20.
Literatur:
Sosialidemokraattinen Puolue 25 Vuotta (Festschrift zum 25jährigen Jubi­
läum der Partei). Helsinki 1924 (finnisch).
Finnland und die finnische Sozialdemokratie (Bericht an den Internationa­
len Kongreß in Hamburg). Helsingfors 1923 (deutsch, französisch). 
Parteitagsprotokolle (finnisch).
Det vita väldet i Finland (Die weiße Herrschaft in Finnland). Helsingfors 
1919 (schwedisch und finnisch).
Marseiller Bericht 1925, S. 125—6.
Internationale Information, siehe insbesondere: 1.1. 1926: No. 7, S. 4; S. 187, 
269, 276; 1.1. 1927: S. 281, 312, 564.
„Die Arbeiterbewegung in Finnland“, von Ursin und Wiik im „Archiv für 
die Geschichte des Sozialismus und der Arbeiterbewegung“ (Grünbergs 
• Archiv) 1926, S. 23—104.
„Tiden“, Stockholm, Juli 1927.




S o z ia lis tisc h e  P a rte i.
(Parti Socialiste (S. F. I. O.).
Gegründet: im Jahre 1905.
Parteimitgliederzahl: (einschließlich der Frauen): am 31. Dezember 1927: 
98 034, am 27. Juni 1928: 99 106. Es ist eine starke Zunahme bis Ende 
1928 zu erwarten.
Gewerkschaften: etwa 900 000 im Freien Gewerkschaftsverband (C. G. T.)
und 300 000 im Kommunistischen Gewerkschaftsverband (C. G. T. U.). 
Jugendorganisation: 3964.
Frauenorganisation: 600.
Bildungsorganisation: in Gründung begriffen.
Parteipresse: 5 täglich erscheinende Blätter (davon eines in Tunesien) und 
45 wöchentlich erscheinende Blätter.
Zentralorgan: Le Populaire (T.), 12, Rue Feydeau, Paris (2°). 
Parlamentarische Vertretung: Abgeordnetenhaus: 100 (von 612), Senat 17 
von 300).
Wählerstimmen: Wahlen vom April 1928: 1 692 260 von einer Gesamtstim­
menzahl von 8 056 112. (Männer-Wahlrecht.)
Ordentlicher Parteitag: Alljährlich, um Ostern.
Parteivorstand (Ständige Verwaltungskommission) (C. A. P.): Barrion, Léon 
Blum, Bracke, Caille, Cayrel, Colliette, Compère-Morel, Courmont, 
Delépine, Farinet, Février, Gaillard, Goude, Grandvallet, Graziani, 
Grumbach, Guillevic, Hubert-Rouger, Kahn, Lebas, Le Troquer, Gaston 
Lévy, Louis Lévy, Longuet, Mahler, Masson, Osmin, Renaudel, Louise 
Saumoneau, Uhry, Zyromski; Sekretäre: Paul Faure, Sévérac. 
Parteisekretariat: 12, Rue Feydeau, Paris (2°).
Vertreter in der S. A. I.: Bracke (E. B.); Longuet (E.), Renaudel (E.), Stell­
vertreter: Léon Blum, Paul Faure.
Vor zwei entscheidenden Problemen stand die französische Ar­
beiterbewegung in der abgelaufenen Periode: die konsequente 
Durchführung der Verständigungspolitik gegenüber Deutschland 
und die Sanierung des französischen Staatshaushalts. Die Rücksicht 
auf die von den Radikalen mitvertretene friedliche Außenpolitik 
hatte die Unterstützungspolitik des französischen Sozialismus in 
dem ersten Teil dieser Epoche bestimmt. Von dem Zeitpunkt an, 
wo die finanzpolitischen Probleme der Innenpolitik in den Vorder­
grund traten, zerfiel der Block der Linken und die Radikalen 
schwenkten in ihrer überwiegenden Mehrheit in das Lager der 
nationalen Union ab. Diese Entwicklung ist gekennzeichnet durch 
den Sturz der aufeinanderfolgenden Regierungen Herriot, Painlevé, 
Briand, Herriot, denen schließlich die Regierung Poincaré folgte. 
(Juli 1926.)
Auch die Fortführung der Verständigungspolitik gegenüber 
Deutschland mußte unter dieser Wendung leiden. War es zunächst 
gelungen, den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund mit zu er­
möglichen und eine Herabsetzung der Besatzungsstärke im Rhein-
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gebiet zu erreichen, so stieß nunmehr, da sich Bürgerblockregierun­
gen zu beiden Seiten des Rheins gegenüberstanden, die Forderung 
nach der völligen Aufgabe der Rheinlandbesetzung auf unüberwind­
lichen Widerstand.
In der Finanzpolitik schieden sich die Wege des französischen 
Sozialismus und der Radikalen vor allem an der Frage der Ver­
mögensabgabe. Die radikale Regierung wagte es angesichts des 
Sturmes der Großbanken gegen die Regierung nicht, offen an das 
Land zu appellieren und mit Hilfe der proletarischen Kräfte die 
Sanierung auf Kosten der Vermögen durchzuführen. So entschlossen 
Herriot nach dem 11. Mai 1924 die Außenpolitik Poincares verur­
teilt hatte, ebenso vorbehaltlos warf er sich nun, da die Besitz­
privilegien in Gefahr gerieten, in die Arme desjenigen, den er bisher 
bekämpft hatte. Die Bildung der Regierung Poincare im Juli 1926, 
der auch Herriot angehörte, setzte den Schlußpunkt unter diese 
Entwicklung.
Damit war die Taktik der französischen sozialistischen Partei 
festgelegt. Sie war nicht willens, die von Poincare mit Hilfe der 
Hochfinanz durchgeführte Stabilisierung zu gefährden, aber sie be­
kämpfte entschlossen die kapitalistischen Methoden der Stabilisie­
rung, die die Lasten derselben dem Proletariat aufluden, und for­
derte immer wieder, daß durch eine legale Stabilisierung allen Re- 
valorisationsbestrebungen, die die Stabilisierungskrise ungeheuer 
steigern müßten, ein Riegel vorgeschoben werde.
Diese komplizierte Situation hat die Partei wiederholt vor die 
Notwendigkeit gestellt, auf Parteitagen oder Tagungen des Natio­
nalrates (Conseil National), ihre Taktik zu beraten und festzulegen. 
Dabei traten selbstverständlich Verschiedenheiten der taktischen 
Gesichtspunkte in Erscheinung. So scharf aber auch die Gegensätze 
in der Diskussion aufeinander prallten, so war doch die Einheit 
der Partei niemals in Gefahr. Vereinzelte Krisen, wie nach dem 
Parteitag von Clermont-Ferrand (im Mai 1926) fanden bald ihre 
Lösung.
Dasselbe trifft auch für die Parteidiskussion über das Gesetz 
über die „Organisation der Nation für die Kriegszeit“ zu, als dessen 
Berichterstatter in der Kammer Paul Boncour fungierte. Auf dem 
Parteitag in Lyon (April 1927) war beschlossen worden, einen Na­
tionalrat einzuberufen, der die endgültige Beschlußfassung über die 
Haltung der Sozialisten zum Gesetz festzulegen haben werde. Der 
Nationalrat trat am 26. Mai 1927 in Paris zusammen und es gelang 
ihm, trotz der heftigen Meinungsverschiedenheiten innerhalb der 
Partei in der Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf einen nahezu 
einmütigen Beschluß zustandezubringen. Gemäß diesem Beschluß 
haben die sozialistischen Senatoren gegen den vom Senat abge­
änderten Entwurf gestimmt.
Im Zusammenhang damit standen wiederholte Debatten inner­
halb der Partei über das Problem der französischen Völkerbunds-
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delegation. Während die Tatsache, daß die französische Regierung 
durch einen Sozialisten in Genf vertreten wurde, zur Zeit, da das 
französische Linkskartell den dringendsten außenpolitischen Fragen 
einheitlich gegenüberstand, unproblematisch erschienen war, machte 
sich gegen die Fortsetzung der Betrauung Paul Boncours mit die­
ser Delegation lebhafter Widerstand geltend, als an Stelle der Links­
regierungen die Regierung der nationalen Union getreten war. Die 
endgültige Lösung dieses Problems wird ein Nationalrat der Partei 
vorzunehmen haben, der für den 13. Juli einberufen ist. Die Diffe­
renz, die in der Frage der Rheinlandräumung zwischen der Stel­
lungnahme der französischen Völkerbundsdelegation und der fran­
zösischen Sozialistischen Partei zutage trat, fand im Wahlprogramm 
der Partei ihre endgültige Beseitigung im Sinne der Resolution der 
Luxemburger Sozialistenkonferenz.
Die Senatswahlen vom Januar 1927 brachten der Partei einen 
eindrucksvollen Sieg. Durch die Eroberung von acht Mandaten ge­
lang es, der sozialistischen Senatsvertretung die Stärke einer Frak­
tion zu geben. Insgesamt ist die französische Sozialistische Partei 
nun durch 14 Senatoren vertreten.
Das Herannahen der Kammerwahlen stellte der Partei zunächst 
die Aufgabe, eine Reform des französischen Wahlverfahrens durch­
zusetzen, da das geltende Wahlrecht mit seinen Prämien auf die 
relative Majorität den Proporz absolut verfälscht und zum Ab­
schluß von Wahlbündnissen zwingt. Dabei entstand nun die Frage, 
ob es möglich sei, die Einführung des reinen Proporzverfahrens 
durchzusetzen, beispielsweise in der Form der Verbindung mit 
Einerwahlkreisen, wie es ein von der Partei eingebrachter Entwurf 
vorsah, oder ob man genötigt sei, ein Kompromiß zu schließen. Ein 
Nationalrat der Partei, der am 27. Februar 1927 in Paris tagte, stellte 
fest, daß es angesichts der Kürze der Zeit bis zum Ablauf der 
Session und des Widerstandes des Senats nicht mehr möglich er­
scheine, die Einführung des reinen Proporzes zu erlangen. Die 
Partei war daher genötigt, aus diesen taktischen Gründen davon 
abzusehen, diesen Punkt ihres Programms derzeit durchzusetzen. 
Sie beschränkte sich darauf, eine Reform des bestehenden Wahl­
verfahrens im Sinne der Einerwahlkreise durchzuführen.
Die Wahltaktik der Kommunisten brachte die Partei in eine 
taktisch außerordentlich komplizierte Situation. Gemäß einer Wei­
sung aus Moskau beschlossen die Kommunisten, ihre Kandidaten im 
zweiten Wahlgang auch gegenüber begünstigteren sozialistischen 
Kandidaten überall aufrecht zu erhalten, sofern diese sich nicht be­
reit erklärten, die Einheitsfrontmanöver der Kommunisten mitzu­
machen. Die sozialistische Partei hatte beschlossen, im ersten Wahl­
gang überall eigene Kandidaten aufzustellen, beim zweiten Wahlgang 
aber ihre aussichtslosen Kandidaturen zugunsten jenes Linkskandi­
daten zurückzuziehen, der am geeignetsten erscheinen würde, den 
Sieg der Reaktion zu verhindern. Trotz des Beschlusses der Kom­
munisten wurde diese Taktik nahezu überall durchgeführt. Aller-
4* IV. 51
dings brachten die Kommunisten es auf diese Weise zustande, daß 
die Reaktion eine ganze Anzahl von Mandaten erbeutete, die sonst 
der Linken zugefallen wären.
Unter diesen Umständen muß der Wahlausgang in Frankreich 
als ein Erfolg der sozialistischen Partei bezeichnet werden. Sie 
hat 1 700 000 Stimmen erhalten und damit ihre Stimmenanzahl vor 
der Spaltung wieder erreicht. Die Kommunisten erhielten 1 070 000 
Stimmen. Daß sich der Erfolg der proletarischen Parteien nicht in 
ihrer Mandatszahl ausdrückt, dafür trägt ausschließlich die kommu­
nistische Partei die Verantwortung, die durch ihre brudermörde­
rische Taktik der Reaktion in die Hände gearbeitet hat.
Dies freilich nicht ohne schweren Schaden auch für ihre eigene 
Partei. Die kommunistische Taktik bei den Wahlen hat zur Folge 
gehabt, daß zahlreiche Arbeiter beim zweiten Wahlgang der kom­
munistischen Parole nicht mehr folgten und dem aussichtsreicheren 
sozialistischen Kandidaten ihre Stimmen gaben.
Schon vor den Wahlen waren die Einigungstendenzen im fran­
zösischen Proletariat kraftvoll sichtbar geworden und hatten zur 
Verschmelzung von Gruppen der Sozialistisch-Kommunistischen 
Union mit der sozialistischen Partei geführt.
Die Schlagkraft der Partei hat in der Berichtsperiode eine we­
sentliche Steigerung erfahren. Seit dem 22. Januar 1927 erscheint 
das Zentralorgan der Partei, der Pariser „Le Populaire“ wieder als 
Tagblatt. Eine Ausgestaltung des Blattes im Dezember 1927 hat 
es zu einem wirkungsvollen Kampf- und Werbemittel des franzö­
sischen Sozialismus gemacht. Das Blatt hat gegenwärtig eine Auf­
lage von über 40 000 Exemplaren.
Der Parteitag, der Ende Mai 1928, nach den Wahlen, in Toulouse 
tagte, hat die Gesamtsituation des französischen Sozialismus einer 
Prüfung unterzogen. Eine nahezu einstimmig beschlossene Reso­
lution hat die volle Selbständigkeit der Partei nach links und rechts 
festgelegt und unwidersprochen festgestellt, daß die Haltung der 
Partei gegenüber der Regierung der nationalen Union nur die der 
klaren Opposition sein kann.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei (35 000 Mitglieder) erhielt bei den letzten Wahlen 
1 070 000 Stimmen und 13 Mandate. Die Partei hat wiederholt Krisen 
mitgemacht, bei denen sie nach und nach alle führenden Personen aus 
der Zeit der Parteispaltung verlor. Die abgespaltenen Gruppen sam­
melten sich zum Teil um die syndikalistische „La Révolution Prolé­
tarienne“ (Rosmer, Monatte), zum Teil um das „Bulletin Communiste“ 
(Souvarine). Die letztere Gruppe steht in Verbindung mit der trotzky- 
stischen Opposition.
Sozialistisch-Kommunistische Union (1000 Mitglieder), erhielt bei den Wah­
len 10 000 Stimmen und 2 Mandate. Von den drei Abgeordneten der 
Union in der vergangenen Legislaturperiode kehrten zwei wieder in die 
Sozialistische Partei zurück, einer von ihnen, Ernest Lafont, ist auch 
in die neue Kammer als sozialistischer Abgeordneter gewählt worden.
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Auch der Senator André Morizet trat mit seiner gesamten Sektion in 
die Sozialistische Partei über. Die Reste der Sozialistisch-Kommunisti­
schen Union sind dem Internationalen Büro in Paris angeschlossen. 
Zahlenmäßig und politisch ist die Organisation völlig bedeutungslos.
Literatur:
Parteitagsprotokolle (französisch).
Internationale Information, insbesondere Jahrgang 1926, Seite 46, 99, 207;
D. D. 32, 35, 52, 82. Jahrgang 1927, Seite 12, 136, 168, 237. 
Compère-Morel: Grand Dictionnaire Socialiste, Paris 1924 (französisch). 
Anläßlich der Wahlen erschienen im Verlag der Librairie Populaire, Paris 
(2), 12, Rue Feydeau, folgende Schriften:
André Blumel : l’Action Socialiste au Parlement.
René Cabannes : A Travers les Scrutins.
René Cabannes: Quelques Faits, Chiffres et Documents.
J. Feretti: Ce qu’est le Parti Socialiste.
Jules Moch: Le Parti Socialiste et la Politique Financière.
Le Programme du Parti Socialiste.
Paul Faure: Le Socialisme dans l’Action.
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Georgien.
Gegründet: im Jahre 1899.
Parteimatgliederzahl: illegal, zirka 18 000 Mitglieder, einschließlich Frauen. 
Gewerkschaften: illegal.






Wählerstimmen: 516 542 (81%), bei den Wahlen zur Konftituante im Jahre 
1919. (Proportionalwahlrecht für Männer.)
Parteivorstand: illegal; Vorsitzender der Auslandsvertretung des Parteivor­
standes: N. Jordania.
Parteisekretariat: (Auslandsdelegation): I. Tseretelli, 6 rue de Varize, Paris 
(16e) (Frankreich).
Vertreter in der S. A. I.: I. Tseretelli (E.).
Unter dem Druck der bolschewistischen Vergewaltigung gestal­
tet sich die Tätigkeit der georgischen Sozialdemokratie zu einer 
opfervollen und schweren Aufgabe. Trotzdem ist es ihr gelungen, 
nach dem bolschewistischen Ausrottungskampf gegen die georgische 
Sozialdemokratie, die Arbeiterklasse Georgiens um die Losungen 
des Sozialismus, der Freiheit und des Selbstbestimmungsrechts des 
georgischen Volkes zu sammeln. Obwohl die Druckereien immer 
wieder entdeckt und gesperrt werden, erscheinen in Georgien ille­
gal eine sozialdemokratische Zeitung und verschiedene Flugschrif­
ten. In der Emigration arbeiten das Auslandsbüro und die Vertreter 
der ehemaligen sozialdemokratischen Regierung Georgiens. Das 
Auslandsbüro gibt eine Zeitschrift „Brzola“ (Der Kampf) heraus, 
die auch nach Georgien versandt wird und dort illegal große Ver­
breitung hat. Jährlich tritt eine Parteikonferenz zusammen, die Be­
schlüsse über die laufenden Fragen faßt.
Der Terror mit seinen Methoden der Verfolgungen und Ein­
schüchterungen ist der beste Boden für das Gedeihen von Zer­
setzungsprozessen und Verzweiflungstheorien innerhalb einer ver­
gewaltigten Nation oder Partei. Die von Drohungen und Mißhand­
lungen begleiteten bolschewistischen Befehle, aus der sozialdemo­
kratsichen Partei auszutreten, haben anfangs manche — wenn auch 
wenige — Charakterschwache bewogen, sich auf die Seite der 
Mächtigen zu schlagen. Andererseits rufen die Vergewaltigungen 
eine Empörung hervor, die sich in Verzweiflungsausbrüchen frei 
macht, wie sie im Jahre 1924 stattgefunden haben, oder lassen 
phantastische Hoffnungen auf andere Möglichkeiten der nationalen 
Befreiung aufkommen, als auf den Sieg der demokratischen, krieg­
feindlichen Kräfte der russischen und internationalen Arbeiter­
bewegung. Aber die georgische Sozialdemokratie, die im Kampfe
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gegen den Zarismus in den Reihen der russischen Sozialdemokratie 
— ohne ihren eigenen nationalen Charakter zu verlieren — ge­
kämpft, mit ihr im Rahmen der gesamten russischen Arbeiterbewe­
gung alle Siege und Niederlagen miterlebt hat, hat dabei zugleich 
den internationalen Charakter des sozialistischen Befreiungskampfes 
und die historische Aufgabe der internationalen Arbeiterbewegung 
erkannt. Sie wird daher die auftretenden Meinungsverschieden­
heiten über die Taktik des Kampfes für die Befreiung Georgiens 
aus eigener Kraft überwinden, um so eher als alle Richtungen in 
dem Bestreben, die bolschewistische Diktatur zu bekämpfen und 
die nationale Unabhängigkeit Georgiens wiederherzustellen, einig 
sind. Sie kann daher den Kampf gegen die bolschewistische Ver­
gewaltigung nicht als Kampf gegen Rußland führen. „Solange wir 
uns an die russische Demokratie wenden und von ihr Unterstützung 
unserer Unabhängigkeit verlangen, fühlen wir uns sicher im Glau­
ben an die Interessensolidarität unserer Völker, an die Kraft unse­
rer gemeinsamen Ideale, an die Autorität der internationalen Demo­
kratie (Tseretelli: „Das Hauptproblem unserer Taktik“ (russisch). 
Die Leiden des georgischen Volkes und der georgischen Sozial­
demokratie unter der bolschewistischen Vergewaltigung haben stets 
das Mitgefühl und die Sympathie der europäischen Arbeiterschaft 
und aller demokratischen Elemente Europas gefunden. Die Sozia­
listische Arbeiter-Internationale hat wiederholt ihre Solidarität mit 
den Befreiungsbestrebungen Georgiens und ihre Empörung über 
die bolschewistischen Verfolgungen in Georgien zum Ausdruck ge­
bracht. So wird die georgische Sozialdemokratie weiter auf demo­
kratischem Wege ihren nationalen und sozialen Befreiungskampf 
führen und dabei auf ihren zuverlässigsten Verbündeten — auf die 
demokratische, revolutionäre internationale Arbeiterklasse rech­
nen, die auf ihre Fahne die Freiheit und das Selbstbestimmungs­
recht der Völker geschrieben hat.
Zu den Hauptaufgaben der georgischen Sozialdemokratie ge­
hört die Sorge für die politisch Verfolgten. Sie ist bemüht, in zu­
verlässigen Berichten die sozialistische Öffentlichkeit über die 
systematischen Verfolgungen in Georgien, über die Leiden der 
Opfer der bolschewistischen Diktatur zu orientieren und den Ge­
fangenen materielle und moralische Unterstützung zu verschaffen. 
Im Dezember 1927 hat Genosse I. Tseretelli in einer Reihe von Ver­
sammlungen in verschiedenen Städten Schwedens, die von der 
schwedischen Sozialdemokratie veranstaltet wurden, über die poli­
tischen Verfolgungen in Georgien gesprochen. Ferner hat Genosse 
I. Tseretelli in den „Dokumenten und Diskussionen“ einen Bericht 
„Der Einfall in Georgien im Lichte bolschewistischer Dokumente“, 
in dem die Gewalttaten der bolschewistischen Machthaber in Geor­
gien dargelegt sind, veröffentlicht. (D. D. V. Nr. 7 I. I. 101, 10. März 
1928.)
Im Verlauf der Berichtsperiode hat die georgische Sozialdemo­
kratie einen schweren Verlust erlitten. Am 13. März 1926 ist in
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Paris, in der Emigration, einer der geliebtesten Führer der geor­
gischen Sozialdemokratie, Nikolai Tscheidze, freiwillig aus dem 
Leben geschieden. N. Tscheidze kämpfte im zaristischen Rußland in 
den Reihen der russischen Sozialdemokratie, 1907 in die Duma ge­
wählt, war er von 1908 bis 1917 Vorsitzender der russischen sozial­
demokratischen Fraktion in der Duma. In der Februar-Revolution 
1917 wurde er zum Vorsitzenden des Petersburger Arbeiter- und 
Soldatenrats gewählt. Nach der bolschewistischen Revolution ging 
er nach Georgien, wurde zum Vorsitzenden der ersten National­
versammlung Georgiens gewählt und arbeitete bis zur Okkupation 
Georgiens durch die Bolschewiki am Aufbau des sozialistischen 
Georgiens. Sein Tod war durch die Verhältnisse des Emigranten­
lebens mitbedingt. Am Sarge Tscheidzes sprachen Tseretelli, 
Bracke, Leon Blum und andere. Blum gab der festen Zuversicht 





Kommunistische Partei, als einzige legale Partei im Lande.
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Griechenland.
Gegründet: im Jahre 1911. Hat (auf dem Kongreß 1928) den Namen Sozia­
listische Arbeiterpartei Griechenlands angenommen. 
Parteimitgliederzahl: 2800, darunter 260 Frauen.
Gewerkschaften: 50 000.
Jugendorganisation: 200.
Frauenorganisation: 260; gewerkschaftlich organisiert 3000. 
Bildungsorganisation: Soziale Studiengruppe.
Parteipresse: „Arbeiterstimme“ (Volos), „Der Volksfreund“ (Saloniki) 
(Bezirksorgane).
Bezirksorgane: „Arbeiterstimme“ (Volos), „Der Volksfreund“ (Saloniki). 
Parlamentarische Vertretung: keine.
Wählerstimmen: 7800 (Wahlen 1926).
Parteitag: alljährlich.
Parteivorstand: G. Lascaris, J. Joannidis, T. Lambrinopoulus, B. Papani­
colaou.
Parteisekretariat: Yamoyannis, 15, Rue Paparigopoulo, Athen.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Die seit Ende des Weltkrieges bestehenden unruhigen politischen 
Verhältnisse in Griechenland haben sich innerhalb der Zeitspanne, 
die uns beschäftigt, nicht wesentlich geändert. Zu Beginn dieser Pe­
riode, d. h. im Dezember 1925, erlangte General Pangalos durch einen 
Staatsstreich die Herrschaft. Obschon er bei der Übernahme seines 
Amtes die gewohnten Versprechungen in bezug auf freie Wahlen 
und Reformen abgab, zögerte er nicht, die üblichen Methoden der 
Zensur, der Unterdrückung und der Standgerichte anzuwenden, bis 
er im August 1926 seinerseits wieder durch Gewalt gestürzt wurde. 
Die Regierung der monarchistisch-republikanischen Nationalkoali­
tion, welche der Diktatur folgte, gab dem Land wenigstens in der 
Zentralregierung eine gewisse Stabilität, denn sie dauerte ohne we­
sentliche Änderungen bis zum Februar 1928. Da sie aber hauptsäch­
lich ein Instrument der Hochfinanz war, besonders der Nationalbank 
von Griechenland und der Britischen Banken, welche die Haupt­
gläubiger größerer Anleihen sind, fand die Regierung keine ernst­
hafte Lösung der schwierigen wirtschaftlichen und sozialen Pro­
bleme, vor denen Griechenland stand. Die wichtigsten dieser Fra­
gen sind das Elend und die Arbeitslosigkeit, die mit der schlechten 
Lage der Staatsfinanzen Hand in Hand geben, und die noch nicht 
gänzlich behobene Schwierigkeit, für anderthalb Millionen Flücht­
linge aus Thrazien und Kleinasien Arbeit zu finden (die man soeben 
in Mazedonien ansiedelte, um sie zu gräzisieren). Ein Problem, das, 
nebenbei bemerkt, nach wie vor seinen bedenklichen Schatten auf 
die griechisch-bulgarischen Beziehungen wirft. Weiterhin besteht 
beständig die Gefahr monarchistischer Staatsstreiche der in die 
Armee wieder aufgenommenen Offiziere, eine Gefahr, die sich durch
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die taktischen Fehler der republikanischen Parteien noch steigert. 
Die aus den letzten Wahlen vom November 1926 hervorgegangene 
Kammer umfaßt, obschon sie in ihrer Mehrheit republikanisch ist, 
doch eine beträchtliche Minderheit unversöhnlicher Monarchisten.
Die Lage der kleinen sozialistischen Partei war außerordentlich 
schwierig. Unter der Herrschaft von Pangalos war sie zwar nicht 
eigentlich verboten, wenngleich außerstande, frei zu handeln. 
Seither hat sie sich gegen die Feindseligkeit der Kommunisten zur 
Wehr setzen müssen, die, dank der gewohnten Unterstützungen 
von Moskau, einige Mandate im gegenwärtigen Parlament, das 
Ende 1926 gewählt wurde, erobert haben. Seit dieser Zeit haben 
sie besonders versucht, die Gewerkschaftsbewegung zu unterhöh­
len. Nichtsdestoweniger hat der Kongreß der Nationalen Gewerk­
schaftsunion im Frühjahr 1928 fast einstimmig beschlossen, dem 
Internationalen Gewerkschaftsbund, mit dem sie immer gute Bezie­
hungen unterhalten hat, beizutreten.
Die Politik Griechenlands hat in neuester Zeit, im Mai 1928, 
durch die Rückkehr von Venizelos ein anderes Gesicht bekommen. 
Venizelos scheint, obschon er vorgibt, der wenig stabilen Republik 
zu Hilfe zu kommen, im Grunde doch nur seine persönliche Macht 
ausüben zu wollen. Fest steht, daß die auswärtige Politik durch 
den bürgerlichen Liberalismus und den griechischen Nationalismus 
geprägt werden wird, die sich den politischen Zielen, die bestimmte 
Mächte auf dem Balkan verfolgen, anpassen werden, wahrschein­
lich denjenigen Frankreichs.
Es ist wenig wahrscheinlich, daß die Interessen der Arbeiter­
klasse bei dem Wechsel etwas gewinnen werden. Die Verbesse­
rung ihrer Lage wird allein von ihr abhängen. Umsomehr ist es 
erfreulich, feststellen zu können, daß die seit einiger Zeit erwogenen 
Maßnahmen, die Arbeiterklasse neu zu organisieren, nun im Gange 
sind. Ein allgemeiner Arbeiterkongreß, der im Frühjahr 1928 zur 
Beratung der sozialistischen Politik und Taktik einberufen wurde, 
hatte als Resultat den Ausschluß von 140 kommunistischen Dele­
gierten, somit eine endgültige Scheidung. Gleichzeitig mit diesem 
Kongreß, nämlich im Mai 1928, wurde ein s o z i a l i s t i s c h e r  
K o n g r e ß  einberufen. Yotas war Präsident und G. Lascaris Se­
kretär. Alle nicht kommunistischen Elemente der griechischen Ar­
beiterbewegung nahmen daran teil. Der Kongreß schloß mit dem 
bedeutsamen Beschluß, alle verschiedenen sympathisierenden Grup­
pen zu einer n e u e n  P a r t e i  zu verschmelzen, die den Namen 
G r i e c h i s c h e  S o z i a l i s t i s c h e  A r b e i t e r p a r t e i  an­
nimmt. Sie machte sich das marxistische Programm der alten 
Sozialistischen Partei zu eigen. Als Berichterstatter fungierte 
N. Yannios.
Es besteht aller Anlaß, anzunehmen, daß dieser Zusammenschluß 
eine neue Etappe in der Geschichte der griechischen Arbeiterbewe­
gung bedeuten wird.
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Kommunistische Partei. 2500 Mitglieder. Bei den letzten Wahlen 40 000 
Stimmen und 10 Parlamentsmandate.
Literatur:
Internationale Information: Fortschritte der Arbeiterbewegung in Griechen­
land, 22. 1. 1925, ferner Griechenland nach den Wahlen 31. 12. 1926 und 
14. 4. 1928 (Nr. 13).
Arbeiterzeitung (Wien) 5. 9. 1927 und Leipziger Volkszeitung, 2. 3. 1928. 
Die politische Situation in Griechenland, ferner La Vie Socialiste (Paris) 
8. 10. 1927. N. Yannios: La Grèce Républicaine.
Andere Arbeiterparteien:
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A rb e iterp a rte i.
(British I.abour Party)
Gegründet: im Jahre 1900.
Parteimitgliederzahl: 3 388 286 einschließlich Frauen (Gewerkschaften usw.
als Kollektivmitglieder).
Gewerkschaften: 4 163 994.
Jugendorganisation: etwa 12 000.
Frauenorganisation: etwa 300 000.
Bildungsorganisation: es bestehen verschiedene Institutionen, deren Ver­
einheitlichung gegenwärtig im Zuge ist.
Parteipresse: 2 Tagblätter, 35 Wochenblätter und 87 Monatsblätter. 
Zentralorgan: „Daily Herald“ (T.), 2, Carmelite Street, London E. C. 4. 
Labour Magazine (M.).
Parlamentarische Vertretung: 159 von 615 (25,3%).
Wählerstimmen: 5 487 620 (34%) (Wahlrecht der relativen Majorität; 
Frauenwahlrecht).
Ordentlicher Parteitag: jährlich; gewöhnlich im Monat Oktober. 
Parteivorstand: Vorsitzender: George Lansbury, Vorsitzender-Stellvertr.: 
Herbert Morrison; Kassierer: J. Ramsay MacDonald; Sekretär: Arthur 
Hendcrson. Mitglieder: Genossin W. M. Adamson, J. R. Clynes, 
J. Compton, C. T. Cramp, R. Dennison, Agnes Dollan, J. H. Hayes, 
James Hindle, Stanley Hirst, A. Jenkins, F. W. Jowett, G. Lathan, 
A. Susan Lawrence, O. Mosley, F. O. Roberts, W. A. Robinson, W. R. 
Smith, H. Snell, C. P. Trevelyan, Ellen Wilkinson.
Parteisekretariat: Transport House (South Block), Smith Square, London 
S. W. 1.
Vertreter in der S. A. I.: C. T. Cramp (E.), A. Henderson (B. and E.), 
J. Ramsay MacDonald (E.).
Neun Monate nach dem Marseiller Kongreß wurde der Hauptteil 
der Kraft der britischen Arbeiterbewegung von einem lange dau­
ernden Gewerkschaftskampf in Anspruch genommen, der aus der 
Krise im Bergbau hervorging und zur Aussperrung der Bergarbei­
ter, dem Generalstreik vom Mai 1926 und schließlich als Folge all 
dieser Ereignisse zu dem Gewerkschaftsgesetz der britischen Re­
gierung im Juni 1927 führte. Diese erzwungene Abweichung von 
der normalen Entwicklung der Bewegung zeitigte naturgemäß wäh­
rend der Berichtsperiode bedeutende Auswirkungen auf die gesamte 
Arbeiterpartei; insbesondere war eine gewisse Schwächung der 
finanziellen Lage der Partei die unvermeidliche Folge sowohl der 
Ausgaben der in den Kampf verwickelten Gewerkschaften, wie des 
Anschlags auf die Finanzlage der Gewerkschaften, den das Gewerk­
schaftsgesetz bedeutete. Im Kampf gegen die Annahme des Ge­
setzes, der von April bis Juni 1927 dauerte, war die Arbeiterpartei 
in Verbindung mit dem Gewerkschaftskongreß mit aller Macht tätig, 
die öffentliche Meinung im ganzen Lande aufzuklären, und ver­
harrte im Parlament in unbeugsamer Opposition. Auf diese Weise
Großbritannien.
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wurden einige Verbesserungen durchgesetzt. Die Propaganda-Aktion 
in Großbritannien gipfelte in großen öffentlichen Kundgebungen 
gegen das Gesetz am 1. Mai und nach Annahme des Gesetzes im 
Juni 1927.
Von den Programmpunkten der Bewegung, die durch diese Er­
eignisse zeitweise in den Hintergrund gedrängt wurden, ist das 
Agrarprogramm, das vom Parteitag 1926 angenommen wurde, einer 
der wichtigsten. Auf diesem Parteitag wurde zum ersten Mal die­
ses Programm in einem gedruckten Bericht formuliert und durch­
greifende Reformen, die auf die Vergesellschaftung des Eigentums 
und der Nutzung des Bodens hinzielen, gefordert. Die Lage der 
Landarbeiter und die Eigentums- und Pachtverhältnisse in Groß­
britannien lassen diese Forderung als eine wichtige und dringende 
soziale Frage erscheinen, die auch vom politischen Standpunkt nicht 
weniger bedeutsam ist, da die Stellung der Arbeiterpartei in den 
ländlichen Bezirken nur sehr schwach ist und es nötig erscheint, 
mindestens 100 Mandate über den Höchststand des Jahres 1923 
hinaus vor allem in diesen Wahlkreisen zu erkämpfen, um eine un­
abhängige Majorität der Arbeiterpartei im Parlament zu erlangen. 
Es wurde daher Ende des Jahres 1926 daran gegangen, durch eine 
Reihe von Demonstrationen und Versammlungen in den ländlichen 
Gebieten im ganzen Land die Forderungen der Arbeiterpartei in der 
Landbevölkerung zu propagieren; während des Winters 1927-28 
wurde diese Aktion durch eine weitere Reihe von Versammlungen 
in den Wahlkreisen fortgesetzt. Daneben versuchte man, in Land­
bezirke, besonders in kleinere Orte, die bisher von der Propaganda 
der Arbeiterpartei noch nicht erreicht worden waren, durch Fahrten 
mit Propaganda-Autos einzudringen.
Seit den allgemeinen Wahlen des Jahres 1924 bis April 1928 trat 
die Arbeiterpartei bei 39 Nachwahlen für das Parlament in den 
Kampf ein und gewann 8 neue Sitze. Die Gemeindewahlen brachten 
große Erfolge.
Die britischen Genossenschaften, die bisher nicht dazu veranlaßt 
werden konnten, eine politische Partei zu unterstützen, stimmten auf 
ihrem Kongreß im Juni 1927 einem Vorschlag auf Zusammenarbeit 
mit der Arbeiterpartei zu, was bei künftigen Wahlen Vorteile brin­
gen dürfte.
Die offizielle Haltung der Partei gegenüber der Tätigkeit der 
Kommunisten in Großbritannien wurde in einer Resolution fest­
gelegt, die vom Parteitag im Jahre 1925 angenommen wurde. Danach 
wird der Kommunistischen Partei Großbritanniens die Aufnahme in 
die Partei verweigert und bestimmt, daß ihre Mitglieder nicht in die 
Sektionen der Arbeiterpartei aufgenommen werden können. Auf dem 
Parteitag von 1926 wurde dieser Beschluß mit großer Mehrheit be­
stätigt; einige Sektionen, die in der Folgezeit diesen Beschluß nicht 
durchführten, wurden ausgeschlossen.
Die Verbindung mit der Arbeiterbewegung in den Kolonien 
wurde durch Besuche führender Parteimitglieder in Britisch-Guyana,
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Australien und Kanada aufrechterhalten; ebenso durch den Welt­
wanderungskongreß, der im Jahre 1926 von der S. A. I. und dem 
I. G. B. in London veranstaltet wurde, und schließlich durch die 
Tagung der Arbeiterparteien des britischen Reiches in London (Bri­
tish Commonwealth Labour Conference) 1925 und 1928.
Während der ganzen Berichtsperiode zeigten die Frauen­
sektionen der Arbeiterpartei große Aktivität. Die Konferenzen der 
Frauen der Arbeiterpartei, die alljährlich im Mai stattfinden, werden 
von etwa 1000 Delegierten aus allen Teilen des Landes besucht. 
Insbesondere spielten die Frauen eine große Rolle bei den besonde­
ren Hilfs- und Propaganda-Aktionen während der lange dauernden 
gewerkschaftlichen Kämpfe des Jahres 1926. Die versprochene Aus­
dehnung des Wahlrechts auf die Frauen im Alter von 21 anstatt 30 
Jahren wird die Zahl der Wahlberechtigten um etwa 5 000 000 ver­
größern ; viele der neuen Wählerinnen — besonders unter den In­
dustriearbeiterinnen — stehen der Arbeiterpartei nahe. Damit wird 
ein neues Feld für die politische Arbeit bei den Frauen eröffnet.
In internationalen Angelegenheiten geriet die demokratische Po­
litik der Partei immer wieder in Gegensatz zur konservativen Re­
gierung. Anläßlich der Ereignisse in China wandte sich die Arbeiter­
bewegung gegen die Entsendung großer bewaffneter Streitkräfte 
durch die britische Regierung und sprach den chinesischen natio­
nalistischen Bestrebungen, in der Zeit als die Sachlage unzweideutig 
war, ihre Sympathien aus. Die Partei verurteilte einmütig den Ab­
bruch der Beziehungen mit Sowjetrußland durch die britische Re­
gierung im Mai 1927. Die Arbeiterpartei wandte sich gegen den 
Vorschlag, die Möglichkeiten einer Konferenz mit der Kommuni­
stischen Internationale zu prüfen, den die Unabhängige Arbeiter­
partei im April 1926 in der Exekutive der S. A. I. machte. Ein glei­
cher Antrag der Unabhängigen Arbeiterpartei wurde vom Parteitag 
im Oktober 1927 in geheimer Abstimmung mit 1 931 000 gegen 
1 031 000 Stimmen abgelehnt. Die Partei war auf der gemeinsamen 
Konferenz der belgischen, deutschen und französischen Partei im 
November 1926 in Luxemburg vertreten, wo die Probleme der Repa­
rationen, der Rheinlandbesetzung und weitere Fragen dieser Art 
behandelt wurden.
Im Hinblick auf die allgemeinen Wahlen, die spätestens zu Be­
ginn des Jahres 1929 stattfinden werden, wurde beschlossen, 
daß die Partei ein Aktionsprogramm entwerfen solle, ähnlich 
wie das bei den Parteien auf dem Kontinent der Fall ist. 
Dieses Programm wird dem Parteitag von 1928 unterbreitet wer­
den; dieses Jahr wird der Zusammenfassung der Parteiarbeit zur 
Vorbereitung des riesigen Kampfes anläßlich der allgemeinen Wah­
len gewidmet sein.
Im März 1928 verlegte die Arbeiterpartei ihr Zentralsekretariat 
von dem Gebäude in London, in dem es sich lange Jahre befunden 
hatte, in geräumigere Lokale in der Nähe des Parlaments im Trans­
port House, Smith Square, London S. W. 1.
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Folgende sozialistische Organisationen sind der Arbeiterpartei 
angeschlossen:
Unabhängige Arbeiterpartei (siehe Seite IV, 64).
Sozialdemokratische Föderation (2000 Mitglieder).
Gesellschaft der Fabier (1899 Mitglieder).
Jüdische Sozialistische Arbeiterpartei „Poale Zion“ (600 Mitglieder).
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei (7377 Mitglieder). (Nach dem Labour Year Book 
1928.)
Literatur:
The Labour Year Book (Arbeiterjahrbuch) 1926, 1927, 1928.
Parteitagsberichte 1925, 1926, 1927.
Bericht der britischen Reichskonferenz (British Commonwealth Confer­
ence) 1925.
The Book of the Labour Party (Das Buch der Arbeiterpartei) 3 Bände.
The Encyclopaedia of the Labour Movement (Enzyklopädie der Arbeiter­
bewegung) 3 Bände, London 1928.
G. D. H. Cole: Short History of the British Working-Class Movement 
(Eine kurze Geschichte der britischen Arbeiterbewegung) 3 Bände. 
Alles in englischer Sprache.
Bericht des Kongresses der S. A. I. in Marseille, 1925.
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U nabhäng ige A rbe iterparte i.
(Independent Labour Party)
G eg rü n d et: im Jahre 1893.
Parteimitgliederzahl: 30 000, einschließlich 14 000 Frauen.
Gewerkschaften: siehe Labour Party.
Jugendorganisation: 7000 einschließlich etwa 2500 Mädchen. 
Frauenorganisation: 14 000.
Bildungsorganisation: besteht.
Parteipresse: 6 Wochenblätter, 3 Monatsschriften.
Zentralorgan: „The New Leader“ (W.) 14, Great George Street, West- 
minster, London S. W. 1.
Parlamentarische Vertretung: 113 von den 159 Abgeordneten der Arbeiter­
partei sind Mitglieder der I. L. P., 29 davon waren von der Partei selbst 
nominierte Kandidaten.
Wählerstimmen: in der Stimmenzahl der Arbeiterpartei mitinbegriffen. 
Ordentlicher Parteitag: jährlich zu Ostern.
Parteivorstand: Vorsitzender: James Maxton; Kassierer: F. W. Jowett; 
Generalsekretär: John Paton; Politischer Sekretär: A. Fenner Brock- 
way; Finanzsekretär: Francis Johnson. Mitglieder: E. Shinwell,
D. Kirkwood, O. Mosley, J. W. Moor, P. J. Dollan, Fred Tait, T. W. 
Stamford, E. F. Wise, Dorothy Jewson, John Scurr, F. Berriman, 
D. L. Mort, E. Sandham.
Parteisekretariat: 14, Great George Street, London S. W. 1.
Vertreter in der S. A. I.: A. Fenner Brockway (E.).
Während der für die britische Arbeiterbewegung stürmischen 
Jahre von 1925—1928, die im Zeichen der Krise im Bergbau und des 
Generalstreiks im Frühjahr 1926 mit seiner Folge, dem Gesetz gegen 
die Gewerkschaften im Juni 1927 standen, hat die Unabhängige 
Arbeiterpartei wie bisher eine aktive Rolle in ihrer Stellung als 
linker Flügel der rein sozialistischen Kräfte in Großbritannien ge­
spielt. Sie hat in steigendem Maße Ideen und Programme, die in 
ihrer Mitte ausgearbeitet worden waren, durch Wort und Schrift 
verbreitet, vor allem die Forderung nach einem rascheren Tempo 
der Bewegung, die in dem Wort „Sozialismus zu unserer Zeit“ zu­
sammengefaßt ist, das zum ersten Mal in einer Resolution formu­
liert wurde, die der Parteitag zu Ostern 1926 beschloß. Der Haupt­
punkt des in dieser Formel enthaltenen Programms besteht darin, 
daß die Forderung nach einem Minimaleinkommen für die Familie 
als erstes Ziel unmittelbar politischer und gewerkschaftlicher Aktion 
dargestellt wird. Der großen Frage des sozialistischen Neuaufbaues 
der gesellschaftlichen Produktivkräfte, wovon das obige Problem 
einen Aspekt bildet, hat die I. L. P. in der letzten Zeit die größte Auf­
merksamkeit gewidmet.
Während des größten Teils des Jahres 1926 waren jedoch die 
besten Kräfte der Partei, wie der gesamten britischen Bewegung, 
von den Aufgaben in Anspruch genommen, die sich durch den
Großbritannien.
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Kampf im Bergbau ergaben. Die I. L. P. zeigte sich als einer der 
aktivsten Helfer der Bergarbeiter, ihre geistige, moralische und 
finanzielle Unterstützung war ohne Zweifel ein wichtiger Faktor 
während der Verlängerung des Kampfes. Die Partei sammelte für 
die Unterstützung der Bergarbeiter und ihrer Angehörigen 10 000 
Pfund in einem zentralen Fond, außerdem brachte sie 50 000 Pfund 
durch Sammlungen der einzelnen Sektionen auf. Während des 
Kampfes gab ihr wöchentlich erscheinendes Organ, der „New 
Leader“, ein weiteres Wochenblatt „The Miner“ (Der Bergarbeiter) 
heraus, der sich ausschließlich mit dem Streik beschäftigte und spä­
ter das Organ der Bergarbeitergewerkschaft selbst wurde.
Der Abschluß dieses gewerkschaftlichen Kampfes, der eine 
außerordentliche Inanspruchnahme der Finanzen der Partei mit sich 
brachte, von der sie sich noch nicht völlig erholt hat, setzte ihre 
Kräfte zur Wiederaufnahme der normalen Arbeit frei. Beim Partei­
tag zu Ostern 1928 wurde die Zahl der Sektionen mit 826 angege­
ben ; 54 Kandidaten wurden für die kommenden allgemeinen Wahlen 
aufgestellt. Die Jugendgruppe, die im Jahre 1924 gegründet wurde, 
hat nun 100 Sektionen. In internationalen Angelegenheiten hat die 
I. L. P. weiterhin als europäisches Programm die Zusammenarbeit 
demokratischer Regierungen für die Sache des Friedens, politische 
und wirtschaftliche Annäherung an Rußland und die Entwicklung 
des Völkerbundes zu einer wahrhaft demokratischen Körperschaft 
gefordert. Bezüglich der internationalen Probleme, die die ganze 
Welt betreffen, wie die Chinafrage, die Frage der unterdrückten 
Nationen des britischen Weltreiches, betonte die I. L. P. die Not­
wendigkeit der Selbstverwaltung und den Verzicht auf imperia­
listische Bestrebungen. Sie legte programmatisch den individuellen 
und kollektiven Widerstand gegen jeden Krieg fest und nahm auf 
ihrem letzten Parteitag eine Resolution an, worin die nächste Ar­
beiterregierung aufgefordert wird, eine beispielgebende Abrüstungs­
politik durchzuführen. Entgegen der Ansicht der Arbeiterpartei 
sprach sich die I. L. P. gegen die Beteiligung von Vertretern der 
Arbeiterbewegung an der indischen Reformkommission aus, von der 
die Inder ausgeschlossen waren. Um die Einheit der Arbeiterklasse 
zu fördern, beantragte der Vertreter der I. L. P., in der Exekutive 
der S. A. I. bei ihrer Sitzung im April 1926 eine Resolution, die eine 
gemeinsame Konferenz mit der kommunistischen Internationale zur 
Untersuchung der Möglichkeiten einer Verständigung forderte. Der 
Antrag wurde jedoch mit 247 gegen 3 Stimmen abgelehnt. Eine 
ähnliche Resolution der I. L. P. wurde vom Parteitag der Arbeiter­
partei im Oktober 1927 in geheimer Abstimmung mit 1 931 000 gegen 
1 031 000 Stimmen abgelehnt.
Das Wochenblatt der I. L. P., der „New Leader“, dessen Einfluß 
ein wichtiger Faktor in ihrer Arbeit war, hat letzthin eine Verände­
rung erfahren. Unter der Chefredaktion von H. N. Brailsford ent­
wickelte sich das Blatt zu einer kritischen und literarischen Zeit­
schrift mit umfassenden Interessen. Ein populäreres Blatt mit grö­
ßerer Verbreitung, das sich an einem größeren Leserkreis wenden
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könnte, schien jedoch nötig. Im November 1926 wurde daher Fenner 
Brockway zum Redakteur ernannt, und die Zeitschrift, deren regel­
mäßiger Mitarbeiter der frühere Redakteur geblieben ist, wurde ge­
mäß den Erfordernissen eines Parteiorgans umgewandelt.
Die wertvolle künstlerische und gesellige Arbeit zum Zweck der 
Propaganda, die hauptsächlich von der I. L. P. in der britischen 
Arbeiterbewegung geleistet wird, hat große Bedeutung erlangt. Die 
zentrale Sommerschule, die die I. L. P. im August veranstaltet, wird 
von Schülern aus ganz England und einer ganzen Reihe anderer 
Länder besucht. In den letzten zwei Jahren war eine bedeutende 
Entwicklung der von Bezirksorganisationen der I. L. P. organisierten 
Sommerschulen zu verzeichnen.
Die Arbeit der gut organisierten Informations- und Forschungs­
abteilung war für die Agitatoren in allen Teilen der Bewegung, für 
viele Genossen in den Gemeindeverwaltungen und die Parlaments­
mitglieder von großem Nutzen. Die Kunstgruppe, die vor einigen 
Jahren von der Organisation „Sonntagsabende für das Volk“ an 
einem der größten Londoner Theater gegründet wurde, übte nütz­
lichen Einfluß nach vielen Richtungen aus. Die Jugendgruppe der 
Partei setzt ihre wichtige Organisationsarbeit für den Sozialismus 
unter den jungen Leuten beiderlei Geschlechts fort.
Der Verlag der I. L. P. gab Literatur über verschiedene nationale 
und internationale Themen heraus. Unter den zahlreichen Büchern 
und Broschüren sei die Broschüre über den Minimallohn (1927) be­
sonders angeführt.
Nachdem gegen Ende des Jahres 1925 Clifford Allen, der Vor­
sitzende und Vertreter in der S. A. I., aus gesundheitlichen Gründen 
zurückgetreten war, erfolgten einige Änderungen in der Besetzung 
des Parteivorstandes. John Paton wurde Generalsekretär anstelle 
Brockway’s, der zum politischen Sekretär und Vertreter der Partei 
in der S. A. I. bestimmt wurde, während Francis Johnson Finanz­
sekretär blieb. C. Roden Buxton, der wegen anderer Parteiarbeit 
gezwungen war, als Kassierer zurückzutreten, wurde durch F. W. 
Jowett ersetzt. James Maxton war während der letzten zwei Jahre 
Parteivorsitzender.
Andere Arbeiterparteien:
(Siehe Seite IV, 63.)
Literatur:
Parteitagsberichte 1926, 1927, 1928 (englisch).
Bericht des Kongresses in Marseille.
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S o z ia ld e m o k ra tisc h e  A rb e iterp a rte i.
(Sociaal-Democratische Arbeiderspartij. S. D. A. P.)
Gegründet: im Jahre 1894.
Parteimitgliederzahl: am 31. März 1928 52 904, davon 15 364 Frauen. 
Gewerkschaften: am 31. März 1928 209 614.
Jugendorganisation: am 1. Jan. 1928 3370 männl. und 3355 weibl. 
Frauenorganisation: siehe Frauenbericht.
Bildungsorganisation: 18 000 Mitglieder.
Parteipresse: 2 Tagblätter, 5 Wochenblätter, 1 Monatsschrift.
Zentralorgan: „Het Volk“ (T.), Keizersgracht 376, Amsterdam. 
Parlamentarische Vertretung: Zweite Kammer: 24 von 100; Erste Kammer: 
11 von 50.
Wählerstimmen: 706 704 (22,9%), (Proportionalwahlrecht, Männer und 
Frauen.)
Ordentlicher Parteitag: alljährlich zu Ostern.
Parteivorstand: Vorsitzender: J. Oudegeest, Parteisekretär u. Kassierer: 
C. Werkhoven, weiblicher Sekretär: E. Ribbius Peletier; Mitglieder: 
J. W. Albarda, J. A. Bergmeyer, E. Boekman, W. Drees, D. A. v. Eck. 
Suze Groeneweg, J. E. W. Duys, A. B. Kleerekoper, W. H. Vliegen, 
F. M. Wibaut.
Parteisekretariat: Tesselschadestraat 31, Amsterdam.
Vertreter in der S. A. I.: W. H. Vliegen (E. B.), F. M. Wibaut (E.).
Die holländische Sozialdemokratie hatte sich während der Be­
richtsperiode vor allem mit zwei Fragen zu beschäftigen: mit der 
Abrüstungsfrage und der Kolonialfrage.
Schon im Jahre 1924 hat die holländische sozialdemokratische 
Partei einen Ausschuß eingesetzt, der die Militärfrage für Holland 
zu prüfen hatte. Das Ergebnis der Arbeit dieses Ausschusses war 
ein umfangreicher Bericht, der in Buchform erschien. Gemäß den 
Schlußfolgerungen des Berichtes brachte die sozialdemokratische 
Fraktion in der Zweiten Kammer einen Gesetzentwurf ein, wonach 
die jährliche Rekrutenaushebung von 19 500 Mann auf 3000 Mann 
für die Landarmee und vorläufig noch 1000 Mann für die Seemacht 
eingeschränkt, die Übungszeit auf vier Monate gekürzt und das 
alljährliche Manöver abgeschafft werden sollte. Die so gebildete 
Macht sollte den Charakter einer Sicherheitstruppe tragen. Der 
Leitgedanke des Entwurfs war die Feststellung, daß Holland un­
fähig ist, sich gegenüber einem Angriff zu verteidigen, ja, daß sogar 
die Verteidigung für das Land nur gefährlich sein könne. Der Ge­
setzentwurf wurde am 8. März 1927 abgelehnt, aber dennoch war 
durch die bloße Beratung ein ungeheurer Erfolg erzielt worden. 
Denn die Sozialdemokratie hat den Kampf aus dem Parlament 
hinaus in die Volksmassen getragen und seit dem 4. März 1925, dem 
Tage der Einbringung des Gesetzentwurfs, eine ununterbrochene
Holland.
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Kampagne für die Abrüstung geführt, die einen ihrer Höhepunkte 
am 19. September 1926 in einer Massenversammlung im Haag mit 
nahezu 100 000 Teilnehmern erreichte. Die Frage der Abrüstung 
bleibt in Holland trotz des ablehnenden Beschlusses der Kammer 
weiter auf der Tagesordnung.
Außerordentlich schwierige Probleme wurden der Sozialdemo­
kratie durch die Aufstandsbewegung in Niederländisch-Indien ge­
stellt. Der Aufstand selbst wurde ausgelöst durch die jahrzehnte­
lange Mißwirtschaft in den holländischen Kolonien. Die wirtschaft­
liche Lage der eingeborenen Arbeiterschaft ist gekennzeichnet durch 
die Tatsache, daß das Durchschnittseinkommen nicht mehr als 200 
Gulden jährlich beträgt, wovon noch 10 Prozent an Steuern zu ent­
richten sind. Überdies besitzt die Arbeiterschaft in den Kolonien 
keine genügenden Möglichkeiten, ihren Willen frei zum Ausdruck 
zu bringen, da sie kein absolut freies Vereins- und Versammlungs­
recht, ja selbst nicht einmal die vollständige Koalitionsfreiheit be­
sitzt. Der indische Volksrat bestand in seiner Mehrheit aus Weißen, 
obwohl den 200 000 Europäern fast 50 Millionen Eingeborene gegen­
überstehen. Eine Verfassungsreform, die nach der Aufstandsbewe­
gung durchgeführt wurde, hat eine gewisse Änderung dieses Ver­
hältnisses gebracht, so daß von den 60 Mitgliedern des Volksrats 
künftig 30 Indonesier, 5 Chinesen und der Rest Europäer sein wer­
den. Allerdings werden nach wie vor 22 Mitglieder des Volksrates 
nicht von den Wählern nominiert, sondern von der Regierung er­
nannt, 10 Indonesier, 10 Europäer und 2 Chinesen. Der Kreis der 
Wahlberechtigten wurde etwas erweitert, umfaßt aber noch immer 
bloß einige hunderttausend Indonesier.
Die Aufstandsbewegung, die zum Teil auch durch die chinesische 
Freiheitsbewegung angeregt und beeinflußt wurde, bot den Kom­
munisten ein geeignetes Aktionsgebiet. Dadurch wurde die Bewe­
gung weit über das hinausgeführt, was historisch möglich war. Die 
holländische Sozialdemokratie ist mit aller Energie gegen die Be­
kämpfung der Aufstandsbewegung durch brutale Gewalt eingetreten 
und forderte ein System von Reformen, um die wirtschaftlichen 
Nöte der Eingeborenen zu mildern und die Eingeborenen in steigen­
dem Maße zur Selbstverwaltung heranzuziehen. In diesem Sinne 
hat die sozialdemokratische Partei gegen den Vollzug der Todes­
urteile an den Führern der Aufstandsbewegung protestiert und auch 
die Internationale veranlaßt, sich diesem Protest anzuschließen. Sie 
hat ferner eine scharfe Kampagne gegen das System der Deporta­
tionen geführt, sie forderte, daß die Verschickung nicht mehr als 
administrative Maßnahme, sondern bloß auf Grund eines Gerichts­
urteiles erfolgen dürfe, und sie hat die Schande angeprangert, daß 
Eingeborene nur wegen ihrer Gesinnung in das Gebiet menschen­
mordender Stämme verschickt wurden. Gemeinsam mit der Sozial­
demokratie Niederländisch-Indiens hat die holländische Partei 
schließlich die Durchführung einer Untersuchung über die wahren
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wirtschaftlichen und politischen Ursachen des Aufstandes gefordert, 
die nicht von europäischen Beamten, sondern vom indischen Volks­
rat selbst durchzuführen wäre. Der Antrag wurde jedoch im in­
dischen Volksrat am 20. Oktober 1927 abgelehnt,
Auch das Verhalten der niederländischen Regierung zur chine­
sischen Freiheitsbewegung machte Aktionen der holländischen So­
zialdemokratie erforderlich. Die Entsendung eines Kriegsschiffes 
nach Schanghai wurde zum Gegenstand einer Interpellation in der 
Kammer gemacht, ebenso wie das Verhalten des niederländischen 
Gesandten in Peking anläßlich der Durchsuchung der russischen 
Gesandtschaft.
Im Sinne des Beschlusses der Exekutive der S. A. I. hat die 
holländische Sozialdemokratie einen energischen Kampf für die 
Abschaffung der Todesstrafe in Niederländisch-Indien geführt. In 
einer Reihe von Massenversammlungen wurde dagegen Protest er­
hoben, daß die Todesstrafe in Niederländisch-Indien weiter besteht, 
während sie im Mutterland bereits seit 1870 abgeschafft ist. Ein 
entsprechender Antrag der sozialdemokratischen Fraktion wurde 
von der Kammer abgelehnt.
Auf organisatorischem Gebiet ist ein wichtiger Schritt auf dem 
Wege der Vereinheitlichung der niederländischen Arbeiterbewegung 
zu verzeichnen. Das Bedürfnis nach der Herstellung engerer Be­
ziehungen zwischen der Partei und der Gewerkschaftsbewegung 
führte schon auf dem Parteitag von 1926 zu einer Debatte, wobei 
der Vorschlag, die Partei nach dem Muster der englischen Arbeiter­
partei aufzubauen, abgelehnt wurde. Dagegen wurde eine Kom­
mission eingesetzt, die in gemeinsamem Einvernehmen zwischen 
Partei und Gewerkschaftsbund einen Vorschlag erstattete, der im 
wesentlichen auf dem diesjährigen Parteitag angenommen wurde. 
Der Hauptpunkt dieses Vorschlages sieht die Schaffung eines ge­
meinsamen Ausschusses von Partei und Gewerkschaftsbund vor, 
der über gemeinsame Aktionen zu beraten hat. Der Gewerkschafts­
bund hatte schon vorher zu den Hauptbestimmungen des Vorschla­
ges seine Zustimmung gegeben.
Auf dem Parteitag des Jahres 1926 war der langjährige Partei­
vorsitzende W. H. Vliegen zurückgetreten, da er nach dem Haag 
übergesiedelt war und die Statuten die Anwesenheit des Vorsitzen­
den in Amsterdam vorschreiben. An seiner Stelle wurde zunächst 
der Führer der Diamantarbeiter, Henri Polak, gewählt, der wegen 
seiner Belastung mit anderen Funktionen und seines Gesundheits­
zustandes jedoch nicht in der Lage war, die Stelle dauernd zu ver­
sehen. Im Dezember 1927 wurde sodann Jan Oudegeest gewählt.
Die Partei ist gegenwärtig bemüht, die Ausbreitung der Partei­
presse energisch zu fördern. Seit Januar 1927 erscheint „Het Volk“ 
zweimal täglich, wodurch ein ausreichender Abonnentenstamm in 
Amsterdam gesichert und die Möglichkeit der Gründung von Pro­
vinzblättern geschaffen werden soll.
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Im April 1927 fanden Wahlen für die Provinzialvertretungen 
statt, die der Partei gegenüber den betreffenden Wahlen von 1923 
einen Stimmengewinn von 106 000 und 13 neue Mandate brachten.
Am 13. August 1927 fand die Einweihung von Troelstra-Oord 
statt, eines Baues, der in würdigster Form das Andenken an den 
Führer der Partei, Pieter Jelies Troelstra, lebendig erhält, wenn er 
auch durch Krankheit und Alter gezwungen ist, der regelmäßigen 
Parteiarbeit zu entsagen.
Auf dem außerordentlichen Kongreß im Dezember 1927 wurde 
der Mitgliedsbeitrag bedeutend erniedrigt. Die Folge davon war, 
daß im Januar und Februar 1928 6700 Mitglieder der Partei bei­
traten. Zudem wurde die Druckerei „Vooruitgang“ gekauft und das 
frühere Büro des Internationalen Qewerkschaftsbundes übernom­
men.
Während der Beratungen des Internationalen Kongresses in 
Marseille traf die traurige Nachricht von dem Tode Van Kols ein. 
Der Internationale Kongreß feierte das Andenken des großen Füh­
rers des holländischen Proletariats, dessen ganzes Leben mit der 
holländischen Arbeiterbewegung verwachsen war. Sein jahrelanger 
Kampf gegen die Unterdrückung der Kolonialvölker und die tief­
gründige Kenntnis der Kolonialverhältnisse, die er während eines 
langen Aufenthaltes in den Kolonien erwarb, haben ihn zu einer der 
führenden Gestalten der Internationale gemacht.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei (Mitgliederzahl unbekannt) erhielt bei den Wahlen 
1925 36 786 Stimmen und ein Mandat. Die Partei hat sich wiederholt 
gespalten. Während der Berichtsperiode hat Henriette Roland-Holst 
ihren Austritt aus der Partei erklärt. Der Einfluß der Partei auf die 
Arbeiterbewegung ist verschwindend gering.
Literatur:
Parteitagsprotokolle (holländisch).
Verslag van de Commissie ingesteld door S. D. A. P. en N. V. V. tot onder- 
zoek van het Militaire Vraagstuk. N. V. „Ontwikkeling“. Amsterdam
1926. —
Ons Arsenaal. Feiten, Cijfers en Beschouwingen ten dienste van onze Pro­
paganda. Verzameld door J. W. Mathijsen. Uitgave van het Partij- 
bestuur der S. D. A. P. Keizersgracht 376 Amsterdam. Erscheint monat­
lich. —
A. B. Kleerekoper : Weg met de Doodstraf. „Ontwikkeling“ Amsterdam
1927.
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A rb e ite rverb a n d  Is lands.
(Althydusamband Islands)
Gegründet: im Jahre 1916.
Parteimitgliederzahl: 4900 (inklusive Gewerkschaftsmitglieder). 
Gewerkschaften: 4500.
Jugendorganisation: 150.
Frauenorganisation: 910 (inklusive Gewerkschaftsmitglieder).
Parteipresse: 1 Tageszeitung, 3 wöchentliche Zeitungen.
Zentralorgan: Althydubladid.
Parlamentarische Vertretung: 5 Vertreter im Althing.
Wählerstimmen: 6000 (von total 32 000).
Ordentlicher Parteitag: Jedes zweite Jahr, bisher im November. 
Parteivorstand: Vorsitzender: Jon Baldvinsson; Sekretär: Pjetur G. Gud- 
mundsson.
Parteisekretariat: Laugaveg 4, Rekjavik, Sekretär Pjetur G. Gudmundsson. 
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Schon im Jahre 1906 bestand eine sozialistische Bewegung auf 
Island. Erst mitten im Weltkriege — im Jahre 1916 — wurde eine 
Landesorganisation gegründet mit dem Zweck, die gewerkschaft­
lichen und politischen Interessen der Arbeiter auf sozialdemokra­
tischer Grundlage wahrzunehmen. Im selben Jahre wurde eine 
Wochenzeitung gegründet, die im Jahre 1919 in eine Tageszeitung 
umgewandelt wurde: „Alpydubladid“. In den ersten Jahren war 
jedoch die Herausgabe der Zeitung mit großen Verlusten verbunden. 
Es herrschte in den ersten Nachkriegsjahren eine große Teuerung 
und es konnte auf keine Fonds der Gewerkschaften zurückgegriffen 
werden. Alle anderen Zeitungen des Landes erhielten sich haupt­
sächlich durch Anzeigen. Die Zeitung der Partei fand jedoch 
bei den Inserenten wenig Anklang und erhielt daher wenig Anzeigen. 
Das Land ist groß und hat geringe Bevölkerungsdichte, weshalb die 
ganze Tätigkeit der Partei erheblich kostspieliger als in anderen 
Ländern ist. Für die Arbeiterpartei Islands ist unter diesen Umstän­
den die internationale Solidarität, die in der Hilfe mehrerer Arbei­
terparteien, vor allem der dänischen Partei, zum Ausdruck kam, von 
besonderer Bedeutung gewesen.
Auf dem Kongreß, der vom 3. bis 12. Dezember 1926 tagte, wurde 
am 12. Dezember 1926 folgender Vorschlag eingebracht und mit 
2837 Stimmen gegen 640 angenommen:
„Der Kongreß des Arbeiterverbandes Islands beschließt, seinen Vor­
stand zu beauftragen, im Namen des Arbeiterverbandes Islands einen An­





Die Organisation bestand damals aus 27 gewerkschaftlichen Or­
ganisationen mit 4540 Mitgliedern und 5 politischen Vereinen mit 
308 Mitgliedern in einem Lande mit ungefähr 100 000 Einwohnern. 
Kommunistische Tendenzen waren erst 1922 in der Bewegung auf­
getaucht. Der Anschluß an die S. A. I. schien das geeignete Mittel 
zu sein, um der Organisation eine klare politische Linie zu sichern. 
Die Aufnahme wurde in der Exekutivsitzung der S. A. I. in Paris im 
Februar 1927 beschlossen.
Die Festigung der Partei macht erfreuliche Fortschritte. Bei den 
Althingswahlen im Frühjahr 1927 erreichte sie mit 6000 Stimmen von 
32 000 abgegebenen Stimmen 4 Kreismandate gegen früher 2. Die 
Partei hatte schon ein Landmandat und hat folglich 5 Sitze von 42 
im Althing inne (Regierungspartei 20, Konservative 16 und 1 Libe­
raler). Die Partei unterstützt die fortschrittsfreundliche Bauern­
partei gegen die Konservativen.
In bezug auf die inneren Angelegenheiten hat die Partei haupt­
sächlich für folgende Reformen gekämpft: allgemeine Versiche­
rung, Herabsetzung der Arbeitszeit, besonders auf den Fisch­
dampfern, Verstaatlichung des Klippfisch- und Heringshandels, di­
rekte Steuer, Einfuhr- und Herstellungsverbot für Alkohol. Als der 
erste isländische Staat 930 errichtet wurde, war es eine Republik 
und so blieb es Jahrhunderte lang. Zurzeit ist das Land in Personal­
union mit dem dänischen Königreich verbunden. Es besteht eine 
Tendenz zur baldigen Wiedereinführung der Republik, und die Be­
wegung hat ihre beste und sicherste Stütze in der Arbeiterpartei. 
Literatur:
„Internationale Information“ 1927. Seite 323.
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Italien
S o z ia lis tisc h e  E in h e itsp a rte i der  ita lien ischen  A rbe iter .
(Partito Socialista Unitario dei Lavoratori Italiani.)
Gegründet: in Italien im Oktober 1922. Aufgelöst im November 1925. So­
gleich neugebildet; neuerdings aufgelöst im November 1926. Neugegrün­
det in Frankreich.
Parteimitgliederzahl: 527 im Ausland, am Tage der Neugründung in Frank­
reich. Diese Zahl hat sich seither erhöht.
Gewerkschaften: Alle Arbeiter sind eingeschrieben.
Jugendorganisation: derzeit keine Sonderorganisation.
Frauenorganisation: „ „ „
Bildungsorganisation: „ „ „
Zentralorgan: Rinascita Socialista (Paris).
Parlamentarische Vertretung: Durch den Faszismus beseitigt. 
Wählerstimmen: Annähernd eine Million im Jahre 1924, zur Zeit der stärk­
sten faszistischen Welle. Größte Wählerzahl aller Linksparteien. 
Ordentlicher Parteikongreß: alljährlich.
Zentralkomitee: Bertone, Giani, Magliano, Zenera, Becconi, Modigliani, 
Morgari.
Parteisekretariat: Modigliani, politischer Sekretär; Morgari, administrativer 
Sekretär
Vertreter in der S. A. I.: Modigliani (E. B.), Treves (E.).
Die Periode seit dem Marseiller Kongreß war Zeuge der letzten 
Phase der offenen Kämpfe im Lande selbst, welche die demokrati­
schen Elemente der Diktatur in Italien geliefert haben. Die faszisti­
sche Regierung hatte Ende 1926 proklamiert, daß keine Partei, die 
von dem Auflösungserlaß betroffen wurde, sich wieder rekonstruie­
ren dürfe, und zwar auch nicht in verschleierter Form. Das legale 
Bestehen und die öffentliche Tätigkeit aller o p p o s i t i o n e l l e n  
P a r t e i e n  w u r d e n  d a m i t  u n m ö g l i c h .  Die Tätigkeit der 
Parteien im Verlaufe dieser drei Jahre zeigt sich in zwei Phasen: 
die erste ist vor dem November 1926 anzusetzen, während welcher 
die verschiedenen Parteien hofften, trotzdem die Schwierigkeiten 
wuchsen und die Erfolge sich verringerten, obwohl jegliche Freiheit 
bereits vernichtet worden war, in Italien immer noch Überbleibsel 
ihrer Organisationen erhalten zu können. Die zweite Phase beginnt 
mit November 1926. In ihr wurden die linksstehenden Organisationen 
und Institutionen, eine nach der andern, dazu gezwungen, einen 
Unterschlupf im Ausland zu suchen. Ihr Hauptziel war es, im Exil 
soweit wie möglich all das wiederaufzubauen, was in Italien zerstört 
worden war. Der Neuaufbau der Einheit des italienischen Sozialis­
mus hat sich alsbald als eines der Mittel erwiesen, um die Erneue­
rung im Sinne der sozialistischen Richtlinien vorzunehmen und vor 
allem der italienischen sozialistischen Bewegung ihre angemessene 
Funktion und Rolle im anti-faszistischen Kampfe zu sichern.
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Während die Entwicklung des Faszismus unvermeidlich den be­
kannten Gang der Ereignisse heraufbeschwor, waren eine Anzahl 
von besonderen Geschehnissen, wie wirkliche und angebliche Atten­
tate auf das Leben des Diktators, unmittelbarer Anlaß zu weiteren, 
immer schärferen Unterdrückungsmaßnahmen. Eines dieser Atten­
tate, welches im Monat November 1925 stattfand, hatte als sofortige 
Folge die gewaltsame Auflösung der sozialistischen Einheitspartei 
und die Unterdrückung ihrer Tageszeitung „La Giustizia“. Die Par­
tei bildete sich sogleich neu unter dem Namen „ S o z i a l i s t i s c h e  
P a r t e i  d e r  i t a l i e n i s c h e n  A r b e i t e r “ und ermöglichte 
sogar das Wiedererscheinen der „Giustizia“ als Wochenblatt. Sie 
wurde zwar fast jede Woche beschlagnahmt — bis zum Wüten der 
Faszisten Ende 1926, wo sie endgültig unterdrückt wurde. Bis im 
letzten Monat des Jahres 1926 behielten die linksstehenden Parteien 
noch den Schein einer unabhängigen Existenz und einige ihrer 
Presseorgane bestanden trotz beständiger Konfiskationen und Auf­
hebungen mit einer gewissen Kontinuität weiter. Das Attentat auf 
Mussolini in Bologna am 31. Oktober 1926 wurde jedoch zur Ein­
leitung einer neuen Etappe. Eine Anzahl von Unterdrückungsmaß­
regeln, wie sie bisher selbst in den Annalen des Faszismus nicht zu 
finden waren, folgten dieser Tat. Ganz abgesehen von den gewohn­
ten, gewalttätigen Repressalien gegenüber ganz unschuldigen Per­
sonen, wurde alles, was von der Partei und den Institutionen der 
Opposition noch übrig geblieben war, unterdrückt und ihre Presse 
verboten. Die berüchtigten faszistischen Gerichte, denen das Straf­
verfahren gegen politische Verbrechen obliegt, wurden eingesetzt; 
das brutale Verfahren der Landesverweisung, das gegen alle ver­
dächtigen Personen ohne Unterschied angewandt wird und wonach 
nun die Gegner des Regimes auf die kleinen armseligen Inselchen 
des Mittelländischen Meeres verschickt werden, wurde kurze Zeit 
darauf eingeführt.
In den folgenden Monaten gelang es einer großen Anzahl der 
tätigsten Sozialisten und Gewerkschafter, insbesondere der Mehr­
zahl der Führer, sich auf kleinen, wenig begangenen Grenzpfaden 
oder in Booten (wie Turati), unter den größten persönlichen Gefah­
ren aus Italien zu flüchten. Gegen Ende des Jahres beschlossen diese 
Flüchtlinge den einzigen Weg, der ihnen offen blieb, zu beschreiten 
und alles, was von ihren Institutionen noch gerettet werden konnte, 
nach dem Ausland, nach Paris zu verlegen. Der Beschluß, den Sitz 
der Sozialistischen Partei der italienischen Arbeiter nach Paris zu 
verlegen, wurde durch ein Manifest am 7. November 1926 in Paris 
kundgemacht. Im Dezember des gleichen Jahres kündigte die Partei 
im Einverständnis mit den beiden andern Linksparteien, den Maxi- 
malisten und den Republikanern, die Gründung einer antifaszisti- 
schen Vereinigung (Concentrazione antifascista) an, die im März 
1927 gebildet wurde. Sie hat zum Ziele, die verschiedenen demo­
kratischen Elemente, die gegen den Faszismus kämpfen, zu einem 
Oppositionsblock zusammenzuschweißen. Im Jahre 1927 gab der 
Allgemeine Italienische Gewerkschaftsbund bekannt, daß er ebenso
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wie die politischen Organisationen mit Zustimmung des Internationa­
len Qewerkschaftsbundes seinen Sitz nach Amsterdam verlege. Eine 
gemeinsame Sitzung des Internationalen Gewerkschaftsbundes und 
der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, die am 26. Februar 1927 
in Amsterdam stattfand, beschäftigte sich mit dem Problem der 
Unterstützung der verbannten Organisationen und beschloß folgende 
Resolution:
Die sozialistische Partei der italienischen Arbeiter und ebenso die 
Leitung der italienischen Gewerkschaftsbewegung waren nach der Ver­
schlechterung der Lage in Italien gezwungen, ihren Sitz nach dem Aus­
lande zu verlegen, um die Richtlinien des Kampfes gegen den Faszismus 
in Italien in Offenheit und Klarheit immer wieder zum Ausdruck bringen 
zu können. Die Vertreter der beiden Internationalen sehen daher in der 
im Ausland befindlichen sozialistischen Partei der italienischen Arbeiter 
und in dem im Ausland befindlichen italienischen Gewerkschaftsbund die 
berufenen Vertreter der italienischen Arbeiterklasse, mit denen sie ver­
handeln und die sie nach Kräften unterstützen werden. Die Vertreter 
der beiden Internationalen hoffen, daß es dem italienischen Proletariat 
gelingen werde, die Grundlagen legaler und freier Organisationen in Ita­
lien zu erkämpfen und damit die Rückverlegung der Zentralbehörden der 
Arbeiterbewegung zu ermöglichen.
Die italienische Arbeiterbewegung im Exil, deren Zentralen sich 
in Frankreich (hauptsächlich in Paris), aber auch in anderen Län­
dern (Belgien und Schweiz) befinden, widmet ihre Aufmerksamkeit 
speziell der politischen und erzieherischen Organisation des bestän­
digen Zustroms der Flüchtlinge von Italien und der Gründung einer 
antifaszistischen Presse.
Schon vorher wurden Versuche gemacht, die italienische Emigra­
tion im Auslande politisch zu organisieren, aber ohne nennenswerte 
Resultate. Es erschien sogar 1926 in Paris eine Tageszeitung 
„Corriere degli Italiani“, welche aus Beiträgen von Privaten unter­
halten wurde; diese Zeitung ging jedoch nach einer ganzen Serie 
von Zwischenfällen und Unterbrechungen der Bewegung verloren 
und wurde schließlich von der französischen Regierung verboten. 
Nach einer kurzen Frist, die zur Reorganisation benutzt wurde, 
schritt die Antifaszistische Konzentration am 1. Mai 1927 zur Ver­
öffentlichung ihrer Wochenschrift „Liberia“, die jetzt das Zentral­
organ der demokratischen Parteien im Exil bildet. Im August 1927 
nahm die satirische Zeitschrift „II Becco giallo“ (Der Gelbschnabel), 
die in Italien verboten worden war, ihr regelmäßiges Erscheinen mit 
ausgesprochen antifaszistischer Richtung wieder auf. Ab 25. April 
1928 gibt die Sozialistische Einheitspartei ihre Halbmonatsschrift 
„Rinascita Socialista“ (Sozialistische Renaissance) heraus, die einen 
Nachrichtendienst und theoretische Studien enthält. Neben diesen 
Veröffentlichungen haben die Zentralen von Paris und Brüssel eine 
beträchtliche Anzahl von Flugschriften erscheinen lassen und her­
vorragende Redner Vortragsrundreisen in die verschiedensten Län­
der Europas unternommen. Diese ganze Wiederaufbauarbeit ist 
durch die Hilfe des Matteotti-Fonds der S. A. I. unterstützt und ge­
fördert worden. In der „Internationalen Information“ hat die sozia­
listische Bewegung ein Organ gefunden, dank welchem sie immer
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wieder der Arbeiterklasse die Wahrheit über den Faszismus mit- 
teilen konnte. Anläßlich der Presseaustellung, die im Sommer 1928 
in Köln stattfand, wurde im .Volkshaus dieser Stadt eine Ausstellung 
der antifaszistischen Presse veranstaltet. Sie wurde am 10. Juni 
1928, am Todestage Matteottis, durch eine Rede Filippo Turatis 
eröffnet.
Ein denkwürdiger Augenblick dieser ganzen Wiederaufbau­
bewegung des italienischen Sozialismus war die Enthüllung des 
durch die Sozialistische Arbeiter-Internationale im Brüsseler Volks­
haus errichteten Matteotti-Denkmals. Bei der feierlichen Einwei­
hung, die am 11. September 1927 stattfand, sprachen sowohl der 
Vorsitzende der S. A. I., Arthur Henderson, und der Vertreter der 
belgischen Arbeiterpartei, welcher das Monument anvertraut wurde, 
J. van Roosbroeck, als auch der Sprecher der italienischen Ge­
nossen, Filippo Turati, in bewegter Rede.
Die Sozialistische Partei der italienischen Arbeiter hat ihren 
ersten Kongreß im Ausland am 18. und 19. Dezember 1927 in Paris 
abgehalten. Sie nahm den Namen wieder auf, den sie trug, als 
Giacomo Matteotti ihn durch seinen Tod verklärte, den Namen, der 
zugleich ihren Willen zur sozialistischen Einheit bekundete: „ S o ­
z i a l i s t i s c h e  E i n h e i t s p a r t e i  d e r  i t a l i e n i s c h e n  A r ­
b e i t e  r“. Bei diesem Kongreß gab sich die Partei ein Aktionspro­
gramm, das ebensosehr den Verpflichtungen Rechnung trägt, die 
sich aus der Lage in Italien ergeben, als jenen, die aus der soziali­
stisch-demokratischen Tradition der S. A. I. hervorgehen. Die Partei 
beschloß, sich mit aller Kraft für die Wiederherstellung der Einheit 
des italienischen Sozialismus einzusetzen, wie es auch geschah. Es 
ist nicht mehr als gerecht, wenn wir sagen, daß diese Bemühungen 
ein immer weiteres Echo, sogar in den Kreisen der „Maximalisten“, 
der andern italienischen Partei, die der S. A. I. nicht angehört, finden. 
Auf ihrem Kongreß von Marseille hat sie die Einheitsidee zwar nicht 
zurückgewiesen, aber interne Widerstände haben bis jetzt die Maxi­
malisten verhindert, den Beschlüssen von Marseille ganz die Aus­
wirkung zu geben, die man erwartete. Das entmutigt jedoch die 
der S. A. I. angeschlossene Sozialistische Einheitspartei nicht. Sie 
setzt ihre Einheitsbestrebungen zur gleichen Zeit wie den anti­
faszistischen Kampf und das Werk des inneren Wiederaufbaues der 
italienischen Sozialdemokratie fort. Sie zählt bereits organisierte 
Mitglieder in Frankreich, in Belgien, in Österreich, in Tunis, in 
Uruguay, in Brasilien, in Argentinien, in den Vereinigten Staaten usw.
Es ist hier gewiß nicht der Ort, wo es möglich wäre, und sei es 
noch so kurz, die Ereignisse zusammenzufassen, die seit dem letzten 
Kongreß der Internationale das Bestehen des faszistischen Regimes 
kennzeichneten. In unserem Bericht zum Marseiller Kongreß sagten 
wir, daß es „vergeblich wäre, die Summe an Gewalt, Zerstörung 
und Entehrung, an Blut und Brand und Schmutz noch einmal dar­
stellen zu wollen, die diese drei Jahre faszistischer Herrschaft be­
deuten“. Die Dinge haben sich nicht geändert! Man hat zwar nicht
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weiter im gleichen Ausmaß die proletarischen Organisationen ver­
nichten können, denn es gab nichts mehr zu vernichten. Aber die 
Wirtschaftskrise, die in Italien seit zwei Jahren wütet, ist im 
Begriff, sogar die Organe der nationalen Produktion lahm zu 
legen. Sie hat eine Arbeitslosigkeit hervorgerufen, die phantastische 
Zahlen erreicht. Die Arbeitslosen werden nur zum Teil unterstützt 
und dies für eine sehr kurze Dauer. Die Löhne sind in den letzten 
drei Jahren um 30 bis 50% zurückgegangen, während die Lebens­
kosten nur um 10 bis 15% fielen. Die Konkurse haben alle Rekorde 
der Vergangenheit geschlagen. Auch der Rückgang des Außenhan­
dels hat sich zu dem Elend des Innenmarktes gesellt. Und zu den 
Verheerungen dieser allgemeinen Notlage kommt noch die immer 
zielbewußtere und erbarmungslosere Unterdrückungspolitik der ge­
setzlichen Schreckensherrschaft, die das Regime endgültig die mili­
tärisch organisierte Herrschaft einer Gruppe werden ließ, die sich 
jetzt gegen alles im Lande richtet, was nicht zu ihrem politischen 
und militärischen Apparat gehört.
Der Syndikalismus, der nur eine erzwungene Gewerkschafts­
organisation der Arbeiter aufbauen konnte, die in Wirklichkeit nicht 
existiert, — die Übertragung der Ernennungen für das Parlament 
an die Führer (Consiglio Nazionale) der faszistischen Partei ein 
Sondergericht der faszistischen Milizen, das ohne Kontrolle Jahr­
hunderte von Gefängnishaft für Gesinnungsdelikte austeilt und des­
sen Untersuchungen mit der Ermordung oder dem Selbstmord der 
Untersuchungsgefangenen enden — das sind die drei Schandflecke 
einer Herrschaft, gegenüber welcher es von nun an nur eine einzige 
Pflicht, sowohl für die Italiener als für die Ausländer, und ganz be­
sonders für die sozialistischen Arbeiter, gibt: sich zu vereinen, um 
sie im Namen der Freiheit, der Demokratie, des Friedens und des 
Sozialismus zu stürzen.
Andere Arbeiterparteien und antifaszistische Parteien:
Italienische Sozialistische Partei. (Maximalisten.) Die maximalistische ita­
lienische Partei wurde von der faszistischen Regierung aufgelöst und 
ihre Mitglieder gezwungen, ins Ausland zu flüchten. Dies geschah nach 
den Ereignissen vom November 1926. Die Partei hat ihren Sitz in Paris, 
wo ihr Organ, der „Avanti“, als wöchentliches Bulletin veröffentlicht 
wird. Die Maximalistische Partei bildet den Kern des Internationalen 
Informationsbüros der revolutionären sozialistischen Parteien von 
Paris, dessen Sekretärin Angelica Balabanoff ist. Sie gehört außerdem 
der Antifaszistischen Konzentration an. Ihr letzter Kongreß fand am 
9. und 10. Januar 1928 in Marseille statt.
Italienische Republikanische Partei. Diese Partei besteht seit Ende 1926 in 
der Verbannung. Sie gehört der Antifaszistischen Konzentration an und 
hat ihren Sitz in Paris. Organ: „Italia del Popolo“.
Italienische Kommunistische Partei: Gehört der Antifaszistischen Konzen­
tration nicht an. Sie erläßt unablässig gegen die Konzentration Auf­
rufe für eine Einheitsfront, die aber niemanden mehr zu täuschen 
vermögen. Sie gibt in ihrem Programm, das vor einigen Wochen ver­
breitet wurde, zu, daß ihr Hauptziel der Kampf gegen die Vereinigung 
der italienischen demokratischen und sozialdemokratischen Kräfte ist, 
welche sie als „Verbündete“ des Faszismus brandmarkt. In der Praxis 
beschränkt sich ihre ganze „antifaszistische“ Tätigkeit, besonders in
IV. 77
Frankreich und Belgien, darauf, die wirkliche antifaszistische Tätigkeit 
der Konzentration und der Sozialistischen Einheitspartei zu sabotieren.
In Italien haben die Kommunisten ziemlich rasch ihre Organisation 
den neuen Notwendigkeiten des politischen Kampfes anpassen können. 
Sie zögerten nicht einmal, sich den Namen des Allgemeinen Gewerk­
schaftsbundes und die Titel seiner- Zeitschriften anzueignen, um zugun­
sten des Bolschewismus eine Tradition auszunützen, die sie immer be­
kämpft und geschmäht haben. Jetzt besteht von ihrer ganzen Organi­
sation jedoch nichts oder fast nichts mehr. Moskau treibt seine Soli­
darität nicht so weit, um die Verteidigung seiner italienischen Anhänger 
gegen den italienischen Faszismus auch nur mit jener Energie zu über­
nehmen, die es gegen die Sozialisten zur Anwendung bringt. Moskau 
zieht es vor, seine diplomatischen Beziehungen mit einer Regierung 
nicht zu gefährden, die in Italien ohne Mitleid alles niederschlägt, was 
dem Faszismus nicht ergeben ist. Das Organ der Partei heißt „Unitä“.
Literatur:
G. E. Modigliani, L’Italie sans liberté : données sur la législation politique 
fasciste (französisch).
Bericht für den Internationalen Kongreß der Liga für Menschenrechte.
G. E. Modigliani, Das faszistische Gewerkschaftsgesetz, Broschüre (franzö- 
sich, englisch, deutsch).
„Mussolini und sein Gefolge“, von Julius Romanus. Übersetzung einer anony­
men Arbeit eines italienischen Politikers, von W. Ellenbogen. Wien 
1928 (deutsch).
Professor G. Salvemini: „The Fascist Dictatorship in Italy“, New York 1927. 
Erweiterte und durchgesehene Auflage, Band I, London 1928 (englisch).
Luigi Sturzo: Italy and Fascismo. London 1926 (englisch).
Manifeste und Protokolle der Parteikongresse. In der „Libertä“, Paris, 
(italienisch.)
Reden von Arthur Henderson, von J. van Roosbroeck und von Filippo 
Turati, anläßlich der Einweihung des Matteotti-Denkmals im Volkshaus 
zu Brüssel, 11. September 1927. (In der Internationalen Information IV/47 
vom 12. September 1927 (französisch, englisch, deutsch).
Giacomo Matteotti, „Ein Jahr faszistische Herrschaft“ (italienisch, englisch, 
deutsch).
Internationale Information 1925—1928 passim.
Silvio Trentin, ,,L’Aventure Italienne“, Paris 1928 (französisch).
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Jugoslawien.
S o z ia lis tisc h e  P arte i.
(Sozialistiöka Partija Jugoslavije.)
Gegründet: im Jahre 1921 durch Vereinigung der früheren selbständigen 
Sozialdemokratischen Parteien in den Gebietsteilen, die den neuen jugo­
slawischen Staat gebildet haben.
Parteimitgliederzahl: 4000, davon 300 Frauen.
Gewerkschaften: 40 000 (außerdem rund 20 000 unter kommunistischem Ein­




Parteipresse: 5 Wochenblätter, 1 zweimal wöchentlich erscheinendes Blatt, 
1 zweimal wöchentlich in deutscher Sprache erscheinendes Blatt. 
Parlamentarische Vertretung: 1.
Wählerstimmen: 25 000 im Oktober 1927 (Proportionalwahlrecht, Männer). 
Ordentlicher Parteitag: einmal in 2 Jahren.
Parteivorstand: Vorsitzender: Dr. Nedeljko Kosanin, Universitätsprofessor. 
Parteisekretariat: Dr. Zivko Topalovic, Bokelsjka 4, Beograd.
Vertreter in der S. A. I.: Topalovic (E.).
Die politische Situation Jugoslawiens ist bestimmt durch zwei 
entscheidende Tatsachen: das Land steht am Ausgang der natio­
nalen, demokratischen Revolution, die allerdings infolge der kul­
turellen und religiösen Unterschiede der einzelnen Stämme nur mit 
den größten Schwierigkeiten ihrem Ziel, dem Aufbau des großen 
südslawischen Staates, zustrebt. Die nationale Revolution hat sich 
jedoch andererseits vollzogen als Abschluß des Krieges, unter der 
Führung der Dynastie. So ist die Verfassung Jugoslawiens in ge­
wissem Sinne widerspruchsvoll, indem sie die Monarchie in einen 
demokratischen Apparat einzubauen versucht, und noch dazu eine 
Monarchie, die im Bewußtsein vor allem der großen bäuerlichen 
Massen als die Schöpferin der Bodenreform eine lebendige Kraft 
darstellt.
Der Versuch der Kommunisten, dieses Land zum Hebel der Re­
volution auf dem Balkan zu machen, hat bewirkt, daß sich große 
Teile der Arbeiterklasse von der Demokratie entfernten, die damit 
eine wesentliche Schwächung erfuhr. Zur gleichen Zeit wendeten 
sich aber auch die Bauern, die infolge der Bodenreform wirtschaft­
lich zunächst gesättigt waren, vom politischen Leben ab. So war 
die Demokratie wehrlos gegen die Steigerung der Macht der Dyna­
stie und der militärischen Kreise.
Im gleichen Sinne wirken aber auch die außenpolitischen Ver­
hältnisse des Balkans. Angesichts der Bedrohung durch das Vor­
dringen des faszistischen Italiens auf dem Balkan, angesichts aber 
auch der Gefahren, die durch das faszistische Bündnissystem auf
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dem Balkan selbst für den südslawischen Staat entstanden, wurde 
die nationale Welle der Abwehr zur Stärkung der Militärmonarchie. 
Anstelle den Versuch zu unternehmen, durch ein Einvernehmen mit 
den übrigen Balkanstaaten eine einheitliche Abwehrfront gegen den 
faszistischen Imperialismus herzustellen, schritt man zur fieber­
haften Vorbereitung militärischer Abwehrmaßnahmen. Auch dieser 
Umstand ließ die Militärmonarchie immer mehr zur führenden Kraft 
im Staate werden.
Die sozialistische Partei Jugoslawiens hat in dieser Situation 
eine außerordentlich schwierige Aufgabe. Sie hat sich durchzu­
setzen gegen die politische Indifferenz der breiten Massen der ar­
beitenden Bevölkerung, die die selbstverständliche Folge der Ent­
täuschung über den Mißerfolg der einstigen kommunistischen Füh­
rung ist. Sie hat zu kämpfen gegen die Vergewaltigung der Demo­
kratie durch die Regierungen, die die staatlichen Machtmittel gegen 
jedwede Opposition, vor allem aber gegen die Arbeiterklasse rich­
ten. Zugleich aber hat sie alle Versuche der Kommunisten abzu­
wehren, durch Manöver aller Art neuerdings Einfluß auf die wieder­
erstehende Arbeiterbewegung zu gewinnen.
Nicht weniger schwierig sind die Aufgaben der Partei auf außen­
politischem Gebiet. Die Angriffe des italienischen Faszismus und 
ihre Förderung durch seine reaktionären Vasallen auf dem Balkan 
einerseits, das militärische Bündnissystem, in das Jugoslawien ver­
flochten ist, und die Nationalitätenkämpfe andererseits, machen den 
Kampf um die Bewahrung des Friedens zu einer dauernden schwe­
ren Pflicht für die jugoslawische Sozialdemokratie. Die Kriegs­
gefahr auf dem Balkan, deren Ausgangspunkt der italienisch-alba­
nische Vertrag darstellte, bildete Gegenstand wiederholter Bera­
tungen der Sozialistischen Arbeiter-Internationale. In einem Mani­
fest vom Februar 1927 hat die Exekutive der S. A. I. ihre Haltung 
in dieser Frage klar gestellt.
Trotz dieser ungeheuren Hemmnisse geht der Weg der Partei 
aufwärts. Die Parteiorganisation ist wieder hergestellt, die Mit­
gliederzahl gegenüber 1925 auf mehr als das Doppelte gestiegen. 
Wenngleich die Entwicklung in den verschiedenen Gebieten noch 
ungleich weit gediehen ist, so ist doch überall die Konsolidierung 
der Partei festzustellen.
So ist es der Partei auch gelungen, in der Berichtsperiode eine 
Reihe wichtiger Erfolge zu erzielen. Bei den Parlamentswahlen 
am 11. September 1927 ist es nach dreijähriger Pause wieder mög­
lich geworden, einen sozialistischen Vertreter, Genossen Jossif 
Petejan, ins Parlament zu entsenden, dessen Tätigkeit sich sofort 
im gesamten Parteileben, vor allem aber auch in der Agitation, 
fühlbar machte. Wiederholt hat er es verstanden, die Regierung 
zur Besprechung lebenswichtiger Fragen im Parlament und damit 
zur Enthüllung ihrer arbeiterfeindlichen Pläne zu zwingen.
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Bei den Kommunalwahlen in Maribor am 18. Dezember 1927 
hat die Partei in der Stadt selbst 750 Stimmen gegenüber den letz­
ten Qemeindewahlen gewonnen und damit ihre Mandatszahl von 
4 auf 12 gesteigert, wodurch sie zur zweitstärksten Fraktion im 
Stadthaus wurde. Im Bezirk beträgt der Stimmenzuwachs 2532. 
Die letzten Qemeindewahlen im ganzen Land brachten der Partei 
ungefähr 25 000 Stimmen und rund 100 Mandate.
Diese Ereignisse rechtfertigen die Meinung, daß die Periode der 
Lähmung der Arbeiterbewegung, die nach der Niederlage der kom­
munistisch geführten Bewegung zu verzeichnen war, beendet ist, 
und sie sich unter sozialdemokratischer Führung in langsamem, aber 
unablässigem Aufstieg befindet.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei, ist illegal. Nach der Auflösung der Kommunistischen 
Partei (1923) wurde die „Unabhängige Arbeiterpartei“ gegründet. Der 
rechte Flügel der Partei wurde später ausgeschlossen. Bei den letzten 
Wahlen erhielt die Unabhängige Arbeiterpartei 25 000 Stimmen und 
kein Mandat.
Literatur:




S o z ia ld e m o k ra tisc h e  A rb e iterp a rte i.
(Latwijas Sozialdemokratiska Strahdneeku Partija.)
Gegründet: im Jahre 1904.
Parteimitgliederzahl: 5000, davon 960 Frauen.
Gewerkschaften: 22 000.
Jugendorganisation: 510, davon 180 weibliche.
Frauenorganisation: siehe Frauenbericht.
Bildungsorganisation : Arbeiterbildungszentrale.
Parteipresse : 3 Tagblätter, 8 Wochenblätter, 4 Monatsschriften. 
Zentralorgan: „Socialdemokrats“ (T.), Kr. Barona iela 25, Riga. 
Parlamentarische Vertretung: 33 von 100.
Wählerstimmen: 260 000 (33%) 1925. (Proportionalwahlrecht, Männer und 
Frauen.)
Ordentlicher Parteitag: alljährlich, gewöhnlich im Monat April. 
Parteivorstand: Vorsitzender: A. Rudewitz; Sekretär: Peter Ulpe; Mitglie­
der: F. Pielens, R. Bilmanis, K. Lorenz, W. Bastjanis, E. Morics, 
J. Rainis, F. Menders, Br. Kalnin, P. Kalnin, J. Wischne, A. Buschewitz, 
M. Rosenthals, E. Dimara.
Parteisekretariat: Peter Ulpe, Aku iela 10, Riga.
Vertreter in der S. A. I.: F. Cielens (E.).
Die Arbeiterbewegung Lettlands hat mit einer starken Reaktion 
unter der Führung der Bauernpartei zu kämpfen. Die Wahlen vom 
Oktober 1925 mit einer Zunahme im Prozentsatz der Stimmenzahl 
für die sozialdemokratische Partei von 31,5% auf 33% hatten die 
Stärke dieses Regimes trotz des Regierungswechsels nicht ab­
geschwächt. Bis Dezember 1926 mußte das Land unter einer Füh­
rung leiden, die besonders finanzpolitisch schwach war. Durch das 
System von Krediten und Einfuhrregelungen wurde nur die Berei­
cherung der Günstlinge der Regierung erreicht. Es gelang aber 
der sozialdemokratischen Partei, eine Verschlechterung des Press­
gesetzes und des Gesetzes über die berufliche Vereinigung zu ver­
hindern. Schließlich führten die Mängel der Regierung an finanzi­
ellen Fähigkeiten und die Korruption der herrschenden Partei zu 
einer parlamentarischen Krise. Die sozialdemokratische Partei stand 
nun vor der Wahl, entweder an einer Koalitionsregierung teilzu­
nehmen, oder sich einem System zu unterwerfen, das noch reak­
tionärer wäre als das, welches bis dahin bestand.
Die linke Koalitionsregierung, die sodann gebildet wurde, zur 
gleichen Zeit als das Terrorregime von Woldemaras in Litauen be­
gann, umfaßte vier Mitglieder der sozialdemokratischen Partei, 
eines von der sozialdemokratischen Menschewistischen Partei und 
vier vom demokratischen Zentrum. Die Regierungserklärung, die 
im Sejm am 17. Dezember 1926 abgegeben wurde, erhielt 52 Stim­
men. Die parlamentarische Stellung der Regierung war von den
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Stimmen des demokratischen Zentrums und den Minoritätsparteien 
nebst den 32 Sozialdemokraten, von vier Vertretern der men- 
schewistischen Partei und von einem linken Sozialisten abhängig. 
Demgemäß bedeutete die Regierungsbeteiligung, die vor allem 
von der Notwendigkeit einer Abwehr des Faszismus, der von 
Litauen und in Lettland selbst drohte, bestimmt war, für die 
sozialdemokratische Partei eine Beschränkung ihrer Forderungen, 
in dem ihr Programm auf die Verteidigung der demokratischen 
Rechte, die Achtung vor den Bevölkerungsminoritäten, politische 
Gleichberechtigung der Frauen und den Kampf gegen die Kor­
ruption in der Verwaltung eingeengt wurde. Es wurde die Ent­
wicklung der Sozialversicherung und eine rationelle ökonomische 
Politik geplant. Eine Zollunion mit Estland sollte gefördert werden. 
Die auswärtige Politik hat somit als Leitgedanken eine enge Zusam­
menarbeit mit den übrigen baltischen Staaten und zielt gleichzeitig 
darauf hin, Sicherheits- und Handelsverträge mit Sowjetrußland zu­
stande zu bringen. Der Handelsvertrag wurde im Mai 1927 ab­
geschlossen, dem Abschluß des ersteren haben sich jedoch Schwie­
rigkeiten entgegengestellt. Auf der Revaler Konferenz der Außen­
minister von Lettland, Estland und Finnland — der finnische Au­
ßenminister war damals ebenfalls ein Sozialdemokrat — wurden 
die Bestrebungen, gemeinsame Richtlinien für die Außenpolitik die­
ser Länder zu finden, fortgesetzt.
Nach der Ratifizierung des lettisch-russischen Vertrages rück­
ten einige bürgerliche Abgeordnete von der Regerung ab und am 
13. Dezember 1927 beschloß die Regierung, ihre Demission einzu­
reichen. Seit dem 20. Januar 1928 hat Lettland wieder eine rein 
bürgerliche Regierung, die von 53 der 100 Mitglieder des Sejm un­
terstützt wird.
Die sozialdemokratische Partei sorgte für die Unterstützung und 
Weiterentwicklung der Politik ihrer Vertreter in der Regierung. 
Sie hat in der Außenpolitik durch Konferenzen mit den sozialdemo­
kratischen Parteien der übrigen baltischen Staaten, so zum Bei­
spiel in Riga im Juni 1926 mitgewirkt. Der Parteitag im April 1927 
stellte als Bedingung für die Fortführung der Beteiligung an der 
Koalitionsregierung die Verwirklichung folgender Reformen auf: 
Demokratisierung der Verwaltung und des Heeres, entschlossene 
Abwehr faszistischer Tendenzen, Reform der Besteuerung und der 
Zollpolitik, Lösung des Wohnproblems auf dem Lande, Beschrän­
kung des Militärdienstes, rationelle Agrarpolitik, Einführung des 
Geschworenensystems und einer Strafrechtsreform.
Die Regierungsbeteiligung hat der Partei keinerlei Verluste bei 
den Wahlen gebracht. Bei den Gemeindewahlen vom Februar 1928 
erreichte sie Erfolge, die für die Sejmwahlen im Herbst viel ver­
sprechen. Diese werden aber höchstens zu einer neuen Koalitions­
regierung mit einer stärkeren Beteiligung der Sozialdemokraten 
führen können. Die Mitgliedszahlen der Partei, die schon im Jahre
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1925 im Aufstieg waren, haben die ganze Zeit eine günstige Ent­
wicklung gezeigt. Der allgemein anerkannten Notwendigkeit einer 
Fühlungnahme mit den Kleinbauern ist entsprochen worden. Die 
Rechten haben ihre Angriffe auf die Arbeitersport- und Schutz­
organisation, die mehr als je mit der Partei verbunden ist, konzen­
triert. So haben sie eine Vorlage eingebracht, die die'Mitgliedschaft 
von Arbeitern unter 21 Jahren verbieten sollte. Die Gewerkschaften 
gehören dem Internationalen Gewerkschaftsbund an und zeigten im 
April 1928 eine Erhöhung der Mitgliedszahlen seit dem Jahre 1925 
um 7000 (von 15 000 auf 22 000). Sie haben sich an der Bildung 
eines baltischen Gewerkschaftskomitees beteiligt.
Andere Arbeiterparteien:
Sozialdemokratische Menschewistische Partei; sie ist im Rückgang begrif­
fen. 4 Vertreter im Sejm, gegenüber 7 vor den letzten Wahlen. Die in 
Lettland bestehende Sektion des Allgemeinen Jüdischen Arbeiterbundes 
(„Bund“) arbeitet mit der sozialdemokratischen Partei zusammen; ein 
Vertreter im Sejm.
Kommunistische Partei, illegal, keine parlamentarische Vertretung. Im April 
1928 fanden wieder Verhaftungen statt. Ihre Mitglieder sind aber in der 
Lage, aktiv an der Arbeit der Gewerkschaften teilzunehmen und haben 
sogar die sozialdemokratische Partei bei einzelnen Wahlen unterstützt.
Literatur:
Marseiller Bericht.
Internationale Information 1925—1928. Siehe insbesondere 1.1. 1926, No. 11, 
S. 3, 106, 168. D. D. Nr. 32, S. 1. 1.1. 1927, S. 117, 242; 1.1. 1928, S. 53. 
Nachrichten der I. A. S. P., 1. Jahrgang, Nr. 2, 3. II. Jahrgang, Nr. 3. 
Bericht der Parteitage und Parteitagsprotokolle (lettisch) Wilzin; Der VI. 
Parteitag der sozialdemokratischen Partei Lettlands im „Kampf“, Jahr­
gang 1921, Heft 2.
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Litauen.
S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P arte i.
(Lietuvos Socialdemokratu Partija.)





Bildungsorganisation: im Rahmen der Partei.
Parteipresse: 1 Wochenblatt, 1 Monatsschrift.
Zentralorgan: „Socialdemokratas“ (W.) Kestuöio 40, Kaunas. 
Parlamentarische Vertretung: 15 von 78. (Der Sejm wurde Anfang 1927 
aufgelöst und noch nicht wieder einberufen.)
Wählerstimmen: 170 000 im Mai 1926 (Proportionalwahlrecht, Männer und 
Frauen).
Parteivorstand: Vorsitzender: Kairis, Kassierer: Galinis, Sekretär: Galinis. 
Parteisekretariat: Kestucio 40, Kaunas.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Den Gepflogenheiten reaktionärer Regierungen gemäß wird die 
Außenpolitik Litauens zu dem Zwecke ausgenutzt, die inneren 
Schwierigkeiten des faszistischen Regimes, das nach dem Streich 
vom 17. Dezember 1926 aufgerichtet wurde, zu verschleiern. Das 
W i 1 n a e r Problem steht im Mittelpunkt des öffentlichen Inter­
esses in Litauen selbst und auch bei allen, die sich mit der Lage 
Litauens oder auch nur der der Baltischen Staaten im allgemeinen 
beschäftigen. Der vorgegebene „latente“ Kriegszustand zwischen 
Litauen und Polen fand auf Grund der Vereinbarung im Völker­
bundsrat am 10. Dezember 1927 sein Ende. Die Frage des fried­
lichen Verkehrs zwischen Litauen und Polen und die weiteren Aus­
wirkungen des Konflikts zwischen den beiden Ländern, den der 
Überfall des polnischen Generals Zeligowski auf Wilna am 9. Okto­
ber 1920 scheinbar verewigt hat, sind jedoch noch jetzt ebenso un­
gelöst wie je.
In den Jahren seit dem Marseiller Kongreß im Jahre 1925 sind 
von der Sozialdemokratie Litauens und der übrigen Baltischen 
Staaten in Zusammenarbeit mit der S. A. I. mehrmals Versuche ge­
macht worden, eine Entspannung herbeizuführen. Die R i g a e r  
K o n f e r e n z  vom 19. und 20. Juni 1926 zwischen Vertretern der 
Arbeiterbewegung Estlands, Lettlands und Litauens bestätigte den 
Grundsatz des Selbstbestimmungsrechtes für die Einwohner des 
Wilnaer Distrikts. Die Auffassung der litauischen Partei wurde 
der N o r d o s t - K o n f e r e n z  der S.A.I. in Berlin am 18. und 
19. Dezember 1927 vorgelegt, die wegen der aus dem Wilnaer
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Problem entstandenen Kriegsgefahr einberufen wurde. In ihrer Er­
klärung heißt es:
„Die Sozialdemokratische Partei Litauens, die im Wilna-Gebiete vor 
30 Jahren gegründet wurde und bis zum Ende des Weltkrieges dort tätig 
war, hat die Überzeugung, daß die jetzige Lage im Wilna-Gebiet nicht 
normal und rechtmäßig geregelt ist. Unsere Motive unterscheiden sich 
grundsätzlich von dem Standpunkt der litauischen nationalistischen Par­
teien, die ihre Forderungen nur mit historischen Rechten begründen und 
deshalb das Wilna-Gebiet ohne weiteres als Eigentum Litauens betrach­
ten. Wir sind dagegen der Meinung, daß das Wilna-Gebiet mit Litauen 
wirtschaftlich, kulturell und gesellschaftlich traditionell verbunden ist. 
Wir haben dennoch nie daran gedacht, daß man die Wilnauer Frage 
durch Gewaltmaßnahmen regeln können. Wir ändern auch heute nicht 
unsern Standpunkt. Wir sind fest überzeugt, daß der einzige Weg, auf 
dem die Wilna-Frage logisch und vernünftig geregelt werden kann, die 
freie Abstimmung der Wilnaer Bevölkerung darstellt. Nur die Bevölke­
rung selbst kann ihre Staatsangehörigkeit wählen und bestimmen. Dazu 
müssen aber freie und nicht Okkupationsverhältnisse gegeben sein.”
Litauen hatte bis zum 29. Mai 1926 unter dem Regime des Aus­
nahmezustandes gelebt. Die Wahlen für den Seimas vom 8. bis 
10. Mai ergaben eine Mehrheit gegen den reaktionären Klerikalis­
mus,. der bisher mit einer Mehrheit von 40 gegen 38 regiert hatte. 
Die Arbeiterpartei, die die zweitgrößte Partei mit 15 Abgeordneten 
gegen früher 8 bei Erhöhung ihrer Stimmenzahl von 100 000 auf 
170000 geworden war, beschloß, an einer Koalitionsregierung mit 
der demokratischen Volkspartei, die 22 Abgeordnete erlangt hatte, 
teilzunehmen. Mit Unterstützung der 15 Minderheitsabgeordneten 
und 5 Abgeordneter kleinerer Gruppen, konnte die Koalitionsregie­
rung anscheinend den 30 Abgeordneten der jetzt in Opposition be­
findlichen Parteien ruhig entgegentreten. Der Ausnahmezustand 
sollte durch eine Amnestie beendet werden, durch welche 200 poli­
tische Gefangene freigelassen werden sollten. Ein neuer Landwirt­
schaftsrat sollte die Maßnahmen der Agrarreform durchführen und 
für die Kleinbauern sorgen, die zwar Land bekommen hatten, aber 
infolge Geldmangel in die Hände der Geldverleiher und der Land­
aufkäufer gerieten. Zum Schluß sollte auch die schwierige Auf­
gabe der Sanierung der Staatsfinanzen gelöst werden. Außerdem 
war die gerichtliche Untersuchung der gesetzwidrigen Handlungen 
jener Elemente geplant, die sich unter dem Schutz des christlich­
demokratischen Regimes kompromittiert hatten.
Die Opposition bestand nun aus jenen Schichten, die sich 
durch die ökonomische Politik der Regierung bedroht fühlten 
(darunter auch die Klerikalen, gegen die sich Regierungsmaß­
nahmen richteten, die den Priestern ihre Zuschüsse und Stipen­
dien aus der Staatskasse entzogen) und die freundlichen Be­
ziehungen zu Sowjetrußland ungünstig beurteilten, wie z. B. den 
Nichtangriffsvertrag, der am 9. November 1926 ratifiziert wurde. 
Endlich wandte man sich gegen die beabsichtigte Auflassung einiger 
Heeresabteilungen. Es gelang diesen Kreisen, sich die tätige Unter­
stützung der Offiziere einiger Truppenkörper zu sichern. Da die 
Verwaltung noch unter dem Einfluß des alten Regimes stand, die
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Regierung nur einen sehr schwachen Einfluß in der Armee hatte 
und überdies keine Arbeiterorganisation für diese Ereignisse vor­
bereitet war, gelang die Revolte nur zu gut. Am 25. Dezember 1926 
war das Regime Woldemaras mit Smetona als Staatspräsidenten 
eingesetzt.
Einer Anzahl von Mitgliedern der Arbeiterpartei gelang es, nach 
den Nachbarländern zu fliehen. Trotz der terroristischen Maßnah­
men, die jetzt im Lande zur Anwendung kamen, entschloß sich die 
Mehrzahl der Arbeiterabgeordneten im Seimas, auf ihren Posten zu 
bleiben.
Bei einer nicht vom Präsidium des Sejms einberufenen Sejm­
tagung, der nur Anhänger des Staatsstreichs und einige Vertreter 
von Minderheitsgruppen beiwohnten, wurde Smetona zum Staats­
präsidenten gewählt, allerdings nicht mit der verfassungsgemäß er­
forderlichen Mehrheit.
Am 13. April 1927 aber wurde ein Mißtrauensantrag gegen die 
Regierung mit 45 gegen 30 Stimmen angenommen. Woldemaras 
löste daraufhin das Parlament auf. Die faszistische Tendenz seines 
Regimes wurde in den Monaten März und April 1928 noch schärfer 
unterstrichen durch die Kundmachung der endgültigen Auflösung 
des Parlaments und seiner Büros und die später durch Verordnung 
des Präsidenten durchgeführte Verfassungsrevision, die die Rechte 
der Volksvertretung bedeutend herabsetzte und dem Präsidenten 
größere Machtbefugnisse erteilte, indem unter anderem die Regie­
rung ihm persönlich gegenüber verantwortlich sein soll.
Das Schicksal der Arbeiterbewegung war die Auflösung der 
Organisationen, Konfiskation der Presseorgane, Emigration, Militär­
gerichte, überfüllte Konzentrationslager und Todesstrafen. Die Ver- 
sammlungs- und Vereinigungsrechte, die in der Verfassung enthal­
ten waren, sind wirkungslos gemacht. Derart ist die faszistische 
Regierung bestrebt, die politischen und die gewerkschaftlichen Or­
ganisationen der Arbeiterschaft zu zerstören. Einer Anzahl von 
Sozialdemokraten wurde es infolge der Hilfe der lettischen, pol­
nischen und deutschen Sektionen der S. A. I. ermöglicht, in der 
Emigration zu leben. Das Büro und die Exekutive der S. A. I. hat 
wiederholt die Aufmerksamkeit der Welt auf das Regime Wolde­
maras gelenkt.
Viele Genossen waren zunächst gezwungen, sich in den Wäl­
dern verborgen zu halten. Die Gruppe, die in Lettland lebt, steht 
unter dem Schutz des Hilfskomitees der lettischen Sozialdemokra­
tie. Die Gruppe in Wilna veröffentlicht ihre eigene Zeitschrift „Pir- 
myn“. Diese Gruppe kann in keiner Weise beanspruchen, Vertrete­
rin des Standpunktes der litauischen Sozialdemokratie zu sein. 
Pletschkaitis wurde sogleich nach dem Putsch von Tauroggen als 
Mitglied des Zentralkomitees der Sozialdemokratischen Partei sus­
pendiert. An der Nordost-Konferenz in Berlin wurde ihm als Ver­
treter der Wilnaer Emigrantengruppe Gelegenheit gegeben, deren
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Standpunkt zur Darstellung zu bringen, jedoch wurde ausdrücklich 
festgestellt, daß er weder als Vertreter der litauischen Sozialdemo­
kratie noch als Delegierter an der Nordost-Konferenz zu betrach­
ten sei. Er hat auch nach Abgabe seiner Erklärungen die Konferenz 
verlassen.
Im Oktober 1927 nahm die Regierung Woldemaras nach dem 
Tauroggener Aufstand im September schwere Repressalien vor und 
selbst im Jahre 1928 sind zahlreiche Sozialdemokraten unter jedem 
erdenklichen Vorwand verhaftet worden.
Die katholische Arbeiterföderation (Darbo Federacija) verliert 
allmählich ihren Einfluß im Proletariat. Die Kommunisten begegnen 
Schwierigkeiten infolge der Haltung Sowjetrußlands, dessen Außen­
politik einem Litauen, das Polen gegenüber unfreundlich gestimmt 
ist, günstig gegenübersteht und deshalb keine entschlossene Haltung 
gegen Woldemaras einnimmt.
Die Auffassung der Sozialistischen Arbeiter-Internationale, die 
das Selbstbestimmungsrecht, ein demokratisches Regime, und fried­
liche internationale Beziehungen als die Voraussetzung einer Lösung 
der litauischen Schwierigkeiten ansieht, ist identisch mit dem be­
gründeten Standpunkt der Sektionen der S. A. I. in den baltischen 
Ländern und dient als Grundlage des Kampfes der litauischen Ge­
nossen gegen Reaktion und Faszismus.
Andere Arbeiterparteien:
Die kommunistische Partei ist illegal. Keine Vertretung im Parlament. Die 
revolutionäre Volkspartei, eine den russischen linken Sozialistenrevolu­
tionären entsprechende Gruppe, ist ebenfalls illegal.
Sozialistische Zeirek-Zion (jüdisch).
Arbeiterförderation (klerikal), siehe oben.
Literatur:
Internationale Information 1925—1928, siehe insbesondere: 1.1. 1926: D. D.
54, I. I. S. 93, 106, 280; I. I. 1927: 105, 152, 417, 539—541, 584, 590; 
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Gegründet: im Jahre 1903 als Sozialistische Partei, reorganisiert als Ar­
beiterpartei im Jahre 1924.
Parteimitgliederzahl: 1165, davon 65 Frauen.
Gewerkschaften: 21 157.
Jugendorganisation: 425 in gewerkschaftlichen Jugendgruppen organisiert. 
Bildungsorganisation : Arbeiterbildungszentrale.
Parteipresse: 1 Tagblatt.
Zentralorgan: „Escher Tageblatt“ (T.) Luxemburg.
Parlamentarische Vertretung: 8 von 47.
Wählerstimmen: 17 379 (15,9%) im März 1925 (Proportionalwahlrecht, 
Männer und Frauen).
Parteivorstand: Jacques Thilmany, Hubert Clement, Pierre Krier, Josef 
Thorn, Nie. Biever, Mich. Hack, Genossin Erpelding, Louis Geisen, 
Dom. Moes.
Parteisekretariat: Hubert Clement, 101 Rue Victor Hugo, Esch-sur-Alzette. 
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Die Arbeiterpartei Luxemburgs, die zur Zeit des Marseiller Kon­
gresses und ihres Parteitages im Oktober 1925 gerade ihre Reorga­
nisation vollzogen hatte, hatte 8 von 47 Mandaten in der Kammer 
inne, Präsident der Kammer war der Führer der Partei, Genosse 
René Blum. Die Partei unterstützte die Regierung Pruem. Die spä­
tere Gestaltung der politischen Lage in Luxemburg hat auch eine 
andere Haltung bedingt. Als im Juli 1926 auf das Ministerium Pruem 
die Koalitionsregierung der Radikalen und Katholiken unter Bech 
folgte, beschloß die Arbeiterpartei, dieser Koalition, in der die Inter­
essen der Hochfinanz und der Großindustrie zum Ausdruck kamen, 
die Unterstützung zu verweigern und zur Opposition überzugehen. 
Infolgedessen trat René Blum als Vorsitzender der Kammer zu­
rück. Als dann im Juni 1928 Neuwahlen stattfanden, brachten sie 
— obwohl die Regierung Bech im Amt blieb — weitere Verände­
rungen in der Zusammensetzung der Kammer, deren Abgeordneten­
zahl von 47 auf 52 erhöht worden war. Das Ergebnis der Wahlen 
war, daß die Opposition ihre Mandatszahl von 16 auf 21 erhöhte, 
während die Stärke der Koalitionsparteien mit 31 Mandaten un­
verändert blieb. Der Wahlerfolg der Arbeiterpartei, die die Zahl 
ihrer Abgeordneten von 8 auf 12 erhöhen konnte, bildete das her­
vorstechendste Ereignis bei den Wahlen des Parlaments. Die Tä­
tigkeit der Parlamentsfraktion der Arbeiterpartei in der Kammer 
war sehr vielseitig, ihre Mitglieder haben eine große Zahl von Ge­
setzentwürfen und Initiativanträgen eingebracht, um wirtschaft­
liche, rechtliche Reformen und solche auf dem Gebiete des Erzie­
hungswesens und der Sozialreform durchzusetzen.
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Bei einer Feier anläßlich des 25. Jahrestages der Gründung der 
Partei wurde am 21. August 1927 in Esch-sur-Alzette ein Denkmal 
des verstorbenen Gründers der Partei, Dr. Weiter, enthüllt; für die 
Internationale sprach bei der Feier Van Roosbroeck.
Zu Beginn des Jahres 1928 löste die Partei ihre Verbindungen 
mit der Druckerei in Luxemburg, die bis dahin die Herausgabe der 
„Arbeiterzeitung“, des seit 1924 täglich erscheinenden Parteiorgans 
besorgte und das Blatt ging in andere Hände über; die Genossen­
schaftsdruckerei in Esch-sur-Alzette, die den Gewerkschaften und 
der Partei gemeinsam gehört, hat jedoch an seiner Stelle eine andere 
Tageszeitung, das „Escher Tageblatt“, erworben.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei. Mitgliederzahl unbekannt.
Literatur:




Die Zerrissenheit der Arbeiterbewegung in Norwegen ist in der 
Zeit seit dem Internationalen Kongress in Marseille in entscheiden­
der Weise überwunden worden.
Die starken Tendenzen zur Einheit in der norwegischen Arbeiter­
schaft, die aus den traurigen Erfahrungen der Spaltung entsprangen, 
veranlaßten die N o r w e g i s c h e  K o m m u n i s t i s c h e  P a r t e i  
(N. K. P.) die Parole der Bildung einer “Labour Party” nach eng­
lischem Muster zu erwägen. Nach einigem Zögern erhielt sie von 
Moskau die Genehmigung zu dieser Taktik. Dieser kommunistische 
Plan ist vor allem am Widerstand der “N o r w e g i s c h e n  A r ­
b e i t e r p a r t e i  (N. A. P.), die dem Pariser “Büro der revolutio­
nären sozialistischen Parteien” angehörte, gescheitert. Die Arbeiter­
partei propagierte den Vorschlag einer „organisatorischen Eini­
gung“, das heißt die Aufnahme der kommunistischen und sozial­
demokratischen Partei unter Festhaltung bestimmter Bedingungen 
in die Arbeiterpartei. Auch dieser Vorschlag scheiterte nach Ver­
handlungen. Dagegen führte der Vorschlag der N o r w e g i s c h e n  
S o z i a l d e m o k r a t i s c h e n  A r b e i t e r p a r t e i  (N. S. A.), 
die als Sektion der S. A. I. angeschlossen war, die Verhandlungen 
auf freier Grundlage zu führen, zur Wiedervereinigung zwischen 
Sozialdemokratischer und Arbeiterpartei. Die wiedervereinigte 
Partei hatte vor allem den Erfolg, daß der Kollektivanschluß der 
freien Gewerkschaften wieder stattfand. Dieser Kollektivanschluß 
war, solange die Einheit der politischen Parteiorganisation in Nor­
wegen bestand, selbstverständlich. Nach den Spaltungen von 1921 
und 1923 setzten die Gewerkschaften den Kollektivanschluß an jene 
Gruppierung, die den Namen „Norwegische Arbeiterpartei“ bei­
behielt, fort. Der Gewerkschaftskongreß von 1925 hatte jedoch den 
Kollektivanschluß überhaupt aufgehoben.
Die Einigung der beiden Parteien und die Wiederherstellung des 
alten Verhältnisses zwischen Partei und Gewerkschaften mußten 
jedoch mit der Aufhebung der internationalen Beziehungen der nor­
wegischen Arbeiterbewegung erkauft werden. Auf Grund der Ver­
einbarungen, die der Einigung vorangingen, war die Sozialdemo­
kratische Partei gezwungen, ihre Verbindung mit der S. A. I. und 
die Arbeiterpartei ihre Verbindung mit dem Pariser Büro aufzu­
geben. Dabei hat sich in der Lage des norwegischen Gewerk­
schaftsbundes in internationaler Beziehung nichts geändert, er ge­
hörte keiner Internationale an und verblieb bisher in dieser Isolation. 
Die Notwendigkeit des Opfers der Loslösung von der Verbindung
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mit der S. A. I. wurde in der Sozialdemokratischen Partei Nor­
wegens auf das schwerste empfunden, und sie legte das größte Ge­
wicht darauf, daß dieser Schritt nur im Einvernehmen mit der S. 
A. I. und mit den anderen sozialdemokratischen Parteien Skandi- 
navens erfolge. Die norwegischen Sozialdemokraten regten daher 
die Abhaltung einer s k a n d i n a v i s c h e n  K o n f e r n z  an, die 
am 9. November 1926 in Kopenhagen stattfand. An dieser Konferenz 
nahmen Magnus Ni 1 s s e n  und H. A m u n d s e n  für Norwegen, 
S t a u n i n g, Frederik A n d e r s e n  und Aising A n d e r s e n  für 
Dänemark, und Gustav M ö l l e r  und P. Albin H a n s s o n  für 
Schweden teil. Trotz großer Bedenken erklärten die dänischen und 
schwedischen Vertreter, der norwegischen Sozialdemokratie nicht 
abraten zu wollen, unter den in Aussicht genommenen Bedingungen 
die Einigung zu vollziehen. Von der norwegischen Sozialdemokratie 
wurde sodann der S e k r e t ä r  d e r  S. A. I. zu der Sitzung aes er­
weitertet! Parteiausschlusses in Oslo am 27. und 28. November 1926, 
in der die endgültige Entscheidung fallen sollte, eingeladen.
Bei dieser Sitzung war der Sekretär der S. A. 1. von folgenden 
Erwägungen geleitet, die bereits den Gegenstand einer eingehenden 
Besprechung im Büro der S. A. I. in dessen Sitzung am 27. August 
1926 gebildet hatten, als zum ersten Mal die Eventualität der später 
tatsächlich eingetretenen Entwicklung in Norwegen zur Diskussion 
stand :
Die Statuten der S. A. I. klingen in einen Aufruf an alle Arbeiter zur 
Einigkeit der sozialistischen Bewegung in den einzelnen Ländern und in 
der Internationale aus. Im allgemeinen sind beide Ziele gleichermaßen 
und gleichzeitig erreichbar. Der normale Zustand der Arbeiterbewegung 
ist der Einheit im Lande und der Einheit in der Internationale.
In Fällen wo die Einheit erst zu verwirklichen ist, kann das taktische 
Problem auftreten, in welcher Reihenfolge die Schritte zur Einigung zu 
unternehmen sind, um das Ziel auf möglichst schnellem Wege zu erreichen.
Die Einigung in der Internationale muß für alle Arbeiterparteien die 
ideelle Grundlage sein und bleiben. Die organisatorische Grundlage des 
Aufbaus einer kraftvollen Arbeiterbewegung ist jedoch die Einheit im 
Lande. Daher hat die Internationale das stärkste Interesse daran, die 
Einigung in den einzelnen Ländern zu fördern, weil nur auf dieser Grund­
lage ihre eigene internationale Organisation aus kampffähigen Gliedern 
bestehen wird. In der Zeit des Neuaufbaues der internationalen Orga­
nisation darf daher die Internationale als solche kein Moment der Er­
schwerung der Einigung in den einzelnen Ländern sein. Sie wird es daher 
nicht als Untreue gegen die internationale Organisation auffassen, wenn 
die ihr angeschlossene Partei in Norwegen, um die Einigung in ihrem 
Lande zu ermöglichen, in der Frage des Anschlusses an die Internationale 
zunächst einen Zwischenzustand eintreten läßt. Etwa in der Weise, daß 
die neugebildete geeinigte Partei zunächst keiner internationalen Orga­
nisation angeschlossen ist und erst, wenn sie innerlich konsolidiert ist, 
die Frage des Anschlusses an die Internationale zur Entscheidung bringt. 
Diese Periode, wo die Frage in suspenso bleibt, werden die Mitglieder 
der der S. A. I. angeschlossenen Parteien als ein schweres Opfer empfin­
den. Die S. A. I. wird aber ihre Motive — dem großen Ziel der Einigung 
des Proletariats zu dienen — zu würdigen wissen. Die S. A. I. wird es 
verstehen, daß dieses Opfer des internationalen organisatorischen Zu­
sammenschlusses für eine Zeit gebracht wird, und erwartet, daß es der 
norwegischen Partei bei den Einigungsverhandlungen gelingen werde,
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den Prinzipien der S. A. I. Geltung zu verschaffen. Die S. A. I. kann die 
Zeit des Überganges in Norwegen im vollen Vertrauen abwarten, daß die 
endgültige Entscheidung über die Frage der Internationale im Sinne des 
Anschlusses an die Internationale der proletarischen Massen, im Sinne 
des Anschlusses an die S. A. I. erfolgen wird.
Der erweiterte Parteiausschuß der norwegischen Sozialdemo­
kratischen Arbeiterpartei nahm gegen 4 Stimmen die Einigungs­
grundlage an, die dann auch wenige Tage später von der norwe­
gischen Arbeiterpartei akzeptiert wurde. Die endgültige Entschei­
dung blieb den Kongressen Vorbehalten, die Ende Januar zu­
sammentreten sollten. Noch einmal versuchten die Kommunisten 
den Einigungsprozeß zu hemmen, konnten aber den Einheitswillen 
der norwegischen Arbeiterschaft nicht ernstlich stören. Am 28. Ja­
nuar 1927 traten die Kongresse der beiden Parteien, die die Eini­
gungsgrundlage ausgearbeitet hatten, zusammen, und diese wurde 
auf jedem der beiden Kongresse gutgeheißen. An dem für den fol­
genden Tag einberufenen Einigungskongreß waren 175 Vertreter 
der sozialdemokratischen, 461 Vertreter der Arbeiterpartei und 247 
Vertreter der freien, keiner Partei angeschlossenen Gewerkschaften 
anwesend. Nur die Verteilung der wichtigsten Funktionen machte 
noch einige Schwierigkeiten. Zum Sekretär der Vereinigten Partei 
wurde der bisherige Sekretär der sozialdemokratischen Partei Olav 
Oksvik bestimmt. Außerdem erhielt die sozialdemokratische Partei 
einen der beiden Vorsitzendenstellvertreter, Magnus Nilssen. Vor­
sitzender der Partei wurde Oskar Torp, Chefredakteur des Haupt­
organs „Arbeiderbladet“ : Martin Tranmal.
Im Parlament (Stortinget) vereinigten sich die beiden Fraktionen, 
zu der auch zwei Abgeordnete der kommunistischen Fraktion, die 
sechs Abgeordnete zählte, übertraten. Die neugebildete Fraktion 
der Arbeiterpartei wurde 34 Mitglieder stark. Die Stortingwahlen 
im Herbst 1927 zeigten die Wirkung der Einigung auf die Massen 
der Arbeiterschaft. Im neuen Storting sitzen 59 Vertreter der ver­
einigten Partei. Die Folge war, daß die Partei, als ihr im Januar 
1928 die Regierung angeboten wurde, sich entschloß, zum erstenmal 
in Norwegen an die Bildung einer Arbeiterregierung zu schreiten. 
Sie rechnete damit, durch die Unterstützung der drei kommunisti­
schen Abgeordneten und eines Teiles der 31 bürgerlichen Linken in 
einer Reihe von Fragen, im Storting, das 150 Mitglieder zählt, die 
Mehrheit erhalten zu können. Nach 14 Tagen war aber diese Re­
gierung wieder gestürzt. Der Angriff ging von Kreisen außerhalb 
des Parlaments aus, vor allem vom Direktor der Staatsbank. Es 
handelte sich für ihn darum, die Folgen der seit 1921 konsequent 
durchgeführten Deflationspolitik auf den Staat abzuwälzen. Die 
von ihm geforderte Staatsgarantie zugunsten der Banken wäre 
zwar auch unter einer bürgerlichen Regierung vom Storting nicht 
zu erhalten gewesen, und wurde tatsächlich auch später nicht zu­
stande gebracht. Aber es gelang den Bankkreisen, durch eine Tak­
tik der Passivität gegenüber Valutaschwankungen eine Stimmung 
4es „Mangels an Vertrauen“ und der Kapitalflucht zu erzeugen, die
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zum Sturz der Arbeiterregierung führte. Dieses Eingreifen von 
außerparlamentarischen Kräften war ein neuer Beweis für die Not­
wendigkeit der Einigung der Arbeiterbewegung, die die innige Ver­
bindung der politischen Bewegung mit den Gewerkschaften und 
auch mit den führenden Schichten in den Genossenschaften wieder­
hergestellt hat. Der große Eindruck dieser Ereignisse kam auch in 
der Tatsache zur Geltung, daß der Führer der kommunistischen 
Parlamentsfraktion Scheflo sich bei der Norwegischen Arbeiter­
partei angemeldet hat.
Die Parteien:
Die norwegische Arbeiterpartei — die vereinigte Arbeiterpartei („Det norske 
Arbeiterparti — det forente Arbeiderpartei“). Vereinigt 1927. Partei­
mitgliederzahl: 76 000. Die Gewerkschaften dem I. G. B. nicht ange­
schlossen. Jugendorganisation 10 000. Bildungsorganisation: Zentral­
komitee des Jugendbundes, Studiengruppen. Zentralorgan „Arbeider- 
blatt“ (T.) Oslo. Parlamentarische Vertretung: 59 von 150 Wähler­
stimmen: 367 000 (36,9%) im Oktober 1927 (Proportionalwahlrecht, 
Männer und Frauen). Parteivorstand: Vorsitzender: Oskar Torp; Stell­
vertreter: Magnus Nüssen, Edvard Bull; Sekretär: Olav Oksvik. Partei­
sekretariat: Folkets Hus, Oslo.
Die kommunistische Arbeiterpartei Norwegens erlangte bei den Wahlen 1927 
3 Vertreter gegen früher 6 im Storting (Wählerstimmen 40 000, 4%) und 
hat nach dem Austritt des früheren Führers der Fraktion nur 2.
Literatur:
Marseiller Bericht 1925.
Internationale Information 1925—28. Siehe insbesondere 1.1. 1926, Seite 254, 
1927, Seite 65, 103, 493.
„Der Kampf“, Wien, März 1928: Haakon Meyer (Oslo). Die Entwicklung 
der Arbeiterbewegung Norwegens.
Archiv für die Geschichte des Sozialismus u. der Arbeiterbewegung (Grün­
bergs Archiv) Bd. 10, 1922, Seite 329 ff. Edvard Bull: Die Entwick­
lung der Arbeiterbewegung in den drei skandinavischen Ländern.
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Gegründet: im Jahre 1889.
Parteimitgliederzahl: 669 586, davon 201 063 Frauen.
Gewerkschaften: 756 392, davon 167 919 Frauen.
Jugendorganisation: 28 152.
Frauenorganisation: 201 063.
Bildungsorganisation: Zentralstelle für das Bildungswesen; Sozialdemokra­
tischer Erziehungs- und Schulverein „Freie Schule — Kinderfreunde“; 
Sozialistische Mittelschüler- und Studentenorganisation; Verein für 
sozialistische Hochschulpolitik; Arbeiter-Abstinentenbund; Arbeiter- 
Sängerbund; Zentralverband der Arbeiter-Mandolinenorchester; Ar­
beiterbund für Sport und Körperkultur (Askö).
Parteipresse: 6 Tagblätter, 17 Wochenblätter, 9 Monatsschriften. 
Zentralorgan: „Arbeiter-Zeitung“ (T.) Wien V, Rechte Wienzeile 97. 
Parlamentarische Vertretung: Nationalrat 71 von 165, Bundesrat 20 von 50. 
Wählerstimmen: 1 539 635 (42,3 Proz.) im April 1927. (Proportionalwahl­
recht, Männer und Frauen.)
Ordentlicher Parteitag: alljährlich einmal; gewöhnlich im Monat November. 
Parteivorstand: Karl Seitz, Vorsitzender; Otto Bauer, Josef Tomschik, 
Stellvertreter; Ellenbogen, Kassierer; Ferdinand Skaret, Robert Danne- 
berg, Julius Deutsch, Sekretäre; Friedrich Austerlitz, Matthias Eldersch, 
Anton Huber, Johann Pölzer, Adelheid Popp, Karl Renner, Albert 
Sever, Ludwig Bretschneider, Franz Domes, Georg Emmerling, Otto 
Glöckel, Valentino Pittoni, Gabriele Proft, Paul Richter, Adolf Schärf, 
Therese Schlesinger, Paul Speiser, Anton Weber.
Parteisekretariat: Wien V, Rechte Wienzeile 97.
Vertreter in der S. A. I.: Bauer (E. B.), Skaret (E.).
Seit der unter der Ägide des Völkerbundes durchgeführten 
„Sanierung“ der Staatsfinanzen (September 1922) befindet sich 
Österreich in einer permanenten Wirtschaftskrise, die eine Massen­
arbeitslosigkeit von riesigem Ausmaß mit sich gebracht hat. Die 
Ausweglosigkeit der österreichischen Wirtschaftskrise und die Ver­
elendung tausender Arbeiter, die seit Jahren lediglich auf die staat­
liche Arbeitslosenunterstützung angewiesen sind, verschärfen die 
Klassengegensätze, wozu andererseits die unablässigen Angriffe der 
Bourgeoisie auf die Lebenshaltung der Arbeiterklasse durch die 
Einführung erhöhter Zollsätze und auf die Grundlage der ökono­
mischen Existenz Österreichs überhaupt, den Mieterschutz, beitra­
gen. Dazu kommt noch eine Unzahl von Korruptionsaffären inner­
halb der Regierungsparteien, die den Staat um gigantische Beträge 
schädigten.
Auf der anderen Seite ist das Kraftbewußtsein der Arbeiterschaft 
mit dem imposanten Aufbau der Partei gewaltig gestiegen. Die 
Deutschösterreichische Sozialdemokratie zählte am 31. Dezember 
1927 669 586 Parteimitglieder. Die Frauenorganisation umfaßt 
201 063 Mitglieder. In Wien allein waren zum gleichen Zeitpunkt 
387 677 Parteimitglieder, davon 259 019 Männer und 128 658 Frauen
Österreich.
S o z ia ld e m o k ra tisch e  A rb e ite rp a rte i.
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zu verzeichnen. In ganz Österreich stehen 16,59% der erwachsenen 
Bevölkerung organisatorisch in den Reihen der Sozialdemokratie. 
In Wien gehörten am 31. Dezember 1927 29,52% der erwachsenen 
Bevölkerung der Sozialdemokratie an. Jeder dritte erwachsene 
Mensch ist in Wien Mitglied der Sozialdemokratischen Partei, jeder 
siebente in ganz Österreich.
Die Wahlen vom 24. April 1927 brachten der Sozialdemokratie, 
die sich der zur Einheitsliste zusammengeschlossenen Bourgeoisie 
gegenüber befand, einen eindrucksvollen Sieg. Obwohl das öster­
reichische Wahlverfahren Reststimmen zum Teil verloren gehen 
läßt und somit der Zusammenschluß der beiden größten bürger­
lichen Parteien einen Mandatszuwachs für sie erwarten ließ, gelang 
es der Sozialdemokratie, ihre Mandatszahl von 68 auf 71 zu stei­
gern. Die Stimmenzahl der Partei stieg von 1 311 870 auf 1 539 635. 
Ihr Prozentanteil an den abgegebenen Stimmen von 39,6 auf 42,3%. 
In Wien allein wurden 693 621 Stimmen zugunsten der Sozialdemo­
kratie abgegeben, das sind 59,87% der abgegebenen Stimmen. Das 
Bollwerk der Sozialdemokratie in Österreich, das rote Wien, gegen 
das sich der Hauptangriff der Reaktion richtete, war erfolgreich 
verteidigt.
Das Urteil im Schattendorfer Mordprozeß, das die christlich­
sozialen „Frontkämpfer“, die einen sozialdemokratischen Arbeiter 
und ein Kind erschossen hatten, freisprach, mußte in der Arbeiter­
schaft den Eindruck erwecken, daß die Sozialdemokraten, mehr als 
zwei Fünftel der Bevölkerung, in der von ihnen geschaffenen Re­
publik rechtlos seien. Die Unfähigkeit der Polizeidirektion und die 
Gewalttätigkeit ihrer Organe sprengten die spontane Demonstration 
der Arbeiterschaft, die am Tage nach dem Urteil, am 15. Juli 1927 
stattfand. 90 Tote und gegen 1000 Verwundete waren die Opfer 
des sinnlosen Massakers. Um den wilden Kämpfen ein Ende zu be­
reiten und den Protest der Arbeiterschaft zu einer wirksamen Kund­
gebung gegen den Faszismus zu gestalten, ordnete die Partei zu­
nächst einen 24stündigen Generalstreik und sodann den allgemeinen 
Verkehrsstreik an. In lückenloser Geschlossenheit und bewunderns­
werter Disziplin befolgte die Arbeiterschaft trotz aller Sabotage­
versuche der Kommunisten die Parole ihrer Vertrauensmänner. Die 
Versuche des Faszismus, die Situation für sich auszunützen, schei­
terten an der Geschlossenheit der Arbeiterklasse.
Der Parteitag, der in Wien vom 29. Oktober bis 1. November 
1927 tagte, konnte feststellen, daß die Ereignisse weder die organi­
satorische noch die ideologische Festigkeit der Partei erschüttert 
hatten. Die Parteiorganisation hat seit den Tagen des 15. Juli, als 
die Brutalität der Regierung Seipel klar hervortrat, einen weiteren 
kräftigen Aufschwung genommen. Gewisse Gegensätze innerhalb 
der Partei, die sich vor allem auf jene Maßnahmen bezogen, die zur 
völligen Abwehr des faszistischen Heimwehrtreibens in den Pro­
vinzen erforderlich seien, sind durch die weiteren Ereignisse besei­
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tigt worden. Auch eine Reihe lokaler Wahlen, die in den ersten 
Monaten des Jahres 1928 in Gebieten verschiedenster sozialer Zu­
sammensetzung stattfanden, haben deutlich gezeigt, daß alle Ver­
suche der Reaktion, aus den Ereignissen des 15. Juli politisches 
Kapital zu schlagen, wirkungslos geblieben sind.
In den Jahren seit 1925 hat die Partei ihre theoretischen Grund­
lagen neu formuliert und die Lehren aus der Periode seit dem Welt­
krieg gezogen. Die Notwendigkeit, die sozialistische Propaganda 
in steigendem Maße auf das flache Land hinaus zu tragen, führte 
zur Aufstellung eines Agrarprogrammes, das auf dem Wiener Par­
teitag (November 1925) einstimmig beschlossen wurde. Der Linzer 
Parteitag (November 1926) beschloß sodann das allgemeine Pro­
gramm der Partei, dem das Agrarprogramm als Bestandteil ein­
gefügt wurde.
Hand in Hand damit erfolgte der Ausbau der sozialistischen Ar­
beiterbildungsinstitutionen, als deren Krönung die Eröffnung der 
Wiener Arbeiterhochschule erfolgte, die in einem ehemaligen Habs­
burger Schloß untergebracht ist. Der erste Kurs wurde am 18. Ja­
nuar 1926 eröffnet und am 17. Juli 1926 zu Ende geführt. Seither 
finden alljährlich halbjährige Kurse statt. Die Schüler und Schüle­
rinnen werden von Arbeiterorganisationen delegiert. Die Schule 
wird als Internat geführt.
Andere Arbeiterparteien.
Tschechoslovakische Sozialdemokratische Arbeiterpartei (siehe Seite IV, 98). 
Kommunistische Partei. Die Mitgliederzahl wird von der Kommunistischen 
Internationale nicht angegeben. Bei den Wahlen im April 1927 erhielt 
sie 16 119 Stimmen (0,4%) und kein Mandat. Die Partei hat überdies 
eine Spaltung mitgemacht. Die abgespaltene Gruppe, die sich seither 
neuerlich gespalten hat, gab die Parole aus, bei den Wahlen für die 
Sozialdemokratie zu stimmen.
Poale Zion siehe Seite IV, 100.
Literatur:
Parteitagsprotokolle.
Jahrbuch 1927 der österreichischen Arbeiterbewegung (enthält auch den 
Tätigkeitsbericht des Verbandes der sozialdemokratischen Abgeordne­
ten und Bundesräte).
Otto Bauer: Die österreichische Revolution, Wien 1923.
Robert panneberg: Die Entwicklungsmöglichkeiten der Sozialdemokratie 
in Österreich, Wien 1924.
Danneberg: Die Wahlen im ersten Jahrzehnt der Republik, Wien 1927. 
Danneberg: Die sozialdemokratische Gemeindeverwaltung in Wien, Wien 
1928; auch in englischer und französischer Übersetzung erschienen.
Die Wiener Julitage 1927, Ein Gedenkbuch von Julius Braunthal, Wien 1927. 
Programm und Organisation der Deutschösterreichischen Sozialdemokratie, 
Wien 1927.
„Internationale Information“, insbesondere Jahrgang 1927, S. 314 ff., 370 ff., 
500 ff., 508 ff.
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(Ceskoslov. soc. dem. strana delnickä v republice Rakouske.)
Gegründet: im Jahre 1876.
Parteimitgliederzahl: 14 200, davon 3700 Frauen.




Parteipresse: 1 Tagblatt, 2 Monatsschriften.
Zentralorgan: „Dölnicke Listy“ (T.), Wien V., Margaretenplatz 7. 
Parlamentarische Vertretung: keine. 2 (von 120) Vertreter im Wiener Land­
tag auf den Listen der Sozialdemokratie gewählt.
Wählerstimmen: in der Stimmenzahl der österreichischen Sozialdemokratie 
miteinbegriffen.
Ordentlicher Parteitag: jedes zweite Jahr; gewöhnlich im Monat April. 
Parteivorstand: Vorsitzender W. Filar; Mitglieder: Drahozal, Kopeckä, 
Skranc, Zedniöek, ÖiZek, Strnad, Sekretär: Skfivan. Adämek, Hajn, 
Pechowä, Kohl.
Parteisekretariat: Wien V, Margaretenplatz 7.
Vertreter in der S. A. I.: A. Wawrou§ek (E.), Anton Machät.
In Wien besteht aus den Zeiten der österreichischen Monarchie 
eine tschechische Minorität, die allerdings seit der Entstehung der 
tschechoslowakischen Republik an Zahl abgenommen hat, da nicht 
nur der Zustrom von Tschechen nach Wien auf gehört hat, sondern 
auch zahlreiche Tschechen ausgewandert sind. Innerhalb der tsche­
chischen Minderheit ist die Arbeiterschaft weit überwiegend. Die 
tschechische Arbeiterschaft in Wien besitzt eine alte und gute Orga­
nisation, die seit Jahrzehnten Hand in Hand mit der deutschen So­
zialdemokratie in Österreich arbeitet. Die Partei selbst besteht seit 
mehr als 50 Jahren, ihre Zeitung „Delnicke Listy“ seit 39 Jahren. 
Im Jahre 1925 feierte die „Delnicke Listy“ das Jubiläum ihres 25- 
jährigen Erscheinens als Tagblatt.
In allen politischen Fragen geht die tschechische Sozialdemo­
kratie in Österreich stets in engster Verbundenheit mit der deut­
schen Arbeiterschaft Österreichs vor. So hat ihr Parteivorstand an­
läßlich der Parlamentswahlen vom April 1927 einen Aufruf erlassen, 
in dem es heißt:
„Die Tschechoslowakische Sozialdemokratische Partei in Österreich, 
treu der internationalen Pflicht der Solidarität der Arbeiterparteien, tritt 
in den bevorstehenden Wahlen mit der österreichischen Sozialdemo­
kratie in e i n h e i t l i c h e r  Front auf. Sie ist verpflichtet, alle Dinge 
vor allem vom Gesichtspunkt des gesamten arbeitenden Volkes zu be­
urteilen und die Interessen dieses Volkes mit allen Mitteln zu verteidigen. 
Die Tschechoslowakische Partei hat, ohne zu schwanken, entschlossen 
ihren Weg gewählt, in der Überzeugung, daß es in unseren wirtschaft­
lichen, politischen und schulkulturellen Verhältnissen der einzig zweck­
mäßige und erfolgreiche ist.“
Österreich.
T sch e ch o s lo w a k isch e  S o z ia ld em o k ra tisch e  A rb e ite rp a rte i.
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Die Partei hat demgemäß auf gemeinsamen Listen mit der öster­
reichischen Sozialdemokratie zum Wiener Landtag kandidiert und 
zwei Mandate errungen.
Den schulpolitischen Fragen der tschechischen Minorität in 
Österreich wendet die Partei große Aufmerksamkeit zu. In Fragen, 
durch die das Parteiprogramm nicht berührt wird, lehnt die Partei 
eine Zusammenarbeit mit der übrigen tschechischen Minorität 
nicht ab.
Auf dem Parteitag vom 15. Mai 1927 hat die Partei ein neues 
Parteiprogramm beschlossen. Der Referent Sykora stellte fest, daß 
dieses Programm auf demselben grundsätzlichen Boden steht wie 
das Linzer Programm der österreichischen Sozialdemokratie.
Die Organisation der Partei ist in der Berichtsperiode in erfreu­
lichem Maße ausgebaut worden. Insbesondere die Frauenorganisa­
tion hat wesentliche Erfolge erzielt.
In geschlossener Front mit der deutschen Arbeiterschaft kämpft 
die tschechische Arbeiterschaft Österreichs für die Aufbauarbeit der 
sozialdemokratischen Gemeinde Wien und gegen den reaktionären 
Klerikalismus. Innige Beziehungen verbinden die Partei mit der 
großen tschechoslowakischen Arbeiterpartei in der tschechoslowaki­
schen Republik, die auf den Parteitagen ihrer Bruderpartei in Öster­
reich regelmäßig durch Delegierte vertreten ist.
Andere Arbeiterparteien:
Siehe Seite IV, 97.
Literatur:
Parteitagsprotokolle (tschechisch).
Internationale Information, insbesondere Jahrgang 1927, Seite 264. 




(Vereinigt mit dem Z. S. Verband).
Gegründet: im Jahre 1907.
Parteimitgliederzahl: 22 500, einschließlich 5000 Frauen (Palästina 4000, 
Polen 5000, Litauen 1000, Lettland 500, Rumänien 1000, Rußland 3000 — 
mit Rücksicht auf die illegalen Bedingungen, unter denen die Partei 
dort existiert, ist die Zahl nur schätzungsweise angegeben. — Ver­
einigte ¿taten 5000, Argentinien 1000, England 1000, andere Länder — 
Deutschland, Österreich, Tschechoslawakei, Belgien, Frankreich, Bra­
silien — 1000).
Gewerkschaften: 26 700 der Allgemeinen jüdischen Arbeiterorganisation
(Histadruth Haowdim Haklailith); offiziell zählt der Achduth Avodah 
nur 4000 Mitglieder, er erhält aber bei allen Wahlen die Mehrheit der 
Arbeiterstimmen. In den anderen Ländern gehören die Mitglieder den 
Amsterdam angeschlossenen Gewerkschaften an.
Jugendorganisation: in Palästina, den Vereinigten Staaten, Polen, Rußland, 
Litauen, Lettland, Österreich, Brasilien und Rumänien. 
Frauenorganisation: In Amerika (Women’s Organisation for the Pioneer 
Women in Palestine).
Bildungsorganisation: Jüdische Schulen in Palästina, Polen, Rumänien,
Brasilien, Vereinigte Staaten, Lettland, Litauen.
Parteipresse: 3 Wochenblätter (Palästina, Rumänien und Polen), 4 Halb­
monatsschriften (Vereinigte Staaten, Argentinien, Österreich, Lettland), 
1 Monatsschrift (Brasilien). In Palästina ein Tagblatt der Gewerk­
schaftsbewegung.
Parlamentarische Vertretung: von den 201 Mitgliedern des Assefath Hani- 
wharim (jüdische gesetzgebende Körperschaft in Palästina) zählt der 
Achduth Hawodah 54.
Wählerstimmen: —
Ordentlicher Kongreß: alle zwei Jahre.
Parteivorstand: Generalsekretär B. Locker.
Parteisekretariat: Paris (3e), 11 rue Etienne Marcel prolongée.
Vertretung in der S. A. I.: Kaplansky (E), Stellvertreter Locker.
Der Jüdische Sozialistische Arbeiterverband Poale Zion hat viele 
besonders komplizierte Probleme zu lösen. In Palästina, das was 
die industrielle Entwicklung anbetrifft, noch sehr zurückgeblieben 
ist, und wo ein neuer Kolonisationsprozeß eingesetzt hat, der durch 
die Beschränkungen, welche seit einiger Zeit die jüdische Einwan­
derung nach den Vereinigten Staaten betroffen haben, angeregt 
wurde, sind die Probleme, welche die Arbeiterklasse hauptsächlich 
interessieren, die Probleme der Einwanderung, der Kolonisations­
methoden, der Organisation der Arbeiter und Angestellten, der Ar­
beitszeit, sowie die Fragen der allgemeinen Arbeitsbedingungen. Die 
Lösung dieser Probleme ist jedoch mit zahllosen umfassenden Fra­
gen der Religion, der Rasse und der Politik eng verknüpft, da Palä­
stina ein orientalisches Land ist, von zwei verschiedenen Rassen 
bewohnt und seit 1922 als ein Mandat durch eine westliche Macht
Jü d is c h e r  S o z ia lis t is c h e r  A rb e ite rve rb a n d  P o a le  Z ion .
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t
(Großbritannien) regiert wird. Der Unterschied zwischen den In­
teressen und den Arbeitsmethoden der jüdischen Arbeiterklasse in 
Palästina und den bürgerlichen Elementen der zionistischen Bewe­
gung sowie der Politik der britischen Behörden in Palästina er­
geben noch weitere Komplikationen dieser Probleme.
Im Laufe der Kolonisationsarbeiten, die unablässig weiter­
schreiten, ist dank der Tätigkeit der Jüdischen Sozialistischen Ar­
beiterpartei in Palästina „Achduth Haavodah“ (die mit der Poale 
Zion vereinigt ist) und der Allgemeinen Vereinigung der jüdischen 
Arbeiter „Histadruth“ vieles erzielt worden. Was die Verbesserun­
gen der Arbeitsbedingungen anbetrifft, so bestrebt man sich vor 
allem, einen allgemeinen Minimallohn zu fixieren, was, da die ge­
bräuchlichen Ansätze sehr unregelmäßig und ungerecht sind, un­
bedingt notwendig ist, und eine einheitliche gesetzliche Regelung 
der Arbeitsbedingungen herbeizuführen. Dem „Histadruth“, welcher 
dem Internationalen Gewerkschaftsbund angeschlossen ist, ist es 
dank dessen Mithilfe und der der britischen Arbeiterbewegung ge­
lungen, kürzlich einige wichtige Gesetze durchzusetzen, die be­
sonders Verbesserungen der Arbeitsbedingungen der Frauen und 
Kinder bedeuten. Die jüdische Arbeiterbewegung hat ferner eine 
reiche Tätigkeit auf dem Gebiete der Kommunalverwaltung ent­
wickelt. In der Stadtbehörde der neuen jüdischen Stadt Tel-Aviv, 
die demokratisch gewählt wird, zählt sie 14 von 31 Mitgliedern, 
und ihr Kandidat wurde Bürgermeister. Das auf genossenschaft­
licher Basis beruhende Kolonisationssystem, das in verschiedenen 
Formen besteht, wie kommunistische Kolonien (Kvutzoth) und 
Unternehmungen auf individueller Basis, in denen jedoch die Arbeit 
durch die Kolonisten, die gemeinsame Genossenschaften besitzen, 
selber geleistet wird, hat eine wichtige Rolle gespielt, indem es den 
Kolonisten ermöglichte, sich an die landwirtschaftliche Arbeit zu 
gewöhnen, die ihnen oft vollständig fremd war. Die landwirtschaft­
lichen Arbeiter, sowohl diejenigen der Kolonien, die den Arbeitern 
selbst gehören, als die von kapitalistischen Kolonien angestellten 
Arbeiter, sind in einer Gewerkschaft der landwirtschaftlichen Ar­
beiter organisiert, die 9500 Mitglieder zählt. Davon sind 6000 Ar­
beiter Lohnarbeiter, und 3500 gehören den Arbeiterkolonien an. 
Kürzlich haben sich auch Arbeitergilden auf dem Gebiete der Plan­
tagen organisiert. Neben den landwirtschaftlichen Genossenschaften 
besteht auch eine konsumgenossenschaftliche Arbeiterbank (Ham- 
ashbir), eine Baugenossenschaft, eine Krankenhilfskasse (Kupath 
Holim), eine Erziehungs- und Bildungszentrale. Im August 1927 
unterbreitete die Poale Zion der Britischen Arbeiterpartei einen Be­
richt, in dem festgestellt wurde, daß bei den öffentlichen Arbeiten, 
die in großem Ausmaße durch die Regierung unternommen wurden, 
die jüdische Arbeiterschaft sozusagen ausgeschlossen wurde. Statt 
dessen wurden Privatkontrakte abgeschlossen, wobei billige, nicht 
organisierte und leicht auszubeutende Arbeiter, hauptsächlich 
Araber, beschäftigt wurden.
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In der Sitzung der Kolonialkommission der S. A. I. in Zürich im 
Februar 1928 schlug der Delegierte der Poale Zion vor, daß sich 
das Tätigkeitsgebiet der Kommission auch auf die Mandatsgebiete, 
wie z. B. Palästina, beziehen sollte. Es wurde ein dementsprechen­
der Beschluß gefaßt.
Während des Zeitabschnittes, der uns beschäftigt, hat die Poale 
Zion zwei Kongresse abgehalten, wovon der erste, der sechste Voll­
kongreß, vom 5. bis 13. August 1925 in Wien tagte. Bei dieser Ge­
legenheit hat sich der Verband der sozialistischen Zionisten mit 
Poale Zion vereinigt, wodurch die Bewegung in Rußland, Litauen, 
Lettland und anderen Ländern eine Ausdehnung erfahren hat. Seit­
her heißt die Partei „Allgemeiner Verband der Jüdischen Sozia­
listischen Arbeiter Poale Zion“, vereinigt mit dem „Verband der 
sozialistischen Zionisten“. Außer den besonders die Kolonisation 
betreffenden Fragen erörterte der Kongreß die Haltung zum zio­
nistischen Kongreß des Jahres und den Angelegenheiten, die die 
Rechte der jüdischen Minoritäten betreffen. Am 24. August 1927 
fand ein Kongreß der Delegierten der Poale Zion aus den verschie­
denen Ländern in Basel statt, der während mehrerer Tage ähnliche 
Fragen behandelte, so u. a. die Beziehungen der Organisationen des 
Verbandes mit andern sozialistischen Parteien.
Am 15. Zionistischen Kongreß, im Oktober 1927, brachte die 
Gruppe Poale Zion einen Antrag ein, der verlangte, daß der „Hista- 
druth“ sowie das Prinzip der Arbeiterorganisation und die gleiche 
Behandlung für alle Kolonisationsformen, seien sie kollektiver oder 
individueller Natur, anerkannt werde. In ihrem Kampf gegen die 
bürgerlichen Gruppen des Kongresses trat die Arbeiterfraktion der 
Poale Zion in Opposition zur neuen zionistischen Leitung.
Das Schicksal und die Fortschritte der verschiedenen Parteien, 
die im Verband zusammengeschlossen sind, sind in den einzelnen 
Ländern sehr verschieden. In Rußland ist die sozialistische zio­
nistische Partei die einzige jüdische sozialistische Partei, die unter 
dem gegenwärtigen Regime von Repressalien und Gesetzwidrig­
keiten eine größere Tätigkeit ausübt. Hunderte ihrer Mitglieder 
sind gefangen und nach Sibirien usw. verbannt worden. In Litauen 
haben die sozialistischen Zionisten mit den Sozialdemokraten zu­
sammengearbeitet. Kürzlich sind die Mehrzahl ihrer Organisationen 
durch Beschluß der litauischen Regierung aufgehoben worden. In 
Rumänien sind die legalen Grundlagen für die Arbeit der Partei 
ebenfalls ungünstig. Bei den jüngsten Parlamentswahlen hat die 
Partei Poale-Zion die Kandidaten der rumänischen Sozialdemokra­
tie unterstützt. In Polen, wo die Nachwirkungen der Spaltung von 
1920 sich stärker geltend machten, hat die Partei sich konsolidiert 
und eine erfolgreiche Tätigkeit in den Gewerkschaften und im Bil­
dungswesen entfaltet. Bei den Sejm-Wahlen hat die Poale-Zion die 
Kandidaten der polnischen sozialistischen Partei unterstützt, außer 
in denjenigen Wahlkreisen, wo eigene Kandidaten der Poale-Zion
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auf gestellt wurden. Auch in den Vereinigten Staaten hat sich die 
Organisation beträchtlich entwickelt. Es besteht dort eine Poale- 
Zionistische Frauenbewegung, die 2500 Mitglieder („Women’s Or­
ganisation for the Pioneer Women in Palestine”) zählt. Außerdem 
ist die „Union nationale des Ouvriers Juifs“, eine genossenschaft­
liche Liga für Versicherung, Kultur und Tätigkeit zugunsten der 
Arbeiterschaft Palästinas, die 8000 Mitglieder zählt, der Poale-Zion 
ebenfalls eng verbunden. Auf die Initiative der Poale-Zion unter­
nehmen die großen jüdischen Gewerkschaften der Vereinigten Staa­
ten jährlich gemeinsame Propaganda- und Sammelaktionen zugun­
sten der Arbeiterschaft Palästinas.
Es wurden weiter neue Sektionen gebildet. Am 25. Dezember 
1927 beschlossen verschiedene kleine Gruppen, die in Belgien be­
standen, sich zu vereinigen und eine belgische Sektion zu bilden. 
Die junge brasilianische Sektion, die vor kaum drei Jahren gegrün­
det wurde, hat trotz der Schwierigkeiten, die sich aus den weiten 
Distanzen und den unvollkommenen Verkehrsmitteln ergeben, große 
Fortschritte erzielt. Neuerdings hat sich die Partei in der Tschecho­
slowakei organisiert; sie steht in freundschaftlicher Verbindung mit 
der deutschen und der tschechischen Sozialdemokratie. In allen 
Ländern Europas spielt die Poale-Zion in der Organisation „Hek- 
haloutz“ (Pionier) eine führende Rolle, einer Organisation, die sich 
mit der beruflichen und sittlichen Erziehung der Pioniere, die nach 
Palästina gehen, beschäftigt. Sie wird als eine Vorbereitung für 
die „Histadruth“ betrachtet. Während der letzten Jahre sind 10 000 
Mitglieder der „Hekhaloutz“ nach Palästina ausgewandert und 
haben sich in der „Histadruth“ (Allgemeiner Arbeiterverband von 
Palästina) organisiert.
Was die Publikationen der Organisation betrifft, so gibt die 
„Histadruth“ seit 1925 in hebräischer Sprache eine Tageszeitung 
heraus, die den Namen „Davar“ (Das Wort) trägt. Außerdem läßt 
die Organisation zweimal wöchentlich eine arabische Zeitung mit 
dem Titel „Itachad il Amal“ (Einheit der Arbeiter) erscheinen, deren 
Aufgabe es ist, die Verständigung zwischen jüdischen und arabischen 
Arbeitern und die Verbreitung der gewerkschaftlichen Ideen unter 
den Arabern zu fördern. Die Gewerkschaft der Eisenbahner-, Post-, 
Telegraphen- und Telephonarbeiter, die arabische und jüdische Mit­
glieder zählt und der Transportarbeiter-Internationale angeschlossen 
ist, veröffentlicht ein Bulletin, „Hakatar“ (Die Lokomotive) in he­
bräischer und arabischer Sprache. Am 25. März erschien unter dem 
Titel „Informationsdienst der jüdischen Arbeiter“ die erste Nummer 
eines Bulletin in deutscher Sprache, das sich hauptsächlich mit der 
Bewegung in Palästina und in Rußland befaßt.
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Andere Arbeiterparteien:
In Palästina: die kommunistische Poale Zion.
„Hapol Hazair“, zionistische Arbeiterpartei.
außerhalb Palästinas: der allgemeine Verband der Jüdischen Arbeiter 
„Bund“ (Polen, Rumänien).
Jüdische Sektionen der kommunistischen Parteien (Rußland, Polen usw.)
Die zionistische Poale Zion (außer Polen ohne große Bedeutung).
Literatur:
Die Sondernummer von „Der jüdische Arbeiter“, Organ der österreichischen 
Sektion des Bundes, Dezember 1927 (deutsch).
Jahrbuch und Almanach der jüdischen Arbeiterbewegung (jiddisch, 1927/28). 
Bericht des ersten Arbeiterkongresses des Britischen Commonwealth, Lon­
don 1925, Seite 38—46 (englisch).
Tagesordnung der British Commonwealth Labour Conference 1928.
Der neue Weg, Monatsschrift der Poale Zion Deutschlands No. 1—6, 1924/25, 
Berlin.
Stenographische Berichte der Konferenz Achduth Avodah 1924, 1926.
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Polen.
S o z ia lis tisc h e  P a rte i (P .P .  S J .
(Polska Partja Socjalistyczna.)
Gegründet: im Jahre 1892.
Parteimitgliederzahl: 50—60 000 (Wirtschaftskrise 1925, technische Reorga­
nisation der Partei noch nicht beendet. Unterdrückungsmaßnahmen in 
Polesien).
Gewerkschaften: 276 000 (Rückgang durch die Wirtschaftskrise). 
Jugendorganisation: etwa 15 000.
Frauenorganisation: siehe Frauenbericht.
Bildungsorganisation: Arbeiterhochschulbund. Kindergruppen.
Parteipresse: 4 Tagblätter, 9 Wochenblätter, 1 Monatsschrift.
Zentralorgan: „Robotnik“ (T.), Rue Warecka 7, Warschau. 
Parlamentarische Vertretung: Sejm 63, Senat 10.
Wählerstimmen: 1 511 000 am 4. März 1928 (Proportionalwahlrecht, Männer 
und Frauen vom 21. Lebensjahr an).
Ordentlicher Parteitag: alle zwei Jahre.
Parteivorstand: Vorsitzender: N. Barliczi, Vorsitzender-Stellvertreter:
M. Niedzialkowski, Sekretär: C. Puzak, Mitglieder: C. CzapinskL
J. Kwapinski, R. Jaworowski, Sophie Prauss, A. Szezerkowski, S. Za- 
remba, B. Ziemiecki, S. Zulawski.
Parteisekretariat: Rue Warecka 7, Warschau.
Vertreter in der S. A. I.: Diamand (E.), Niedzialkowski (E.).
Gegen Ende des Jahres 1925 stand Polen unter dem Druck einer 
heftigen Wirschafts- und Finanzkrise. Die Valutastabilisation war 
noch nicht abgeschlossen und neue Stabilisierungsversuche drohten 
der Arbeiterklasse ungeheure Lasten aufzuerlegen. Unter diesen 
Umständen sah sich die P. P. S. gezwungen, ihre Vertreter in die 
Koalitionsregierung Skrzynskis zu entsenden. Aber die rücksichts­
lose Interessenpolitik der kapitalistischen Rechten und des bäuer­
lichen Zentrums machte es dem Kabinett unmöglich, das Minimal­
programm zu erfüllen, das bei seiner Bildung aufgestellt worden 
war (Kapitalsteuer als Grundlage der Finanzstabilisierung); im Mai 
traten die Sozialisten aus dem Kabinett aus; die politische Krise 
wurde außerordentlich verschärft.
Das Elend der Wirtschaft wurde katastrophal; zugleich ent­
wickelte sich der nationalistische Faszismus. Die Unzufriedenheit 
war allgemein. In dieser Situation unternahm Pilsudski im Mai 1926 
einen Staatsstreich.
Die unmittelbare Ursache war ein persönlicher Konflikt zwischen 
Pilsudski und dem Präsidenten der Republik Wojciechowski, ande­
rerseits der Kampf zwischen Pilsudski mit der nationalistischen 
Partei der „nationalen Demokratie“ — ein Kampf, der von der 
Wiederaufrichtung des polnischen Staates datiert. In den Augen 
der Massen nahm die Erhebung einen revolutionären Charakter
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gegen die reaktionäre Regierung Witos an. Die proletarischen Or­
ganisationen jeder Richtung — sogar die Kommunisten — stellten 
sich auf Seiten Pilsudskis, und wenn er den Sieg ohne einen lang­
dauernden Bürgerkrieg davon trug, so hat er dies vor allem dem 
vollkommen lückenlosen Streik der Eisenbahner zu verdanken.
Pilsudski selbst wollte ein Kompromiß mit dem Präsidenten der 
Republik erreichen und das Kabinett Witos durch eine militärische 
Demonstration zur Demission zwingen. Nach drei Tagen des Blut­
vergießens sah er, daß er der Held der Massen und der faktische 
Diktator von ganz Polen geworden war.
Die Arbeitermassen strebten eine „Arbeiter- und Bauernregie­
rung“ an; man erhoffte energische demokratische Fortschritte und 
soziale Reformen. Die Polnische Sozialistische Partei trat für die 
einzig mögliche demokratische Lösung ein: Auflösung der Kammer 
und des Senats, sofortige Neuwahlen, deren Ergebnis in den Mona­
ten Juni und Juli eine sozialistisch-bäuerliche Mehrheit und die 
Wahl Pilsudskis zum Präsidenten der Republik gewesen wäre.
Aber die politischen Pläne des Marschalls stimmten weder mit 
den Wünschen der Massen, noch mit dem Programm der demokra­
tischen Parteien überein. Er wünschte offenbar eine Verfassungs­
reform, um die Macht der Exekutive zu stärken und den Einfluß des 
Parlaments zu vermindern; aber er plante weder die Durchführung 
radikaler sozialer Reformen, noch die Einführung eines wahrhaft 
demokratischen Systems in der Innenpolitik des Landes, gegenüber 
den nationalen Minderheiten usw.
Es war für ihn nicht möglich, sogleich an einer Verfassungsrevi­
sion in „amerikanischem“, „bonapartistischem“ oder einfach anti­
demokratischem Sinne zu schreiten. Er verschwieg seine Pläne. Er 
wollte keine sozialistisch-bäuerliche Majorität im Parlament; darum 
ließ er das durch den Staatsstreich geschwächte Parlament mit sei­
ner reaktionären Mehrheit, das nicht mehr populär war und das er 
leicht beiseite schieben konnte, bestehen, während er durch die 
„Theoretiker“ des Regimes verkünden ließ, daß es sich nicht um 
einen Kampf gegen den „Parlamentarismus an sich“ handele, son­
dern nur gegen das bestehende Parlament, das eine nationalistische 
rechtsgerichtete Mehrheit hatte.
Mit einigen Schwankungen wandelte sich die Politik des Regi­
mes während der Jahre 1926/27 allmählich in reaktionärem Sinne. 
Das industrielle Großkapital, die Hochfinanz und die Großgrund­
besitzer verbündeten sich mit Pilsudski und die alte national-demo­
kratische Partei geriet rasch in Auflösung. Gleichzeitig wuchs die 
Enttäuschung in den Massen der Arbeiter und Bauern.
Um alle Schwierigkeiten dieser Situation verstehen zu können, 
muß man sich stets daran erinnern, daß Pilsudski der Held des pol­
nischen Unabhängigkeitskampfes ist, daß er aus den Reihen der 
Sozialisten hervorging, daß er seit 1914 das Symbol der gesamten 
polnischen Demokratie darstellte, das von den Parteien der Rechten
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und im großen ganzen auch von den Klassen gehaßt wurde, die sich 
als die Besitzenden bezeichnen.
Die Kritik der Sozialisten an der Politik Pilsudskis setzte schon 
im Juli 1926 ein; vom September an wurde sie immer heftiger. Im 
November 1926 beschloß der Parteivorstand der Polnischen Sozia­
listischen Partei mit großer Mehrheit eine Resolution, in der die 
Partei erklärte, in Opposition zu gehen. Diese oppositionelle Hal­
tung wurde eine zeitlang durchbrochen von einer Gruppe von Ge­
nossen — persönliche Freunde des Ministers Moraczewski, ehema­
lige Freunde Pilsudskis noch vor 1914 —, die immer noch glaubten, 
daß es sich um ein bedauerliche Mißverständnisse handele, daß der 
Marschall nur aus „taktischen“ Gründen so handele, um die Rechte 
zu vernichten. Der Parteivorstand, der überzeugt war, daß seine 
entschiedene oppositionelle Haltung richtig war, wollte diese Ge­
nossen nicht durch scharfe Reden brüskieren, besonders, da das 
Regime sein möglichstes tat, alle bestehenden Parteien zu zerstören.
Dank dem klugen Vorgehen des Parteivorstandes leistete die 
polnische sozialistische Bewegung den Versuchen, Gegensätze in 
ihren Reihen hervorzurufen, erfolgreich Widerstand. Sie ist heute 
die einzige Partei in Polen, die sich nicht gespalten hat. Unbezwei- 
felbare Tatsachen lieferten bald eine Menge von Beweisen für die 
Richtigkeit der Politik entschiedener Opposition. Die Partei trat 
vollkommen einig in den Wahlkampf ein, 1511000 Männer und 
Frauen stimmten am 4. März 1928 für sie (906 000 im Jahre 1922) 
und der Parteitag im April 1928 stimmte bereits in voller Einmütig­
keit für das Verharren in der Opposition. Die berühmte Rede, die 
Pilsudski am 1. Juli 1928 hielt, zerstörte die letzten Illusionen. Zur 
Zeit des Internationalen Kongresses in Brüssel stehen sich in Polen 
zwei Mächte gegenüber: 1. das bestehende Regime, das Symbol der 
reaktionären „faszistisierenden“ Politik, ohne feste Grundsätze, ohne 
klares Programm, das Wahrzeichen der Wirtschaftspolitik des Ka­
pitalismus und des Großgrundbesitzes; 2. die Polnische Sozialistische 
Partei, um die sich alle Elemente der Demokratie scharen.
Die Herbst- und Wintermonate werden ohne Zweifel die Ent­
scheidung bringen: einen Staatsstreich, offene Diktatur, oder aber 
Demokratie, verbunden mit wachsendem Einfluß des Sozialismus 
in der polnischen Republik.
Die Außenpolitik des Regimes war bis jetzt sehr vorsichtig. Die 
Polnische Sozialistische Partei bemühte sich, sie dabei festzuhal­
ten, in den polnisch-russischen, polnisch-litauischen und polnisch­
deutschen Beziehungen. Der Konflikt zwischen Polen und Litauen, 
der seit dem Herbst 1920 besteht, drohte zu neuem Blutvergießen zu 
führen, da Diktaturen sich in Polen und Litauen gegenüberstanden. 
Die Entscheidung, die in der Sitzung des Völkerbundsrates lm De­
zember 1927 getroffen wurde, konnte die Gefahr nicht beseitigen. 
Die S. A. I. berief daher eine Konferenz der sozialistischen Parteien 
Nordosteuropas ein, die am 18. und 19. Dezember 1927 ln Berlin
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stattfand. Die polnische Delegation gab auf dieser Konferenz eine 
Erklärung ab, in der es heißt:
Die Sozialistische Partei Polens (P. P. S.) bringt ihre tiefe Überzeu­
gung zum Ausdruck, daß am Tage des Sieges der Demokratie in Polen 
und Litauen alle schwierigen Probleme, die heute die beiden Länder 
trennen, ihre friedliche Lösung auf den Grundlagen des Prinzips des 
internationalen Sozialismus, des Selbstbestimmungsrechtes aller Völker, 
finden werden.
Auch in der Frage der Handelsvertragsverhandlungen zwischen 
Deutschland und Polen, die für das gesamte Gebiet der Randstaa­
ten von größter Bedeutung sind, hat das Regime Pilsudskis keiner­
lei Fortschritte gebracht. Die P. P. S. hat in klarer Erkenntnis der 
Wichtigkeit dieses Problems wiederholt eine gerechte Lösung der 
Streitfragen gefordert.
Der erfreulichste und für die weitere Entwicklung der Arbeiter­
bewegung Polens bedeutsamste Punkt der Berichtsperiode Ist die 
Herstellung der Kampfgemeinschaft zwischen der polnischen und 
der deutschen Sozialdemokratie in Polen, der in der Aufstellung 
gemeinsamer Kandidatenlisten und der Herausgabe eines gemein­
samen Wahlprogramms anläßlich der Wahlen deutlich in Erschei­
nung trat. Gewisse Widerstände in der oberschlesischen Organi­
sation der P. P. S. wurden durch den Austritt einiger Mitglieder, 
insbesondere Binickiwicz’s, schnell beigelegt.
Die P. P. S. hat einen energischen Kampf für die Amnestie ge­
führt. Gemeinsam mit der deutschen Sozialdemokratie in Polen 
wurde in der Kammer ein Gesetzentwurf eingebracht. Er leistete 
im Kampf um die Ausdehnung des von der Regierung eingebrachten 
und vom Parlament beschlossenen Amnestiegesetzes gute Dienste.
Auf dem Gebiete der Gemeindepolitik hat die Partei sehr große 
Erfolge zu verzeichnen. Sie hat eine große Zahl von Städten er­
obert. Lodz gemeinsam mit der deutschen Sozialdemokratie, Lublin 
mit dem jüdischen Bund, Radom, Plock, Sosnowiece, Dabrouwa, 
Vilno gemeinsam mit der radikalen Linken, Ostvowiec, Piotvkow, 
Tomaszow, Mazowiecki und etwa zehn kleinere Städte, in War­
schau ist der Vorsitzende des Gemeinderats ein Sozialist.
Die Organisationstätigkeit der Partei brachte einen erfreulichen 
Fortschritt der Arbeiterjugendbewegung. Im Juni 1928 vereinigten 
drei Kongresse der Arbeiterjugend und der Arbeitersportler in Lodz, 
Sosnowiece und Krakau gegen 10 000 Delegierte der Sport- und Bil­
dungsorganisationen des Arbeiterjugendverbandes der P. P. S.
Gegen Ende Mai 1928 trat die Mehrheit der Unabhängigen Partei 
unter Führung von Drobner der Partei bei; die Minderheit mit 
Dr. Kruk versucht die Spaltung zu „bewahren“. In fast allen 
Städten, wo Organisationen der Unabhängigen Partei bestehen, ist 
die Einheit heute tatsächlich hergestellt.
Infolge der Wahl Daszynskis zum Präsidenten der Kammer 
(Sejm) wurde Diamand zum Vorsitzenden des Parteivorstandes der 
Polnischen Sozialistischen Partei gewählt.
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In der Berichtsperiode erlitt die P. P. S. einen schmerzlichen 
Verlust durch den Tod des Genossen Felix P e r l  (am 15. April 
1927), der viele Jahre hindurch Vorsitzender des Reichsparteivor­
standes und Chefredakteur des Zentralorgans „Robotnik“ war und 
dessen Leben mit der Geschichte der polnischen Arbeiterbewegung 
eng verbunden war.
Andere Arbeiterparteien:
Deutsche Sozialistische Arbeitspartei in Polen (siehe Seite IV, 112). 
Unabhängige Sozialistische Partei (Gruppe Dr. Kruk), bei den Wahlen vor 
der Spaltung 21 929 Wahlstimmen. (Siehe Seite IV, 110.)
Allgemeiner jüdischer Arbeiterbund („Bund“), 9000 Mitglieder, erhielt bei 
den letzten Wahlen 94 000 Stimmen und kein Mandat.
Jüdische sozialistische Partei „Poale-Zion“, gehört durch den Verband 
Poale Zion der S. A. I. an (Siehe Seite IV, 100.)
Poale Zion — Linke, gehört weder der S. A. I. noch der Kommunistischen 
Internationale an, 30 000 Stimmen.
Kommunistische Partei (illegal), Mitgliederzahl unbekannt, erhielt bei den 
Wahlen 306 000 Stimmen; diese Zahl steigt auf etwa 540 000, wenn man 
auch die Listen hinzurechnet, die mit den Kommunisten sympathisieren 
(zum Beispiel die linke P. P. S., die legale Organisation der Kommu­
nisten in Galizien).
Kommunistische Partei der Ostukraine (Ostgalizien) mit der offiziellen 
Kommunistischen Partei verbunden.
Radikal-Sozialistische ukrainische Partei, ist eher eine Bauernpartei, kann 
nicht als sozialistische Partei (nach dem Typus der russischen Sozial- 
Revolutionäre) betrachtet werden; doch vollzieht sich die Entwicklung 
des kleinbäuerlichen Radikalismus zum Sozialismus; erhielt 268 000 
Stimmen.
Nationale Arbeiterpartei; die demokratische Gruppe (sogenannte „Rechte“) 
erhielt 296 000 Stimmen, die Anhänger Pilsudskis, die die Regierung 
unterstützen, erhielten 121 000 Stimmen.
Die Partei der weißruthenischen Sozialistenrevolutionäre hat nur etwa 100 
Mitglieder.
Die Ukrainische Sozialdemokratische Partei existiert nicht mehr.
Literatur:
Le mouvement socialiste en Pologne. Compte-rendu pour le Congrès Inter­
national de Hambourg, Warschau 1923 (französisch). 
Parteitagsprotokolle (polnisch).
Internationale Information, siehe besonders 1.1. 1926: D. D. S. 25 ff.; I. I. 
1927: S. 555, 562.
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Polen.
U nabhäng ige S o z ia lis tisc h e  P artei.
(Partja Niezaleinych Socjalistöw w Polce.)
Die krisenreiche Entwicklung Polens seit der Zeit des Aufbaus 
des neuen Staatswesens hat innerhalb der Arbeiterbewegung Mei­
nungsverschiedenheiten über den einzuschlagenden Weg gezeitigt, 
aus denen auch die Gründung der U. S. P. (1922) hervorging. Sie 
wünschte einerseits gegenüber der P. P. S. eine schärfere und den 
Grundsätzen des revolutionären Klassenkampfes entsprechende 
Taktik, andererseits stand sie auch dem Bolschewismus ablehnend 
gegenüber.
Die Situation der Bewegung, deren finanzielle und organisato­
rische Mittel sehr beschränkt waren, wurde stets erschwert durch 
unablässige polizeiliche Verfolgungen. Zu wiederholten Malen wur­
den die Parteilokale von der Polizei gesperrt und Versammlungen 
der U. S. P. aufgelöst. Das Organ der U. S. P. wurde unter anderem 
wegen des Nachdrucks der Rede, die Henderson als Vorsitzender 
der S. A. I. auf dem Internationalen Kongreß in Marseille hielt, kon­
fisziert. Unmittelbar vor den Wahlen wurden sämtliche Führer der 
Partei verhaftet und so die Wahlarbeit vollkommen lahmgelegt.
Die Terrormaßnahmen, die gegen die U. S. P. in Anwendung 
kamen, haben wiederholt die Aufmerksamkeit der Bruderparteien 
der Internationale erregt. Die Exekutive der S. A. I. hat sich in 
ihrer Sitzung im Februar 1927 mit dieser Frage beschäftigt. Ebenso 
haben englische Genossen und die sozialistische Partei Frankreichs 
gegen die Gewalttaten der polnischen Reaktion protestiert.
Die schwierige Lage, in die die Partei sowohl durch den un­
geheuren Druck, der auf sie ausgeübt wurde, als auch durch die 
Gesamtsituation der Arbeiterbewegung Polens geriet, hat dazu ge­
führt, daß ihre Taktik Gegenstand intensiver Debatten innerhalb 
der Organisation wurde. Dabei standen sich zwei verschiedene 
Tendenzen gegenüber. Die eine, geführt von dem Gründer der 
Partei und ihrem Vertreter in der Exekutive der S. A. I., Dr. Drob- 
ner, wünschte die Propaganda für die taktischen Gesichtspunkte, 
denen die U. S. P. ihr Entstehen verdankt, innerhalb des organisa­
torischen Rahmens der Massenbewegung der polnischen Arbeiter­
schaft, der P. P. S., fortzusetzen und durch eine organisatorische 
Vereinheitlichung mit der P. P. S. den Kampf gegen die der Demo­
kratie drohenden Gefahren wirksamer zu gestalten.
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Eine andere Gruppe, geführt von D. T. Jozdawa und Dr. Kruk, hat 
diesen Standpunkt abgelehnt und will die Sonderorganisation auf­
recht erhalten. Von der Gruppe Drobner wird das Recht in An­
spruch genommen, im Namen der von ihm gegründeten und bisher 
geleiteten Partei die Einigung zu vollziehen. Im „Robotnik“ vom 
3. Juni 1928 geben Dr. Drobner, Thomas Kapitulka und Stanislaus 
Martynowski die vollzogene Vereinigung mit der P. P. S. bekannt.
Ob die Gruppe, die die Sonderorganisation fortführen will, als 
der S. A. I. angeschlossene Partei anzusehen ist, wird die Exekutive 
der S. A. I. in ihrer Sitzung vom August 1928 zu entscheiden haben.
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Polen.
D eu tsch e  S o z ia lis tisc h e  A rb e itsp a rte i in  P olen . ( D. S . A . P .).
Gegründet: im Jahre 1922.
Parteimitgliederzahl: 8406, davon 2500 Frauen.
Gewerkschaften: 13 000, davon 4500 Angestellte.
Jugendorganisation: 1200, davon 480 weibliche (Deutscher Arbeiterjugend­
bund in Polen).
Frauenorganisation: siehe Frauenbericht.
Bildungsorganisation: Bund für Arbeiterbildung (6000 Mitglieder); Kinder­
freundegruppen (300 Mitglieder).
Parteipresse: 2 Tagblätter, 2 zweimal wöchentlich erscheinende Zeitungen, 
1 Wochenblatt.
Zentralorgan: „Volkswille“ (T), Kosciszkiege 29, Katowice; „Lodzer Volks­
zeitung“, Lodz. (Bezirksorgan.)
Parlamentarische Vertretung: 3 von 444 im Warschauer Sejm, 2 im Schlesi­
schen Sejm (autonomer Landtag).
Wählerstimmen: 77 680 mit P. P. S. gemeinsam am 4. März 1928 in Ost­
schlesien, 23 640 (l0%) bei den Wahlen zum Schlesischen Sejm im 
September 1922 (Proportionalwahlrecht, Männer und Frauen). 
Ordentlicher Parteitag: alle zwei Jahre; gewöhnlich im Monat Dezember. 
Parteivorstand: Vorsitzender: Johann Kowoll; Kassierer: Eduard Matzke; 
Mitglieder: Dr. Bloch, Buchwald, Brandes, Folmer, Dr. Glücksmann, 
Genossin Henschel, Karch, Genossin Kowoll, Genossin Kurzella, Lukas, 
Müller, Masurek, Ossadnik, Pankratz, Peschka.
Parteisekretariat: Ul. Dworcowa 11, Katowice.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Die Deutsche Sozialistische Arbeitspartei Polens ist entstanden 
einerseits aus den bereits vor dem Weltkrieg bestehenden deutschen 
sozialdemokratischen Organisationen der nun zu Polen gehörigen 
Gebiete Deutschlands und Österreichs, andererseits aus neugebilde­
ten Organisationen im Lodzer Gebiet. Im Jahre 1925 wurde die 
formelle Vereinigung dieser beiden Gruppen unter dem heutigen 
Parteinamen vollzogen und auch eine gemeinsame Parteiexekutive 
geschaffen. Die vollständige Verschmelzung stieß jedoch auf 
Schwierigkeiten organisatorischer Natur, die sich insbesondere auf 
die Frage des Sitzes der gemeinsamen Parteileitung bezogen. Nach 
den Erklärungen, die Dr. Glücksmann von der Oberschlesischen 
Organisation auf dem Parteitag der Lodzer Gruppe im Mai dieses 
Jahres abgab, kann jedoch angenommen werden, daß auch diese 
Frage in der nächsten Zeit gelöst werden wird.
Die Hauptaufgabe der D. S. A. P. war es, zu verhindern, daß der 
Kampf für die national-kulturellen Rechte der deutschen Minderheit
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in Polen von den bürgerlichen Parteien der deutschen Bevölkerung 
für chauvinistische Zwecke ausgenützt werde. Sie hat die Forde­
rung der national-kulturellen Autonomie verbunden mit dem Willen, 
dieses Ziel durch eine Verständigung der proletarischen Parteien 
aller Nationen Polens zu erreichen. Schon Anfang 1927 kam eine 
gemeinsame Konferenz der D. S. A. P., der P. P. S. und des jüdischen 
„Bund“ zustande. Kurz vor den Wahlen trat die P. P. S. neuerlich 
an die D. S. A. P. heran, um einen gemeinsamen Wahlblock zu er­
zielen. Die Unterhandlungen führten zu einem günstigen Ergebnis 
und die beiden Parteien beschränkten sich nicht darauf, gemeinsame 
Kandidatenlisten aufzustellen, sondern gaben auch einen gemein­
samen Wahlaufruf heraus, in dem sie ihren Willen hervorhoben, in 
gegenseitigem Einverständnis an die Erfüllung der national-kultu­
rellen Forderungen der deutschen Arbeiterschaft zu schreiten. Die­
ser erste Schritt zur Zusammenfassung der sozialistischen Kräfte 
aller Nationen Polens ist für die Zukunft der gesamten polnischen 
Arbeiterbewegung von größter Bedeutung.
Bereits seit dem September 1926 sind die deutschen sozialdemo­
kratischen Abgeordneten im schlesischen Sejm der Fraktion der 
P. P. S. angeschlossen.
Die D. S. A. P. sieht es als ihre Pflicht an, Mittlerin zu sein 
zwischen Polen und Deutschland. Der fünfte Jahrestag der Grün­
dung der Lodzer Organisation der D. S. A. P. wurde zu einer macht­
vollen Kundgebung des Willens der Arbeiterklasse, allen chauvi­
nistischen Tendenzen entgegenzutreten und die friedliche Lösung 
aller Fragen, die zwischen Polen und Deutschland bestehen, herbei­
zuführen.
Die Wahlen am 4. Mai 1928 brachten der D. S. A. P. drei Man­
date, von denen zwei auf gemeinsamen Listen mit der P. P. S. er­
rungen wurden. Weniger günstig fielen die Wahlen in Oberschle­
sien aus, wo die nationalistische Verhetzung die größten Erfolge 
erzielte und auch gewisse Reibungen mit lokalen Organisationen 
der P. P. S. zu verzeichnen waren, die allerdings durch die Ent­
fernung der betreffenden Mitglieder der P. P. S. aus ihrer Organi­
sation endgültig beigelegt erscheinen.
In der Richtung des Kampfes für den Frieden lag auch der un­
ablässige Protest der parlamentarischen Vertretung der D. S. A. P. 
gegen die ungeheuren Rüstungen Polens, die einen riesigen Anteil 
des Gesamtbudgets verschlingen, während andererseits die Mittel 
für wirksame sozialpolitische Maßnahmen und eine gesunde Wirt­
schaftspolitik fehlen.
Auf kommunalpolitischem Gebiet entfaltet die D. S. A. P. eine 
reiche Tätigkeit. Zur Orientierung und gegenseitigen Verständigung 
wurde eine Selbstverwaltungskommission und ein Verband der 
Kommunalvertreter der D. S. A. P. gegründet.
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Großen Anteil nahm die D. S. A. P. auch an dem Kampf für die 
Amnestierung der politischen Gefangenen Polens. Ein gemeinsamer 
Gesetzentwurf wurde zu diesem Zweck von der D. S. A. P. und der 
P. P. S. ausgearbeitet.
Die Presse der Partei war wiederholt schweren Verfolgungen 
ausgesetzt, die sowohl die „Lodzer Volkszeitung“, als auch den 
Kattowitzer „Volkswillen“ betrafen. Letzterer wurde im Verlauf 
von 5 Jahren nicht weniger als 113mal beschlagnahmt.
Andere Arbeiterparteien: Siehe Seite IV, 105.
Literatur:
Materialien zum Zweiten Parteitag der Deutschen Sozialdemokratischen 
Partei Polens, verfaßt von Dr. Siegmund Glücksmann, Bielitz 1924.
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Portugal.
S o z ia lis tisc h e  P arte i.
(Partido Socialista Portugues.)
Gegründet: im Jahre 1875.
Parteimitgliederzahl: 2500, einschließlich Frauen.
Gewerkschaften: Allgemeiner Gewerkschaftsbund 78 000 (dem I. G. B. nicht 
angeschlossen).
Bildungsorganisation: Bildungsvereine, Arbeitersportbund (3000 Mitglieder). 
Parteipresse: 2 Wochenblätter, 2 Halbmonatsblätter, 1 Monatsblatt. 
Zentralorgan: „Heraldo“ (Hm.) Largo Alfonso Pena 35, Lissabon.
Parlamentarische Vertretung: -----
Wählerstimmen: (?)
Parteisekretariat: Alfredo Franco, Alamenda das Linhas de Torres 34, 
Lissabon.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Diese Angaben beziehen sich hauptsächlich auf 1925, da neuere nicht 
zur Verfügung stehen.
Obwohl Portugal nach dem Sturz der Monarchie im Jahre 1910 
eine republikanische Verfassung erhielt, die auf dem Papier auf sehr 
gesunden Grundsätzen beruht und einige der wichtigsten Bestim­
mungen der modernen Demokratie aufwies, wie das gleiche Wahl­
recht für alle männlichen Staatsbürger, so genügten diese Reformen 
doch nicht, um dem Lande eine stabile Zentralregierung zu sichern. 
Die oberste Macht im Lande bleibt in den Händen von Kabinetten, 
die zum größten Teil aus Armee- und Marineoffizieren bestehen. 
Sie schließen sich zu so wechselnden Fraktionen zusammen, daß 
seit 1910 etwa 40 bis 50 verschiedene Regierungen an der Macht 
waren und wieder gestürzt wurden. Die Errichtung der Republik 
hat das Land auch nicht von der Gefahr plötzlicher Staatsstreiche 
durch militärische Verschwörungen befreit; seit dem Verfassungs­
wechsel wurden etwa 20 solche Versuche unternommen, bei denen 
es einige Male Verschwörern gelang, die Regierung zu stürzen und 
für einige Zeit ihre Stelle einzunehmen.
Zwei Drittel der portugiesischen Bevölkerung ist in der Land­
wirtschaft beschäftigt. Unter der Monarchie besaßen die Groß­
grundbesitzer die ausschlaggebende politische Macht im Lande. In 
den letzten Jahren ging die Vorherrschaft von den Grundbesitzern 
an die oberen Schichten der Bourgeoisie über. Allerdings darf der 
wachsende Einfluß ausländischen, insbesondere englischen Kapitals
nicht unterschätzt werden.
/
Der große Einfluß der katholischen Kirche, die wegen der durch 
die Republik vollzogene Trennung von Kirche und Staat ihr beson­
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ders feindlich gegenübersteht, wirkt sich ständig gegen die Demo­
kratie aus.
Die Arbeiterbewegung, die unter den Nachteilen dieser ungün­
stigen sozialen Verhältnisse leidet, wurde durch verschiedene Ur­
sachen, vor allem durch ihren Mangel an innerer Einheit gehindert, 
solche Erfolge zu erkämpfen, wie sie die Bruderorganisation in 
Spanien während der letzten zwei Jahrzehnte zu verzeichnen hatte. 
Der Allgemeine Qewerkschaftsbund hat seine Mitgliederzahl auf 
78 000 erhöht; er ist jedoch nicht an Amsterdam angeschlossen und 
nimmt auch eine weitgehend unpolitische Haltung ein. Das Schick­
sal der Sozialistischen Partei war in den Nachkriegsjahren sehr 
verschieden. Einerseits muß sie gegen die Unterdrückung durch die 
reaktionären Regierungen ankämpfen, die ihr die Presse- und Ver­
sammlungsfreiheit verweigern und andererseits wird ihre Arbeit 
von links her durch die vorherrschenden anarchistischen Gruppen 
und durch die Tätigkeit der Kommunisten, die sich hauptsächlich 
aus den Arsenalarbeitern rekrutieren, behindert. Der letzte Auf­
stand, der am 23. Februar 1927 ausbrach und einer der am schwer­
sten zu unterdrückenden der letzten Jahre war, wirkte indirekt auch 
auf die Sozialisten zurück; obwohl die Partei nicht daran teilgenom­
men und sogar in einem Manifest ihre Mitglieder aufgefordert hatte, 
sich streng abseits zu halten, wurden nach dem blutigen Zusammen­
bruch des Aufstandes viele sozialistische Sekretariate, besonders im 
Norden des Landes, wo die Bewegung am stärksten war, für die 
Dauer fast eines ganzen Jahres geschlossen.
Es ist erfreulich festzustellen, daß die portugiesische Partei trotz 
dieser Umstände ständig vorwärts schreitet. Insbesondere gelang 
es der propagandistischen Presse in Lissabon, Oporto und anderen 
Städten des Nordens, ihre Auflage zu vergrößern und auch in man­
chen Fällen den Umfang ihrer Nummern zu erweitern. Für die Prä­
sidentenwahl, die in nicht langer Zeit stattfinden dürfte, hat die 
Partei Dr. Agostinho Fortes, Professor an der Universität in Lissa­
bon, aufgestellt. Die Partei hat erklärt, daß sie bereit sei, sich an 
allen Wahlen zum Parlament und zu anderen Körperschaften zu be­
teiligen, falls ihr die nötige Freiheit der Propaganda gewährleistet 
würde.
Ein besonders großer Erfolg ist der Bau eines schönen Volks­
hauses in Oporto, das in zwei Jahren fertiggestellt werden soll; er ist 








S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P a rte i in  R um än ien .
(Partidul Socialdemokrat din Romania.)
Gegründet: im Jahre 1921 (Föderation der Sozialistischen Parteien), am 
9. Mai 1927 umgewandelt in Sozialdemokratische Partei in Rumänien. 
Parteimitgliederzahl: 13 000, einschließlich Frauen.
Gewerkschaften: zirka 36 000.
Jugendorganisation: 300.
Bildungsorganisation: an einzelnen Orten.
Parteipresse: 2 Tagblätter (deutsch), 4 Wochenblätter (1 rumänisch, 1 jid­
disch, 1 ungarisch, 1 ruthenisch).
Zentralorgan: „Socialismul“ (W.), Strada St. Ionica 10, Bucaresti. 
Parlamentarische Vertretung: derzeit keine.
Wählerstimmen: 49 752 (1,80%) im Juli 1927. (Proportionalwahlrecht, Män­
ner; Wahlfälschung im großen Stil.)
Ordentlicher Parteitag: alle zwei Jahre, gewöhnlich im Monat Mai. 
Parteivorstand: Bernau, Bartalici, Bösermeny, Dan, Flueras, Geller, Ger- 
mann, Jordachi, Jumanca, Mayer, Moscovici, Petrescu, Pistiner und 
Radaceanu; engeres Büro: Flueras, Jumanca, Moscovici, Petrescu, 
Pistiner, Radaceanu.
Parteisekretariat: Sekretär: Radaceanu; Kassierer I. Moscovici, Bukarest, 
Str. St. Jonica 10.
Vertreter in der S. A. I.: Pistiner (E.).
Um das Entwicklungsstadium zu verstehen, in dem sich die 
rumänische Arbeiterbewegung gegenwärtig befindet, muß man sich 
des Systems der Gewaltmethoden und des Fehlens aller staats­
bürgerlichen Freiheiten bewußt sein, das für das herrschende Re­
gime kennzeichnend ist. Die Parteien, die an der Macht sind, er­
langen Ausnahmegesetze, die die Arbeiterbewegung praktisch 
außerhalb des Gesetzes stellen, während die faszistische Bewegung 
als Formation zur „nationalen Verteidigung“ ausdrücklich von diesen 
Gesetzen ausgenommen ist. Prügel, Verhaftungen, Folter, bestech­
liche Gerichte charakterisieren den „Normalzustand“ Rumäniens.
Die Wirtschaft wird bewußt in ihrem halbfeudalen Zustand er­
halten, um eine Änderung in der Machtverteilung zu vermeiden, die 
durch das Eindringen ausländischen Kapitals und die Entstehung 
eines einheimischen Kapitalismus bewirkt würde. Die staatliche An­
leihepolitik bezweckt in Wahrheit, die wankende Position des Re­
gimes zu befestigen. Auch die Agrarreform gab Anlaß zu großen 
Mißbräuchen, und dazu besteht noch, infolge der ungarischen An­
griffe, die Gefahr, daß sie zugunsten der magyarischen Magnaten 
verwässert wird. Unter solchen Bedingungen und in einem kul­
turell auf niedriger Stufe stehenden Staat sind die Möglichkeiten für 
eine sozialistische Bewegung bei der zahlenmäßig nur geringen In­
dustriearbeiterschaft gegeben.
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Die grundlegende Notwendigkeit der Vereinheitlichung der Ar­
beiterbewegung begegnet besonderen Schwierigkeiten, die in der 
Struktur Groß-Rumäniens gelegen sind. Die Unterschiede der 
Nationalität, der Tradition, der wirtschaftlichen und kulturellen Ent­
wicklung der Arbeiterschaft von Alt-Rumänien und der verschie­
denen Länder, die erst durch die Friedensverträge von 1919 zu Ru­
mänien kamen (wie vor allem das Banat, Beßarabien und die Buko­
wina) ließen ein föderalistisches Organisationssystem natürlich er­
scheinen. In der Berichtsperiode erfuhren jedoch die Tendenzen 
zur größeren Vereinheitlichung der Organisation solche Fortschritte, 
daß der Kongreß der Föderation der sozialistischen Parteien, der 
vom 7. bis 9. Mai 1927 stattfand, die Vereinigung der in der Föde­
ration gruppierten sozialistischen Parteien zu einer Organisation 
unter dem Namen „Sozialdemokratische Partei in Rumänien“ mit 
einer zentralen Leitung für politische Aktionen vollziehen konnte. 
Die früher selbständigen Regionalparteien sind nunmehr nur Landes­
organisationen der Partei. In kulturellen Fragen sollten sie ihre Au­
tonomie behalten. Dem Kongreß lag der Entwurf eines neuen Par­
teiprogramms vor. Auf Grund von Gutachten ausländischer Ge­
nossen wie Kautsky und Otto Bauer, sowie von Einwendungen aus 
der Mitte des Kongresses selbst, wurde die Beschlußfassung über 
das Programm vertagt und nur das Minimalprogramm provisorisch 
beschlossen. Dieses soll vor allem in der Minderheitenfrage ergänzt 
werden.
Die sozialdemokratische Partei Rumäniens ist nach wie vor 
überzeugt, daß, solange nicht gewisse demokratische Garantien be­
stehen, ein Fortschritt undenkbar ist. Die Sozialisten beschlossen 
daher, eine Kampfkoalition mit der nationalen Partei und der Bau­
ernpartei (die sich im September 1926 zur nationalen Bauernpartei 
vereinigten), bei den Wahlen zu bilden, mit dem alleinigen Ziel, 
freie Wahlen zu erreichen und dem sogenannten „liberalen“ Regime 
ein Ende zu machen. Im Jahre 1926 wurden die „Liberalen“ von 
Avarescu abgelöst, doch bedeutete dies kaum mehr als einen Per­
sonenwechsel. Avarescu steht vielleicht dem Faszismus noch näher 
als die Liberalen. Jedenfalls machten sich beide ein Wahlsystem 
zunutze, das an Terror und Korruptionsmethoden gegen oppositio­
nelle Wähler seinesgleichen nicht findet. So erhielten bei den Wah­
len im Jahre 1927 die „Liberalen“, die an der Macht waren, 61,97% 
der Stimmen, während sie im Mai 1926, wo Avarescu die Wahl­
kontrolle ausübte, nur 7,34% erhielten, während Avarescu es auf 
55,09% brachte. Unter diesen Bedingungen ist der Arbeiterbewe­
gung der Weg zu größeren Wahlerfolgen versperrt, umsomehr als 
eine Partei kein Mandat erhält, wenn sie nicht mindestens 2% der 
abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Auf Grund dieser Bestim­
mung ging am 25. Mai 1926 das einzige Mandat der Partei (Pistiner) 
verloren. Immerhin hatten die Sozialdemokraten in seinem Wahl­
bezirk 26% der Stimmen erhalten, in der Stadt Czernowitz selbst 
35%. Als nach Auflösung des Czernowitzer Gemeinderates am
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4. September 1927 neuerlich Wahlen stattfanden, erhielt die Sozial­
demokratie trotz allen Wahlschwindels — so wurden zahlreichen 
Arbeitern die Wahllegitimationen nicht ausgefolgt — 41,6% der 
Stimmen.
Die Partei erhielt im Jahre 1927 10 000 Stimmen mehr als im 
vorhergehenden Jahre, es wurden 1,80% der Stimmen für sie ab­
gegeben gegen 1,55% im Jahre 1926 (49 752 Stimmen gegen 40 594). 
Nur 5000 Stimmen fehlten an den erforderlichen 2%. In einer gan­
zen Anzahl von Gemeinden hat die Sozialdemokratie Vertreter im 
Gemeinderat.
Die Parteiorganisation hat im letzten Jahre einen wesentlichen 
Ausbau erfahren. Die Bildungsarbeit wurde verstärkt und zum 
ersten Mal mit Erfolg Volkskonzerte abgehalten. Der Besuch des 
Sekretärs des Internationalen Gewerkschaftsbundes, Sassenbach, 
im Frühling 1928, hat es ermöglicht, daß zum ersten Mal seit Jahren 
in Bukarest eine Massenversammlung abgehalten werden konnte.
Die Einheitlichkeit der Arbeiterbewegung wäre nirgends nötiger 
als in Rumänien. Wiederholt wurde versucht, den Kommunisten 
diese Notwendigkeit begreiflich zu machen, doch war dies regel­
mäßig undurchführbar. Nur in Bukarest wurde eine Fortschritt er­
zielt, indem im Februar 1928 eine unabhängige kommunistische 
Gruppe mit ihrem Vertreter im Gemeinderat von Bukarest zur So­
zialdemokratie übertrat.
Andere Arbeiterparteien:
Der „Arbeiter- und Bauerblock“, ist die kommunistische Organisation Ru­
mäniens. Bei den Wahlen vom Mai 1926: 39 243 Stimmen, im Juli 1927: 
31 930 (1,11%). Es gibt eine Gruppe der Poale Zion. Die sogenannte 
Linke Poale Zion ist bereits ganz mit der Kommunistischen Partei ver­
bunden.
Literatur:
Internationale Information 1925—1928, siehe insbesondere 1.1. 1925, Nr. 1/2, 
16/2, 36/2, 1926 Seite 3, 64, 97, 131, 1927 Seite 139, 218, 310, 530.
Bericht des Marseiller Kongresses 1925.
Josef Gabriel: Fünfzigjährige Geschichte der Banater Arbeiterbewegung, 
Temesvar (Rumänien) 1928.
Jacob Pistiner: Der Imperialismus der Randstaaten. Der Kampf, Wien
1925, S. 375—380.
Lothar Radeaeanu (Bukarest): Die bürgerliche Revolution in Rumänien,
1926, Seite 158.
Derselbe: Die Wahlen in Rumänien, S. 285.
Derselbe: Das Linzer Programm und der Sozialismus des Ostens, 1927, 
Seite 72—75. Alles in: Der Kampf, Wien.
Z. Topalovic: Zehn Jahre Kommunismus auf dem Balkan, S. 512—518.
Die rumänische Gewerkschaftsbewegung vom Jahre 1923—1926. Bericht 
des Landesgewerkschaftsrates an den Landeskongreß in Bukarest vom 
29. bis 31. August 1926.
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S o z ia ld e m o k ra tisc h e  A rb e iterp a rte i.
(Rossijskaja Sozialdemokratitscheskaja Rabotschaja Partja R. S. D. R. P.)
Gegründet: im Jahre 1898.
Parteimitgliederzahl: derzeit unbekannt.
Gewerkschaften: 4 556 000 (dem I. G. B. nicht angeschlossen). 
Jugendorganisation: besteht illegal.
Parteipresse: 1 wöchentliches Bulletin (deutsch), 1 Halbmonatsschrift (rus­
sisch), beide in Berlin, verschiedene illegale Zeitschriften in Rußland. 
Zentralorgan: „Socialistitscheski Westnik“ (Der sozialistische Bote) (Hm), 
Berlin S. W. 68, Zimmerstraße 7/8.
Parlamentarische Vertretung : -----  .
Wählerstimmen : -----
Parteivorstand: Vorsitzender: Th. Dan, Sekretär: A. Jugow. 
Parteisekretariat: (Auslandsdelegation) R. Abramowitsch, Berlin-Schöne­
berg, Bozenerstraße 9.
Vertreter in der S. A. I.: Abramowitsch (E. B.), Stellvertreter: Dan.
Im Verlauf der Berichtsperiode behielt die Tätigkeit der russischen 
Sozialdemokratie ihren illegalen Charakter, da unter der kommu­
nistischen Diktatur in Rußland nach wie vor jede Möglichkeit einer 
legalen politischen Tätigkeit anderer sozialistischer Parteien unter­
bunden ist. Trotzdem gelingt es aber der russischen Sozialdemo­
kratie, immer mehr Einfluß auf die Arbeiterschaft und unter den 
Jugendlichen zu gewinnen. Der gut zentralisierte Parteiapparat ist 
in der Lage, Verbindungen mit den Lokalorganisationen aufrecht­
zuerhalten und im regen Kontakt mit dem im Auslande wirkenden 
Teil der Partei zu bleiben. Die beiden Hand in Hand arbeitenden 
Teile der Partei — der illegale in Rußland und die Auslandsdelega­
tion in der Emigration — haben die überaus schwere Aufgabe zu 
erfüllen, in ihrem Kampfe für demokratische Freiheiten, für die Auf­
hebung der Privilegien der kommunistischen Partei, für die Frei­
heit der Gewerkschafts- und Genossenschaftsbewegung zugleich 
darüber zu wachen, daß die gegenwärtige Diktatur in Rußland 
nicht politisch durch eine Kontrerevolution und durch den Faszismus 
und wirtschaftlich durch eine Diktatur der Privatkapitalisten ge­
stürzt, sondern daß sie durch eine Demokratie der Arbeitenden ab­
gelöst wird. Im Sinne dieser von marxistischer Auffassung getra­
genen Politik führt die russische Sozialdemokratie einen unermüd­
lichen Kampf gegen die, durch die Parteidiktatur des Bolschewis­
mus in Sowjetrußland geschaffenen unhaltbaren Zustände auf poli­
tischem und wirtschaftlichem Gebiet. Von diesen Gesichtspunkten 
wird die Agitationsarbeit in Rußland geleitet, wird die Stellung­
nahme zu den allgemeinen Problemen des Sozialismus und zu den
Rußland.
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Fragen der Tagespolitik in Rußland bedingt, werden alle Situationen 
— die Parteiopposition innerhalb der Kommunistischen Partei, die 
Fragen der Industrialisierung, der Beziehung zwischen Stadt und 
Landproletariat, die Handelsverträge und die Beziehungen zu den 
Randstaaten — behandelt. Der Aufruf des Zentralkomitees der 
Russischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei vom November 
1927, der in Rußland verbreitet wurde und in den Dokumenten und 
Diskussionen (I. I. Jg. V. Seite 21) erschienen ist, befaßt sich mit 
diesen Problemen. Er schließt mit folgenden Worten:
Unsere Partei wünscht eine f r i e d l i c h e  Liquidation der Diktatur, 
sie wünscht ihre Überführung auf das Geleise der Demokratie. Sie ist 
überzeugt, daß ein solcher Übergang möglich ist, daß er möglich wird, 
wenn alle Arbeiter ohne Unterschied der Partei oder Fraktion sich zu­
sammenschließen, um für die von unserer Partei aufgestellten T a g e s -  
f o r d e r u n g e n  zu kämpfen, Forderungen, die für die gesamte Ar­
beiterklasse notwendig sind und die allein ihr die Unterstützung aller 
Arbeitenden aus Stadt und Land sichern können:
1. Rede-, Preß-, Versammlungs-, Vereins- und Gewissensfreiheit.
2. Ausschreibung neuer und freier Wahlen für die Sowjets mit gleichem 
Wahlrecht für Arbeiter, Bauern, Angestellte und Arbeitslose.
3. Bedingungslose und absolute Abschaffung der Todesstrafe.
4. Die sofortige Auflassung der G. P. U. und anderer Organe des Terrors.
5. Vollständige Amnestie für alle politischen Gefangenen und Verbannten 
und Aufhebung jeder Art administrativen Verfahrens.
6. Aufhebung der Privilegien der kommunistischen Partei und der Ko­
mintern und Einstellung der Unterstützung an sie aus Staatsgeldern.
7. Freigabe der gewerkschaftlichen und genossenschaftlichen Bewegung,
Freiheit für Streiks, freie Neuwahl der Komitees in den Fabriken und 
industriellen Betrieben.
Als der Bruch der diplomatischen Beziehungen zwischen Eng­
land und Sowjetrußland eine Gefahr für den Weltfrieden und eine 
verhängnisvolle Hemmung für den wirtschaftlichen Wiederaufbau 
Rußlands zu werden drohte, hat die Auslandsdelegation der russi­
schen Sozialdemokratie am 28. Mai 1927 den Beschluß gefaßt, die 
internationale Arbeiterschaft auf diese Gefahren besonders aufmerk­
sam zu machen, und richtete an die S. A. I. einen Aufruf, in dem sie 
ihrer Überzeugung Ausdruck gab, daß die S. A. I. im Falle einer 
Verschärfung der Situation die angeschlossenen Parteien auffordern 
wird, sich zum Kampfe gegen die Gefahren dieser Situation zu 
rüsten. (I. I. Jg. IV, Seite 265 und 276.) Ihre von marxistischer 
Auffassung und sozialistischen Grundsätzen geleitete Politik bemüht 
sich die russische Sozialdemokratie auch im Rahmen der Inter­
nationale in der aktiven Teilnahme an den großen Problemen des 
Sozialismus zum Ausdruck zu bringen. Das Zentralorgan, „Der 
sozialistische Bote“, der vierzehntägig in russischer Sprache in Ber­
lin erscheint, orientiert in Berichten und theoretischen Artikeln über 
die allgemeinen und Tagesprobleme der russischen und internatio­
nalen Arbeiterbewegung. Diese Zeitschrift wird auch in Rußland 
illegal verbreitet und findet große Nachfrage in allen Kreisen. In 
deutscher Sprache erscheint wöchentlich das Pressebulletin „Mit­
teilungsblatt (R. S. D.)“, das in der sozialdemokratischen Presse
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vielfach nachgedruckt wird. Das wachsende Interesse der west­
europäischen Arbeiterschaft für die Probleme der russischen Ar­
beiterbewegung veranlaßte verschiedene Organisationen, Referate 
russischer Genossen zu veranstalten. So sprachen über russische 
Probleme und Zustände in verschiedenen Städten Deutschlands, 
Frankreichs, der Tschechoslowakei und in der Schweiz, die Ge­
nossen Abramowitsch, Dan, Bienstock, Schwarz und andere.
Die russische Sozialdemokratie hat in der Berichtsperiode einen 
besonders schweren Verlust erlitten. Am 17. April 1928 ist der Pa­
triarch der russischen Sozialdemokratie, der Mitbegründer der 
ersten sozialdemokratischen Organisation, der „Gruppe der Befrei­
ung der Arbeit“, und der unermüdliche Kämpfer für den Sozialismus 
Paul A x e l r o d  gestorben. Die zahlreichen Telegramme und Zu­
schriften der Bruderparteien aller Länder und einzelner Freunde 
und Mitkämpfer drückten den tief empfundenen Schmerz aus um 
den Verlust dieses unvergeßlichen Vorkämpfers des internationalen 
Sozialismus.
Der S. D. A. P. ist der „Allgemeine Jüdische Arbeiterbund“ in 
Rußland als autonomer Teil angegliedert, der im Ausland durch
I. Judin und R. Abramowitsch vertreten ist.
Andere Arbeiterparteien:
Partei der Sozialisten-Revolutionäre, siehe Seite IV, 123.
Partei der Linken Sozialisten-Revolutionäre (in Rußland illegal) trennte sich 
1917 von den Sozialisten-Revolutionären ab, hauptsächlich wegen der 
Frage der Haltung zum Kriege. In den ersten Monaten nach dem bol­
schewistischen Umsturz unterstützte sie die Bolschewiki und beteiligte 
sich an der Sowjetregierung, trat aber später gegen den Frieden von 
Brest-Litowsk und gegen die bolschewistische Parteidiktatur auf und 
ist heute in Rußland ebenso unterdrückt wie jede andere sozialistische 
Richtung. Die Partei gehörte 1921 bis 1923 der Wiener Arbeitsgemein­
schaft an, widersetzte sich jedoch der Einigung mit der Zweiten Inter­
nationale und blieb dem Hamburger Kongreß fern. Ebenfalls illegal und 
verfolgt sind in Rußland die verschiedenen Gruppen, Zionisten-Sozia- 
listen (s. Poale-Zion S. IV, 100) wie auch die Anarchisten und Syndi­
kalisten, insofern sie in Opposition zu der herrschenden kommunisti­
schen Partei stehen.
Literatur:
Aktionsprogramm der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands, Wien 
1925 (deutsch).
Der Terror gegen die Sozialisten in Rußland und Georgien, Berlin 1925 
(deutsch).
Th. D a n :  Sowjet-Rußland, wie es wirklich ist. Prag 1926. Herausgegeben 
vom Parteivorstand der deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
in der Tschechoslowakischen Republik (deutsch, schwedisch).
J. M a r t o w und Th. D a n :  Die Geschichte der russischen Sozialdemokratie.
Berlin, Verlag Dietz, 1926 (deutsch).
„R. S. D.“ Mitteilungsblatt der russischen Sozialdemokratie. Berlin, Zimmer­
straße 7—8 (deutsch).
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P a rte i d er  S o z ia lis te n -R e v o lu tio n ä re .
(Partja Sozialistow-Revolutionaerow. S. R.)
Gegründet: im Jahre 1900.
Parteimitgliederzahl: unbekannt.




Parteipresse: 1 Monatsschrift (russisch), 1 Bulletin (französisch) in Prag;
verschiedene illegale Zeitschriften in Rußland.
Zentralorgan: „Revolutionnaja Rossia (M.), Uhelny trh. 1, Prag. 
Parlamentarische Vertretung: im Jahre 1917 die Mehrheit der Sowjets;
224 Vertreter an der Konstituante; gegenwärtig keine Vertreter. 
Wählerstimmen: 20 000 000 (59%) bei den Wahlen zur Konstituante im 
Jahre 1917.
Parteivorstand: ein illegales Zentralbüro anstelle des im Moskauer Prozeß 
verurteilten Zentralkomitees.
Parteisekretariat: Auslandsdelegation, Uhelny trh. 1, Prag.
Vertreter in der S. A. I.: Souchomlin (E.), Stellvertreter: Stalinsky.
Die Partei der Sozialisten-Revolutionäre kämpft in Rußland für 
die Befreiung der arbeitenden Massen vom politischen und ökonomi­
schen Joch. Sie stellt der bolschewistischen Diktatur das Programm 
einer freien Demokratie der Arbeit entgegen, die dem wahren Wesen 
der russischen Revolution entspricht. Sie kämpft für eine demokra­
tische Republik auf breiter sozialer Grundlage. Die Partei ist kei­
neswegs der Auffassung, daß die russische Revolution letzten Endes 
nur zur Herstellung der politischen und sozialen Herrschaft der 
Bourgeoisie führen kann. Die Partei ist der Ansicht, daß vor allem 
der Grund und Boden in Rußland Staatseigentum bleiben soll. Eben­
so sollen die bereits stark konzentrierten Wirtschaftszweige, soweit 
dies nicht den Interessen der Produktion widerspricht, nationalisiert 
bleiben: Erdöl, Eisen, Kohlen, Eisenbahnen, Wasserkräfte und jene 
sozialisierten Betriebe, die bereits ohne Defizit arbeiten.
In diesem Kampfe für politische Freiheiten, für die Existenzmög­
lichkeit politischer Parteien, für die Rechte der Arbeitenden und 
gegen den bolschewistischen Terror bildete sich in der Partei der 
S. R., insbesondere innerhalb der Gruppen in der Emigration eine 
gewisse Differenzierung der politischen Richtlinien und der Ideolo­
gie heraus. Nach den Mitteilungen des Auslandverbandes der Partei 
der S. R. (Beilage zu Nr. 65 der „Revolutionnaja Rossja“, März 1928) 
bilden gegenwärtig die S. R. im Auslande vier Gruppen, die sich im
Rußland.
IV. 123
allgemeinen um folgende Organe gruppieren: 1. „ Z e n t r a l n i j  
O r g a n  P a r t j i  S. R., R e v o l u t i o n n a j a  R o s s j  a“, (Zentral­
organ der Partei der S. R., Revolutionäres Rußland“), erscheint 
monatlich in Prag, herausgegeben von Tschernow unter Mitarbeit 
von Gurewitsch, Russanow, Gr. Schreider u. a. 2. „W o 1 j a 
R o s s j i“ (Rußlands Freiheit), erscheint monatlich, herausgegeben 
von Lebedjew, Slonim, Stalinski, Suchomlin. Von den drei letzteren 
in Gemeinschaft mit Postnikow wurde im Oktober 1927 die erste 
Nummer einer neuen Zeitschrift „ S o c i a l i s t  R e v o l u t i o n ä r “ 
herausgegeben. 3. Das in Paris erscheinende Tagblatt „D n j“ 
(„Tage“), herausgegeben von Kerenski, Sensinow, u. a. und 4. „S o - 
w r e m e n n j e  S a p i s k i “ („Zeitgenössische Chroniken), unter 
Leitung von Awksentjew, Bunakow, Rudnew, Wischnjak u. a.
Das Zentralorgan „Revolutionnaja Rossja“ drückt die Meinung 
aus, daß die Kerntruppe der Partei der S. R. — in Rußland sowie 
innerhalb der verschiedenen Gruppen in der Emigration, die den alten 
Traditionen, den Forderungen des Kampfes für die Freiheit der Ar­
beitenden und für den Sozialismus treu geblieben ist, den Grund­
sätzen folgen wird, die als Richtlinien der Politik der S. R. dienen 
müssen und die folgendermaßen formuliert werden können: 1. ist 
daran festzuhalten, daß die Wiederherstellung nicht Restauration, 
sondern Erneuerung bedeuten soll, so daß die Losung „zurück zum 
Februar“ für die Partei nicht mehr annehmbar sein kann, da sie nur 
die vor uns stehenden Aufgaben verwischt, daß die Volksbewegung, 
die im Oktober von den Bolschewiki ausgenützt wurde, nicht die 
Folge der Februarfehler war, sondern noch durch den Februar selbst 
mitbedingt gewesen ist, lediglich der Mißbrauch der Oktoberetappe 
der Revolution durch die Bolschewiki ist auf die Februarfehler 
zurückzuführen; 2. muß die Erneuerung der Partei nicht aus den 
erschöpften Kadern der Emigration, sondern aus dem jungen Nach­
wuchs in Rußland selbst hervorgehen, aus der neuen Generation, die 
auf neuem Boden, unter neuen Bedingungen aufgewachsen ist, die 
von neuen Bestrebungen und neuen Bedürfnissen erfüllt und mit 
Widerwillen gegen jede Rückwärtsbewegung, gegen jede Restaura­
tion durchdrungen ist; 3. darf sich die Zusammenfassung der Kräfte 
nicht nach der Losung richten „selbst mit dem Teufel — wenn nur 
gegen die Bolschewiki“ : — die Partei bedarf einer derartigen Kräfte­
zusammenfassung, die dem kommenden Aufbau dienen soll, der Ruß­
land mit raschen Schritten und auf sicherem Wege zum Sozialismus 
führen soll. („Revolutionnaja Rossja“, Nr. 61, Oktober 1927, Seite 2.)
Aus der Reihe der um das Zentralorgan „Revolutionnaja Rossja“ 
gruppierten Genossen haben eine Anzahl, so Gurewitsch, Gr. Schrei­
der, Tschernow u. a. an der Gründung der „Liga des Neuen Ostens“, 
die als ihre Hauptaufgabe die Propaganda der friedlichen Lösung 
des nationalen Problems in Ost-Europa betrachtet, hervorragenden 
Anteil genommen.
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Andere Arbeiterparteien: Siehe Seite IV, 122.
Literatur:
Le Parti Socialiste Révolutionnaire et la situation actuelle, Paris 1919 
(französisch).
Nachrichten der I.A. S. P., 1. Jahrgang, Nr. 2 und 4; 2. Jahrgang, Nr. 3 u. 4.
Die 12 zum Tode Verurteilten (Der Prozeß der Sozialisten-Revolutionäre in 
Moskau), Berlin 1922 (deutsch, französisch, englisch).
Die Tscheka (In den Gefängnissen Moskaus geschrieben), Berlin und Paris 
1922 (deutsch, französisch, russisch).
Thesen zum Hamburger Kongreß in „La Vie Socialiste“, Paris 1923 (fran­
zösisch).
Viktor Tschernow, Der konstruktive Sozialismus. Prag 1924 (russisch).
Die Tragödie auf den Solowetzki-Inseln, Berlin 1925 (deutsch).




S o z ia ld e m o k ra tisc h e  A rb e iterp a rte i.
(Sveriges Socialdemokratiska Arbetareparti.)
Gegründet: im Jahre 1889.





Parteipresse: 18 Tagblätter, 6 dreimal, 2 zweimal und 1 einmal wöchentlich 
erscheinende Zeitungen, 3 Monatsschriften.
Zentralorgan: „Social-Demokraten“ (T.), Barnhusgatan 14, Stockholm. 
Parlamentarische Vertretung: Zweite Kammer 105 von 230; erste Kammer 
52 von 150.
Wählerstimmen: 725 844 (40,9%) im September 1924 (Proportionalwahlrecht, 
Männer und Frauen).
Ordentlicher Parteitag: alle vier Jahre.
Parteivorstand: P. Albin Hansson; Sekretär: Gustav Möller; Arthur Eng­
berg, Richard Sandler, Ernst Wigforss, Arvid Thorberg, Z. Höglund. 
Parteisekretariat: Barnhusgatan 16, Stockholm, Gustav Möller.
Vertreter in der S. A. I.: Möller (B), Hansson (E).
Die dritte sozialdemokratische Minderheitsregierung vom Januar 
1925 mit Sandler als Ministerpräsidenten nach Branting, wurde im 
Juni 1926 infolge der wachsenden Verschmelzung der bürgerlichen 
Parteien gestürzt. Die unmittelbare Ursache war die Haltung der 
Regierung in der Frage der Arbeitslosenunterstützung in einem 
Falle, wo Arbeitslosen von den lokalen Behörden Streikbrecher­
dienst zugewiesen wurde. Die Liberalen brachten eine bürgerliche 
Mehrheit für ihre Auslegung der Brantingschen Richtlinien der 
Arbeitslosenunterstützung zustande. Die neue liberale Minderheits­
regierung ist ein Exponent der Vereinheitlichung der bürgerlichen 
Politik, die in Schweden immer deutlicher zutage tritt und in jeder 
Frage den Kampf gegen die Arbeiterklasse verschärft. Es zeigt sich 
dies in der „Arbeitsfriedenspolitik“ der Bürgerlichen (Zwangs­
schlichtungsgesetz vom 25. Mai 1928), in ihrer Sozialversicherungs­
politik und auch gewissermaßen in ihrer Haltung gegenüber der 
staatlichen Studienkommission über die Sozialisierungsmöglichkei­
ten, die seit der ersten Brantingschen Regierung arbeitet. Die bis­
herigen Arbeiten haben in erster Linie die Sozialisierung der Eisen­
bahnen und der Erzgruben zum Gegenstände. Sogar in der Ab­
rüstungsfrage, wo der Vorschlag von 1925 ein Linkskompromiß 
war, scheinen die bürgerlichen Linken der Rechten näher zu rücken.
x) Diese Ziffer betrifft den sozialdemokratischen Frauenverband Schwe­
dens, eine Spezialorganisation für die Agitationsarbeit unter den Arbeiter­
frauen.
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Außenpolitisch wird aber die Branting-Undensche Linie (z. B. 
Unden in Genf, März 1926) weitergeführt auch von dieser Regie­
rung, zum Teil durch die Vertretung im Völkerbund durch den 
sozialdemokratischen Außenminister a. D. Unden. Die sozialdemo­
kratische Partei tritt entschieden für eine Verständigungspolitik 
gegenüber Sowjetrußland ein, so z. B. in der Behandlung der 
russischen Handelsdelegation in Schweden und ihrer Rechte im. 
Reichstag im März 1928.
Die Politik, die in der Tätigkeit der sozialdemokratischen Regie­
rung zum Ausdruck kam: eine gesetzliche Festlegung des Acht­
stundentages, anstatt des jetzigen Provisoriums, Volkspension (Al­
tersversicherung), Arbeitslosenversicherung, Bodenreform (Grund­
entlastung, Siedlungsförderung, Pächterschutz, landwirtschaftlicher 
Fortbildungsunterricht), Verfassungsänderung bezüglich der Ersten 
Kammer im Reichstag, tritt entschieden hervor in der Haltung der 
Partei gegenüber der bürgerlichen Mehrheit. Durch diese Politik 
wird auch den Kleinbauern und Landarbeitern ihre Interessen­
gemeinschaft mit der Arbeiterbewegung zum Bewußtsein gebracht. 
Der Genossenschaftsgedanke, der in der Landwirtschaft Dänemarks 
und Finnlands sowie in der schwedischen Arbeiterbewegung in 
voller Blüte steht, wird hier herangezogen, um der bürgerlichen 
Agrarpolitik entgegenzutreten. Der Tatsache, daß auch andere 
Schichten als die Industriearbeiterschaft jetzt in die Partei gebracht 
werden müssen, um eine Weiterentwicklung der Partei zu ermög­
lichen, wird durch die Beschlüsse zum Agrarprogramm Rechnung 
getragen, die von dem Kongreß der Partei im Juni 1928 gefaßt 
wurden.
Die Wahlerfolge zeigen die Früchte dieser Politik. Die Land- 
tingswahlen und die Gemeindewahlen im Herbst 1926 waren aus 
diesen Gesichtspunkten schon vielversprechend für die Wahlen zur 
Zweiten Kammer, die im September 1928 stattfinden. Der Ausbau 
der Organisation ist in stetem Fortschritt. Die Anzahl der Sektionen 
und die Mitgliederzahl haben die Zahlen von 1925 bedeutend über­
holt. In Stockholm waren beim Jahresschluß 1927: 38 444 Mitglie­
der, ein Aufstieg um 2607. Die Aufnahme der sogenannten Höglund- 
kommunisten in die Partei geschah im Oktober 1925.
Die Jugendbewegung, die seit 1917 wegen der kommunistischen 
Zersplitterung von Grund auf aufgebaut werden mußte, konnte im 
Oktober 1927 ihr zehnjähriges Bestehen mit einer Mitgliederzahl 
von 35 000 feiern. Der Aufstieg nimmt seinen Fortgang und die 
Bewegung hat gegenwärtig über 40 000 Mitglieder. Es muß auch 
auf die enge Verbindung der schwedischen Arbeiterbewegung, Par­
tei, Jugendbewegung und Gewerkschaften mit der vorbildlich und 
weit ausgedehnten Bildungsorganisation (Arbetarnas Bildningsför- 
bund) verwiesen werden, die nach dem Bericht von 1926/27 
1086 900 Mitglieder hatte. Das Archiv der Arbeiterbewegung
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Schwedens in Stockholm, das mit über 200 000 Nummern eine glän­
zende Dokumentation der Arbeiterbewegung vor allem in den skan­
dinavischen Ländern darstellt, ist nach dem Tode Brantings auch 
um seine große Bibliothek bereichert worden.
Der vier jährliche Kongreß der Partei wurde vom 3. bis 9. Juni 
1928 abgehalten und hat der Entwicklung der Bewegung, der Ver­
einheitlichung der bürgerlichen Parteien und der neuen Lage im 
allgemeinen, vor allem durch einstimmige Beschlüsse über die Ab­
rüstungsfrage und die Frage der Regierungsbeteiligung Rechnung 
getragen.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei, hat einen Vertreter in der ersten Kammer und vier 




Internationale Information 1925—1928. Siehe insbesondere „I. I.“ 1925, Nr. 37, 
Seite 2; 1926 Seite 217; 1927 Seite 267; 1928 Seite 267, 295—296.
Fr. E. Ahlander: Das Archiv der Arbeiterbewegung Schwedens (deutsch, 
französisch).
Rudolf Heberle: Zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Schweden (Kiel 
1925).
Dr. Ernst Wigforss: Die politische Lage in Schweden (Die Gesellschaft, 
1928, Bd. I, Seite 343).
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S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P a rte i ( S . P . S .) .
‘Gegründet: im Jahre 1888.





Parteipresse: 15 Tagblätter, 2 Wochenblätter, 1 Monatsblatt.
Zentralorgan: —
Parlamentarische Vertretung: 49 von 198 (Nationalrat), 2 von 44 (Ständerat). 
Wählerstimmen: 195 768 von 764 733 (1925) =  25%.
Ordentlicher Parteitag: alljährlich; gewöhnlich im Monat September. 
Parteivorstand: Vorsitzender: Ernst Reinhard, Sekretäre August Huggler, 
Paul Gräber.
Parteisekretariat: Monbijoustraße 61, Bern.
Vertreter in der S. A. I.: R. Grimm (E. B.); Stellvertreter: Gräber.
Auf dem Parteitag im November 1926 hat die Sozialdemokra­
tische Partei der Schweiz mit vier Fünftel Mehrheit den Beschluß 
gefaßt, der Sozialistischen Arbeiter-Internationale beizutreten. Der 
Beitritt wurde mit 1. Januar 1927 vollzogen.
Die Frage der internationalen Beziehungen stand schon wäh­
rend der Kriegszeit im Vordergrund des Interesses der schweize­
rischen Arbeiterbewegung. Schweizerische Parteigenossen waren 
sm  der Gründung und der Tätigkeit der Zimmerwalder Bewegung 
führend beteiligt. Nach dem Kriege führte die Frage des Beitritts 
zur 3. Internationale auf Grund der einundzwanzig Bedingungen zur 
Spaltung der Bewegung, wobei etwa 5500 Mitglieder die Sozial­
demokratische Partei verließen und zur Kommunistischen Partei 
übergingen. (Berner Parteitag, Dezember 1920). Die Sozialdemo­
kratische Partei schloß sich hierauf der Wiener „Arbeitsgemein­
schaft sozialistischer Parteien“ an und nahm auch — allerdings nur 
zur Information — an dem Gründungskongreß der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale teil. Um schärfere Differenzen innerhalb der 
Partei über die Frage der internationalen Organisation zu vermei­
den und die Vereinheitlichung der Internationale nicht durch die 
Gefährdung der nationalen Einheit der Bewegung erkaufen zu 
müssen, wurde damals noch von einem Beitritt zur S. A. I. ab­
gesehen und eine weitere Klärung innerhalb der Parteimitglied­
schaft abgewartet. Der Parteitag vom 7. November 1926 setzte 
durch den Beitrittsbeschluß den Schlußpunkt unter diese Entwick­
lung.
Die Spaltung der Partei im Jahre 1920 hat der kraftvollen Ar­
beiterbewegung der Schweiz — des einzigen neutralen Landes, in 
.dem es nach dem Kriege im Generalstreik des November 1918 zu
Schweiz.
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ernsten Zusammenstößen mit der Bourgeoisie gekommen war — 
einen schweren Schlag versetzt. Die Parteimitgliederzahl sank von 
1920 bis 1922 von 51 013 auf 34 061. Und dies gerade in jener Zeit, 
da die reaktionäre Welle auch die Schweiz erreichte und die we­
sentlichsten demokratischen Grundlagen der Arbeiterbewegung be­
drohte. Zur gleichen Zeit war eine ungewöhnlich starke Wirt­
schaftskrise zu verzeichnen, die auch die gewerkschaftliche Wider­
standskraft der Arbeiterbewegung schwächte. Trotzdem gelang es, 
die Angriffe auf das Vereins- und Versammlungsrecht der Arbeiter­
schaft und auf den Achtstundentag erfolgreich abzuwehren. Ande­
rerseits waren selbstverständlich der Offensivkraft der Partei in 
dieser Zeit enge Schranken gezogen.
Seither befindet sich die Sozialdemokratische Partei in ununter­
brochenem Aufstieg, während die kommunistische Bewegung fast 
völlig verschwunden ist. Die Mitgliederzahl ist wieder auf etwa 
36 000 gestiegen. Während bei den Wahlen des Jahres 1922 
ein Stimmenrückgang von 178 000 (1919) auf 170 000 zu ver­
zeichnen war, ist bei den Wahlen von 1925 ein Zuwachs von 25 000 
auf 195 000 zu verzeichnen gewesen. Die Sozialdemokratische Par­
tei ist ctemit zur zweitstärksten Partei des Landes geworden. Die 
Kommunistische Partei dagegen ist in der ganzen Westschweiz und 
dem Großteil der Deutschschweiz vollkommen verschwunden und 
behauptet sich nur in einigen wenigen Städten, so in Basel und 
Schaffhausen. In Zürich ist die kommunistische Bewegung zu einer 
Schattenexistenz verurteilt. Auf der andern Seite ist auch die 
Grütlianerbewegung, die in der Geschichte der schweizerischen 
Arbeiterbewegung eine außerordentlich bedeutsame Rolle gespielt 
hat, völlig verschwunden. Die proletarischen Elemente in ihr sind 
zur Sozialdemokratie übergegangen, während die andern zu den 
bürgerlichen Parteien heimgefunden haben.
Die auf diese Weise praktisch hergestellte Einheit der Arbeiter­
bewegung hat bedeutsame Erfolge gezeitigt. Die Kommunalwahlen 
vom 15. April 1928 in Zürich brachten zu der bereits bestehenden 
proletarischen Mehrheit in der Stadt-Legislative auch eine sozial­
demokratische Mehrheit in der Exekutive. Zum Stadtpräsidenten 
(Bürgermeister) wurde der Sozialdemokrat Dr. Klöti gewählt. Auch 
die Industriestadt Biel, ferner Burgdorf und die Industriegemeinde 
Arbon, sowie le Locle und La Chaux-de-Fonds im westschweize­
rischen Industriegebiet stehen unter mehrheitlich sozialdemokra­
tischer Verwaltung.
Durch diese Erfolge wird auch die Forderung der Sozialdemo­
kratie nach der Einführung des gesetzlichen Proporzes für die Zu­
sammensetzung der Exekutivbehörden der Gemeinden und Kantone 
in den Vordergrund gerückt. Hat die Einführung des Proporzes für 
die Gesetzgebung der Eidgenossenschaft die Vormachtstellung der 
in der Freisinnigen Partei organisierten städtischen Bourgeoisie ge­
brochen und die Gegensätze zwischen dieser und dem Bauerntum
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in Erscheinung treten lassen, so muß die Einführung des Proporzes 
in den Verwaltungsbehörden das Privileg der Bourgeoisie auf die­
sem Gebiet beseitigen. Der Druck, den die Sozialdemokratie durch 
die Erringung der Mehrheit in wichtigen Gemeinden des Landes 
ausübt, zwingt der Bourgeoisie die Erfüllung dieser Forderung der 
Arbeiterklasse auf.
Im Jahre 1920, unmittelbar nach der Parteispaltung, hat die 
Sozialdemokratische Partei ihr theoretisches Programm ausgebaut. 
Im September 1924 folgte die Beschlußfassung über ein Aktions­
programm, das eine Zusammenstellung der Gegenwartsaufgaben 
der Partei darstellt.
Gemäß den Statuten der Sozialistischen Arbeiter-Internationale 
gehören die Mitglieder der Exekutive der S. A. I. des Landes, in 
dem das Sekretariat seinen Sitz hat, der zur Erledigung administra­
tiver Angelegenheiten berufenen Geschäftskommission und dadurch 
auch dem Büro der S. A. I. an. Diese Funktion bekleidet Genosse 
Robert Grimm, der auch in die Kommission zur Verwaltung des 
Matteotti-Fonds gewählt wurde. Stellvertreter für die Exekutive 
ist Genosse Ernst Paul Gräber.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei (nach kommunistischen Angaben zirka 4000 (?) 
Mitglieder) erhielt bei den letzten Wahlen 14 837 Stimmen (1,8%) und 
3 Mandate. Die Partei entstand aus der Vereinigung einer kleinen kom­
munistischen Gruppe mit dem auf dem Parteitag in Bern (1920) abge­
spaltenen Flügel der Sozialdemokratischen Partei. Sie hat — abgesehen 
von einzelnen Orten — ihren Einfluß in der Arbeiterbewegung nahezu 
gänzlich eingebüßt.
Grütli-Verein. Beschloß 1925 seine Auflösung. Nur in vereinzelten Orten 
wird noch versucht, winzige Grüppchen aufrechtzuerhalten.
Literatur:
Parteitagsprotokolle (deutsch-französisch, in den Sprachen der Redner). 
Geschäftsberichte (deutsch und französisch).
Robert Grimm: Das sozialdemokratische Arbeitsprogramm. Bern 1925. 
Otto Lang: Sozialismus oder Kapitalismus. Zürich 1925.
Die Sozialdemokratische Partei der Schweiz. (Historische Notizen über ihre 
Entstehung, ihr Wachstum und ihre Aktion). Bern 1928.
Dr. Ernst Schenker: Die sozialdemokratische Bewegung in der Schweiz. 
Appenzell 1926.
Prof. N. Reichesberg, Handwörterbuch.
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Spanien.
S o z ia lis tisc h e  A r b e ite rp a r te i
(Partido Socialista Obrero Español.)




Bildungsorganisation: freie Schulen, Vortragskurse, Schule der soziali­
stischen Jugend, Cesáreo del Cerro Stiftung, Pablo Iglesias Stiftung 
(in Gründung, Buchdruckerschule, Metallarbeiterschule).
Parteipresse: 1 Tagblatt, 14 Wochenblätter, 4 Monatsblätter.
Zentralorgan: El Socialista, Carranza 20, Madrid.
Parlamentarische Vertretung: Das Parlament besteht seit dem Staatsstreich 
nicht mehr.
Wählerstimmen: Seit der Errichtung des Direktoriums haben keine Wahlen 
stattgefunden. Es gab bloß Wahlen der Arbeiterorganisationen für ein­
zelne Räte (Staatsrat, Gemeinderäte, Arbeiterrat usw.). 
Parteivorstand: Julian Besteiro, Vorsitzender; F. L. Caballero, Vorsitzen- 
der-Stellvertreter; Sekretär und Kassierer: Andres Saborit; Mitglieder: 
F. de los R íos, T. Gómez, A. Ovejero, M. Cordero, A. de Gracia, 
A. Sauchéz.
Parteisekretariat: Carranza 20, Apartado de Correos 10.036, Madrid. 
Vertreter in der S. A. I.: Besteiro (E.), Stellvertreter: Saborit.
Die politische Situation in Spanien stand während der letzten 
drei Jahre weiter im Zeichen der Diktatur des Direktoriums Primo 
de Riveras, das die Macht behauptete, die es im Jahre 1923 durch 
einen Staatsstreich eroberte. Die bestehenden Oppositionsparteien 
sind durch das Fehlen eines Parlaments ihres wichtigsten natür­
lichen Sprachrohrs beraubt, und ihr anderes wesentliches Aus­
drucksmittel, die Presse, ist einer strengen Zensur unterworfen. 
Einigen Gruppen der Opposition war es jedoch möglich, ihre Pro­
pagandatätigkeit fortzuführen, so gut es ging. Die Führung der 
oppositionellen Bewegung ist immer mehr auf ihren entschiedensten 
und kompromißlosen Flügel, die sozialistische Partei, übergegangen.
Trotz der Dauer des Direktoriums hat sich der allgemeine Un­
wille ihm gegenüber verstärkt, so daß die herrschende Gruppe 
sich genötigt fühlte, wenigstens einige Scheinkonzessionen an die 
demokratische Stimmung zu machen. Schon im Jahre 1925 hatte 
der Diktator versprochen, das Parlament, das er durch sein Regime 
beseitigt hatte, durch eine Nationalversammlung zu ersetzen und so 
dem ganzen Volk eine Gelegenheit zu geben, seine Stimme zu Ge­
hör zu bringen. Es brauchte aber lange Zeit, bevor dieses Ver­
sprechen eingelöst wurde. Während dieser Zwischenzeit hielten die 
Sozialisten mit ihrem Urteil über den Wert einer solchen Körper­
schaft zurück und faßten auch keinen Beschluß darüber, ob sie 
daran teilnehmen würden. So äußerte sich der Parteiführer Julian
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Besteiro im Oktober 1926, als eine lebhafte Diskussion für und 
wider die Mitarbeit der Sozialisten in dieser Körperschaft in der 
Parteipresse im Gange war:
„Während der Übergangsperiode, in die meines Erachtens Spanien 
vor mehr als drei Jahren eingetreten ist, wird die Aktion der soziali­
stischen Arbeiterschaft nach meiner Ansicht folgenden Richtlinien zu 
folgen haben:
1. Das Bestreben zur Rückkehr zu der veralteten Phrase vom poli­
tischen Gleichgewicht, das heute gar nicht mehr in Betracht kommen 
kann, ist als sinnlos und schädlich abzulehnen.
2. Erforderlich ist die unablässige Arbeit für die Errichtung einer 
wahren Demokratie in Spanien, die nicht ein konfuses. Scheingebilde, 
sondern derart organisiert sein muß, daß sie die Aufgaben erfüllen kann, 
die den modernen Nationen gestellt sind.
3. Es ist nötig, den Ausdruck der persönlichen Freiheit durch die 
Wahl einer gesetzgebenden Körperschaft nach allgemeinem Wahlrecht 
zu sichern, die fähig ist, jederzeit ein möglichst getreues Bild der Stim­
mung des Volkes zu sein.“
Als im Herbst 1927 der Verfassungsentwurf für die Nationalver­
sammlung bekannt gegeben wurde, stellte sich heraus, daß sie, wie 
erwartet, rein beratenden Charakter haben sollte und ihre Zusam­
mensetzung, beruhend auf verschiedenen von der Regierung be­
stimmten öffentlichen Körperschaften, derart sein würde, daß von 
einem wirklich repräsentativen Charakter der Körperschaft nicht 
die Rede sein konnte. Auf einem außerordentlichen Kongreß der 
Unión General de Trabajadores, der zentralen Gewerkschaftsorga­
nisation, wurde einstimmig beschlossen, daß die Vertreter der Ar­
beiterschaft keine Sitze in der neuen Nationalversammlung anneh­
men sollten. Der Beschluß der sozialistischen Partei, die kurz 
darauf am 9. Oktober eine Konferenz abhielt, lautete folgender­
maßen:
„Die Sozialistische Partei Spaniens protestiert energisch und ohne 
Einschränkung gegen die während der letzten vier Jahre bestehende 
Diktatur. Sie protestiert gleichfalls gegen die Schaffung einer „National­
versammlung“, in die die Sozialistische Partei, in voller Übereinstim­
mung mit der Allgemeinen Gewerkschafts-Union, keine Vertreter ent­
senden wird.“
Die Vorgänge in der Nationalversammlung, in der die wenigen 
Versuche einer unabhängigen Kritik der Regierung stets durch den 
Diktator brutal zum Schweigen gebracht wurden, bewiesen, daß 
diese Ablehnung berechtigt war.
Ein Symptom für den Unwillen der Öffentlichkeit gegen die 
herrschende Klasse zeigte sich anläßlich des Vorschlages der Uni­
versität in Madrid, König Alfons zum 25. Jahrestage seines Regie­
rungsantritts zum Ehrendoktor zu ernennen. Vierzehn Professoren 
verschiedener politischer Richtungen, darunter Professor Besteiro, 
Unterzeichneten einen Protest gegen diesen Vorschlag und kriti­
sierten offen in einer darauffolgenden Diskussion die Haltung des 
Königs, besonders sein Vorgehen gegen die Meinungsfreiheit.
Seit 1. Oktober 1927 erscheint das Parteiorgan „El Socialista“ 
in verbesserter Ausstattung und größerem Umfang. Es ist nun ein
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ausgezeichnetes Blatt mit vorzüglichem Nachrichtendienst. Im Au­
gust 1927 wurde sein Erscheinen von der Regierung wegen Bericht­
erstattung über die Proteste gegen die Hinrichtung Saccos und Van- 
zettis für eine Woche verboten.
In den letzten zwanzig Jahren wurden dank der Bemühungen 
der Partei und der Gewerkschaften große Volkshäuser (Casas del 
Pueblo) in folgenden Städten errichtet: Madrid, Valladolid, Mataré, 
Vigo, Yecla, Gallaría, Palma de Mallorca (Balearische Inseln), Ba- 
racaldo. Das Zentrum der Genossenschaften ist in Madrid, eine 
Reihe anderer sind in den Provinzen. Im Jahre 1926 erwarb die 
Partei eine große Genossenschaftsdruckerei, in der die Zeitung „El 
Socialista“ jetzt hergestellt wird.
Die spanische Partei erlitt im Dezember 1925 einen schweren 
Verlust durch den Tod des Gründers und Führers der Arbeiter­
bewegung in Spanien, P a b l o  I g l e s i a s ,  der im 75. Lebensjahre 
stand. Das Sekretariat der S. A. I. sandte der spanischen Partei ein 
Beileidstelegramm. Der Jahrestag seines Todes, der 9. Dezember, 
wurde später als besonderer Sammeltag für die von Iglesias ge­
gründete Zeitung „El Socialista“, die noch immer ein Defizit auf­
weist, erklärt.
Die spanische Partei hat beschlossen, ohne die Wiederherstellung 
normaler politischer Verhältnisse abzuwarten, für den 29. Juni 1928 
einen Parteitag nach Madrid einzuberufen. Dieser Parteitag, der 
erste seit 1923, wird ein Ereignis von besonderer Bedeutung sein 
und sich mit der gesamten sozialen und politischen Lage in Spanien 
z u  beschäftigen haben. Die Partei hat zu diesem Anlaß einen be­
sonderen 700 Seiten starken Bericht herausgegeben, der umfassen­
des Material über ihre Geschichte und Organisation enthält.
A n d e r e  A r b e i t e r p a r t e i e n :  Kommunistische Partei:
sehr schwach. Erhielt bei den Wahlen von 1923 kein Mandat.
L i t e r a t u r  : Jahrbuch des „El Socialista“ 1928 (in spanischer 




Die politische Konfiguration der Tschechoslowakei hat durch den 
am 28. und 29. Januar 1928 in Prag abgehaltenen ersten gemein­
samen Kongreß der sozialdemokratischen Arbeiterparteien der 
Tschechoslowakei eine grundlegende Änderung erfahren. Was bis­
her eine durch den gemeinsamen Boden des Staates gegebene 
Schicksalsgemeinschaft war, soll nun zur bewußten und gewollten 
Aktionsgemeinschaft werden. Die Anbahnung der organisatorischen 
Zusammenarbeit der sozialdemokratischen Parteien aller Nationen 
wird nicht nur die politische Entwicklung der Tschechoslowakei 
selbst bestimmen, die dank ihrer sozialen Schichtung der Macht­
entfaltung der Sozialdemokratie die günstigsten Vorbedingungen 
bietet, sondern darüber hinaus starke Rückwirkungen auf die poli­
tische Situation ganz Mitteleuropas zeitigen.
Neben den Beschlüssen, die der Kongreß zu den aktuellen Fra­
gen faßte, hat er — und dies gibt ihm vor allem seine überragende 
Bedeutung — Maßnahmen zu einer dauernden Zusammenfassung 
der Kräfte getroffen. Er hat ein gemeinsames Einigungskomitee ein­
gesetzt, das sich in einer Sitzung am 14. März konstituierte und zu 
Vorsitzenden Hampl für die tschechoslowakische und Dr. Czech 
für die deutsche Sozialdemokratie wählte. Diesem Ausschuß ist die 
Bearbeitung des von den einzelnen sozialdemokratischen Parteien 
des Landes für das Parteiprogramm ausgearbeiteten national­
politischen Materials zugewiesen, um die Vorbereitung einer Ver­
einheitlichung der programmatischen Erklärungen der Parteien in 
diesem Punkte durchzuführen.
Fanden schon unmittelbar nach dem gemeinsamen Kongreß ge­
meinsame Kundgebungen der sozialdemokratischen Arbeiterschaft 
aller Nationen statt, in denen der Einheitswille der Arbeiterklasse 
machtvoll Ausdruck gewann, so war der äußere Höhepunkt der 
Einheitsbewegung die gemeinsame Abhaltung der Maifeier, die zu 
einer grandiosen Kundgebung des Kampfwillens des Proletariats 
wurde. Mit aller Macht zeigte sich in den Demonstrationen des 
1. Mai der Wunsch der Arbeiter aller Nationen zum gemeinsamen 
Kampf gegen die Reaktion.
Schon vorher, im Oktober 1926, war der Zusammenschluß der 
Gewerkschaftsbewegung vollzogen worden, indem an Stelle der ge­
sonderten tschechischen und deutschen freigewerkschaftlichen Zen­
trale eine gemeinsame Gewerkschaftszentrale im Lande trat.
Wohl ist noch viel zu tun, um die Differenzen, die aus der Ver­
schiedenheit der Tradition und der Stellung zum Staate bei den
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beiden großen sozialdemokratischen Parteien des Landes entstehen, 
zu beseitigen. Aber aus der Gemeinsamkeit des Kampfes der Bour­
geoisie wächst immer mehr der Wille zur Vereinheitlichung der 
proletarischen Klassenkräfte hervor, der den Weg, der sich nun er­
öffnet, wohl bis zu Ende beschreiten wird.
Literatur:
Protokoll des 1. gemeinsamen Parteitages (tschechisch). Deutsch unter dem 
Titel: Der erste Kongreß aller sozialdemokratischen Parteien der
Tschechoslowakei. Prag 1928. Verlag des Parteivorstandes der deut­
schen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in der Tschechoslowakischen 
Republik.
Internationale Information, Jahrgang 1920, S. 42 ff. und 181.
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T sc h e c h o s lo w a k isc h e  S o z ia ld e m o k ra tisc h e  A rb e iterp a rte i.
Ceskoslovenskä sociälne demokratickä strana delnickä.)
Gegründet: im Jahre 1872 (1. Parteitag 1879).
Parteimitgliederzahl: 122 559, davon 20 049 Frauen.
Gewerkschaften: 347 564 (tschechoslowakische Gewerkschaften an Amster­
dam angeschlossen).
Jugendorganisation: 5614 (bildet eine Sektion der Partei). 
Frauenorganisation: 20 049.
Bildungsorganisation: Arbeiterakademie (Delnickä Akademie) in Prag, mit 
200 000 Mitgliedern. Verband der Arbeiterturnvereine in Prag (Svaz 
delnickych teloöviönych jednot öeskoslovenskych 105 000 Mitglieder. 
Parteipresse: 6 Tagblätter, 24 Wochenblätter, 1 dreimal, 3 zweimal wöchent­
lich erscheinende Zeitungen, 4 Monatsschriften.
Zentralorgan: „Pravo Lidu“ (T.), Hybernska 7, Prag II.
Parlamentarische Vertretung: Abgeordnetenhaus 29 von 300, Senat 14 
von 150.
Wählerstimmen: 631 403 (9%) 1925.
Ordentlicher Parteitag: Alle drei Jahre.
Parteivorstand: Vorsitzender: Antonin Hampl, Stellvertreter: Josef Nosek, 
Karel Kindl, Mitglieder: Rudolf Bechyne, Jan Prokeä, Ludek Pik, Dr. 
Alfred Meissner, Dr. Ivan Derer, Betty KarpiSkovä.
Sekretäre: Vojteöh Dundr, Josef Pavel, Antonin Noväk, Jan Ale§. 
Parteisekretariat: Hybernska 7, Prag II.
Vertreter in der S. A.I.: Dr. Frantisek Soukup (E.), Stellvertreter: Dr. Lev 
Winter.
Den Ausgangspunkt der Entwicklung, die die Herstellung der 
klaren Klassenfront in der Tschechoslowakei anbahnt, stellt die 
Umbildung der Regierung dar, die nach dem Ergebnis der Neuwah­
len im November 1925 notwendig wurde. Die Spaltung der Partei 
durch die Kommunisten und die Welle der Reaktion, die über Europa 
hinwegging, bewirkten eine erhebliche Schwächung der Partei. 
Die tschechoslowakische Sozialdemokratie erhielt bei den Wahlen 
im November 1925 631 403 Stimmen gegenüber 1590 520, die im 
Jahre 1920 auf die ungespaltene Partei entfallen waren. Ihre Ver­
tretung im Parlament ging auf 29 Mandate, im Senat auf 14 Mandate 
zurück. Wohl nahm die Partei auch nach den Neuwahlen noch eine 
Zeitlang an der Regierung teil, aber dem geänderten Kräfteverhält­
nis im Parlament gemäß war ihr Einfluß innerhalb der Koalition ge­
schwächt. Die bürgerlichen Parteien, deren parlamentarische Ver­
tretung um 11% gestiegen war, benutzten die Gelegenheit, um ihre 
Klassenforderungen durchzusetzen. Der Vorstoß der Agrarier ins­
besondere, die eine Erhöhung der Lebensmittelzölle forderten, 
führte den Austritt der Partei aus der Regierung herbei. Nach dem 
kurzen Zwischenspiel einer Beamtenregierung verwandelte sich die 
Zollmehrheit, die aus tschechischen und deutschen bürgerlichen 
Parteien besteht, in die Regierungsmehrheit.
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Die Folgezeit sah eine ununterbrochene Folge reaktionärer An­
griffe auf die Demokratie und die Errungenschaften der Arbeiter­
klasse aus der revolutionären Periode. Die Affäre Gajda und die 
Attacken auf die Sozialversicherung sind die Punkte, die diese 
reaktionäre Strömung illustrieren. Die Partei zog aus dieser neuen 
Situation die Konsequenz, zu versuchen, inwieweit eine Zusammen­
fassung der proletarischen Kräfte innerhalb des Landes möglich 
wäre. Die Kommunistische Partei, die als die zweitstärkste Partei 
des Landes aus den Wahlen hervorgegangen war, leistete diesen 
Bemühungen Widerstand, betrachtet sie es doch in der Tschecho­
slowakei wie überall als ihre Hauptaufgabe, die sozialdemokratische 
Arbeiterbewegung zu bekämpfen.
Ein Beschluß des Vollzugsausschusses der Partei vom 24. August 
1926 sah die Fortführung freundschaftlicher Beziehungen mit den 
tschechischen Nationalsozialisten und den Versuch einer Zusam­
menarbeit mit der deutschen Sozialdemokratie vor. Auch der April­
parteitag des Jahres 1927 sprach sich für die Herstellung der Zu­
sammenarbeit der sozialdemokratischen Partei auf dem Boden des 
Parlamentes aus. Das Ergebnis dieser Bemühungen war der ge­
meinsame Prager Kongreß vom Januar 1928.
Sowohl die unablässigen Angriffe auf die Lebenshaltung der 
Arbeiterklasse — namentlich der Wunsch der bürgerlichen Regie­
rung, die Sozialversicherung zu verschlechtern — als auch die 
Fruchtlosigkeit der kommunistischen Taktik, haben der Partei ver­
lorene Kräfte wieder zugeführt. Die tschechoslowakische sozial­
demokratische Arbeiterpartei ist wieder die führende Arbeiterpartei 
des Landes geworden.
Die Gemeindewahlen vom 16. Oktober 1927 geben hiervon an­
schaulich Zeugnis. Eine Übersicht über nahezu 3000 Gemeinden 
zeigt, daß die Partei gegenüber dem Jahre 1925 um 25% an Stim­
men zugenommen hat. In Prag ist die Stimmenzahl der Partei 
gegenüber 1925 von 41 787 auf 47 636 gestiegen. Dieser Aufstieg ist 
bei den Nachwahlen noch größer geworden, da Ende Oktober 1927 
der Entwurf einer Novellierung der Sozialversicherung dem Abge­
ordnetenhaus vorgelegt wurde und die Partei dies zu einer groß an­
gelegten Aktion gegen das Regime der Bourgeoisie benützte. Be­
sonders erfreulich ist es, daß der Stimmenzuwachs der Partei 
nicht nur einer vorübergehenden Stimmung der Wählermassen zu 
verdanken ist, sondern vor allem einer angestrengten und ausdau­
ernden Organisationsarbeit.
Am 24. Oktober 1926 hat die magyarische sozialdemokratische 
Arbeiterpartei in der Tschechoslowakei auf ihrem Parteitag ihre 
Organisationen liquidiert und ihren Mitgliedern den Eintritt in die 
tschechoslowakische sozialdemokratische Arbeiterpartei empfohlen.
Der innere Ausbau der Parteiorganisation, die mit einem ganzen 
Netz von Kultur- und Sportvereinigungen in Verbindung steht, hat 
in der Berichtsperiode weitere Fortschritte gemacht. Die Arbeiter­
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olympiade, die vom 2. bis 6. Juli 1927 in Prag stattfand, war ein 
grandioses Bild der Fortschritte der proletarischen Kulturbewegung. 
Das neue Parteiprogramm, dessen Entwurf dem vorjährigen Par­
teitag vorgelegt wurde und auf dem nächsten Parteitag im Dezem­
ber 1928 zur Beratung gelangt, wird das Werk des Ausbaues der 
Organisation krönen.
Einen schweren Verlust hat die Partei durch das Hinscheiden 
ihres Führers und Ehrenvorsitzenden, Antonin N e m e c , erlitten, 
der am 29. Mai 1926 zu Grabe geleitet wurde. Für die S. A. I. war 
De Brouckère anwesend. Außerdem erschienen Vertreter zahl­
reicher Bruderparteien der Internationale.
Andere Arbeiterparteien:
Deutsche Sozialdemokratische Arbeiterpartei siehe Seite IV, 140. — Pol­
nische Sozialistische Arbeiterpartei siehe Seite IV. 143. — Sozialdemo­
kratische Arbeiterpartei Karpathorußland siehe Seite IV. 145. — Diese 
Parteien sid der S. A. I. angeschlossen.
Kommunistische Partei. Sie hatte nach kommunistischen Angaben 1927 
138 000 Mitglieder und erhielt bei den Wahlen im November 1925 934 223 
Stimmen und 41 Mandate. Die Partei hat wiederholte „Reinigungen“ 
und Krisen durchgemacht.
Tschechische Nationalsozialisten erhielten 609 153 Stimmen und 28 Mandate. 
Die inneren Kämpfe in der Partei, der der tschechoslowakische Außen­
ministers BeneS angehört, haben zum Ausschluß von Stfibrny geführt. 
Die Partei suchte beim Hamburger Kongreß um Aufnahme in die S. A. I. 




Der „Klassenkampf in der Tschechoslowakei“ (Informationsblatt, deutsch, 
erscheint in Prag; in französischer Sprache erscheint ein „Bulletin So­
cialiste Tchécoslovaque“ in Paris).
Internationale Information, insbesondere Jahrgang 1926, Seite 221 und Jahr­
gang 1927, Seite 173.
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I
D eu tsch e  S o z ia ld e m o k ra tisc h e  A rb e iterp a rte i. ( D. S . A . P .)
Gegründet: 1919.
Parteimitgliederzahl: 65 151, davon 22 973 Frauen.
Gewerkschaften: 210 000 (deutsche Gewerkschaften).
Jugendorganisation: 7560.
Frauenorganisation: siehe Frauenbericht.
Bildungsorganisation: Zentralstelle für das Bildungswesen; Arbeiterverein 
.Kinderfreunde“; Arbeiter-Turn- und Sportverband. 
Fürsorgeorganisation: Verband „Arbeiterfürsorge“.
Parteipresse: 7 Tagblätter, 1 dreimal, 5 zweimal wöchentlich erscheinende 
Zeitungen, 3 Wochenblätter, 1 Halbmonatsschrift, 1 Monatsschrift (wis­
senschaftliches Organ), 1 Monatsschrift (Freundschaft) für alle Partei­
mitglieder, 1 Monatsschrift „Gleichheit“ für die weibl. Mitglieder. 
Zentralorgan: „Sozialdemokrat“ (T.), Nekazanka 18, Prag II. 
Parlamentarische Vertretung: Abgeordnetenhaus 17 von 300, Senat 9 von 150. 
Wählerstimmen: 411 040 (5,7%) im November 1925. (Proportionalwahlrecht, 
Männer und Frauen.)
Ordentlicher Parteitag: Alle zwei Jahre.
Parteivorstand: Vorsitzender: Dr. Czech; Sekretär: S. Taub; Mitglieder: 
Fanny Blatny, Dr. Carl Heller, Th. Hackenberg, W. Jaksch, Franz Kog­
ler, H. Kremser, Irene Kirpal, W. Niessner, A. Pohl, E. de Witte. 
Parteisekretariat: Nekazanka 18. Prag II.
Vertreter in der S. A. I.: Czech (E.).
Die deutsche Sozialdemokratie in der Tschechoslowakei ist wie 
ihre Bruderparteien von den Folgen der verderblichen Parteispal­
tung nicht verschont geblieben. Die Wahlen vom 15. November 
1925 brachten der Partei nur mehr 411040 Stimmen gegenüber 
689 549, die die ungespaltene Partei im Jahre 1920 erhalten hatte. 
Aber schon diese Wahlziffer drückt eine Stärkung der Partei aus 
im Vergleich zu den Gemeindewahlen des Jahres 1923, und seither 
ist der Wiederaufstieg ohne Unterbrechung vor sich gegangen. Die 
deutsche Sozialdemokratie ist trotz ihrer Verluste die stärkste Par­
tei der deutschen Wählerschaft geblieben, sie erhielt 24% ihrer 
Stimmen. Die Gemeindewahlen des Jahres 1927 haben die Position 
der Partei weiter gekräftigt.
Die nationale Zerklüftung des Staates, der den Kampfboden der 
Partei darstellt, hat die Probleme außerordentlich kompliziert. Es 
gilt anzukämpfen, nicht nur gegen die soziale Unterdrückung des 
Proletariats durch die reaktionäre Regierung des Bürgerblocks, 
sondern auch gegen die nationale Vergewaltigung des deutschen 
Proletariats, die dieses auch sozial trifft und schwerer schädigt als 
jede andere Volksklasse.
An dieser Lage hat auch der Eintritt deutscher bürgerlicher Ver­
treter in die Regierung im Herbst des Jahres 1926 nichts geändert. 
Die aktivistische Politik hat nichts anderes bewirkt, als die Ermög-
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lichung der Bildung des Bürgerblocks, aber sie hat auf dem Gebiete 
des nationalen Ausgleichs keinerlei Erfolge zu verzeichnen. Nur 
unter Verzicht auf alle nationalen Forderungen konnte die deutsche 
Bourgeoisie den Anteil an der Macht erlangen, den sie in der Re­
gierungsbeteiligung zu erkennen glaubt.
Die beiden Fronten des Kampfes sind auch in der Berichtsperiode 
unablässig sichtbar gewesen. Auf der einen Seite stand der Kampf 
gegen die Zölle, für die Verteidigung der sozialpolitischen Institu­
tionen, gegen die Gefährdung der Demokratie, auf der anderen 
Seite der Kampf gegen das national-protektionistische Wirtschafts­
system, die Wirtschaftspolitik der Regierung, die im Dienste der 
nationalen Unterdrückung steht, und gegen die Verfälschung der 
Institutionen der Selbstverwaltung.
Trotz dieser ungeheuer schwierigen Situation ist die Partei kei­
nen Augenblick ihrer internationalen proletarischen Pflicht un­
treu geworden. Von den deutschen Parteien, die ihr nationales 
Programm zugunsten der Erfüllung ihrer Klasseninteressen auf­
gegeben haben, unablässig der S a b o t a g e  d e r  n a t i o n a l e n  
E i n h e i t s f r o n t  und dadurch der nationalen Unzuverlässigkeit 
bezichtigt, hat die deutsche Sozialdemokratie der Tschechoslowakei 
jede G e m e i n s c h a f t  mi t  d e r  k a p i t a l i s t i s c h e n  B o u r ­
g e o i s i e ,  die den nationalen Kampf zugunsten reaktionärer Inter­
essen auszubeuten suchte, mit aller Entschiedenheit abgelehnt, sich 
mit den deutsch-bürgerlichen Parteien, in deren Fahrwasser auch 
die nationalsozialistische Partei segelt, auf das schärfste ausein­
andergesetzt und ihnen im Wahlkampf eine ganze Reihe von erfolg­
reichen Schlachten geliefert.
Zugleich aber hat sie stets versucht, die notwendige Gemein­
schaft mit den Proletariern der anderen Nationen der Tschecho­
slowakei herzustellen. Seit dem Jahre 1919, da der große Vor­
kämpfer des deutschen Proletariats der Tschechoslowakei, Josef 
Seliger, den Appell zur Einigung der Kräfte des Proletariats über 
alle nationalen Schranken hinweg ergehen ließ, war die Partei un­
ablässig bemüht, die Vorbedingungen für dieses Ziel zu erfüllen. 
Die Herstellung der gemeinsamen Kampffront mit dem tschechischen 
und dem anderssprachigen Proletariat der Tschechoslowakei ist für 
die deutsche Sozialdemokratie die Erfüllung eines dauernden Stre- 
bens.
Auf dem Wege zur Verwirklichung dieser gemeinsamen Kampf­
front gilt es natürlich noch mancherlei Schwierigkeiten zu über­
winden, die in der verschiedenen ideologischen Einstellung der Ar­
beiterschaft der anderen Nationen begründet sind, doch ist die Par­
tei in der letzten Berichtsperiode auf diesem Wege, wenn auch nur 
langsam, ein großes Stück vorwärts gekommen.
Das langsame Tempo ist nicht in letzter Linie auch darin begrün­
det, daß sich die deutsche sozialdemokratische Arbeiterschaft auf 
ihrem Vormarsch nicht nur mit der international verbundenen Kapi­
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talistenklasse auseinanderzusetzen hat, sondern auch mit der Kom­
munistischen Partei, die durch ihr blindwütiges Umherschlagen nach 
allen Fronten, sowie durch ihren auf Vernichtung der sozialdemo­
kratischen Parteien eingestellten Kampf und vor allem durch die 
dadurch verursachte Schwächung der Arbeiterklasse der kapita­
listischen Bourgeoisie direkte Handlangerdienste leistet.
Aber die Partei weiß sich auch hier sehr gut zu schlagen, und 
darum vermochte sich die deutsche Sektion der kommunistischen 
Partei, die auf tschechischer Seite noch beim Wahlgang 1925 stärker 
war als die tschechische sozialdemokratische Partei, kaum an ein 
Drittel der Stärke der deutschen Sozialdemokratie heranzuarbeiten.
Alles in allem geht es auch da, wie überhaupt auf der ganzen 
Linie vorwärts, so daß mit vollem Recht über einen mit jedem Tag 
zunehmenden Aufstieg der Bewegung berichtet werden kann. Die­
ser Aufstieg ist kein bloß ziffernmäßiger und organisatorischer, 
sondern auch ein geistiger und ist der unermüdlichen Schulung der 
Massen und vor allem der geistigen Ausrüstung der heranwachsen- 
den Jugend zu danken.
Auch in dieser Berichtsperiode ist die Partei von schweren Ver­
lusten nicht verschont geblieben. Am 4. Juni 1926 starb Oswald 
H i 11 e b r a n d , der zweite Vorsitzende der Partei, zu dessen Ehre 
ein Oswald-Hillebrand-Fonds errichtet wurde.
Andere Arbeiterparteien:
Siehe Seite IV. 139.
Literatur:
Parteitagsprotokolle (deutsch).
Sozialdemokratische Auslandskorrespondenz (erscheint in Prag). 
Internationale Information, insbesondere Jahrgang 1927, Seite 220. 
Sozialdemokratisches Handbuch, Brünn 1926.
Politisches Handbuch für die Tschechoslowakische Republik, II. Teil, 1927. 
Emil Strauß: Die Entstehung der deutschösterreichischen Arbeiterbewegung 
1925.
Emil Strauß: Von Hainfeld bis zum Weltkrieg, 1926. (Verlag des Parteivor­
standes der Deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in der tsche­
choslowakischen Republik, Prag II, Nekazanka 18.)
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Tschechoslowakei.
P o ln isch e  S o z ia lis tisc h e  A rb e iterp a rte i.
(P o lsk a  S o c ja lis ty c z n a  P a r t ja  R o b o tn icz a .)
Gegründet: im Jahre 1921.





Zentralorgan: „Robotnik Slaski“ (W.) Tsch. Teschen (Tesin), Wiadukt- 
straße 17.
Parlamentarische Vertretung: Keine.
Wählerstimmen: Bei Gemeindewahlen im Jahre 1927/28, die noch nicht voll­
ständig abgeschlossen sind, rund 8000 Stimmen.
Ordentlicher Parteitag: alljährlich.
Parteivorstand: Vorsitzender: Lukosz August, Stellvertreter: Steifek Ant. 
Mitglieder: Badura Josef, Bonczek Al., Bujok Jan., Chobot Eman., Cze- 
chowicz Josef, Gajdziok Fr., Gromnica Al., Guziur Teod., Herczyk 
Ferd., Kornuta Petr, Sembol Wiktor, Siuda Ant., Sliwka Sylw,: 
Swiatek Henr., Wojcik Wlad., Zielina Fr.; Kontrollkommission: Delong 
Fr., Kaszper Jan, Badura Pawel; Parteisekretär: Siuda Anton. 
Parteisekretariat: Tschechisch Teschen (Tesin), Wiaduktstr. 17.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Die polnische sozialistische Arbeiterpartei in der Tschecho­
slowakei vertritt die werktätigen Schichten der polnischen Minori­
tät in der Tschechoslowakei, deren Lage sowohl durch ihre Klein­
heit, als auch durch die Schwierigkeiten infolge der Teilung Ost­
schlesiens außerordentlich ungünstig ist. Die Arbeit der Partei 
richtet sich gegen die nationale Unterdrückung, unter der der pol­
nische Arbeiter schwer zu leiden hat, und zugleich gegen die chau­
vinistische Verhetzung, die sich diese Situation zunutze macht.
Durch die Teilung Ostschlesiens wurde die Partei ihrer alt­
bewährten Führer beraubt. Auch der Mangel eines ständigen Se­
kretariats machte sich in empfindlicher Weise fühlbar. Erst im 
Jahre 1926 gelang es, ein solches einzurichten.
Die Haupttätigkeit der Partei besteht in Interventionen für pol­
nische Arbeiter, in Options-, Schul- und Kommunalangelegenheiten. 
Noch immer gibt es Hunderte polnischer Arbeiter, die in der 
Tschechoslowakei geboren sind und dort ihr ganzes Leben ver­
brachten, denen aber trotzdem die tschechoslowakische Staats­
bürgerschaft vorenthalten wird.
Die Schwäche und Isoliertheit der Partei in der Zeit bis zum 
Gesamtkongreß der sozialdemokratischen Parteien in der Tschecho­
slowakei, an dem sie ebenfalls vertreten war, haben sie vor schwie­
rige Probleme gestellt, denen sie zeitweise durch eine Verbindung
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mit nichtsozialistischen Parteien zu begegnen suchte. Diese Taktik 
ist jedoch auf dem Parteitag vom 18. April 1926 abgelehnt worden. 
Die Mehrheit der Delegierten wandte sich gegen die Kompromiß­
politik. Der neugewählte Parteivorstand umfaßt jene Genossen 
nicht mehr, die die Hauptvertreter dieser Taktik gewesen waren.
Gegenüber kommunistischen Einheitsfrontmanövern hat die Par­
tei auf dem April-Parteitag des Jahres 1927 eine deutliche Grenz­
linie gezogen. Die Lage der Partei, die sich sowohl hinsichtlich der 
Mitgliederzahl als auch der Abnehmerzahl der Parteipresse ge­
bessert hat, wird durch die Einigungsbestrebungen innerhalb der 
sozialdemokratischen Arbeiterbewegung der Tschechoslowakei we­
sentlich erleichtert werden.
In besonders inniger Verbindung steht die Partei mit ihrer Bru­
derpartei in Polen, der Polnischen Sozialistischen Partei (P. P. S.), 




Polnische Sozialdemokratische Partei in der Tschechoslowakei, eine Split­
tergruppe mit dem Sitz in Tschechisch-Teschen, die sich Anfang 1927 
abgespalten hat. Für die Arbeiterbewegung ist die Gruppe ohne jeg­
liche Bedeutung. — Weitere siehe Seite IV. 139.
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Gegründet: im Jahre 1920.





Parteipresse: 2 Wochenblätter (1 ruthenisch, 1 ungarisch), 1 Halbmonats­
schrift.
Zentralorgan: „Vpered“ (W.) Rasinova ul, 10, Uzhorod.
Parlamentarische Vertretung: Abgeordnetenhaus 1 von 294, Senat 0 von 
• 148.
Wählerstimmen: 19 000 (8,4%) November 1925 (Proportionalwahlrecht, 
Männer und Frauen).
Ordentlicher Parteitag: alljährlich.
Parteivorstand: Sekretäre: Dmytro Nimcuk, F. Rusch, Josef Balia, Bereg- 
szasz; Kassier: V. Picha.
Parteisekretariat: Rasinova ul, 10 Uzhorod.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Karpatho-Rußland ist jenes Gebiet Europas, in dem die kommu­
nistische Partei zahlenmäßig am stärksten ist. Dabei handelt es sich 
um ein Land, das nahezu gar keine Industrie hat und hauptsächlich 
von kleinen Gebirgsbauern und Forstarbeitern besiedelt ist. Die 
Haupterklärung für die kommunistischen Erfolge, die bei den Wah­
len im Jahre 1924 erzielt wurden, bildet die hemmungslose Agitation 
der Kommunisten, die die kulturelle Rückständigkeit dieses Gebiets, 
das unter der österreichisch-ungarischen Monarchie der primitiv­
sten Schulbildung entbehrte, ausnützten. Erst in der letzten Zeit 
wurde der Analphabetismus eingedämmt und durch ein besseres 
Schulwesen die Grundlagen für den kulturellen Aufstieg der Be­
völkerung gelegt.
Die Arbeit der Sozialdemokratischen Partei ist unter diesen Um­
ständen außerordentlich erschwert. Trotz der gewissen Autonomie, 
die das Land innerhalb der tschechoslowakischen Republik genießt, 
war man infolge des Mangels an eigenen Intellektuellen gezwungen, 
Beamte aus der Tschechoslowakei herbeizuziehen, die der Arbeiter­
schaft verständnislos, oft gegnerisch gegenüberstehen. Auf der an­
deren Seite bildet die skrupellose Propaganda der Kommunisten, die 
die Nachbarschaft Sowjetrußlands besonders anspornt, eine schwere 
Hemmung für die Entwicklung der Arbeiterbewegung.
Seit den außerordentlichen Erfolgen bei den Wahlen des Jahres 
1924 hat die kommunistische Position in Karpatho-Rußland bereits 
einen schweren Rückschlag erfahren. Die Enttäuschung der breiten
Tschechoslowakei.
S o z ia ld em o k ra tisch e  A rb e ite rp a rte i K a rp a th o -R u ß la n d s .
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Massen, die durch die sinnlosesten Versprechen zur Stimmabgabe 
für die Kommunisten veranlaßt wurden, hat sich bei den seither ab­
gehaltenen Kommunalwahlen fühlbar gemacht.
Die Sozialdemokratische Partei konnte dagegen ihre Mitglieder­
zahl behaupten. Durch die Gründung eines Jugendverbandes ist ein 
weiterer Ausbau der Organisation erfolgt.
Im Parlament ist die Partei durch einen Abgeordneten, Ing. 
Necas, vertreten, der in engster Fühlung mit der tschechoslowa­
kischen Sozialdemokratie arbeitet, deren Abgeordnetenklub er an­
gehört. Die Partei war auch am Prager Kongreß der sozialdemo­
kratischen Parteien der tschechoslowakischen Republik vertreten.
Andere Arbeiterparteien:





Parteisekretariat: Chakir Rassim, B6chik-Tache, Keuy Itchi 57, Konstan­
tinopel.
Vertretung in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Bei dem Unterdrückungssystem, das in der Türkei herrscht, sind 
die Entwicklungsmöglichkeiten der Arbeiterbewegung äußerst be­
schränkt und es ist recht schwer, aus der Ferne ein Urteil über die 
Bedeutung der organisatorischen Ansätze, die vorhanden sind, zu 
gewinnen. Als die S. A. I. gegründet wurde, übernahm sie alle Sek­
tionen, die damals der zweiten Internationale und der Internationalen 
Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Parteien angeschlossen waren. 
Zu den ersteren gehörte auch die Unabhängige Sozialistische Partei 
der Türkei, zu der MacDonald gelegentlich eines Besuches in Kon­
stantinopel Beziehungen hergestellt hatte. Seither ist es jedoch nicht 
gelungen, einen dauernden Kontakt mit dieser Organisation zu fin­
den, ja die Verbindung ist immer schlechter geworden und hat ge­
genwärtig beinahe ganz aufgehört.
Im Jahre 1926 meldete sich die S o z i a l d e m o k r a t i s c h e  
P a r t e i  in Konstantinopel, als deren Gründer und Präsident Pro­
fessor Dr. H. Riza Bey zeichnet, zum Anschluß an die S. A. I. an. 
Uber diese Partei wurde mitgeteilt, daß sie im Jahre 1918 gegründet 
worden sei, jedoch trotz dreimaliger Versuche, die Autorisation 
durch die Regierung zu erhalten, stets ohne Antwort seitens der 
Regierung geblieben sei. Als Mitgliederzahl wird 6000 angegeben. 
Das Sekretariat der S. A. I. setzte sich zur Klärung dieser Fragen 
sowohl mit Chakir Rassim von der Unabhängigen Sozialistischen 
Partei als mit Riza Bey von der Sozialdemokratischen Partei in 
Verbindung. Der erstere antwortete in einem Brief vom 5. August 
1926, daß eine Sozialdemokratische Partei zwar einmal gegründet 
worden sei, daß sie alter von der Regierung nicht registriert wurde 
und nicht bestehe. Und ebenso schreibt Riza Bey am 23. August 
1926, daß die Unabhängige Sozialistische Partei seit einiger Zeit 
nicht mehr bestehe.
Gegenüber diesen aus der Entfernung nicht nachprüfbaren An­
gaben war das Sekretariat der S. A. I. gezwungen, vorläufig, bis sich 
eine Gelegenheit objektiver Untersuchung ergibt, beiden Parteien 
gegenüber eine abwartende Stellung einzunehmen und die Frage des 
Anschlusses an die S. A. I. in suspenso zu lassen.
U nabhängige S o z ia lis t is ch e  P a rte i.
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Ukraine.
Gegründet: im Jahre 1900 als Ukrainische Revolutionäre Partei, seit 1905 
Ukrainische Sozialdemokratische Arbeiterpartei.





Zentralorgan: „Sozialistycna Dumka“, erscheint unregelmäßig. 
Parlamentarische Vertretung: —
Wählerstimmen: 550 000 bei den Wahlen zur Allrussischen Konstituante im 
November 1917.
Ordentlicher Parteitag: alljährlich.
Partei Vorstand: Auslandsdelegation: J. Mazepa, J. Bezpalko, P. Fedenko, 
H. Niantschur.
Parteisekretariat: Auslandsdelegation: Isaak Mazepa, Podebrady (Tsche­
choslowakei), Hotel Central.
Vertreter in der S. A. I.: Bezpalko (E.).
Die Lage der Ukraine ist in staatsrechtlicher, politischer und 
kultureller Beziehung sehr kompliziert und unbefriedigend. Das 
ukrainische Volk war schon vor dem Kriege, als es sich noch zur 
Hälfte unter russischer und zur Hälfte unter österreichisch-ungari­
scher Herrschaft befand, bestrebt, zur politischen und kulturellen 
Selbstbestimmung zu gelangen. Während der Erschütterungen und 
Umwälzungen der Nachkriegszeit schien es zunächst, als ob 
auch die Ukraine zur nationalen Befreiung kommen werde. Nun 
befindet sich das ukrainische Volk noch immer in vier Teile 
zerrissen — der eine, der ostgalizische ist Polen einverleibt, 
der andere ist als Ukrainische Sowjet-Republik der Sowjetunion 
angeschlossen, der dritte in der Bukowina und in Bessarabien 
gehört heute zu Rumänien, und der vierte, Karpatho-Rußland, 
wurde der Tschechoslowakei zugeteilt. Dieser Zustand bedeutet, 
daß die ukrainische Sozialdemokratie ihren* Kampf um politische 
und soziale Rechte in vier verschiedenen Staaten zu führen 
hat. In Polen und Rumänien, wo den Ukrainern jedes Recht als 
Nation tatsächlich aberkannt ist, geht der Kampf um politische und 
kulturelle Rechte gegen die polnische und rumänische Herrschaft, 
während in der Sowjet-Ukraine in kulturellen Dingen ein ziemliches 
Maß von Autonomie besteht, aber trotzdem der Kampf gegen die 
bolschewistische Diktatur vor allem ein Kampf gegen die Fremd­
herrschaft bleibt und unter der Parole der Selbständigkeit der 
Ukraine geführt wird. In der Tschechoslowakei hat die ukrainische 
Sozialdemokratie eine gewisse Bewegungsfreiheit gefunden, wäh­
rend sie vor allem in der Sowjet-Union als wesentlich illegale Partei 
wirken muß.
S o z ia ld em o k ra tisch e  A rb e ite rp a rte i ( U . S . D . R . P .) .
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Die Ermordung Petljuras am 25. Mai 1926 rollte die Frage sei­
ner Verantwortlichkeit für die blutige Pogrombewegung in den 
Jahren 1918 bis 1920 neuerlich auf. Die ukrainische Sozialdemokratie 
nahm zu diesem Ereignis vor allem in einer Resolution ihres Zen­
tralkomitees vom 23. Juni 1926 Stellung. Diese Resolution und 
Presseäußerungen der führenden Mitglieder der ukrainischen Sozial­
demokratie veranlaßten eine Beschwerde der russischen Sozial­
demokratischen Arbeiterpartei bei der Exekutive der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale. In dieser wurde die Haltung der ukraini­
schen Sozialdemokratie beanstandet, die sich in der Schwarzbard- 
Petljura-Angelegenheit durch eine nationalistische Politik von der 
Position entfernt habe, die einer der S. A. I. angeschlossenen Ar­
beiterpartei angemessen ist.
Die Exekutive der S. A. I. überwies die Behandlung dieser An­
gelegenheit der Minoritätenkommission der S. A. I. Die Vertreter 
der ukrainischen Sozialdemokratischen Partei überreichten der 
Minoritätenkommission der S. A. I. außerordentlich umfangreichess 
Material, um zu beweisen, daß scharfe Trennungsstriche bestehen 
zwischen der Politik Petljuras einerseits, den traurigen Ereignissen 
während der Wirren des Bürgerkrieges andererseits und endlich 
ihrer eigenen Haltung als sozialdemokratische Partei, die stets im 
Sinne der Prinzipien des internationalen Sozialismus gehandelt habe.
Die Minoritätenkommission der S. A. I. widmete dieser Frage 
eine eigene Sitzung, die am 23. Februar 1928 in Zürich stattgefunden 
hat. Nach einer ausführlichen Darstellung des ganzen Fragenkom­
plexes durch die Vertreter der ukrainischen Sozialdemokratischen 
Partei, und nach eingehender Diskussion, an der sich alle Mitglieder 
der Minoritätenkommission beteiligten, waren die Voraussetzungen 
geschaffen, daß sich die beschwerdeführenden Vertreter der rus- 
sichen Sozialdemokratie und die Vertreter der ukrainischen Sozial­
demokratie auf eine Resolution einigen konnten, die namens der 
Minoritätenkommission von ihrem Vorsitzenden de Brouckere der 
Exekutive in ihrer Sitzung am 26. Februar 1928 vorgelegt wurde 
und einstimmige Annahme fand. Die Resolution lautete:
„In der Atmosphäre der scharfen Nationalitätenkämpfe, auch der 
gegenseitigen nationalen Erbitterung, die immer noch in der Sowjet- 
Ukraine unter dem Einwirken der fürchterlichen Geschehnisse des Bür­
gerkrieges und der Judenpogrome herrscht, ist es doppelt notwendig 
für die sozialistischen Parteien der einzelnen Nationen, die die Interessen 
der Arbeitermassen im Befreiungskämpfe ihrer Nation, an dem sie sich 
beteiligen müssen, vertreten wollen, ihre Selbständigkeit gegenüber der 
allgemeinen bürgerlich-nationalen Bewegung zu bewahren und alles zu 
vermeiden, was in den Arbeitermassen den Eindruck erwecken könnte, 
als ob die sozialistische Partei sich mit den bürgerlichen Chauvinisten 
und ihrer nationalen Taktik solidarisiere. Nur durch scharfe und klare 
Trennung von dem völkerverhetzenden Nationalismus der bürgerlichen 
und kleinbürgerlichen Parteien, die bestrebt sind, die Massen vom Klas­
senkampf abzulenken und sie zum Kampf der Nationen zu mobilisieren, 
ist es möglich die sozialistischen Parteien zu einer „dritten Macht“ zwi­
schen und über den sich bekämpfenden Nationalismen zu machen.
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Um den Nationalismus und die Reaktion erfolgreich zu bekämpfen 
ist es notwendig, daß die sozialistischen Parteien der einzelnen Nationen 
in den Ländern der Sowjet-Union zu einander in Beziehungen treten, 
die das gegenseitige Vertrauen und die Solidarität der Arbeitermassen 
stärken.“
Die Notwendigkeit der in dieser Resolution dargelegten Taktik 
tritt für die sozialistischen Parteien aller Nationen sowohl der 
Sowjet-Ukraine als auch der ganzen Sowjet-Union mit jedem Tag 
deutlicher hervor. In der Sowjet-Union wachsen die chauvinisti­
schen Strömungen als Reaktion gegen das bolschewistische, in der 
Regel fremdnationale und bauernfeindliche, Regime in beängstigen- 
derWeise. Aber auch in den ukrainischen Emigrationskreisen machen 
sich im steigendem Maße faszistische Tendenzen breit und es ist 
bereits zur Gründung einiger ständiger faszistischer Journale ge­
kommen. Die ukrainische Sozialdemokratie hat daher nicht nur die 
Aufgabe, in der Ukraine selbst die Schädlichkeit der chauvinistischen 
Reaktion zum Bewußtsein zu bringen, sondern auch in der Emi­
gration den Kampf gegen die Reaktion aufzunehmen.
Andere Arbeiterparteien:
Sozialistenrevolutionäre, in der Ukraine gleichfalls illegal; der S. A. I. nicht 
angeschlossen.
Kommunistische Partei der Ukraine, 177 000 Mitglieder im Jahre 1919, nach 
Angabe der Kommunistischen Internationale.
Literatur:
Erklärung der Ukrainischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei an den 
Sozialistischen Arbeiterkongreß in Hamburg 1923.
Die Hungersnot in der Ukraine, Berlin 1923, (deutsch und englisch).
J. Mazepa: Der Bolschewismus und die russische Okkupation der Ukraine, 
Berlin 1923.
P. Fedenko: Der nationale und soziale Befreiungskampf der Ukraine, Ber­
lin 1923.
W. Doroschenko, Revolucijna Ukrajinska Partija, Lemberg 1921 (ukrainisch). 
„Wijlna Ukrajina“ (Freie Ukraine), eine nichtperiodische Revue des Zentral­
komitees der ukrainischen Sozialdemokratischen Arbeiterpartei.
Juden und Ukrainer, Briefe eines jüdischen Sozialdemokraten, von S. Goldel- 
man, Hamojn 1921.
Die Lage der Juden in der Ukraine, Eine Dokumentensammlung, Ukraini­
scher Pressedienst, Berlin 1920.
0. Hermajse; Aus der Geschichte der revolutionären Bewegung in der 
Ukraine (ukrainisch), Kiew 1927.
Die Frage der ukrainisch-jüdischen Beziehungen vor der Sozialistischen 
Arbeiter-Internationale, (veröffentlicht von der Auslandsdelegation der 
Ukrainischen Sozialdemokratischen Partei). Prag 1928 (ukrainisch).
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Ungarn.
S o z ia ld e m o k ra tisc h e  P arte i.
(Magyaroszägi Szociäldemokrata Part.)
Gegründet: im Jahre 1894.
Parteimitgliederzahl: 138 472 (Gewerkschaften als Kollektivmitglieder). 
Gewerkschaften: 122 156.
Jugendorganisation: 3060, darunter 220 weibliche.
Frauenorganisation: 22 000.
Bildungsorganisation: besteht.
Parteipresse: 1 Tagblatt, 3 Monatsschriften.
Zentralorgan: „Nepszava“, Budapest VIII, Conti-utca 4.
Parlamentarische Vertretung: 14 von 245.
Wählerstimmen: 126 854. (Beschränktes Wahlrecht für Männer, stärkere 
Beschränkungen für Frauen, Majoritätswahlrecht, nur in einigen Städten 
Proportionalwahlrecht, größtenteils ohne geheime Abstimmung. Wahl­
terror.)
Ordentlicher Parteitag: alljährlich.
Parteivorstand: Sekretäre: Stefan Farkas, Arpäd Szakasits ; Mitglieder: 
Eugen Deutsch, Stephan Farkas, Rudolf Gyurey, Gabriel Horovitz, 
Ludwig Kabök, Annie Kethly, Karl Peyer, Alexander Propper, Illes 
Mönus, Franz Szeder.
Parteisekretariat: Conti utca 4, Budapest VIII.
Vertreter in der S. A. I.: Peidl (E.).
Auch in dieser Periode war die politische Situation Ungarns 
gekennzeichnet durch hemmungslose Ausschreitungen des diktato­
rischen Regimes, das nach dem Sturz der Revolution zur Macht 
gelangt ist. Der Ausnahmezustand, der während des Weltkrieges 
eingeführt wurde, ist auch heute noch in Kraft. Die Presse-, Vereins­
und Versammlungsfreiheit und die Geschworenengerichte sind auf­
gehoben. Der Minister des Innern hat auf dem Gebiet des Presse- 
rechts diktatorische Gewalt. So sind bisher 47 Zeitungen und 204 
Druckwerke, darunter „Das Kapital“ von Karl Marx, verboten wor­
den. Das Zentralorgan der sozialdemokratischen Partei, die „Neps­
zava“, darf erst seit 1928 wieder auf den Straßen verkauft werden. 
In den Jahren 1924 bis Ende 1927 wurde die Redaktion der „Neps­
zava“ mit 24 Jahren, 3 Monaten und 16 Tagen Kerker und Geld­
strafen in der Höhe von 55 130 Pengö bestraft: Diese Strafen, ins­
besondere die steigenden Geldstrafen, verfolgen offenkundig den 
Zweck, das Blatt zu ruinieren und seine Einstellung zu erzwingen. 
Daneben erfolgen zahllose Verfolgungen gegen die führenden Per­
sonen der Partei, die auf Grund des eigens geschaffenen Gesetzes 
„zum wirksamen Schutz der staatlichen und gesellschaftlichen Ord­
nung“ praktiziert werden.
Auch die wirtschaftlichen Bedingungen des Landes wirken hem­
mend auf die Arbeiterbewegung. Die Steuerlast pro Kopf der Be­
völkerung ist gegenüber der Vorkriegszeit auf nahezu das Doppelte
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gestiegen, wobei insbesondere die Massensteuern im Gegensatz zu 
den Besitzsteuern ungeheuer erhöht wurden. Die ungarischen Groß­
grundbesitzer benutzen ihre politische Macht nicht nur, um die Ar­
beiterbewegung niederzuhalten, sondern auch, um alle Lasten des 
Krieges und der Nachkriegszeit auf die arbeitende Bevölkerung ab­
zuwälzen. Dazu kommt noch eine würgende Wirtschaftskrise, die 
die Aktionskraft der Gewerkschaften einschränkt. In der Selbst­
mordstatistik steht Ungarn an erster Stelle.
Diese Verhältnisse werden von der feudalen und reaktionären 
Regierung dazu benutzt, die absolute Feudalherrschaft der Vor­
kriegszeit auf der ganzen Linie wieder aufzurichten. Die Gegen­
revolution rettete die Latifundien, die großen Kirchengüter und der 
berühmte ungarische Großgrundbesitz entschlüpfte der Durchfüh­
rung einer wirklichen Bodenreform, durch welche die besitzlosen 
Bauern zu Boden gelangt wären. Durch die ungarische Boden­
reform — „die gemäßigteste von Mitteleuropa“ — gelangten ins­
gesamt 927 600 Katastraljoch zur Verteilung, im Endergebnis aber 
kam nur ein ganz geringer Teil der besitzlosen Bauern zu Boden­
besitz.
Unter dem Schutz des politischen Terrors hat die ungarische 
Gegenrevolution eine Skandalaffäre nach der anderen hervor­
gerufen.
Die Reihe der Schmutzaffären in der Innenpolitik wurde ein­
geleitet durch die Aufdeckung der F r a n k e n f ä l s c h  u' ngen.  
Nachdem die Regierung Bethlen zunächst versucht hatte, die Fäl­
schungen zu vertuschen, um ihre eigene Beteiligung zu verdecken, 
wurde sie durch das Eingreifen der französischen Regierung ge­
zwungen, wenigstens die unmittelbar beteiligten Personen, vor 
allem den Polizeichef Nädossy und den Prinzen Windischgrätz zeit­
weilig zu opfern. Daß damit die eigentlichen Urheber der Bank­
notenfälschungen nicht getroffen waren, ergibt sich klar aus dem 
Minoritätsbericht der parlamentarischen Untersuchungskommission, 
die unter dem Druck der internationalen Empörung eingesetzt wer­
den mußte. Dort heißt es:
„Die Verantwortung trifft vor allem den Herrn M i n i s t e r p r ä ­
s i d e n t e n ,  sie trifft in zweiter Linie den Minister des Innern, R a -  
k o v s k y , und den Staatssekretär im Ministerpräsidium P r o n a y. 
Jahre hindurch war. es möglich, daß eine geheime Gesellschaft sich un­
behelligt mit dem Plane der Frankenfälschungen befaßte, mehr als ein 
Jahr konnte sie im staatlichen Kartographischen Institut unter dem 
Schutze des Landespolizeichefs g e r a d e z u  ö f f e n t l i c h  falsche 
Frankennoten erzeugen. D ie  R e g i e r u n g ,  u n t e r  d e r  d a s  g e ­
s c h e h e n  k o n n t e ,  k a n n  n i c h t  a u f  i h r e m  P l a t z e  b l e i b e n .  
Diese Regierung kann die Erhebungen in dieser Angelegenheit nicht 
weiter führen, kann die Anklage nicht weiter vertreten. Dieser Aufgabe 
kann sich nur eine unbeteiligte Regierung unterziehen, nur eine solche 
ist zur restlosen Aufhellung der Wahrheit geeignet.“
Die Regierung suchte ihre durch die Enthüllung dieses Skandals, 
der auch im Ausland zu Kundgebungen führte, geschwächte Position
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durch verschärften Terror zu stützen. Die Prozesse gegen die Kom­
munisten Rakosi und Szanto auf der einen Seite, das Verfahren 
gegen den Abgeordneten Peyer auf der andern zeigen, mit welchen 
Methoden die Regierung Bethlen ihre Gegner bekämpft. Der Vor­
sitzende der Exekutive der S. A. I., Arthur Henderson, protestierte 
in einem Telegramm an den Grafen Bethlen gegen das Verfahren 
gegen Peyer, der wegen seiner Beteiligung an der. Pariser Exekutiv­
sitzung der S. A. I., die in einem Manifest die Kriegsvorbereitungen 
Ungarns an den Pranger stellte, seines Mandates verlustig erklärt 
werden sollte, und zugleich gegen die Kommunistenprozesse, die 
sich nur gegen die Gesinnung der Angeklagten richten.
Einen Höhepunkt erreichte der Regierungsterror in den Wahlen 
zur Nationalversammlung im Dezember 1926. Einschränkungen im 
Wahlrecht, öffentliche Stimmabgabe in der überwiegenden Mehr­
zahl der Wahlbezirke und schamlose Gewaltakte gegen die sozial­
demokratischen Kandidaten, Agitatoren und Wähler charakterisie­
ren diese „Volksbefragung“. Die Sozialdemokratie verlor 10 von 
ihren 24 Mandaten. Das Resultat der Wahlen kann jedoch in keiner 
Weise als ein Ausdruck der Meinung der Wählerschaft angesehen 
werden.
Die sozialdemokratische Partei Ungarns kämpft entschlossen 
für die Erringung des allgemeinen, geheimen Wahlrechts, ohne wel­
ches die ungarische Feudalherrschaft unerschütterlich bleibt. Der 
Kampf um das geheime Wahlrecht wurde vom Vertreter der feu­
dalen Klasse, dem Grafen Stephan Bethlen, offen als „Brandlegerei“ 
stigmatisiert, die geeignet sei, die nach den Revolutionen aufgebaute 
„Hütte“ der feudalen Herren in Brand zu stecken, und dagegen 
wehrt sich die Reaktion mit allen Mitteln der Gewalt und Unter­
drückung.
Außenpolitisch hat Ungarn eine steigende Aktivität in Verbin­
dung mit dem reaktionären Block entfaltet, der unter Führung Ita­
liens den Südosten Europas in dauernder Spannung hält. Von dem 
faszistischen Italien unterstützt, propagiert das ungarische reak­
tionäre Regime die Revision des Friedensvertrages von Trianon, 
der ebenso ungerecht und einseitig ist wie die anderen von den 
Siegerstaaten den Besiegten aufoktroyierten Friedensverträge. Die 
Aufdeckung der Waffenschiebungen von Italien nach Ungarn, die in 
St. Gotthard erfolgte, hat die Beziehungen zwischen dem italie­
nischen und dem ungarischen Faszismus klar enthüllt. In dem Blut­
vergießen, daß diese Politik zwangsläufig provozieren muß, soll die 
Restauration der Habsburger vor sich gehen, die das Gebäude der 
ungarischen Konterrevolution zu krönen bestimmt ist, aber auch 
ganz Mitteleuropa in die Schrecknisse eines Krieges hineinziehen 
muß. Zugleich erstrebt der ungarische Feudalismus die Wieder­
herstellung seiner Herrschaft über die Gebiete, die ihm der Frie­
densvertrag von Trianon genommen hat. Da aber das herrschende 
Regime keine demokratischen Rechte gewähren und auch auf die
IV. 153
öffentliche Abstimmung bei den Wahlen verzichten will, würde der 
ungarische Feudalismus die Bewohner der früheren Landesteile 
unter die Herrschaft der feudalen Reaktion der Vorkriegszeit — 
ja sogar unter eine noch schlechtere als diese war — zwingen.
Die ungarische Sozialdemokratie hat die Bündnispolitik der Re­
gierung Bethlen bekämpft und auch gegenüber der Rothermere­
aktion eine ablehnende Haltung eingenommen. So hat der Partei­
tag vom Januar 1928 folgende Resolution beschlossen:
„Die sozialdemokratische Partei steht auf dem Standpunkt der Re­
vision des Friedensvertrages von Trianon, und nur in der Durchführung 
dieser Revision sieht sie die Möglichkeit einer Lösung jener schwierigen 
außenpolitischen, territorialen, nationalen, wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme, welche der im Siegestaumel einseitig geschaffene Friedens­
vertrag aufgeworfen hat. Der Friedensvertrag birgt den Keim der 
Kriegsgefahr für Mittel- und Osteuropa in sich, zu deren Beseitigung 
die Revision des Friedensvertrages von Trianon unvermeidlich notwen­
dig ist. Die allgemeinen politischen Verhältnisse in Europa setzen für 
die Revision des Friedensvertrages von Trianon zwei Vorbedingungen 
voraus:
1. Die demokratische Umgestaltung der mittel- und osteuropäischen 
Staaten.
2. Das friedliche und gegenseitige Einvernehmen der an der Revision 
interessierten Staaten.
3. Die demokratische Umgestaltung der mittel- und osteuropäischen 
Staaten sowie die demokratische Umgestaltung Ungarns bringt für die 
Nachbarstaaten die Sicherheit, ermöglicht die stufenweise Abrüstung und 
schafft auch jene politische Atmosphäre, die geeignet ist, die strittigen 
außenpolitischen, territorialen, nationalen, wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen auf gegenseitiger und friedlicher Basis zu lösen und den Vertrag 
zu revidieren.
4. Auf Grund all dieses warnt der Parteikongreß nachdrücklich davor, 
von der Aktion eines Privatmannes einen die Bevölkerung des Landes 
befriedigenden Erfolg zu erwarten, da dies nur eine schwere und bittere 
Enttäuschung zur Folge haben könnte und die Aufrollung der Revisions­
frage ohne Schaffung der Vorbedingungen den außenpolitischen Inter­
essen des Landes gefährlich sein würde.
5. Der Parteikongreß sieht in der auf der inneren demokratischen 
Umgestaltung des Landes basierenden demokratischen Außenpolitik die 
Gewähr für das Gedeihen des Landes und deshalb hält er ein Bündnis 
mit dem faschistischen Imperialismus für verhängnisvoll und geeignet, 
die Kriegsgefahr heraufzubeschwören, welches Bündnis für die eigenen 
Zwecke die ungarischen Interessen aufopfern und uns jeder Möglichkeit 
für die Friedensrevision entblößen kann.
6. Der Parteikongreß ist der Überzeugung, daß Ungarn die Wieder­
gutmachung der ihm angetanen Ungerechtigkeit nur erreichen kann, 
wenn es zur Basis seiner Innenpolitik die Demokratie und für die Außen­
politik das friedliche und freundschaftliche Verhältnis mit allen Staaten, 
darunter auch Rußland, als Grundlage annimmt.“
Die Regierung entfaltet eine zähe Tätigkeit im Interesse der 
Organisation faszistischer Truppen. Aus geheimen Fonds werden 
in schwarze Uniform gekleidete Gruppen erhalten, die sich „Sasok“ 
(Adler) nennen. Sie besitzen sanktionierte Statuten und dürfen den 
„Fokos“ (Stock mit Pikengriff) tragen, sie halten militärische Übun­
gen und rüsten zum Kampf gegen die Arbeiterklasse. Am schärf­
sten kam dies beim Streik der Budapester Holzarbeiter zum Aus­
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druck. Im Juni 1928 sind 850 Holzarbeiter in den Streik getreten, 
um 2 Heller Erhöhung des Stundenlohnes zu erreichen. Die faszisti­
schen „Adler“ meldeten sich freiwillig zum Schutze der Streik­
brecher gegen die Streikenden. Dies findet natürlich die Zustim­
mung der Regierung, die mit einem Gewerkschaftsgesetz droht, mit 
welchem sie „die Freiheit der Arbeit“ beschützen will. In Wirklich­
keit aber will sie den Streikbrechern Schutz bieten, die Gewerk­
schaften maßregeln und diese noch intensiver unter polizeiliche 
und Regierungskontrolle stellen. Die Regierung will den neuen 
Feldzug gegen die Arbeiterbewegung mit den Mitteln des Faszismus 
fortsetzen, aus diesem Grunde schuf sie für die Industriearbeiter 
und Handelsangestellten die Alters- und Invalidenversicherung, für 
die die sozialdemokratische Partei seit Jahrzehnten gekämpft hat. 
Die Reaktion glaubt, die sozialdemokratische Bewegung niederzu­
ringen, wenn sie in der einen Hand mit dem faszistischen Fokos, 
in der anderen mit sozialpolitischem Zuckerbrot ins Feld zieht.
Wiederholt wurden die Parlamentsfraktionen der einzelnen Län­
der von der ungarischen Regierung zu einem Besuch eingeladen. 
Diese Einladung wurde von den sozialdemokratischen Parteien in 
Finnland, Estland und der Schweiz zurückgewiesen mit der Begrün­
dung, daß sie die Einladung eines Landes, in welchem die Reaktion 
herrscht, nicht annehmen können. Es ist der ungarischen Regierung 
nicht gelungen, die sozialdemokratischen Parteien Europas zu täu­
schen, aber auch nicht die demokratische öffentliche Meinung Euro­
pas, da man das gegenrevolutionäre und reaktionäre Bethlen-Regime 
überall gut genug kennt, nicht allein als Hort der Reaktion, sondern 
auch als eine außenpolitische Stütze des Faszismus.
Trotz des Drucks des Terrors hat die Polizei ihre internationale 
Solidarität mit dem geknechteten italienischen Proletariat in de­
monstrativer Weise bekundet. Als im Zuge der italienisch-ungari­
schen Verbrüderungen eine Delegation italienischer Faszisten nach 
Budapest kam und im Parlament erschien, hat die sozialdemokra­
tische Fraktion in lauten Rufen und in einer Rede des Abgeordneten 
Malasits gegen die Mörder Matteottis demonstriert. Eine große 
Massenversammlung in Budapest am 22. April 1928 wurde zu einer 
heftigen Kundgebung gegen den ungarischen und den italienischen 
Faszismus.
Da jedwede Tätigkeit der kommunistischen Partei durch Gesetz 
streng verboten ist, versuchten die Kommunisten wiederholt, durch 
Schaffung von Zellenorganisationen eine illegale kommunistische 
Bewegung zu schaffen. Zum Gebiet dieser geheimen Bewegung 
haben sie sich die sozialdemokratischen Partei- und Gewerkschafts­
organisationen ausersehen, einerseits deshalb, um deren Einheit zu 
sprengen, andererseits, um in diesen Fuß zu fassen und eine solche 
Organisation zu gewinnen, in der sie den behördlichen Verfolgun­
gen entgehen können. In den letzten Jahren gab es häufig kleinere
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und größere kommunistische Organisationsversuche, welchen die 
Polizei jedesmal auf die Spur kommen konnte. Über die vor Ge­
richt gestellten kommunistischen Agitatoren wurden schwere Ker­
kerstrafen verhängt. Diese Versuche hatten überdies zur Folge, daß 
die Reaktion dann noch wilder tobte und die Bewegungsfreiheit der 
Arbeiterbewegung durch Versammlungsverbote, durch die Ausdeh­
nung der Polizeiaufsicht und Einschüchterung bis zur Unerträglich­
keit einschränkte.
Oppositionelle Strömungen innerhalb der Partei laufen stets Ge­
fahr, von den Kommunisten für ihre Zwecke verwendet zu werden. 
Die kommunistischen Organisationen gaben ihren Mitgliedern die 
Anweisung, sich jede innerhalb der Partei und der Gewerkschaften 
wahrzunehmende oppositionelle Bewegung und jede Unzufrieden­
heit, die aus den besonderen gegebenen Verhältnissen entsteht, zu 
eigen zu machen.
So wird die innere Abklärung der Parteiprobleme stets gefähr­
det durch die Spaltungsmanöver von Moskau. Daß die Partei bei 
allen diesen Schrecknissen und Schwierigkeiten ihre Kräfte nahezu 
behaupten konnte, ist als ein Erfolg zu werten.
Andere Arbeiterparteien:
Kommunistische Partei (Mitgliederzahl unbekannt.) Illegal, hat bei den letz­
ten Wahlen nicht kandidiert, keine parlamentarische Vertretung. Die 
Führung der Partei lag bisher in den Händen Eugen Landlers in Wien, 
der im Frühjahr 1928 gestorben ist.
Sozialistische Arbeiterpartei: eine unter Führung von Stephan Vagi abge­
splitterte Gruppe, die auf kleine Kreise beschränkt war. In diese Gruppe 
haben die Kommunisten wiederholt einzudringen versucht und sie mit 
Zellen durchsetzt. Die Führer der Partei wurden zu längeren Freiheits­
strafen verurteilt. Seither ist ein organisatorisches Leben dieser Gruppe 
nicht mehr wahrnehmbar.
Sozialistische Emigrantengruppe Villagossag (siehe Seite IV. 157). 
Emigrantengruppe Garami-Buchinger mit dem Sitz in Wien.
Literatur:
Parteitagsprotokolle (ungarisch). Seit 2. März 1928 erscheint ein „Nach­
richtendienst der sozialdemokratischen Partei Ungarns“, der fallweise 
Informationsmaterial über die ungarische Arbeiterbewegung veröffent­
licht.
Internationale Information, insbesondere: Jahrgang 1926, 1/4, 145, 231, 258, 
271, 272, D.D. 71; 1927, 125, 132, 144, 414, 537; 1928, 16.
Bericht zum Marseiller Kongreß.
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Ungarn.
S o z ia lis tisc h e  E m ig ra n ten g ru p p e  „ V ila g o ssa g “.
Vilagossag „Emigrans Szocialista Csoport“.)
Gegründet: im Jahre 1920.
Parteivorstand: Vorsitzender: Anton Dovesak, Stellvertreter Wilhelm Böhm.
Mitglieder: Zoltan Rönai, Josef Diner-Denes, Paul Szende, Stefan Kul-
csar, Ladislaus Fenjes. Sekretär: Sigmund Kunfi.
Parteisekretariat: Dr. Sigmund Kunfi, p. A. „Arbeiter-Zeitung“, Wien V,
Rechte Wienzeile 97.
Vertreter in der S. A. I.: Kongreßdelegation.
Die Sozialdemokratische Emigrantengruppe Vilagossag hat auch 
in dieser Berichtsperiode den Kampf gegen das terroristische Re­
gime in Ungarn als ihre Hauptaufgabe betrachtet. Daneben erfüllte 
sie die Pflicht, die politischen und wirtschaftlichen Interessen der 
ungarischen Emigranten wahrzunehmen.
Die ungarische Konterrevolution hat sich in der abgelaufenen 
Periode konsolidiert, ihre Gewalt äußert sich nicht in einzelnen das 
Gewissen aufrüttelnden Handlungen, sondern in einem ständigen 
Druck, der die sozialdemokratische Politik ihres geistigen Inhalts 
zu berauben droht. Die revolutionäre Vergangenheit der ungari­
schen Arbeiterklasse und damit ihre kommenden großen Aufgaben, 
ohne die Rücksichten und Einengungen des weißgardistischen Re­
gimes aufrechtzuerhalten, als lebendiger Protest gegen die heutige 
unwürdige Lage des ungarischen Proletariats zu wirken, wurde 
damit zur wichtigsten Aufgabe der sozialdemokratischen Emigra­
tion.
Das Bündnis der konterrevolutionären Ungarn mit dem faszisti­
schen Italien und seine Unterstützung durch die konservative Re­
gierung Englands haben die internationale Bedeutung Ungarns er­
höht. Aus seiner Machtzunahme entstehen Kriegsgefahren, auf die 
ebenso wie auf die geheimen Kriegsrüstungen und die Vorbereitun­
gen zur monarchistischen Restauration nur Sozialisten die außer­
halb des Landes leben, aber mit seinen arbeitenden Massen in stän­
digem Verkehr stehen, mit genügender Klarheit die internationale 
Arbeiterklasse aufmerksam machen können. Im letzten Jahre wurde 
mit Hilfe italienischer und englischer faszistischer Kreise eine groß­
angelegte irredentistische Propaganda in die Wege geleitet, die 
ebenfalls nur vom Ausland aus mit Erfolg bekämpft werden kann, 
da jeder Widerspruch gegen diese Bestrebungen im Lande selbst 
als Hochverrat und Schmähung der Nation mit schweren Kerker­
strafen geahndet wird.
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Die Emigrantengruppe Villagossag hat an der Lösung dieser Auf­
gaben in ihrem eigenen Wirkungskreis gearbeitet. In ihrem Ver­
hältnis zu der ungarischen sozialdemokratischen Partei ist gegen­
über der vergangenen Berichtsperiode eine gewisse Entspannung 
eingetreten. Die Aufgaben und Kampfbedingungen im freien Aus­
land und im terrorisierten Ungarn sind aber so grundverschieden, 
daß es zu einer innigeren Zusammenarbeit der Emigration und der 
in Ungarn wirkenden Sozialdemokratie noch nicht gekommen ist.
Vilagossag führt auch einen regen propagandistischen Kampf 
gegen die kommunistische Emigration, die, mit sehr großen Geld­
mitteln ausgerüstet, nach der Spaltung der ungarischen Sozialdemo­
kratie trachtet.
Das geistige Zentrum der sozialdemokratischen Emigration 
blieb auch weiterhin Wien. Aber die Gestaltung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse bewirkte die Abwanderung von großen Massen nach 
Frankreich, Brasilien, Deutschland und auch die Rückkehr vieler 
Emigranten nach Ungarn. Dadurch wird die ideologische Zusam­
menfassung der sozialdemokratischen Emigration viel schwieriger 
und sie selbst tritt auch weniger in Erscheinung. Dennoch wurde 
mit großem Eifer an der sozialistischen Ausbildung der Emigranten 
gearbeitet, die früher oder später wieder in die Reihe des ungari­
schen Proletariats in Ungarn treten werden.
Die Gruppe hatte leider während der Berichtsperiode auch mit 
inneren Schwierigkeiten zu kämpfen. Alexander Garbai wurde 
wegen der Gründung einer Fraktion innerhalb der Gruppe ein­
stimmig vom Vorstand seines Amtes als dessen Vorsitzender ent­
hoben und trat deshalb mit einigen Mitgliedern aus der Vilagossag 
freiwillig aus. Obwohl es sich in diesem Konflikt nicht um prin­
zipielle, sondern um Fragen der Disziplin handelte, hat er sicher 
nicht zur Stärkung der Emigrantenbewegung beigetragen.
Ortsgruppen der Vilagossag wirken in vielen Ländern, neben 
Österreich, wo sie die besondere Unterstützung der sozialdemokra­
tischen Partei genießen, besonders in Frankreich und in Brasilien.
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Vereinigte Staaten von Amerika.
S o z ia lis tisc h e  P arte i.
(The Socialist Party.)
Gegründet: im Jahre 1901.
Parteimitgliederzahl: 15 000 (einschließlich Frauen).
Gewerkschaften: ungefähr 5 000 000 im amerikanischen Gewerkschaftsbund 
(American Federation of Labor), dem I. G. B. nicht angeschlossen. 
Jugendorganisation: 1000.
Frauenorganisation: keine besonderen Organisationen. 
Bildungsorganisation: Rand School of Social Science, New York. 
Parteipresse: 1 englisches Tagblatt: „Milwaukee Leader“, 528 Juneau
Avenue, Milwaukee, Wis., 1 italienisches Tagblatt, 1 jüdisches Tagblatt, 
1 finnisches Tagblatt und einige Wochenschriften in verschiedenen 
Sprachen.
Zentralorgan: „The Leader Appeal“, 7 East 15th Street, New York City. 
Parlamentarische Vertretung: Senat 0 von 96, Repräsentantenhaus 1 von 435. 
Wählerstimmen: Siehe ausführlich unten (allgemeines Stimmrecht für Män­
ner und Frauen vom 21. Lebensjahr an).
Ordentlicher Parteitag: alle vier Jahre, gewöhnlich im Monat Mai. 
Parteivorstand: Vorsitzender: Viktor L. Berger; Sekretär: H. Henry; Inter­
nationaler Sekretär: Morris Hillquit; Leiter der Jugendorganisation: 
Louis Robinowitz. Mitglieder: Berger, Hillquit, Hoan, Oneal, Roewer, 
Lilith Wilson, McLevy, Sharts, J. H. Maurer.
Parteisekretariat: 2653 Washington Boulevard, Chicago, Illinois U. S. A. 
Vertreter in der S. A. I.: Berger (E.), Hillquit (E.).
Die Sozialistische Partei der Vereinigten Staaten hat sich von 
den Verheerungen des Terrorismus der Regierung während des 
Krieges und unmittelbar nachher noch nicht gänzlich erholt. Das 
gleiche gilt für die Folgen der Spaltung, für welche die Kommu­
nisten verantwortlich sind. Einer der Hauptgründe, weshalb der 
Gesundungsprozeß in den Vereinigten Staaten langsamer vor sich 
ging als in den europäischen Ländern ist in der außerordentlichen 
Nachkriegsprosperität zu sehen, die sich auch in einer beträchtlichen 
Lohnerhöhung für einige Teile der Arbeiterklasse ausgedrückt hat. 
Die alles beherrschende Jagd der Mittelklasse nach dem Reichtum 
und der ständige Kampf der Arbeiter, ihren verhältnismäßig hohen 
Lebensstandard beizubehalten, haben, verbunden mit der allgemei­
nen Enttäuschung über die Ergebnisse des Krieges, der „die Demo­
kratie retten“ sollte, eine Atmosphäre von krassem Materialismus 
erzeugt, wie sie selbst in den Vereinigten Staaten, diesem materia­
listischsten aller Länder, bisher unbekannt war. Die Periode der 
acht Jahre seit dem formellen Friedensschluß ist eine der tiefsten 
politischen und geistigen Indifferenz und des allgemeinen Zynismus 
gewesen. Daraus erklärt sich der Wahltriumph solch farbloser Per­
sönlichkeiten wie der Präsidenten Harding und Coolidge, daraus 
auch der Rückgang aller radikalen, humanitären und idealistischen 
Bewegungen, darunter auch der Gewerkschaftsbewegung und des 
Sozialismus.
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Aber diese allgemeine Reaktion konnte nicht ewig dauern. Schon 
beginnen wir die unverkennbaren Anzeichen einer endgültigen 
Wendung zu erblicken. Das Schlaraffenland, in dem das amerika­
nische Volk seit dem Kriege gelebt hat, bricht unaufhaltsam zusam­
men. Der Geist der Unzufriedenheit und der kämpferischen Oppo­
sition erwacht allmählich bei der Arbeiterschaft.
Viele Ursachen tragen zu dieser Haltungsänderung bei. Die viel­
gerühmte amerikanische Prosperität, welche niemals für sämtliche 
Schichten der Arbeiterschaft galt, geht langsam, aber sicher zurück. 
Das System der „Rationalisierung“ oder der wissenschaftlichen Be­
triebsführung hat in der amerikanischen Industrie die Produktivität 
der Arbeitskraft ohne eine entsprechende Ausdehnung des Marktes 
erhöht, sodaß als Endresultat Millionen von Arbeitern „überflüssig“ 
geworden sind. Die Arbeitslosigkeit nimmt beunruhigende Dimen­
sionen an. Die Zahl der stellenlosen Arbeiter wird verschieden 
zwischen 3 und 5 Millionen geschätzt. Das bedeutet natürlich eine 
ständige und ernsthafte Bedrohung des gegenwärtigen Lebens­
standards der amerikanischen Arbeiter. Bereits sind die Löhne in 
einigen Industrien gekürzt und Streiks gegen den Lohnabbau 
verloren worden. Ein bekanntes Beispiel dafür ist der Fall der 
Kohlenbergarbeiter, die nun schon ein ganzes Jahr streiken und 
doch trotz ausdauernden und heldenhaften Kampfes ihre Schlacht 
zu verlieren scheinen.
Politisch haben die herrschenden Klassen überhaupt jedes Maß 
verloren. Die passive Haltung der Arbeiter ausnützend haben die 
Gerichtshöfe ein lebenswichtiges Arbeitsgesetz nach dem andern 
aufgehoben unter dem Vorwand, daß sie gegen die Verfassung ver­
stoßen, unsere gesetzgebenden Behörden haben sich gegenüber 
allen Forderungen der Arbeiter nach gesetzlichem Schutz taub er­
wiesen und die Verwaltung, die nationale wie die lokale, die repu­
blikanische wie die demokratische, gibt sich kaum die geringste 
Mühe, ihre Mißwirtschaft und ihre schrankenlose Korruption zu be­
mänteln.
Die Sozialistische Partei, die praktisch die einzige ernste Oppo­
sitionspartei der Vereinigten Staaten ist, hat diese Erscheinungen 
und den aufsteigenden Geist der Unruhe voll ausgenützt. In zahl­
reichen öffentlichen Erklärungen und Kundmachungen, in ihrer 
Presse, in Versammlungen und Demonstrationen hat sie die reak­
tionäre und korrupte Politik der herrschenden Klassen und ihrer 
politischen Parteien angeprangert und die Arbeiter aufgefordert, sich 
um ihr Banner zu scharen. Das Echo war im ganzen durchaus er­
freulich und hat sich in einer Zunahme der Mitgliedschaft ausge­
drückt, wie auch in einer freundschaftlicheren Haltung der Gewerk­
schaften und in verschiedenen anderen Anzeichen.
Bei den diesjährigen Präsidentschaftswahlen wird die Sozialisti­
sche Partei zum ersten Male seit acht Jahren offiziell und unab­
hängig mitmachen. Zum letzten Male hat die Partei 1920 eine un­
abhängige Präsidentschaftskampagne geführt, wobei ihr Kandidat,
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Eugene V. Debs, der damals wegen seiner Kriegsgegnerschaft zu 
zehn Jahren Gefängnis verurteilt im Gefängnis sah, ungefähr eine 
Million Stimmen erzielte. Im Jahre 1924 unterstützte die Sozialisti­
sche Partei die Kandidatur des verstorbenen Robert M. La Follette, 
der durch die organisierte Arbeiterschaft aktive Hilfe erfuhr.
Dieses Jahr nominierte die Sozialistische Partei in einem gutbe­
suchten und enthusiastischen Parteikongreß Norman Thomas als 
Präsidentschaftskandidaten und James H. Maurer als Kandidaten für 
die Vizepräsidentschaft der Vereinigten Staaten. Beide Kandidaten 
sind ausgezeichnete Genossen und in der Arbeiterbewegung gut be­
kannt und geschätzt. Organisationen, die für sie arbeiten, bestehen 
schon in fast allen 48 Staaten der Union oder werden eben gebildet. 
Die Partei hat eine sehr ausgedehnte Kampagne vorbereitet und ist 
zuversichtlich über ihre Aussichten. Gleichzeitig hat sie ihre O r­
ganisation in einem weitherzigen Sinne abgeändert und die Zu­
lassung neuer Mitglieder erleichtert. Da alle diese Maßnahmen erst 
in der jüngsten Zeit getroffen wurden, kann über ihre Auswirkungen 
noch nichts berichtet werden. Wir hoffen, nach der Wahl vom No­
vember einen beträchtlichen Fortschritt melden zu können.
In der bevorstehenden Präsidentschaftskampagne wird die So­
zialistische Partei die einzige ernste politische Partei der Arbeiter­
schaft sein. Die Farmer Labor Party, die eine Zeitlang stark zu 
wachsen schien, hat eigentlich aufgehört zu leben. Sie besitzt keine 
wirkliche Organisation außerhalb des Staates Minnesota und wird 
nicht versuchen, einen Präsidentschaftskandidaten aufzustellen. Die 
Socialist Labor Party ist ein historisches Überbleibsel der alten 
Partei dieses Namens, die ihre aktive Laufbahn 1900 abschloß. Sie 
hat nur eine Handvoll Mitglieder und weder politische Stärke noch 
Einfluß.
Die Workers’ Party (Arbeiterpartei), wie sich die kommunisti­
sche Organisation der Vereinigten Staaten offfiziell nennt, hat zwar 
Kandidaten für die Präsidentschaft und die Vizepräsidentschaft auf­
gestellt, aber man kann mit Sicherheit Voraussagen, daß sie nur eine 
sehr unbedeutende Stimmenzahl erreichen wird. Zwar waren die 
amerikanischen Kommunisten in der Vergangenheit stark genug, um 
Uneinigkeit unter den Arbeitern ausländischer Abstammung zu säen, 
und in der sozialistischen und Arbeiterbewegung beträchtlichen 
Schaden anzurichten, aber sie waren vollständig außerstande, eine 
unabhängige politische Organisation aufzurichten oder überhaupt 
irgend etwas Aufbauendes zu leisten. Ungefähr vor zwei Jahren 
brachten sie es fertig, einige wichtige Gewerkschaften in der Nadel­
industrie in ihre Hände zu bekommen, aber ihre Leitung war so 
dilettantisch und unheilvoll, daß sie bald wieder vor die Tür 
gesetzt wurden. Heute sind sie in der Arbeiterbewegung vollständig 
diskreditiert und haben in der amerikanischen Politik keinen Boden 
mehr.
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Etwas weniger als die Hälfte der gesamten Mitgliedschaft der 
sozialistischen Partei ist in Sektionen Fremdsprachiger organisiert: 
finnische, jugoslawische, jüdische, italienische und litauische. Was 
die farbigen Arbeiter anbetrifft, so hat sich die Partei gegen ihren 
Ausschluß aus den großen Gewerkschaften der weißen Arbeiter aus­
gesprochen.
Die parlamentarische Tätigkeit der Partei ruht hauptsächlich auf 
den Schultern von Victor L. Berger, ihrem einzigen Vertreter in der 
Nationalen Legislative. Er hat im Kongreß Vorschläge eingereicht: 
für die Aufhebung des Gesetzes über Spionage, für Altersrenten, für 
die Abänderung der unmenschlichen Bestimmungen der Einwan­
derergesetzgebung, für die Freilassung aller politischen Gefangenen 
und ihre Wiedereinsetzung in die vollen staatsbürgerlichen Rechte 
usw. Diese Anträge haben dem Sozialistischen Programm eine be­
trächtliche Beachtung bei der öffentlichen Meinung verschafft, ob­
schon sie im Kongreß keinen Erfolg hatten. Berger hat ferner einen 
Antrag eingereicht, in dem eine Untersuchung des Prozesses und 
der Verurteilung von Sacco und Vanzetti verlangt wurde. Die So­
zialistische Partei spielte bei den Bestrebungen, die Hinrichtung der 
beiden zu verhindern, eine führende Rolle. In diesem Zusammen­
hang forderte die Internationale am 9. August 1927 Präsident Cool- 
idge telegraphisch auf, die Hinrichtung von Menschen nicht zu ge­
statten, von deren Unschuld mehr als die halbe Welt überzeugt ist.
Am 20. Oktober 1926 verlor die Partei ihren altbewährten Führer 
Eugene V. Debs, der 1901 einer ihrer Gründer gewesen war. Bei der 
Beerdigung sprach Hillquit im Namen der Internationale, welche 
der Partei ein Beileidstelegramm übermittelt hatte. Als Nachfolger 
für Debs wurde Genosse Berger zum Präsidenten der Parteiexe­
kutive gewählt. Am 20. Oktober 1927, ein Jahr nach dem Tode von 
Debs, veranstaltete die Partei einen „Debs-Gedächtnistag“, der eine 
Reihe von besonderen Propagandaversammlungen bis zum 5. No­
vember, dem Geburtstag von Debs, einleitete.
Man war bemüht, Jugendorganisationen zu bilden. Es gibt nun 
eine kleine Kerngruppe von tausend Mitgliedern, in mehreren Staa­
ten organisiert: die Young People’s Socialist League.
Auf internationalem Gebiet hat die Partei ihre Solidarität mit 
den Arbeitern Chinas und Mexikos erklärt und in einem Manifest 
vom Januar 1927 die Haltung der amerikanischen Regierung gegen­
über Nikaragua gebrandmarkt und Bauern, Arbeiter und alle frei­
heitsliebenden Amerikaner aufgefordert, eine konstruktive und 
demokratische Außenpolitiik zu erkämpfen, als deren Grundsatz das 
Prinzip der „Nichteinmischung“ anzusehen ist. Die Partei hat die 
von den Vereinigten Staaten angewendete Methode der Regelung 
der Kriegsschulden auf willkürlicher Basis und mit Begünstigung 
reaktionärer Regierungen abgelehnt.
Bei den Wahlen von 1926 hatte die Partei Kandidaten in 24 
Staaten: Victor L. Berger wurde in Milwaukee in den Kongreß ge­
wählt und die Sozialistische Stimmenzahl in New York erreichte
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50,930 was einen Zuwachs von 33% seit 1924 bedeutet. Die städ­
tischen Wahlen vom November 1927 zeigten ebenfalls einen be­
trächtlichen Fortschritt der sozialistischen Organisationen. In New 
York City stiegen die sozialistischen Stimmen um 7000, und das Er­
gebnis bei der Wahl des Gouverneurs des Staates New York war 
für die Sozialisten um 4000 Stimmen günstiger als 1926. Im großen 
Bergarbeiter-Zentrum von Reading im Staate Pennsylvania ist die 
Stadtverwaltung zum ersten Male in die Hände der Sozialisten ge­
kommen. Ihr Kandidat wurde Bürgermeister.
Andere Arbeiterparteien:
Die Farmer Labor Party, 1919 gegründet. Keine Vertretung im Kongreß. 
Workers’ Party, von den Kommunisten im Dezember 1921 gegründet: die 
offizielle Komunistische Organisation. Nach kommunistischen Angaben 
12 000 Mitglieder. Keine Vertretung im Kongreß.
Socialist Labor Party, 1888 gegründet.
Literatur:
American Labor Year Book: 1926, 1927, 1928. Report of Party Convention 
of 1928 (Parteitagsbericht 1921), herausgegeben von der Socialist Party. 
„Walls and Bars“ von Eugene V. Debs, herausgegeben von der Socialist 
Party.
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A n m e rk u n g  16. —  ») In  d e r  M itg l ie d e rz a h l d e r  P a r te i ,  R u b rik  e , n i c h t  e in b e g r if fe n . —  i«) Im  e r s te n  W a h lg a n g . —  u )  P e r  1. X. 1927. —  12) D a v o n  in  P a lä s t in a  40 0 0 , 
in  A m e rik a  6000 , in  E u ro p a  12500.
ZUR S P E Z IA L Ü B E R S IC H T .
13) G e w e rk sc h a fte n  a ls  K o lle k tiv m itg l ie d e r. —  i«) 113 v o n  d e n  160 A b g e o rd n e te n  d e r  A rb e ite rp a r te i s in d  in d iv . M itg l ie d e r  d e r  I. L. P . 29 d a v o n  w a re n  v o n  d e r  I. L. P . 
s e lb s t  n o m in ie r te  K a n d id a te n . —  i6) M it P . P . S . g e m e in s a m  a m  14. M ärz  1928 in  O s tsc h le s ie n . —  16)  B in  T e il d e r  U. S . P . h a t  sich  1928 m it d e r  P . P . S . v e re in ig t , s o -  
d a ß  d e rz e it  k e in e  Z a h le n a n g a b e n  m ö g lich .
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